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Ein lei tun g. 
§ 1. Das Problem und seine Methode im historischen 

Materialismus. 
In dem Augenblick, da infolge des niilitärischen Zusammen

bruchs in Rußland, Deutschland, Österreich und Ungarn die 
politische Macht dem Sozialismus in den Schoß fiel, erhob sich 
aus den Tiefen dieses so wohldurchdachten und wissenschaftlich 
so gründlich vorbereiteten politischen Systems ein gewaltiges 
Problem, das immer dringlicher nach einer klaren, eindeutigen 
Lösung ruft. Nicht um eine theoretische Zeit- und Streitfrage 
handelt es sich, deren befriedigende Beantwortung noch zum 
vollendeten Ausbau des sozialistischen Lehrgebäudes fohlt, son
dern um eine prinzipielle Frage, deren praktische Bedeutung 
gar nicht überschätzt werden kann, weil sie die sozialistische 
Partei schon nach ihrem ersten Schritt zur Macht verhäugnisvoll 
gespalten hat. Es ist die Frage nach dem Verhältnis des Sozia
lismus zum Staat. Nicht nur "Clie grundsätzliche Verneinung oder 
Bejahung des Staates, sondern auch, ob der Staat eine endgültige 
Organisationsform oder eine bloße Übergangserscheinung, und 
vor allem : welches die der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
adäquate Staats~ und Regierungsform sei, steht im Zweüel. 

Daß dieses Problem, dessen Lösung die wichtigste V ora.us
setzung für die positive Arbeit am Tage nach der program
matischen Eroberung der politischen Macht zu sein s~heint, ge
rade im kritischesten Augenblick erst zur Diskussion gestellt 
wird, das hat seinen letzten Grund in der Eigenart des an der 
materialistischen Geschichtsauffassung orientierten sozi:1 l istischen 
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Denkens. So klar und bestimmt das politische Programm war, 
das die sozialdemokratische Partei tür ihren Kampf um die poli
tische Macht im Gegenwartsstaat entwickelt hatte, so unklar und 
unhestirnmt blieb alles, was sich auf den „Zukunftsstaat", d. h. 
auf die Zeit nach der. Eroberung der politischen Ma-::ht durch 
das Proletariat, bezog. Als mit den Prinzipien des „wissenschaft
lichen" Sozialismus für unvereinbar und daher als „utopisch" 
wurde jeder Versuch einer näheren Darstellung desjenigen Ge
sellschaftszustandes abgelehnt, für den die Partei mit stetig wach
sendem Erfolg kämpfte. Bekannt ist die Erklärnng LIEBKNECHTS 

in der sog. ,,Zukunftsstaatsdebatte" des Deutschen Reichstag~ . .im 
Jahre 1893: Der Zukunftsstaat sei „in gewisser Beziehung" ein 
Ideal, aber die „ Wissenschaft" habe niemals mit ihm etwas zu 
tun gehabt. ,, Unsere Partei, die sozialdemokratische Partei, hat 
niemals die Utopie ein~s Zukunftsstaates in ihr Programm auf
genommen.". Gedanken darüber seien „Pbantasiestücke und nichts 
weiter". Und zu dieser Position glaubte sich die sozialdemokra
tische Parteitloktrin durch die von MARX und ENGELS vertretene 
Lehre gedrängt: die sozialistische Gesellschaftsordnung könne 
nicht auf Grund eines vorgefaßten Planes geschaffen werden, 
sondern müsse sich gemäß den wirkendep Pr-0duktivkräften aus 
der kapitalistischen Gesellschaft e n t w i c k e l n ; sie sei n~cht ein 
aus sittlichen Gründen anzustrebendes Ideal, sondem das n a tu r~ 
notwendige resultierende Ergebnis eines gesetzmäßig ablaufen
den sozialen Prozesses 1). - Welch seltsame· Vermengung eines 

1) Vgl. z.B. die Bemerkung, mit. der ENGELS den Unterschied des deut
schen wissenschaftlichen Sozialismus von der Lehre PROUDHONs charakterisiert. 
„PROUDHON de.gegen stellt an die heutige·Geeellschaft die Forderung, sich 
nicht nach den Gesetzen ihrer eigenen &twicklnng, sondern nach den Vor
schriften der Gerechtigkeit ... umzugestalten. Wo wir beweisen, predigt und 
lamentiert PROUDHON." (Zur Wohnungsfrage, Sozialdeui. Bibi. XIII. S. 61.) 
ENGELS' verwirft hier zwa.r den Soll-Standpunkt PROUDHONB; aber in seiner 
Schrift »Der Ursprung der Familie., des Eigentums und des Staates" (6. Aufl. 
1894, S. 187) eagt er im Anschluß an die Behauptung, daß die moderne 
Zivilisation der einen Klasse alle Rechte, der anderen aber alle Pflichten zu
weise: »Das 8 o 11 aber nicht sein.· Was für die herrschende Klasse gut ist,, 
soll gnt, sein für die ganze Gesellscha?t ... " Pas Gleichheitsideal bricht 
eben im1J1er wieder durch. Aaf den Witlersprnch zwischen Moralismus und 
Amoralismua im Marxismus hat sehr treff'eud aufraerksam gemacht MASARYK, 

Die philosophischen und soziologischen Gmndlagen des Manismus, 1899. 
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tbeoretisch-explikativen mit einem praktisch-politischen Gesir.bts-
1111nkt ! E-s mag für eine die gesellschaftlichen Erscheinungen 
erklärende Soziologie durchaus richtig, Ja im Grunde· genommen 
selbstverständlich sein, daß sie einen gesetzmäßigen Ablauf der 
Erschei_nnngen aufzu,:eigen versucht, ja sie ist gar uicltt imstande, 
irgendeinen. Zustand anders als naturnotwendig determiniert 1.u 
erkennen, sofern sich ihre Erkenntnis ausschließlich und allein 
in den · F'ormen der Kausalität vollzieht; wenn auch schon prin
idpielle Bedenken dagegen sprechen, über die Erklärung des 
naturnotwendig Gewordenen l1ioaus eine Vorhersage des künftig 
Werdenden zu wagen, zumal auf einem Gebiete, auf dem die 
1leterminierenden Elemente keineswegs BO leicht zu übersehen 
i!ind, wie etw;,1 auf dem der Astronomie. Allein es ist ein geradezu 
tragischer Methodensynkretismus, die radikalste Verwischung der 
Grenzen zwischen Wirklichkeit und Wert, wenn der Politiker 
für das Programm seines Wollens und Handelns, auf die Frage 
nach de!\l, was er soll, na,ch dem Zweck seines Strebens, sich 
bei einer Antwort beruhigt, die allein der erklärenden Wissen
achaf't llUf ihre Frage nach dem Sein ·und Werden gegeben ist. 
Niemals kann die Frage nach dem richtigen Ziel des Handelns 
beantwortet werden durch die . Erkenntnis dessen, ~as geschieht 
und vieUeicht; mntmaßlich, wahrscheinlich geschehen wird. Es 
ist ein Zufall -'-- und zwar ein Zufall, der zu einer gewissen 
Skepsis gegenü.ber einer „naturwissenschaftlichen" Forschung. ver
anlassen sollte - wenn das vom Standpunkte der sittlichen oder 
politischen Wertung gesetzte Ziel inhaltlich völlig übereinstimmt 
mit dem vom Standpunkt der Wirklichkeitserkenntnis als kausal 
determiniert angenommenen Ergebnis einer künftig naturnot„ 
wendigen Entwicklung. Man kann häufig beobachten, daß ge
rade die höchsten Werte. der Menschen in ihrer Ideologie da~ 
Gewand der Wirklichkeit anlegen und den Schein des Wider~ 
~pmches zur sieht- und greifbaren Gegenwart nur dadurch ver-
1ueiden, daß die behauptete Wirklichkeit in die Vergangenheit 
oder Zukunft verlegt wird. Dabei ist es im Grunde genommen 
nur eine Frage des Temperaments, die Frage einer pessimistischen 
oder optimistischen Lebensanschauung, ob man vom Ideal, vom 
gold~nen Zeitalter mit den Wor,en·spricbt: Es war einmal, oder: 
Es wird einmal sein. So wie etwas wertvoll und erstrebenswürdig 

. 1 .. 
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bleibt, auch wenn seine Realisierung sieb als unmöglich er
weisen sollte, so ist es für den Wert und die Richtigkeit eines 
'Zieles gleichgültig, ob seine Verwirklichung unvermeidlich 
erscheint. Selbst die Beobachtung der stärksten Entwicklungs
tendenzen zu einer sozialistischen Gesellschaftsordnung -- und 
wer könnte diese leugnen, wer aber siclr der Erkenntnis ver
schließen, daß auch Gegenkräfte im Spiele sind und unvoraus
.sehbare gesellschaftliche Kräfte noch künftig in die Erscheinung 
treten können - ist nicht imstande, den Sozialismus als poli
tisches Programm, als Ziel des Wollens und Handelns zu recht
fertigen. Und auch dasjenige Wollen und Handeln, das sich in 
seiner Ideologie nach rein sittlichen Prinzipien orientiert, erscheint 
vom Standpunkt soziologisch-naturwissenschaftlicher Betrachtung. 
als kausal determiniert. 

Die Theorie. des Sozialismus entstand in einer Zeit, da die 
Naturwissenschaft auf der Höhe ihrer Erfolge stand. Ihre Metho
den wurden für die Methoden der Wissenschaft überhaupt, ja 
aller Wahrheit und Richtigkeit schlechtweg gehalten. Daraus 
erklärt sich die - heute schon seltsam anmutende - Tatsache, 
daß ein politisches System, in dessen Mittelpunkt ein der Wirk
lichkeit entgegengestellter Wert aufgerichtet und das aus der 
moralischen Empörung gegen die schmachvolle Ungerechtigkeit 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung entstanden ist, daß eine 
geistige Bewegung, deren gewaltiger, stetig wachsender Strom 
aus tief sittlic!:ien Quellen gespeist wird, und deren Begründer -
MARX und ENGELS - von einem seltenen sittlichen Pathos er
füllt waren, im Gewand einer „wissenschaftlichen", d. h. natur
wissenschaftlichen und darum wertfreien Terminologie auftritt. 
Daraus erklärt sich auch, daß trotz der ängstlichen Zul'iickhaltung 
jedes Werturteils über den künftigen, anzustrebenden Zustand, 
den man womöglich vermied, als wünschenswert oder gar als 
ideal zu bezeichnen, die sozialistische Literatur durchtränkt ist 
von -,iner rückhaltlosen, vernichtenden Kritik des bestehenden 
Zustandes, einem negativen Werturteil, das ohne einen -: wenn 
auch nur stillschweigend vorausgesetzten - positiven Wert
maßstab gar nicht denkbar wäre. Und darum ist es nicht ein 
Widerspruch, ist es nur das gelegentliche Zersprengen einer in
haltslos gewordenen Terminologie, .wenn trotz des berühmten 
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Wortes von MARX: Die Arbeiterklasse bat keine Ideale zu er
füllen 2), Marxens getreuester Interpret KARL KAUTSKY in dem 
Buch·e »Das Erfurter Programm" das Kapitel über den »Zukunfts
staat" mit den begeisterten Worten schließt: Glücklich jeder, 
dem es bescuieden, seine Kraft einzusetzen im Kampfe für die 
Verwirklichung dieses herrlichen Ideals" 3)! 

Es ist müßig zu untersuchen, ob die Vorstellung von der 
naturnotwendigen Entwicklung zum Sozialismus wegen der darauf 
gegründeten felsenfesten Überzeugung von der einstigen Erfüllung 
der proletarischen Sehnsucht der politischen Bewegung mehr ge
nützt als wegen der mit solcher Vorstellung verbundenen Gefahr 
der Passivität geschadet bat. Sicher ist, daß die „ Wissenschaft
lichkeit" des Sozialismus in seinem Aktionsprogramm eine sehl' 
empfindliche Lücke offen ließ. Früher als die theoretische Be
trachtung der gesellschaftlichen Entwicklung annahm, hat diese 
die schöpferische Arbeit an der Grundlegung des „Zukunftsstaates" 
notwendig gemacht. Die Tatsachen zwingen heute den Sozialis
mus, sich zum Werte des Staates zu bekennen oder ihn als Un
wert abzulehnen und im ersteren Falle zwischen verschiedenen 
Wertmöglichkeiten, die der Staat bietet, zu entscheiden. 

s 2. Der Begriff' des Staates. Das politische Mittel 
u ri d d er ö k o n o m i s c h e K l a s s enge gen s atz. 

Bei der überaus schwankenden Bedeutung des Wortes »Staat" 
in der· parteipolitischen Literatur und insbesondere auch in der 
Literatur deR Sozialismus ist es unvermeidlich, einer Untersuchung 
über das Verhältnis des Sozialismus zum Staate -eine Feststellung 
des fraglichen Begriffes vorauszuschicken. Nicht etwa, um eine 
neue Erkenntnis zu begründen, sondern um fline terminologisch 
fest umiwhriebene Grundlage der Diskussion zu schaffen. 

2) Der Bürgerkrieg in Frankreich. 3. Aufl. S. 50. Der bertihmte, vielzitierte 
Passus beginnt mit den Worten: ,Sie ldie Arbeiterklasse) hat keine fix und 
fertigen Utopien durch VolkBbeschluß einzt1fübren ... , eie bat keine Ideale 
zu verwirkliLhen.~ Und noch in demseiben Atemzuge, in dem jeder Wert
gesichtspunkt abgelehnt und nur die historische Notwendigkeit betont wird, 
heißt es: "Im vollen Bewußtsein ihrer geschichtlichen Sendung und mit dem 
Heldenentacblusse, ihrer würdig zu handeln, kann die Arbeiterklasse . . . '" 
Und ao rekurriert schließlich MARX selbst auf das Heldeni.deal. 

S) 7. Aufl. 1906, S. 167. 
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Die moderne Staatslehre veri;teht :inter „Staat" einen Herr
schafts verband. • Dass es sich um eine herrschaftlich organi
sierte Gebiets k.örperscbaft handelt, kommt im folgenden nicht 
weiter in Betracht. Auch ist hier gleichgültig, ob diese Gebiets
körperschaft als souverän vorausgesetzt werden muß oder nicht. 
Entscpeidend ist allein der Herrschaftscharakter. Das be
deutet aber zunächst nichts anderes, als daß die Ordnung mensch
lichen Zusammenlebens, die man als Staat zu bezeichnen pflegt, 
eine Zwangsordnung ist, und daß diese Zwangsordnung - was 
allerdings die herrschende Lehre nicht klar erkannt und auch 
nicht aur;gesprochen hat - mit der Rechtsordnung zusammen
fällt. 

Es ist selbstverständlich, daß jede Herrschaft, jeder Zwang 
von Mensch zu ?tfensch, nicht als Selbstzweck, .sondern um eines 
l:i''remdzweckes wiHen geübt wird, dem gegenüber Herrschaft oder 
Zwang nur als Mittel in Betracht kommen; und dieses Mittel kann, 
weil mit dem. Freiheitswert in Widerspruch, nur gerechtfertigt 
werden, · sofern es als unvermeidbar, als zur Erreichung des 
über den Freiheitswert gestellten Ordnungszweckes für notw1;ndig 
erkannt wird. Die „Staat" oder „Rechtsordnung" genannte Herr
schaft, dieser sog. ,,Zwangsapparat", ist also nicht durch seinen 
sozialen Zweck oder ~ was dasselbe ist

1 
- durch seinen I 11-

h a \ t charakterisiert. Es handelt sich um eine spezifische Form 
des gesellschaftlichen. Lebens, die sehr varia.ble Inhalte aufnehmen 
kann, um ein Mittel gesellschaftlicher Technik, mit dem die 
verschiedensten Zwecke verfolgt werden können. Sicherlich kann 
der moderne Staat als ein Mittel zum Zweck wirtschaftlicher 
Aus b e u tu u g einer Klasse durch die andere angesehen werden. 
Allein unrichtig wäre es, die wirtschaftliche Ausbeutung oder 
die Aufrechterhaltung des Klassengegensatzes aJs das Wesen. des 
Staates überhaupt zu bezeichnen. Denn erstlich hat es Staaten, 
d. h. Herrschaftsorganisationen, gegeben, als deren wesentlicher 
Inhalt sich die wirtschaftliche Ausbeutung nicht nachweisen läßt; 
dann ist auch die wirtschaftliche Ausbeutung keineswegs der 
einzige Zweck des modernen Staates. Vor allem ist aber eine 
staatliche Organisation denkbar, die nicht nur einen ganz anderen 
Inhalt aufweist, als den der wirtschaftlichen Ausbeutung, sondern 
sogar die Ver hin der u n g der wirtschaftlichen Ausbeutung be-
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zweckt. Ja, es kann behauptet werden, daß n 1tr eine Zwangs
ordnung jenen Zustand der Ausbeutung zu verhindern imstande 
ist. Man vergesse nicht, daß die kapitalistische Wirtschafts
ordnung gerade auf dem Boden der staatsfeindlichen, hart an 
den Anarchismus grenzenden Theorie des Liberalismus entstanden 
und in der staats freien Sphäre ökonomischer Kräfteentfaltung 
am stärksten gediehen ist. Sicherlich hat auch die auf' ein Mini
mum reduzierte Rechtsordnung des liberalen Staates die Funktion, 
eine herrschende Klasse in der Ausbeutung des Proletariates zu 
Nichern. Allein je tiefer die staatliche Herrschaftsorganisation 
währeµd des letzten Jahrhunderts in den Körper der Gesellschaft 
eindrang, je mehr gewh1se, bisher der freien Willkür überlassene 
Roziale Beziehungen zum Inhalte der rechtlichen Zwanf,"SOrdnung 
wurden, desto größer wurde auch das Geg;engewicht, das dem 
- im freien, Spiel der wirts<;haftlichen Kräfte hemmungslos sich 
verschärfenden - Klassengegensatz geschaffen wurde. Gewiß 
hat auch die sozialpolitisclie Gesetzgebung der letzten Jahrzehnte 
den Klassengegensatz und die wirtschaftliche Ausbeutung nicht 
grundsätzlich beseitigen können. Aber sie zeigt, daß das poli-

. tiscbe Mittel, d. h. der Staat, geeignet ist, in der R ich tu n g 
der Aufhebung des Klassengegensatzes zu wirken, daß es nur 
auf den Inhalt der staatlichen Zwangsordnung ankommt, bis zu 
welchem Grade die kapitalistische Wirtschaftsordnung - die ihrem 
Wesen nach außerstaatlicher Herkunft ist - verdrängt und durch 
eine andere ersetzt werden kann. 

Es ist darum unzulässig, wenn in der sozialistischen Literatu.r 
der Begriff des Staates mit dem des Ausbeuterstaates, des Staates 
der Klassenherrschaft identifiziert wird. Dies widerspricht nicht 
nur dem Wesen der Sache, sondern kann - auch als bloße 
Terminologie - nicht aufrecht erhalten werden. Das wird im 
folgenden noch näher zu zeigen sein. Etwas anderes wiire es, 
wenn die materialistische · Geschichtsauffassung die These ver
treten könnte, daß politische Herrschaft, daß Zwangsordnung 
überhaupt nur unter der Bedingung der wirtschaftlichen Aus
beutung, nur bei Aufrechterhaltung des Klassengegensatzes mög
lich sei. Ob und inwieweit sie dies tut und mit welchem Erfolge, 
wird noch zu untersuchen sein. 
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I. Kapitel. 

Das Kommunistische Manifest. 

§ 3. Der proletarische Klassenstaat als vorläufiges 
Ziel der sozialistischen Revolution. 

Bis vor kurzem noch war es allgemeine Lehrmeinung, daß 
sieh der Sozialismus vom Anarchismus durch .die prinzipielle 
Stelhmg zum Staat unterscheide. Während der erstere seine 
Gesellschaftsordnung auf irgendeine Art Rechtszwang begründe, 
lehne der letztere jeden solchen Rechtszwang grundsätzlich ab'). 
Soolle der eine das Gleichheitsprinzip, so stelle der andere das 
Freiheitsprinzip in den Vordergrund. Indes schon das Kommu
nistische Manifest von MARX und ENGELS, diese theoretische 
Grundlage des modernen Sozialismus ~ so wie er von der inter1 

nationalen Sozialdemokratie vertreten wird -, rechtfertigt keines
wegs diese prinzipielle Scheidung beider politischen Theorien. -
Eine wesentliche Voraussetzung für den Begriff des Staates 
ist dessen deutliche Abgrenzung gegenüber dem der Ge s e 11-
s c h a ft. Es ist schon sehr bezeichnend, daß das Kommunistische 
Manifest - und mit ihm die ganze sozialistische Literatur. -
diese Grenzlinie zwischen Staat und Gesell_scbaft gerade dann 
zu verwischen geneigt ist, wenn vom Zukunftsstaat die Rede 
ist. Mehrmals spricht es von „Gesellschaft" oder „gesellschaft
lichen Funktionen", wenn dabei offenbar an „Staat" und „staat
liche" Funktionen, d. h. an eine Zwangsordnung, gedacht ist: so 
-z. B. wenn gesagt wird, daß an Stelle der „häuslichen Erziehung 
die gesellschaftliche" zu setzen sei. Und ebenso verwendet das 
Kommunisliscbe Manifest an Stelle des Begriffes „Staat" gelegent
lich auch den der „Nation", so dort, wo ausgeführt wird, daß 
das Proletariat sich durch die Eroberung der politischen Macht 
zur „nationalen Klasse erheben und sieb selbst als Nation kon
stituieren muß". 

· Die Eroberung der politischen, d. h. staatlichen Macht durch 
das Proletariat und die Errichtung ~ines Staates, in dem die 

4) Vgl. dazu z.B. DIEHL, 'Ober Sozialismus, Kommunitlllus und Anar
chismus. 2. Aufl. 1911. S. 6, 173. 
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bisher beherraohte Klasse die Führung hat, das ist aber zweifel
los als das Ziel der proletarischen Bewegung aufgezeigt. Aller
dings nur als ein vorläufiges Ziel. Ausdrtioklioh sagt das 
Kommunistische Manifest, so oft es davon spricht, dass nur ~der 
nächste Zweck der Kommunisten" derselbe sei wie der aller 
übrigen pr9letarischen Parteien, nämlich die Eroberung der po
litischen Macht, daß das Proletariat nur „zunächst sich die 
politische Herrschaft erobern" solle, ,, daß der erste Schritt in 
der Arbeiterrevolution die Erhebung des Proletariates zur herr- · 
sehenden Klasse" sei. Was der nächste oder gar der letzte 
Schritt sei, darauf wird später zurückzukommen sein. Darüber 
läßt allerdings das . Manifest keinen Zweifel, daß dieser erste 
Schritt zu einem Staate führt. 

Der Weg zu diesem vorläußgen Ziele ist der_ Klassenkampf. 
„Jeder Klassenkampf ist aber ein politischer Kampf", sagt das 
Manifest, d. h. aber: ein Kampf u.m die Herrschaft im Staate. 
Und daß dieser Kampf im Sinne des Kommunistischen Manifestes 
nicht mit frfadlicben 'Mitteln, sondern r e v o I u ti o när, d. h. mit 
Ge w a I t anwend u n g, zu führen sei, kann ernstlich nicht be
zweifelt werden. ,,Indem wir die allgemeinsten Phasen der Ent
wicklung des l'roletariats zeichneten, verfolgten wir den mehr 
oder. weniger versteckten Bürgerkrieg innerhalb der bestehenden 
Gesellschaft bis zu dem Punkte, wo er in eine offene Revolution 
ausbricht und durch den gewaltsamen Sturz der Bourgeoisie d:is 
Proletariat seine Herrschaft begründet." In dem Abschnitt, der 
der kritischen . Auseinandersetzung mit der sozialistischen und 
kommunistischen Literatur gewidmet ist, stellt sich das Manifest 
in einen bewußten Gegensatz zu jenen kommunistischen und 
sozialistischen Systemen, die „alle politische, namentlich alle 
revolutionäre Aktion" ,, verwerfen" und „ ihr Ziel auf friedlichem 
Wege" durch die Macht des „Beispiels" erreichen wollen. Und 
in den gewaltigen Schlußworten des Manifestes erklären die 
Kommunisten offen und unzweideutig, "daß ihre Zwecke nur 
erreicht werden können durch den gewaltsamen Umsturz aller 
bisherigen Gesellschaftsordnung. Mögen die herrSchenden Klassen 
vor einer kommunistischen Revolution zittern 5)". 

5) Die Bedeutung des Wort.es "Revolution" und "revolutioniir" schwankt 
allerdings außerordentlich ; nicht nur in der sozialiatilOhen Literatur über-
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Der Staat, der das nächste Ziel der proletarischen Revolution 
bildet, wird im Kommunistischen Manifest wiederholt deutlich 
gekennzeichnet. Er steht zunächst iu bewußtem Gegensatz zum 
Staat der bürgerlichen Gesellschaftsordnung, dem „modernen 
Repräsentativstaat", in dem die Bourgeoisie die „ausschließliche 

hanpt, sondern auch im Spracligebrauch des Kommunistischen Manifestes 
selbst, Ist Revolution in den oben zitierten St.eilen gleichbedeutend mit ge
waltsamem Umsturz und wird revolut.ionär in der neueren Literatur in einem 
,ositiv wertbetonten Sinne im Gegensatz zu reaktionär verwendet, findet es 
sich im Kormnunistischen Manüest in einer ganz anderen als politischen, 
nämlh'.h in einer wertfreien Bedeutung. So wenn von der Bourgei>isie gesa!':,"t 
wird, daß sie eine höchst „revolutionlire Rolle" gespielt habe, daß sie nicht 
existieren könne, ,,ohne die Produktionsinstrumente, also die Produktionsver
hältnisse, also sämtliche gesellschaftlichen Verhältnisse, fortwährend zu revo
lntiouieren". Hier scheint ein m('hr ökonomischer Begriff der Revolution im 
Spiele, Dennoch wird jene Revolution, die der Bourgeoisie eigentümlich ist, 
alM ein Übel charakterisiert: nDie fortwährende Umwälzung der Produktion, 
die ununterbrochene Erschütterang aller gesellschaftlichen Zustllnde, die ewige 
Unsicherheit und Bewegung zeichnet die Bourgeoisie vor allem anderen 
aus ... " Diesem revolutioqären Zustand der bürgerlichen Gesellschaft soll 
offenbar dadurch ein Ende bereitet werden, daß das Proletoriat, das freilich 
,.von allen Klassen", welche heutzutage der Bourgeoisie gegenüberstehen, 
»allein eine wirklich rovolutionll.re Klasse sei", den Sozialismus verwirklicht. 
::lo steht eigentlich Revolution gegen Revolution, die Revolution des Prole
tariats gegen die Revolution der Bourgeoisie. Allerdings stand Deutschland 
nach Ansicht des Kommunistischen Manifestes "am Vorabend einer bürger
lichen Revolution", einer bürgerlichen Revolution gegen - die Bourgeoisie, 
da eine Revolution doch offenbar nnr gegen die herrschende Klasse gerichtet 
sein kann. Das wäre eigentlicl! eine Revolution 'der Bourgeoisie gegen sich 
delbst. Denn die zwischen Bourgeoisie und Proletariat stehenden und infolge 
der „großen Industrie" verkommenden und untergehenden 11-Iittelstände „be
klimpfen" zwar die Bourgeoisie, ,,um ihre Existenz als Mittelstände vor dem 
Untergang zu sichern", aber: ,,sie sind also nicht revolutioLär, sondern kon
servativ, noch mehr, sie sind reaktionär, sie suchen das Rad der Geschichte 
zurückzudrehen." Dennoch können sie auch revolutionär sein: ,, Sind sie 
revolutionär, so sind sie es im Hinblick auf den bevorstehenden TThergang 
ins Proletariat, so verteidigen sie nicht ihre gegenwärtigen, sondern ihre zu
künftigen Interessen, so verlassen sie ihren eigenen Standpunkt, um sich 
auf den des Proletariats zu stellen". Daß die Mittelstände um ihre Mittel
sta.ndsexistenz gegen das Großkapital kämpfen, ist begreiflich. Aber daß sie, 
deren Interessen denen des Proletariats entgegengesetzt sind, eine proletarische 
Revolution gegen die Bourgeoisie veranstalten und zugleich reaktionär da~ 
Rad der Geschicht.e zurückdrehen wollen, ist nicht ganz verständlich, zumal 
wenn man an die Bauern . denkt. 



Sozialismus llnd ~tal\t. 11 

politische Herrschaft'' innehat. ,,Die moderne Staatsgewalt ist 
nur ein Ausschuß, der die gemeinscbaftJioben Gesrhilfte der ganzen 
Bourgeoisieklasse verwaltet." Auch die den Bourgeoisiestaat 
verdrängende Zwangsordnung ist eine Klassenherrschaft; nur daß 
au Stelle der Bourgeoisie]d:i.s Proletariat als herrschende Klasse 
tritt. ,,Der nächste Zweck der Kommunisten ist derselbe wie 
der aller übrigen proletarischen Parteien: Bildung des Proletariates 
:wr Klasse 6), Sturz der Bourgeoisiehcrrschaft, Eroberung der poli
ti1ocben iiacbt durch das Proletariat." ,, Wir sahen schon oten, dali 
der erste ~chritt in der Arbeiterrevolution die Erhebung des Prole
tariates zur herrschenden Klass(>, die Et~ämpfung der Demo
kratie ist. Das Proletariat wird seine politische Hcm1chaft dazu 
t.enützen, der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital zu entreißen, 
alle Produktionsinstrumente in den Händen des Staates, <l. h. 
dts als herrschende Klasse organisierten Proletariates zu zentra
lisieren und die Masse der Produktionskräfte möglichst rasch zn 
vermehren." Der Zwangscharakter der neuen Gesellschaftsord
nung steht außer jedem Zweifel, denn zu den ersten Maßregeln 
des siegreichen Proletariates gehört die Einfiihrnng des "gleichen 
Arbeitszwanges für alle". 

Das Kommunistische Manifest betont den Unterschied des 
proletarischen Klassenstaates gegenüber dem bürgerlichen Staate 
auf das nachdrücklichste. ,,Indem das Proletariat zunächst sich 
die politische Herrschaft erobern, sich zur nationalen Klasse er
heben, sich als Nation konstituieren muss, ist es selbRt no<;b 
national, wenn auch keineswegs im Sinn der Bourgeoisie." Wenn 
damit - wie aus dem Zusa_mmenhang geschlossen werden könnte -
nicht mehr gemeint ist, ahi das Zurücktreten des nationalen 
Momentes im proletarischen Klassenstaate, so ließe es sieh ver
stehen. Allein der hier verwendete Begriff der Nation fä.llt bei-

6) Die „Bildung" der Klasse des Proleta.z-iat,e kann nicht erst der n·äch8te 
Zweck der Kommunisten seil1, <lenn die llildnng dieser Kla.sse wird vom 
Kommullisti1'chen :Manifest wiederholt als eine vollendete Tatsache un<l als 
die Voraussetzung der proletarischen Revolution bezeichnet. Bier zeigt sich 
der Unterschied zwischen dem l\konomiachen und dem politischen Begriff der 
Klasse. Der erstere, eine Abstraktion, der Inbegriff aller Men&chen des gleichen 
wirt~chaftlichen Zustands, der letztere, ein Postulat, eine politische Orgaui• 
sation. Auf diese letztere kann sich allerdiDgs der im Text erwähnte 
nächste Zweck der Kommunisten beziehen. 
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nahe ganz mit dem des Staates zusammen. Und da ist freilich 
nicht recht zu begreifen, worin eigentlich der Unterschied zwischen 
beiden Staaten bestehen soll, wenn das nationale, d. h. das 
staatliche, weil einen universalen Charakter arrogierende Herr
schaftsmoment in Frage steht. Eine Klassenherrschaft ist nach 
dem Kommunistischen Manifest der proletarische ebenso wie der 
biirgerliche Staat. Was jenen gegenüber diesem unterscheiden 
muß, könnte nur der Umstand sein, daß die politisch herr
schende Klasse nicht die wirtschaftlich herrschende, nicht 
die ausbeutende Klasse ist. Damit ist jedoch noch nicht gesagt, 
daß es in dem proletarh.chen Staate überhaupt keine Ausbeutung 
geben werde. Mit der Eroberung der politischen Macht durch 
das Proletariat ist noch keineswegs der Kapitali&mus ganz auf
gehoben. Während die politische Macht mit einem einzige,1 re• 
volutionären Schlag iu den Besitz des Proletariates übergeht, ist 
die Auflösung des Kapitalismus ein längere Zeit dauernder Pror,eß. 
Ausdriicklieh betont das Manifest, daß das Proletariat seine po
litische Herrschaft benützen werde, um der Bourgeoisie allei, 
Kapital „nach und nach" zu entreißen, und daß erst ,,im Laufe 
der E n tw i ck l u n g die Klassenunterschiede verschwinden und 
alle Produktion in den Händen der assoziierten Individuen kon• 
zentriert" sein werde. Trotz der politischen Herrschaft des Pro
letariates bleibt die Bourgeoisie somit noch durch eine gewisse 
Zeit als ausbeutende Klasse bestehen, ist das Proletariat zwar 
die politisch herrschende, aber noch immer die wirtschaftlich 
ausgebeutete, also wirtschaftlich beherrschte Klasse, wenn auch 
dieser Zustand immer mehr zusammenschrumpfen muß. Wie 
lange der Übergang dauern kann, dariiber läßt sich aus dem 
Kommunistischen Manifest kein Schluß ziehen. Wenn man die 
zum Teil sehr milden Maßregeln berücksichtigt, die es für die 
Zeit nach Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat 
in den „fortgeschrittensten Ländern" vorschlägt, möchte man den 
Abbau des Kapitalismus im proletarischen Staate für einen reeht 
langwierigen Prozeß halten 7

). 

7) Expropriation lediglich des Grundeigentums; starke Progressinteuern; 
Abschaffung des Erbrechts; Konfiskation des Eigentums, jedoch nur der 
Emigranten und Rebellen; bloße Vermehrung der Nationalfabriken, Beseitigung 
der Kinderarbeit usw. 
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Wenn ENGELS in der II. Vorrede zum Kommunistischen 
Manifest (vom 28. Juni 1883) den von MARX herrührenden Grund
gedanken formuliert, dass die ausgebeutete und unterdrückte 
Klasse des Proletariates sich nicht mehr von der sie ausbeutenden 
und unterdrückenden Klasse der·Bourgeoisie befreien kann, ohne 
zugleid1 die ganze Gesellschaft für immer von Ausbeutung, Unter
driickung und Klassenkämpfen zu befreien, so ist diese öko
n o m i s c b e Befreiung von der R r ober n n g der politischen 
Macht deutlich zu unterscheiden. Die Konstruktion des prole
tarischen ,Klas8enstaates zeigt das Bild einer politischen Herr
schaft, die nicht die wirtschaftliche Ausbeutung der beherrschten 
durch die herrschrnde Klasse, sondern im Gegenteil die dauernde 
Verhinderung dieser Ausbeutung bezweckt. Wenn es noch eines 
Beweises bedurft hätte, daß das Wesen des Staates von der 
wirtschaftlichen Ausbeutung unabhängig sei, hier wäre er erbracht. 

~ 4. Die staatsfreie kommunistische Gesellschaft. 

Auf die-Zwangsordnung des Staates glaubt jedoch das Kommu
nistische Manifest späterh:n verzichten zu können. ,,Sind im 
Laufe der Entwicklung die Kiassenunterschiede verschwunden 
und ist alle Produktion in den Händen der assoziierten Indivi
duen konzentriert" (nach seinen bisherigen Ausführungen müßte 
das Manifest, genau genommen, vom .,Staate" und nicht von den 
.,~.ssoziierten Individuen" sprechen, denn nach seinen ausdrücklichen 
Eirkläruugen soll in den Händen des Staates die Produktion konzen
triert werden), ,,so verliert die öffentliche Gewalt den politischen 
Charakter. Die politische Gewalt im eigentlichen Sinne ist die 
organisierte Gewalt einer Klasse zur Unterdrückung einer an
deren. Wenn das Proletariat im Kampfe gegen die Bourgeoisie 
sich notwendig zur Klasse vereint, durch eine ffevolution sich 
zur herrschenden Klasse macht und als herrschende Klasse ge
waltsam die alten Produktionsverhältnisse aufhebt, so hebt es 
mit diesen ... die Existenzbedingungen des Klassengegensatzes, 
die Klassen überhaupt und damit seine eigene Herrschaft als 
Klasse auf." Hier wird d'er Staat, die „politische G~walt", mit 
Klassenherrschaft identifiziert. Dabei ist es nicht uninteressant, 
festzustellen, dass diese Klassenherrschaft auch ohne wirtschaft
liche Ausbeutung, ja sogar mit der Funktion, diese auszuschalten, 
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möglich 8eiu soll. Ob im letzteren Falle noch eigentli~b von 
einer K l a R s e n herrsebaft gesprochen werden kann, muss bezweifelt 
werden. Die Bourgeoisie wird ja vom siegreichen Proletariate 
nicht in dem Sinne „beherrscht" oder "unterdrückt'', in dem dfo 
Bourgeoisie ihrerseits da.'i Proletariat beherrscht und unterdrückt 
hat. Das Proletariat verhindert lediglich nach Möglichkeit -
tuul auch nicht von vornherein vollständig - seine eigene Be
herrschung und Unterdrückung; wobei „Beherrschung" und 
,. Unterd1·itckung" im Sinne der materialistischen Geschichtsauf
fassung nur die ökonomische Bedeutung der Ausbeutung haben 
dürfte. In dem sog. ptoletarischen Klassenstaate werden die -
stetig r.n".lammenschmelzenden - Reste der Bourgeoisie doch nicht 
anJers „ beherrscht" als die Angehörigen des Proletariates selbst. 
Die Zwangsnormen -- die unter anderem und keineswegs aus
schließlich die Ausbeutung verhindern oder vermindern wollen -
richten sieb gegen alle. Von der „ Uoterdrfü:kung" irgendeiner 
Hruppe kann keine Rede sein; am wenigsten von der Unter
drückung der als „Klasse" nur allmählich verschwindenden 
Bourgeoisie, die ja - wenig;stens durch eine gewisse Zeit, so
lange sie als Klasse überhaupt noch in Betracht kommt - selbst 
die Rolle· der Unterdrückerin spielt, sofern sie eben die Aus
beutung des Proletariates fortsetzen kann. Es ist darum nicht 
eigentlich richtig, wenn das Kommunistische Manifest den Zu
stand nach der siegreichen Revolution als ,,Klassenherrschaft'· 
des Proletariates über die Bourgeoisie bezeichnet. Eine Klassen
herrschaft ohne wirt.sQbaftliche Ausbeutung ist ein Unding. Eine 
Gruppe von Menschen kann nicht als "Klasse'' · herrsch~n und 
zugleich wirtschafüich als Klasse beherrscht werden. Wäre näm
lich ietzteres nicht der Fall, dann wäre sie keine „ Klasse" mehr, 
Kla,;se ist eben ursprünglich ein öko 11 o m i scher Begriff; er 
erhält aher in der politischen Theorie des Marxismus eine 
g:anz andere Bedeutung. Klasse ist: Inbegriff der Ausbeuter oder 
der Ausgebeu.tetcn. Besilbrä9kt sich iri dem Staate, der auf den 
Bourgeoisiestaat folgt, die politische Herrschaft darauf, die wirt
i-chaftlicben Vorrechte einer kleinen GrupP.e zn eliminieren oder 
zu schmälern, ohne diese oder eine andere Gruppe von Menscb~n 
im Staate wirtschaftlich oder politisch schlechter zu stellen, dann 
sind vielleicht noch Reste einer alten, aus der früheren Gesell-
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schaftsordnung stehen gebliebenen Klassenherrschaft vorhanden, 
aber die auf ihre gänzliche Vernichtung gerichtete Zwangsordnung 
kann nicht mehr als Klassenherrschaft bezeichnet werden; ei
wäre <lenn, daß unter Klasse nunmehr die politisch herrschencle 
Partei verstanden würde. 

Zumal, wenn die Siaatsform für die durch die Revolution des 
Proletariates zu errichtende Herrschaft die Demokratie ist. Das 
ist aber zweifellos die Meinung des Kommuuistischen :Manifeste!!. 
„Die Erhebung des Proletariates zur herrschenden Klar.se" und 
die „Erkämpfung der Demokratie" werden in engstem Zusammen
hange als das Ziel der Arbeiterrevolution genannt. Und diese 
politische Theorie ist nur die Konsequenz einer prinzipiclleu 
Voraussetzung, von der das Manifest - uud mit ihm die g~nze 
auf dieses Dokument gestützte sozialistische Literatur -- aus
geht: der Annahme nämlich, daß das Proletariat~ die von der 
B~urgeoisie unterdrückte und ausgeb~utete Klas~e, zahlenmäßig 
die überwiegende Mehrheit darstelle. ,,Alle bisherigen 
Bewegungen waren Bewegungen von Minoritäten oder im Interesse 
von Minoritäten. Die proletarische Bewegung ist die selbständige 
Bewegung der ungeheuren Mehrzahl im Interesse der ungeheuren 
:'.\fehrzahl." In der Demokratie, in der alle Staatsbürger entweder 
unmittelbar oder mittelbar durch das allgemeine und gleiche Wahl
recht zur Volksvertretung an der Bildung des Staatswillens, an der 
Ausübung der politischen Herrschaft beteiligt sind, kann politisch 
eine Klassenherrsrhaft überhaupt nicht zum Ausdruck kommen, so
fern alle - Arbeiter und Unternehmer, Proletarier wie Bourgeoisie 
- politisch glei<lhberecl1tigt sind. Nur eine wirtschaftliche 
Klassenherrschaft ist möglich, wenn die Partei, die in der Volk!!vn
tretung die Mehrheit hat - unter Wahrung der formalen politischen 
Gleichbereehtignng -; ·durch den Inhalt der Recbtsodnung eine 
Ausbeutung ermöglicht. Ist auch dal-l letztere nicht der Fall, dnnu 
kann von einer Klassenherrschaft überhaupt nicht gesprocbe11 
werden. Da politisch innerhalb der Demokratie nur eine Partei 
mit der Majmität die Herrschaft behaupten kann, ist es nicht 
die Klasse, sondern die F arte i des Prnletariates, die in der 
Demokratie die politische Mncht .erobert. Unter der Voraus
setzung, daß das - klassenbewußte - Proletariat die Mehrheit 
der politisch berechtigteil · Bevölkerung bildet, sichert die demo-
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kratische Staatsform der Partei dieses Proletariates die Herrschaft: 
allerdingfl nur dann, wenn das ganze· Proletariat in einer Partei 
organisiert ist. Sobald es sich in mehrere Parteien spaltet, von 
denen keine über die absolute Majorität verfügt, ist die „Er
kämpfung der Demokratie" keineswegs ein Mittel, die Herr!3chaft 
des Proletariates iu begründen oder zu erhalten. Das gleiche 
gilt natürlich für den Fall, daß das Proletariat - wie z. B. in 
Agrarstaaten, aber mitunter auch in hoch entwickelten Industrie
staaten - tatsächlich nicht die Mehrheit der Bevölkerung aus
macht, oder große Teile des Proletariates sich nicht der sozia
listischen Partei des Proletariates anschließen. Alles Möglich
keiten, mit denen das Kommunistische Manifest nicht gerechnet 
zu haben scheint, obgleich die tatsächliche Entwicklung in jenen 
Staaten, in denen es zu einer revolutionären Eroberung der 
politischen Macht durc!i das Proletariat gekommen ist, gerade 
diese Verhältnisse vorgefunden hat., , 
' Ist in einer echten Demokratie, i~ der die proletarisch-sozia~ 

listische Partei die Majoritätsherrschaft innehat, der letzte Rest 
des Kapitalismus dadurch beseitigt, da.ß auch die gesamte Pro
duktion in den Händen des ..Staates konzentriert ist, der außer
dem natürlich auch die Rechtspflege und eine - im Sinne des 
Manifestes - sehr weitgehende soziale und kulturelle Verwaltung 
führt, dann verliert die öffentliche Gewalt keineswegs ihren 
politischen Charakter. Der „politische Charakter der öffentlichen 
Gewalt" ist im Grunde genommen ein Pleonasmus. Politisch 
ist die öffentliche Gewalt, weil und insofern sie eine ·öffentliche 
Gewalt, ·d. h. eine Zwangsordnung ist. Die Behauptung des 
Manifestes : die öffentliche Gewalt verliere ihren politischen · 
Charakter, müßte so viel bedeuten wie: die öffentliche Gewalt 
hört auf als solche zu existieren. Es sche~nt z nn ä c h s t nicht, 
daß das Manifest diese Behauptung awstellen wollte. Denn es 
deutet „politische Gewalt" nur als Klasse~herrschaft. Es wird 
zunächst nicht behauptet, daß die öffentliche Gewalt verschwin
den, sondern bloß:· daß sie eine bestimmte - vielleicht nicht 
einmal wesentliche - Eigenschaft, niimlich den Charakter einer 
Klassenherrschaft, verlieren werd'e. Diesen Charakter kann aber 
die Demokratie der sozialistischen Partei gar nicht verlieren, da 
sie, als echte Demokratie, ihn nie haben kann. Es gibt in ihr 
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durch eine gewisse Zeit wohl Reste eines Klassenunterschiedes 
und einer Ausbeutung der proletarischen Klasse durch die Bour
geoisie, aber niemals eine Klassenherrschaft des Proletariates 
über die Bourgeoisie in dem eigentlichen und einzig möglichen 
~inne, in dem eine Kla1osenlterrschaft gedacht werden kann. Wenu 
das Kommunistische Manifest solches behauptet, s<• bedient es 
sich nur einer paradoxen 'rerminologie, die aus der dialektischen 
Tendenz zu erklären ist: auf die Thesis einer Klassenherrschaft 
der Bourgeoisie über das Proletariat die Antithesis einer Klassen
herrschaft des Proletariates über die Bourgeoisie folgen zu 
lassen. 

Tatsächlich meint aber das Manifest gar nicht, da(l die öffent
liche Gewalt nur den Charakter einer Klassenherrschaft verliere, 
nls solche jedoch bestehen bleibe. Denn die 8chlnHworte des 
entscheidenden Abschnittes lauten: ,,An die Stelle der 'liten hi.ir
gerlichen Gesellschaft mit ihren Klassen und Klassengegensätzen 
tritt eiue Assoziation, worin die freie Entwicklung einfls jeden 
die Bedingung für die freie Entwicklung aller ist." Damit soll 
:iuch die Antwort auf die Frage nach dem zweiten und letzten 
~tadium der sozialistischen Entwicklung gegeben werden, nach 
jenem Zustand, der auf die nur zunächst und bloß als erstes 
Stadium zu errichtende Demokratie der proletarischen Partei 
folgen wird oder folgen soll. Sehr klar ist ja diese Antwort 
nicht. Eine „Assoziation" kann verschiedenes bedeuten. Auch 
der Staat ist eine Form menschlicher Assoziation; und die freie 
Entwicklung eines jeden ist wohl kaum etwas anderes als die 
freie Entwicklung aller. Wenn irge~d etwas a.uf den Charakter 
rlieser Assoziation schliessen läßt, so ist es die •ratsache der 
zweimaligen Betonung des Freiheitsmomentes: eine freie Asso
ziation im Gegensatz zu einer Zwangsordnung, zu einer Herr
schaftsorganisation, zu dem System einer öffentlichen Gewalt, 
kurz zu. einem Staat. Über die beiden Fehlprämissen, daß die 
Demokrati"e der sozialistischen Proletarierpartei eine Klassenherr
schaft, und daß Klassenherrschaft mit Herrschaft oder politischer 
Gewalt überhaupt und daher mit „Staat" identisch sei, gelangt 
das Kommunistische Manifest zn dem Schluß: · wenn es · keinen 
Klassengegensatz mehr gibt, kann es auch keinen Staat mehr 
geben •. Daß diese im Manifest freilich nur angedeutete These 

A,oJü„ f, o„clliah,e d. Soaiall•mn• IX, Äftll, ... Grtl a berg. 2 
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lediglich eine Konklusion aus den angegebenen Prämissen i.st, 
geht schon daraus hervor, daß auch nicht die Spur eines Be
weises dafür versucht wird, daß mit der wirtschaftlichen Aus
beutung und dem Klassengegensatze auch alle jene sozialen Er
scheinungen verschwinden werden, die ganz unabhängig von der 
Aufrechterhaltung oder Ausschaltung des Klassengegensatzes und 
der Attsbeutung eine Zwangsordnung, eine öffentliche Gewalt 
oder politiscµe Herrschaft notwendig machen. So fordert das 
Manifest - weil das arbeitslose Einkommen verschwinden soll -
gleichen Arbeitszwang für alle. Freilich zunächst nur für das 
erste Stadium des Sozialismus, den sog, proletarischen Kla@senstaat. 
Al1er wird die Ausschaltung jeder Ausbeutung die menschliche 
Natur so grundstürzend verändern, daß jedermann freiwillig die 
Arbeit leisten wird, die ihm auf Grund eines offenbar doch nur 
zentralistisch ausgearbeiteten Arbeitsplanes und daher wahrschein
lich ohne sonderliche Rücksicht auf seine individuellen Bedürf
nisse zugewiesen werden wird? Selbst wenn die freiwillige 
Unterwerfung unter die Arbeitsordnung .als Regel angenommen 
werden darf, muß der Zwang für die - unter allen Umständen -
unvermeidliche Ausnahme vorgesehen sein, sowie ja auch die 
Ordnung des bürgerlichen Staates sich mit ihren Zwangsmitteln 
meist nur gegen Ausnahmen richtet, dieser Ausnahmen wegen 
aber eine Zwangsordnung sein muss! Sollte eine Gesellschafts
ordnung, die nicht bloß eine Wirtschaftsordnung sein kann, nicht 
durch Zwangsdrohungen gegen solche Störungen geschützt werden 
müssen, deren Motive in keiner Weise in den Produktionsver
hältnissen wurzeln, oder sollten mit der wirtschaftlichen Ausbeutun6 
und den Klassengegellsätzen auch Rexuelle und religiöse Affekte, 
Eifersucht und Ehrgeiz und damit zahlreiche außerwirtschaftlicbe 
Quellen sozialer Gleichgewichtsstörung verschwinden? Wäre 
solche Annahme nicht das Schulbeispiel einer„ unwissenschaftlichen", 
weil auf keine Erfahrung gestützten Utopie? Wenn zur VeT
nichtung der klassenmäßigen Ausbeutung eine politische Herr
schaft, ein Zwangsapparat nötig ist, sollte er nicht ebenso nötig 
sein, um die Neubildung von Klassengegensätzen, um die pri
märe Entstehung von Ausbeuteverbältnissen dauernd zu verhindern? 
In einem Zustand der Freihdt von jedem staatlichen Zwange 
muss die natürliche l'ngleichheit der Menschen - diese letzte sub-
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jektive Quelle aller, nicht bloß der wirtschaftlichen Ausbeutung -
hemmungslos zur Gelh.lng kommen. Hat sich nicht die „unver
schämte, direkte, dürre Ausbeutung", hat sfob nicht die „ge
wissenlose Handelsfreiheit" des vom Kommunistischen Manifest 
so treffend charakterisierten Kapitalismus um so wohler gefühlt, 
je staatsfreier sich .die Gesellschaft entwickelte, je schranken
loseren Spielraum die vom kapitalistischen Libemlismus so ge
priesene Freiheit der natürlichen Harmonie aller sozialen Kräfte 
ließ? Ist es nicht ein unbegreiflicher Widerspruch, wenn der 
Sozialismus die weitesten Gebiete des gesellschaftlichen Lebens, 
clie bisher der Anarchie, d. h. dem Belieben des einzelnen, über
lassen waren, in seine feste Ordnung der Gleichheit spannt, 

. und zugleich die Aussicht auf ein Ideal der F reib e i t, d. h. 
aber gerade jener Anarchie, eröffnen möchte, der er vor alleru 
die W_irtschaft entziehen ,will? Ist es möglich, daß eine plan
mäßige, rationale, eine keineswegs „natürliche" Gesellschaftsord
nung in demselben Maße, als sie an Inhalt und Umfang zunimmt 
und sich kompliziert, für ihre Realisierung des Zwanges entbehren 
kann? Ist es nicht mehr als paradox, daß der Staat, der bei 
seiner Umwandlung aus dem bürgerlichen in den prolet.arischen 
Zwangsapparat in ungeahnter Weise an Machtfülle un<l Kompe
tenz zunimmt, gerade in dem Augenblicke, wo er den Gipfel
t>Unkt dieser Entwicklung erreicht, verschwinden, sich auf rätsel
hafte Weise in nichts auflösen soll? Hier schlägt die zu eich 
selbst gekommene Idee in ihr Gegenteil :um? Nein, hier ist ein 
Wunder, glaubet nur! Aber es ist vielleicht vorsichtiger, sieb 
auf dem Gebiete empirischer Sozialwissensch:i.ft - zumal wenn 
es sich um eine l'rophetie handelt - nicht auf die Spekulation 
der Dialektik, sonj).ern auf die nüchterne Erfahrung zu stiitzen. 

II. Kapitel. 

Die politische Theorie in den Schriften von· Marx und Engels. 
§ 5. Die individualistische Idee der Freiheit in den 

Jugendschriften von MA.RX. 

Die Stellungnahme des Kommunistischen Manifestes zum Pro
blem des Staates war bestimmend für die Haltung der auf dieses 
historische Dokument gestützten sozialistischen Literatur. Ins-

2• 
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hesondere haben MARX und ENGELS wenigstens grundsätzlich an 
(}er im Manifest niedergelegten Theorie festgehalten. Sie haben 
sie gelegentlich in der einen oder anderen Richtung näher am1-
geführt, das Grundschema aber: daß auf den Klassenstaat des 
Kapitalismus im Wege einer gewaltsamen Revolution zunä~bst 
iler Klassenstaat des Proletariates folgen werde, aus dem dann 
erst die staatslo~e Gesellschaft des vollendeten KommnnismUs 
;;ich entwickeln müsse, wird festgehalten. Allerdings muß hcrvor
gehohen werden, daß in den Schriften von MARX und mehr noch 
in denen von ENGELS die individualistisch-anarchistische Zukunfts
perspektive noch klarer ausgesprochen und als eigentliches Ziel, 
als letzter Sinn der sozialistischen Idee noch nachdrücklicher 
hetont wird als im Manifeste. Dies ist deshalb merkwiirdig, 
weil es sich dabei um ein Stadium der gesellschaftlichen Ent~ 
wicklung handelt, das - schon wegen der unberechenbaren 
Dauer des mit der voraussichtlich siegreichen proletarischen Revo
lution beginnenden staatlirhen Übergangszm1tandes - vom Stand
punkt sowohl wissenschaftlicher Prophetie als praktisch-politischer 
Vorhereitung außerhalb des Bereiches realer, irgendwie exakter 
Erwägungen liegt, zumal bei so realistischen, aller utopistischen 
Spekulation abholden Denkern wie M4RX und ENGELS, die dieser 
Frage im Manifest knappe, drei Zeilen gewidmet hatten. Cnd 
es ist dies um so merkwürdiger, als beide Begriinder des modernen 
Sozialismus persönlich eine ausgesprochene Kampfstellung gegen 
die Theorie des Anarchismus einnahmen und auch die von ihnen 
geleitete politische Bewegung, die internationale Sozialdemokratie, 
in bewußten und , gewollten Gegensatz zu den verschiedenen 
politischen Strömungen des Anarchismus geriet. 

Deutlich macht sieh die individualistische Idee der Frejbeit 
in (len Jugendschriften von MARX geltend. Als ein Prinzip ,ler 
Erlösung, als eine Emanzipation stellt sich dem jungen 
MARX def Sozialismus dar. Erst jüngst hat MAX ADLER - dieser 
dem Individualismus am nächsten stehende Theoretiker des Marxis
mus 11) - ,,Die sozialistische Idee der Befreiung bei KAllL MARX~ 9) 

an der Hand einiger Stellen aus älteren Werken des Meisters 
darzustellen versucht. Es ist gewiß sehr charakteristisr,h, daß 

8) Vgl. z.B. dessen Abh&ndlung über BTIRND in „Wegweiser", 19U. 
9) Van-Studien IV. 1. Halbbd. (Separaiabd. Wien 1918) 
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M.A.Rx in seiner „Kritik der Hegelsohen Reehtsphilosophie" 10
) als 

den Sinn der naturnotwendig zum Sozialismus führenden sozialen 
Entwicklung gerade die Be frei u n g der Gesellschaft erkennt, 
tl. h. daß er eine historische Bewegung· aus einem Zustand der 
Gebundenheit, und zwar offenbar der politischen wie ökonomischen 
Gebundenheit, in einen Zustand der - politischen !wie ökono
mischen - Freiheit annimmt. MARX unterscheidet ausdrück-
' lieh zwischen einer "bloß politischen" und einer „sozialen" oder 
„menschlichen", d. h. offen bar auch öko n o m i s c h e n Revolution 
und Emanzipation. ,,Nicht die radikale Revolution ist ein uto
pischer Traum für Deutschland, nicht die allgeme_iue menschlicht• 
-Emanzipation, sondern vielmehr die teilweise, die nur politische 
Revolution, die Revolution, welche die Pfeiler. des Hauses stehen 
lii.ßt. Worauf beruht eine teilweise, eine nur politische Revolution? 
Darauf, daß ein Teil der biirgerlichen Gesellschaft sich . eman
zipiert und zur allgemeinen Herrschaft gelangt, darauf, daß eine 
bestimmte Klasse von ihrer besonderen Situation aus die allge
meine Emanzipation der Gesellschaft unternimnit. Die Klasse befreit 
die Gesellschaft aber nur unter der Voraussetzung, d:1ß die ganze 
Gesellschaft sich in der Situation diesei· Klasse befindet, also 
z.B. Geld und Bildung besitzt oder beliebig erwerben kann'• 11 ). 

Die hier angegebene Bedingung, unter der eine besondere Klasse 
die ganze "Gesellschaft" befreien kann, ist nicht leicht zu ver

·stehen, da es keinen Klassengegensatz, keine Revolution und 
keine Emanzipation geben kann, wenn die ganze Gesellschaft 
sich in der Situation einer Klasse bcfin,let, zumal bei · dem an~ 
geführten Beispiel, daß .die ~lasse und ;;ohin die ganze Gesell
schaft Geld und Bildung besitzt. Es handelt sich dabei wohl 
nur um die Formulierung desselben Gedankens wie in der II. Vor
rede zum Kommunistischen Manifest: daß das Proletariat sich 
nicht befreien kann, ohne- die ganze Gesellschaft zu befreien, 
was freilich auch nur eine auf Kosten der exakten Tatbestand
schildernng zugespitzte Antithese ist. Die „herrschende" Klasse 
- die anch ein Teil der Gesellschaft ist - wird ja nicht „ be
freit", bedarf gar nicht der „Befreiung". Wie die Worte zu 
deuten sind, daß sich die ganze Gesellschaft in der Situation 
der befreienden Klasse befinden müsse, geht ans den folgenden 

10) Deut.sch-franz. Jahrb. Paris 1844. S. 71 ft'. 11) .A. a. 0. S. 81. 
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Worten MARXens bertor: ,, Damit die Revolution eine& Volkes 
und die Emanzipation einer besonderen Klasse der biirgerlichen 
Gesellschaft zusammenfallen, damit ein Staud für den Stand der 
ganzen Gesellschaft gelte, dazu müssen umgekehrt alle Mängel 
der Gesellschaft in einer anderen Klasse konzentriert, dazu mull 
ein bestimmter Stand, der Stand des allgemeinen Anstoßes, die 
Inkorporation der allgemeinen Schranke sein, dazu muß eine bi,
sondere soziale Sphäre für das notorische Verbrechen der ganzen 
Sozietät gelten, so daß die Befreiung dieser Sphäre als die all
gemeine Selbstbefreiung erscheint" 12

). ,,Alle Mängel" sind frei
lich nicht die. ,,ganze Situation" der Gesellschaft. Und sind 
wirklich alle Mängel der Gesellschaft im Proletariat vereinigt? 
Gibt es nicht spezifische „Mängel" der Bourgeoisie, von denen 
gerade das Proletariat - die revolutionärste und in der Idee 
fortgeschrittenste Klasse, die den tiefsten Einblick in die gesell
schaftliche Entwicklung hat - frei ist? Allein es kommt schließ
lich bei MARX gar nicht auf die M ä n ge 1, sondern auf die 
Leiden des Proletariates an. Die Frage nach der positiven 
Möglichkeit der deutschen Emanzipation beantwortet er: "In der 
Bildung einer Klasse mit radikalen Ketten, einer Klasse der 
bürgerlichen Gesellschaft, welche keine Klasse der bürgerlichen 
Gesellschaft ist, eines Standes, welcher die Auflösung aller Stände 
ist, einer. Sphäre, welche einen universellen Charakter durch ihre 
universellen Leiden besitzt und kein besonderes Recht in Anspruch 
nimmt, weil kein besonderes Unrecht, sondern das Unrecht schlecht
hin an ihr verübt wird, welche nicht mehr auf einem historischen, 
sondern auf den menschlichen Titel provozieren kann, welche in 
keinem einseitigen Gegensatz zu den Kons-equenzen, sondern in 
einem allseitigen Gegensatz zu den Voraussetzungen des deutschen 
Staatswesens steht, eine Sphäre endlich, welche sich nicht eman
zipieren kann, ohne sich von allen übrigen Sphären der Gesell
schaft und damit alle übrigen Sphären der Gesellschaft zu eman
zipieren, welche mit einem. Worte der völlige Verlust des Menschen 
ist, also nur durch die völlige Wiedergewinnung des Menschen 
sich selbst gewinnen kann. Diese Auflösung der Gesellschnft 
als ein besonderer Stand ist das Proletariat 13

)." 

12) A. a. 0. S. 82. 13) A. a. 0. S. 84. 
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Das blendend Geistreiche dieser Gedankentührurig darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß ihre eigentliche Wirkung auf einem 
Spiel mit Begriffen beruht, die zwar immer unter demselben 
Worte auftreten, ständig aber ihre Bedeutung ändern, insbeson
dere - wie der der „Gesellschaft" - bald erweitert, bald ver
engt, bald in einem realen, bald in einem idealen Sinne ver
wendet werden. Die individualistische Grundtendenz, die deutlich 
hinter den im Vordergrund agierenden Kollektiven wie Klasse, 
Stand, Gesellschaft etc. zu erkennen ist, bricht vollends durch, 
wenn MARX das FEUERBACHsche Ideal der Humanität mit den 
Worten proklamiert: ,, üie einzig praktisch mögliche Befreiung 
Deutschlands ist die Befreiung auf dem Standpunkt der Theorie, 
welche den Menschen für das Mchste Wesen des Menschen er
klärt" 14

). 

Der Gedanke, daß eine V erallgenieinerung der politischen Rechte, 
ihre Loslösung von wirtsc'haftlichen, konfessionellen o<ler sonstigen 
einschränkenden Bedingungen, daß die Emanzipation, die mit der 
Demokratie verbunden ist, daß die formelle politische Gleichheit 
aller Bürger an und för sich keineswegs die wirtschaftliche 
Gleichheit, d. h. den Aus g 1 eich · der wirtschaftlichen Gegen
sätze, im Gefolge haben muß, wenn z. B. die Ausgebeuteten nicht 
über die Majorität verfügen oder. obgleieh sie darüber v_erfügen, 
etwa mangels richtiger Einsicht in die gesellschaftlichen Znsammen
hänge das Privateigentum an den Produktionsmitteln bestehen 
lassen, ist oft ausgesprochen worden. Sicherlich liegt er auch 
der MARXSchen Unter.scheidung zwischen der bloß politischen 
und der sozialen Revolution zugrunde. Aber die allgemeine 
Haltung. die MARX gegen den Staat überhaupt, gegen das po
litische Mittel als solches einnimmt, läßt diesen einfachen Ge
danken nicht recht zum Durchbruch kommen. So wenn MARX 

in der Abhandlung „Zur Jugendfrage" sagt: ,,Die Grenze der 
politischen Emanzipation erscheint sogleich darin, daß der Staat 
sich von. einer Schranke befreien kann, ohne daß der Mensch wirk
lich von ihr frei wäre, daß der Staat ein Freistaat sein kann, 
ohne daß der Mensch ein freier Mensch wäre." 15) MARX setzt 
hier den Staat in einen Widersi:,ruch zum Menschen, weil er 
zwischen dem Politischen nnd dem allgemein Menschlichen, der 

14) A. a. 0. S. 85. 15) A. a.. 0. S. 189. 
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bloß politischen und der allgemein menschlichen (sozialen) Eman
zipation einen Gegensatz, und zwar einen Wertgegensatz, kon
struieren will. Es ist darum gewiß nicht pedantisch, . wenn diese 
gegen den Staat gerichtete Antithese als eine rein sprachliche 
konstatiert werden muß. Was soll es nämlich bedeuten, daß sich 
der „Staat" von Schranken befreie, in die der „Mensch" weiter 
eingeengt bleibt? Ist dellll der Staat etwas anderes als die ihn 
bildenden Menschen? Wie sehr die unzulässige Hypostasierung 
des Staates, dieser Personifikation einer menschlichen Zwangs
ordnung, das MARX-ENGELSsche Denken beherrscht, zeigt gerade 
das vorliegende Beispiel. Der „Staat'' befreie sich von der Re
ligion, wenn er die Ausübung politischer Rechte von dem Reli
gionsbekenntnie unabhängig mache, obgleich der Bürger trotzdem 
religiüs bleibe. Als ob es mehr als ein Bild wäre, zu behaupten, 
der „Staat" habe eine Religion, wenn in der Verfassung politische 
R~hte nur den Bekennern eines bestimmten Glaubens verlieben 
sind. Und wer<len die M e n s c b e n nicht tatsächlich .von einer 
Sc b ranke befreit, wenn die Religion als Bedingung der poli
tischen Berechtigung wegfällt, wenn Religion zur Privatsache 
wird? Kann der sozialistische Staat, oder, um alle Fälle zu be
rücksichtigen, kann die sozi1tlistische „Gesellschaft", wenn sie 
nicht Gewalt gegen die Ausübung eines Religionsbekenntnisses 
anwenden und so die religiöse Freiheit aufheben will, etwas 
anderes tun? Ist nicht jeder Schritt über diese . angeblich nur 
den Staat befreiende Aufhebung der religiösen Schranke in 
W ab1·heit eine Einschränkung der Gewissensfreiheit? 
· Alle zulässige Paradoxie wird aber überschritten, wenn die 
A bscbaffung des Zensuswahlrecbtes als eine Emanzipation des 
Staates vom Privateigentum, als die „politische Annullation des 
Privateigentums" gedeutet whd, durch die das Privateigentum -
offenbar als in~nscbliche Institution -. "nicht nur nicht auf
gehoben, sondern sogar vorausgesetzt" werde. Denn durch welch 
anderes Mittel will der Sozialismus das Privateigentum überhaupt 
anfh,~ben als durch das politische, d. h. dadurch, daß der Staat, 
nämlich der sog. proletapsche Klassenstaat, alles Eigentum all
mählich an sich zieht, also geradezu zum alleinigen Ei g·e n t ü m et 
der Produktionsmittel wird? Gerade in der Abhandlung ,,Zur 
Judenfrage" scheint freilich diese Konsequenz MARX nicht sehr nahe 
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z11 liegen, wenn er darauf abzielt, im „Widerspruch des Staates 
mit einer bestimmten Religion" ,,den Widerspruch des Staates 
mit seinen Voraussetzungen überhaupt" zu erkennen, wenn er -
g·egen BRUNO BAUERS Argumentationen, in denen ,,der politische 
::-itaat als notwendig anerkannt wird" 16), polemisierend - die 
~'rage aufwirft: ,,Und warum will er (der Staat) sieb nicht voll
ständig auffösen ?" 17

) 

Was kann es bedeuten, wenn MARX die menschliche Eman
zipation erst da.un für vollbracht erklärt, ,,wenn der wirkliche 
individuelle Mensch den abstrakten Staatsbürger in sich zurück
nimmt und als individueller Mensch in seinem empirischen Leben, 
in seiner. individuellen Arbeit, in seinen individuellen Verhält
nissen Gattungswesen geworden ist, erst wenn der Mensch 
seine ,forces propres' als g es e 11 s c b a ft l i c b e Kräfte erkannt und 
organisiert hat und daher die gesellschaftliche Krnft nicht mehr 
in der Gestalt der p o 1 i t i s c h e n Kraft von sieb trennt". 1

~) lsf 
· der Staat etwas anderes als ein Augdruck der Tatsache, daß der 
Mensch als Gattungswesen seine forces propres als gescll
s c b a ft li c h e Kräfte anerkannt und organisiert hat - sagt doch ?tLrnx 
~elbst: dass im Staate „<ler Mensch als Gattungswesen gilt" 19) -, 
ist er etwas anderes alfl eine ganz bestimmte Organisation der 
gesellschaftlichen 'Kräfte des Menschen? Kann die Trennung 
der „politischen Kraft•' von d{lr „gesellschaftlichen Kraft" anderes 
bedeuten, als daß nur ein 'l'eil der gesellschaftlichen Kräfte po
litisch organisiert wird, .und kann die Trenn.ung anders über
wunden werden als dadurch, daß entweder alle gesellschaftliche 
Kraft znr politischen wird oder jede sr,ezitisch politische Or
ganisation der gesellschaftlichen Kräfte verschwindet, d. h. daß 
entweder die Gesellschaft zur Gänze verstaatlicht oder der Staat 
vergesellschaftet, nämlich jede Zwangsordnung N.Ufgelöst wird'? 
l>aß MARX hier mehr an die letztere als an die erstere Möglich
keit gedacht hat, kann nicht zweifelhaft sein, wenn er dies auch 
nicht klar ausspricht. Dass er das Gattungswesen des Men
schen betont und. damit auf die gesellschaftliche Abhängigkeit 
hinweist, ist bei der gleichzeitigen Ablehnung des Staates nur 

16) A. a. 0. S. 192. · 17) A. a. 0. S. 196. 18) A.. a. 0. S. 207. 19) A. a. 0. 
S. hll. 
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so zu , erklären, daß ihm die freie Assoziation der souveränen 
Individuen vorschwebt. 

Es ist mehr als das bloße Feuerwerk eines immer wieder an 
der Sprache sich entzündenden Geistes - und mancher zum Schlag
wort gewordene Ausspruch MARXeus ist nicht mehr -, wenn 
es in den „Kritischen Randglossen" 9°) heißt: ,,Das menschliche 
Wesen ist das wahre Gemeinwesen der Menschen". Das ist das 
Bekenntnis eines· extremen Individualismus, der in seiner Nutz
anwendung auf das gesellschaftliche Problem vor der kühnen 
Konsequenz des Anarchismus keineswegs zurückschreckt, wenn 
:\ls Zweck der noch politischen, weil gewaltanwendenden Revo
lution lediglich Zerstörung und Auflösung, als Sinn des auf die 
Revolution gegründeten Sozialismus das Ideal der vom politischen 
Mittel erlösten, vom Staatszwang befreiten Gesellschaft verkündet 
wird: ,,Die Revolution überhaupt - der Umsturz der bestehenden 
Gewalt und die Auflösung der alten V erbältnisse - ist ein poli
tischer Akt. Ohne Revolution kann sich aber der Sozialismus 
nicht ausführen. Er bedarf dieses politischen Aktes, soweit er der 
Zerstörung und der Auflösung bedarf. Wo. aber seine organi
sierende Tätigkeit beginnt, wo sein Selbstzweck, seine Seele her
vortritt, da schleudert der Sozialismus die politische Hülle weg" 21). 

§ 6. Der Weg zur Macht: Frierlliche Entwicklung 
o d e r g e w a lt s a m e r Um s t u r z (R e v o l u t i o n s t h eo r i e ). 

Zu jedem einzelnen Stadium der im Kommunistischen Mani
fest vorgezeichneten Entwicklung vom kapitalistischen Ausbeuter
staat bis zur kommunistisch-anarchischen Gesellschaft finden sich 
ergänzende Ausführungen in den Schriften von MARX und ENGELS. 

Was zunächst den Weg zur Eroberung der politischen Macht 
durch das Proletariat betrifft, so ist zwar stets nur von 
einer „Revolution" die Rede, aber bei der Vieldeutigkeit dieses 
Wortes kann dies nur wenig besagen. Sicher ist, daß gerade 
in der Frage, ob das Proletariat die politische Macht durch einen 
gewaltsamen Umsturz oder, gestützt auf die Tatsache, daß es die 
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung bildet, mit friedlichen, 
gesetzljchen Mitteln durch die Erringung des allgemeinen und 

20) MEHRING; Aus dem literarischen Nachlaß von Karl Marx, Friedrich 
Engels und Ferdinand Lassalle, TI, 58. 21) Ebenda TI, 59. 
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gleichen Wahlrechtes in die Volksvertretung anstreben solle, 
zwischen dem Manifest und gewissen gelegentlichen Bemerkungen 
MAl:I.Xens und ENGELS ein Widerspruch besteht. Jenes hat -
wie bereits hervorgehoben - sicherlich nur die Revolution im 
::,inne einer Gewaltanwendung im Auge. Jitngst hat aber KAU'l'SKY 

wieder an eine Rede erinnert, die MA1tx nach dem Schlu8se des 
Haager Kongresses der Internationale von 1872 in einer Volks
versammlung zu Amsterdam hielt und in der er sagte: ,, Der 
.Arbeiter muß eines Tages die politische Gewalt in der Hand 
haben, um die N euorgani1mtion der Arbeit zu begründen. Er 
muß die alte Politik umstürzen, welche die alten Institutionr.n 
aufrechterhält, wenn. er nicht, wie die alten ChriRten, die solcheH 
vernachläRsigt und verachtet hatten, auf das ,Reich von dieser 
Welt' verzichten soll. Aber wir haben nicht behauptet, daß die 
Wege, um zu diesem Ziel zu gelangen, überall dieselben seien. 
Wir wissen, daß man die Institutionen, die Sitten und das Her
kommen <ler verschiedenen Gegenden berücksichtigen muß, und 
wir leugnen nicht, daß es Länder gibt, wie Amerika, 
England und - wenn ich Eure Ei'nricbtungen besser 
kennte, würde ich vielleicht hinzufügen - Holland, 
wo die Arbeiter auf friedlichem Wege zu ihrem Ziele 
gelangen können. Doch nicht in allen Ländern ist dies der 
Fall" ~2). Auch sonst finden sich wohl Stellen bei MARX, wo er, 
wie z.B. im „Elend der Philosophie" 2

~), davon spricht, daß „im 
Lauf der E n t w i c k I u n g" der kapitalistische Staat durch eine 
klassenlose Assoziation ersetzt werden wird. A11ein demgeg~n
über hat ENGELS geradezu mit Berufung auf ein Wort von MARX 

in seiner Str ~itschrift gegen DüHRINH die Gewalt als das revo
lutionäre Mittel itt:1.-r' i~ox:nv gefeiert. Es ist nur selbstverständ
lich, daß sich die Theorie und Praxis des B o Ische w i s m u s 
gerade auf diese Stelle gegenüber gewissen e-rolutionistischen 
Tendenzen der deutschen Sozialdemokratie beruft. Sie wird mit 
Nachdruck von LENIN 24) zitiert und sei darum auch hier im Wort
laute wiedergegeberr: ,,Für Herrn DüHRING ist die Gewalt das 
absolut BöHe . • ·. . Daß sie aber noch eine andere Rolle in 
der Geschichte spielt, eine revolutionäre Rolle, daß sie, in MARX' 

22) Zit. bei .KAuTSKY, Die Diktatur deH Proletariats. 3 . .Aufl. Wien 1918, S. 7, 
23) 2. Aufl. 1892, S. 163. 24) Staat und Revolution, Ver!. Die Aktion, 1918. 
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Worten, die Geburtshelferin jeder alten G.esellscbaft ist, die mit 
einer neuen schwanger geht, daß sie das Werkzeug ist, womit 
sich die gesellschaftliche Bewegung durchsetzt und erstarrte, ab
gesto1·bene Formen zerbricht - davon kein Wort bei Herrn 
DünRING." · ,, Und diese matte, saft- und kraftlose Predigerdenk
weiso" - DüHIUNGS, · der Gewaltanwendung prinzipiell ablehnt -
,,macht Anspruch, sich der revolutionärsten Partei aufzudriingen, 
die die Geschichte kennt?" 26

) Nun findet sieh aber auch bei 
ENGELS eine Stelle, wo er ~ ganz ebenso wie MARX in seiner 
Amsterdamer Rede - die Möglichkeit einer friedlichen Entwick
lung zur Herrschaft des Proletariats zugibt. In seiner Kritik 
des Entwurfes zum Erfurter Programm schreibt ENGELS - wesent
lich anders als im Anti-Dühring: ,,Man kann sich vorstellen, die 
alte Gesellschaft könne friedlich in die ,neue hineinwachsen in 

· Ländern, wo die Volksvertretung alle Macht in sich konzentriert, 
wo man verfassungsmäßig tun kann; was man will, sobald man 
die Majorität des Volkes hinter sich hat;. in demokratischen 
Republiken wie Frankreich und Amerika, in Monarchien wie 
England, wo die bevorstehende Abkaufung der Dynastie tagtäglich 
in der Presse besprochen wird und wo diese Dynastie gegen den 
Volkswillen ohnmächtig ist. Aber in Deutschland ... "ss) lu.U'J'SKY 

meint: MARX und ENGELS hätten „in ihrer Politik stets einen 
großen Unterschied gemacht zwischen demokratischen und nicht 
demokratischen Staaten" 17

). Das trifft freilich nicht von allen 
Schriften der beiden zu; allein ist diese Untersc)leidung - wo sie 
gemacht wird - gerade in bezug auf die Frage gerechtfertigt, 
ob die politische Macht mit Gewalt oder auf frie3lichem Wege 
erobert werden soll il Wenn irgendeine Erfahrung auf historisch
politischem Gebiet sicher steht, so ist es doch die, daß alle kapi
talistischen Staaten, nachdem durch eine rein bürgerliche Rev.o
lution wenigstens die grundsätzliche Anerkennung des demo
kratischen Prinzipes erzwungen wurde, im Wege einer organischen 
Entwicklung die parlamentarische Demokratie immer weiter auR-

•21>) Herrn EuGEN DüBRlNGS Umwälzung der Wissenschaft, S.Aufl. S.193. 
26) E..~OELS, Zur Kritik des sozialdemokratischen Programmentwurfes. 1891, 
(Neue Zeit, ll/1, 10). Diese Stelle zitiert natürlich wieder KAUTSKY in: 
Demokratie oder Diktatur, 2. Aufl. S. 11, für seine mehr evolutionistische Auf
fa88ung. 27) Ebenda S. 11. 
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gebaut haben. Auf dieRem Wege sind England, Frankreich, 
Amerika dem Deutscben Reiche vor dem Weltkrieg gewiß ein 
gutes Stück voraus gewesen. Allein es läßt sich nicht Jpugnen, 
daß auch Deutschland im Begriffe war, diesen Wt>~ fortzui;ctzeu. 
Da die Entwicklung zur parlamentarischen D~mokratit' dort, wo 
das Proletariat im Wachsen ist und das allgemdne und gleiche 
W ahlrecbt erringt, nur eine Frage der Zeit ist, miillte eigentlich 
vom Standpunkt der zuletzt vou ENfiELs vertretenon Auffassung 
das friedliche Hineinwachsen der alten in die neue Oesellscban 
als die Regel angesehen werden; für die Annahme einer Methode 
der Gewa1tanwendung wäre in einer auf Grund der bisherigen Er
fahrung in allen Kulturstaaten abgegebenen Prognose der weiteren 
Entwieklung und daher vom Standpunkt des :M"arx.ünm11, aus 
auch in einem politischen Parteiprogranim des Proletariates kein 
hinreichender Anlaß. Warum hätte der unaufhaltsame politisl'he 
Aufstieg des Proletariates etwa in Deutschland die echte, parla-

~ mentarische Demokratie nicht ebenso friedlich erreichen können 
wie in Frankreich, Amerika und England, wo die kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse doch grundsätzlich die gleichen sind? Wenn 
der Schritt von der noch kapitalistischen zur proletarischen Demo
kratie ein friedlicher sein kann, warum sollte dies nicht ebenso 
der Fall sein bei der infolge der Entwicklung dei. Proletariats 
scheinbar doch unvermeidlichen Umwandlung aller möglichen 
rückständigen Staatsformen des Kapitalismus in parlamentarische 
Demokratien ? 

§ 7. Die politische Form der Diktatur des Proleta
riats: Demokratisch organisierte Staatsgewalt; die 

Pariser Korn m une als Vorbild. 

Die Frage nach der Methode der Eroberung politischer Macht 
durch das Proletariat ist zum großen Teil schon präjudiziert durch 
die Entscheidung, welches die Staatsform für die von MARX und 
ENGELS mit Vorliebe als „Diktatur" bezeir,hnete Herrschaft des 
Proletariats sein soll. Ist es die Demokratie, dann ist zu mindest 
dort, wo schon der kapitalistische Staat diese Form angenommen 
hat, nicht einmal eine prinzipielle Venassungsänderung notwf=mdig. 
dann vollzieht sieb die Umwandlung in der sozialistischen Aus
gestaltung der wirtschaftlichen· Gesetzgebung. Uud diese Wand-
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hmg muß in demselben Augenblicke. eintreten, wo die proletarisch
sozialistische Partei die Mehrheit im Pa1famente erringt. · Das 
Kommunistische Manifest steht noch auf dem Standpunkt, daß 
die Demokratie mit Gewalt erobert werden müsse. Aber es kann 
kein Zweifel sein, daß das Manifest die Diktatur des Proleta
riates sich in der Staatsform der Demokratie vorstellt. Auch in 
den übrigen Schriften von MARX und ENGELS wird dieser Ge
danke im allgemeinen bestätigt. In der zitierten Kritik zum 
Entwurf des J<:rfürter ParteiprograJl!IDS sagt ENGELS ausdrücklich: 
„Wenn etwas fest.steht, so ist es dies, daß unsere Partei und 
die· Arbeiterklasse nur zur Herrschaft kommen kann unter der 
Form der demokratischen Repnhlik. Dies ist sogar die spezi
fische Form für die Diktatur des Proletariats, wie schon die 
große französische Revolution gezeigt bat. Es ist doch undenk
bar, daß unsere besten Leute unter einem Kaiser Minister ,verden 
sollen, wie MIQUEL." t") Aber eine Kontinuität zwischen der 
Demokratie des Kapitalismus und jener des proletarischen Sozia
lismus lehnen MARX und ENGELS entschieden ab. In der I. Vor" 
rede zum Kommunistischen Manifest vom 24. Juni 1872 -findet 
sieb das Eingeständnis, daß das Manifest „stellenweise veraltet 
sei"; namentlich habe die Pariser Kommune den Beweis geliefert, 
daß „die Arbeiterklasse nicht die fertige Staatsmaschine einfach 
i.n Besitz nehmen und sie für ihre eigenen Zwe,Jke in Bewegung 
setzen kann". Dies ist eine Stelle aus dem ~iAuxscben ,,Bürger
krieg in I<,rankreicb" 2 n). Von bolschewistis~her Seite, insbeson
dere von LENIN 3"), wird d.ieser Äußerung die größte Bedeutung 
beigelegt. Ob mit Recht, wird noch zu untersuchen sein. Tat
sächlich hat MARX - worauf gleichfalls LENIN aufmerksam 
macht - schon in „Der achtzehnte Brumaire" anläßlich der Be
sprechung der Revolution von 1848-1851 die Eroberung der 
politischen Macht durch das Proletariat in einer Weise dargestellt, 

28) Neue Zeit XX/1, 11. Im Anschluß daran heißt es: "Nun scheint 
t>S. gesetzlich· nicht anzugehen, daß man die Forderung der Republik direkt 
ins . Programm setzt . • . Aber das Faktum, daß· ma.n nicht einmal ein offen 
republikanisches Parteiprogramm in Deutschland aufstellen darf, beweiet, wie 
kolossal die Illm,ion i,st, als könne man dort auf gemütlich friedlichem Wege 
die Republik einrichten und nicht nur die .Republik, sondern die kommu
nistische Gesellschaft." '29) S. deutsche Aufl. S. 48. :30) A. a. 0. S. 82 f. 
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die mit der im Kommunistischen Manifest proklamierten „Er
kämpfung der Demokratie" nicht ganz im Rinklang zu stehen 
scheint. In der fiir die materialistische GeschichtsauffasHung 
cbara.kteristischen Methode, die zunächst uur eine Schilderung 
des tatsächlichen Geschehens und dabei doch zugleich die Auf
i;tellung politischer Postulate ist, erklärte er, die Revolution 
„vollendete erst die parlamentarische Gewalt, um sie stürzen zu 
können. Jetzt, wo sie dies erreicht, vollendet sie die Exekutiv
gewalt, reduziert sie auf ihren reinsten Ausdruck, isoliert sie, 
stellt sie sich als einzigen Vorwurf gegenüber, um alle ihre 
Kräfte ~er Zerstörung gegen sie zu konzentrieren." Nicht mit 
Unrecht schließt LENIN daraus auf die Ansicht MARX', daß nach 
den Erfahrungen der 'Revolution von 1848-1851 als Aufgabe 
1les Proletariates bei der künftigt>n sozialen Revolution nicht etwa 
die Vervollkommnung der Staatsmaschinerie, sondern ihre Zer
störung angesehen werden müsse 31

). Überaus charakteristisch 
erklärt LENIN, uie J<,rage, ,,was an Stelle der zu vernichtenden 
Staatsmaschinerie gesetzt werden soll", habe MARX nicht beant
wortet. Er habe sich eben „streng an die tatsächliche Basis der 
geschichtlichen Erfahrung gehalten", und „die Erfahrung gab 
damals keine Unterlage für eine solche Frage". Daß MARX aber 
diese Frage flchon vorher, nämlich im Manifest, beantwortet hatte, 
wird ignoriert. Offenbar, weil zwischen ,,Zerstörung der Staats
maschinerie" und „Erkämpfüng der Demokratie" eine erhebliche 
Differenz besteht. Daß ein nach der Methode der materialistischen 
Geschichtsauffassung in die Form historischer Darstellung ge
kleidetes politisches Programm, das mit der Vernichtung deR 
Staatsapparates endet, als anarohistisch bezeichnet werden muß, 
ist wohl selbstverst.ändlich. Dennoch lehnt LElfIN den Vorwurf 
des Anarchismus mit E11trüst11ng ab. Offenbar, weil er - mit 
Recht -:-- die Vernichtung des 8taatsapparates nicht als das letzte 
Wort von MARX gelten lassen will. Nur daß dabei die Naivität 
bewundert werden muß,· mit der die Vernichtung clea Staates 
in ein politisches Programm aufgenommen wird, noch bevor man 
weiß oder a.nf Grund ,. wissenscltaftlicher" Erkenntnis wissen zu 
können glaubt, welch weiterer Schritt zu erfolgen hat. 

f\t) A. a. O. 8. 26ft'. 
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Schon die E1-fahrungen der Revolution von 1848- 51 und 
nicht erst die Pariser Kommune haben MARX veranlaßt, seine im 
Manifest niedergelegte Anschauung über die E.roberung der 
politischen Macht durch das Proletariat zu modifizieren. In dem 
bekannten Brief an KuGELMASN vom 12. April 1871 schrieb er, 
er habe schon im ,Achtzehnten Brnmairc' ,,als nächsten Versuch 
cler französischen Revolution" ausgesprochen: ,,Nicht mehr wie bis
her die bnreaukratisch-militärische Maschinerie aus einer Hand in 
die andere zu übertragen, sondern sie zu zerbrechen, und dies ist die 
Vorbedingung jeder wirklichen Volksrevolution auf dem Kontinent. 
Dies ist auch der Versuch unserer heroischen Pariser Partei
genossen" 82

). In diesen Worten erblickt LBNIN 38
) ,,die Hauptlehre 

des Marxismus zur Frage über die Aufgaben des Proletariates 
in der Revolution gegenüber dem Staate". Da l\lA.RX an der 
'fheorie vom proletarischen Klassenstaat, der durch die soziale 
Revolution an Stelle des kapitalistischen Klassenstaates gesetzt 
wird, prinzipiell festhält, ist eigentlich nicht leicht zu verstehen, 
warum er so entschieden gegen die Vorstellung polemisiert, daß 
durch die soziale Revolution lediglich ein Wechsel der herrschenden 
Partei im Staate stattfinde. Er betont: der Staat müsse vernichtet 
werden. Aber doch nur, um wieder .als Staat, und zwar wiederum 
nur als Klassenstaat, aufgebaut zu werden! Ist es dann fcht 
bloß ein Streit um ein Wort, um ein anschauliches Bild, ob von 
einer „ Vernichtung" des kapitalistischen Klassens~aates oder 
einer „Umwandlung" desselben gesprochen wird? Daß die radi
kalere Terminologie vom Standpunkte politischer Agitation mehr 
Anklang findet, ist gewiß begreiflich. · Fiir die Theorie des 
8ozialismus ist sie bedeutungslos; das beweisen die Ausführungen 
MARX.ens in der „.Adresse des Generalrates der internationalen 
Arbeiterorganisation" über den „Bürgerkrieg in Frankreich" 34

); 

wo er die Erfahrungen der Pariser Kommune verarbeitet. 
Sie liefern den Kommentar zu der angeblich die Hauptlehre des 
Marxismus über das Verhältnis von Revolution nnd Staat bilden
den These vom „Zerbrechen" der Staatsmaschine. 

Fragt man, was mit dem Bilde des Zerbrechens der Staats
maachine überhaupt gemeint sein kann, · so ist es, ohne jeden 

32) HAU, Über die Pariser Kommune (Neue Zei.t, XX/1, 707). 3S) A. 
a. O. S. IU. 84) 3. Aufl., mi~ einer Einleitung von ENGll:LS. Berlin 1891. 
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Vergleieh gesprochen, dies, daß entwedel' an Stelle der alten 
staatlichen OrdnUBg eine in halt lieh ganz verschiedene neue, 
aber doeh auch staatli ehe Ordnung oder gar keine Ordnung 
bezw. ein Zustand der Anarchie gesetzt, oder daß lediglich 
an Stelle der die alte Ordnung realisierenden Orgnne andere 
Menschen als Exekutoren bestellt werden, oder daß ruit einer 
neuen Staatsordnung, also mit einer prinzipiellen Andcrung der 
i-taatlicben Organisationsnormen, auch ein vollständiger Wechsel 
der Staatsorgane verbunden wird. W~s geschah nun in der 
:Pariser Kommune, d. h. welches sind in der Darstellung von 
MARX die wesentlichen Vorgänge 34 a)? Sie lassen sich restlos dahin 
zusammenfassen, daß an Stelle einer monarchischen Staatsform 
eine mit gewissen Elementen der U n mittelbar k e i t durch
setzte demo kra ti sch-re publik an is c h e Verfassung ge
geben und ein W e eh s e l der die Staatsordnung vollziehenclen, 
d. h. die Staatsgewalt ausübenden Menschen durehgetührt 
wurde. MARX charakterisiert zunächst das napoleonische Kaiser• 
tum als „eine öffentliche Gewalt zur Unterdrückung der Arbeite,,. 
klasse" und fügt - offenbar erläuternd - hinzu: als eine „Ma
achine der Klassenherrschaft" 30). "Unterdrückung" will <loch 
wohl nur sagen „Ausbeutung". Das geht auch daraus hervor, 
daß MARX die Kommune in einen direkten Gegensatz zur. alten 
Monarchie stellt: ,,Der gerade Gegensatz zum Kaisertum war die 
Komm'une" 88). Er bezeichnet sie als die bestimmte Form einer 
,,Republik", die nicht nur die monarchische Form der Klassen
hemchaft, sondern die Klassenherrschaft selbst beseitigen sollte 37

), 

als eine „durch und durch ausdehnungsfähige politische . Form, 
während alle früheren Regierungsformen wesentlich unterdrückend 
gewesen waren. Ihr wahres Geheimnis war dies: sie war wesent
lich eine Regierung der Arbeiterklasse, das Resultat des Kampfes 
der hervorbringenden gegen die aneignende Klasse, die endlich 
entdeckte politische Form, unter der die ökonomische Betreibung der 
Arbeit sfoh vollziehen konnte" 88), d. h. eine „politische Form", 
eine .,Regierung", eine „Republik", also ein Staat ohne wirt
schaftliche Ausbeutung, ohne „Unterdrückung" einer Klasse durch 

Ma) tiber die tat.sichliehe Verfau1lllg der Ko>mmune vgl. KAUTSKY, 

Terrorismus u:,id Kommunismus, 1919, 8. 42 ff. 85) Bürgerkrieg S. 44. 
36) ~nda S. 45. 37) Ebenda S. 45. 88) Ebencla S. -l . 
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die andere in wirtschaftlichem Sinne, wenn auch nicht ohne „Herr
schaft", ohne öffentliche Gewalt. MARX erblickt in der Kommune 
durchaus die schon im Kommunistischen Manifest prognostizierte 
Antithese zum kapitalistischen Staat, den in der Gesrbichte reali
sierten Fall einer D(ktatur des Proletariates. Als be1:1onders charakte
ristische Maßregeln der Kommune aber hebt er hervor: Abschafföng 
des stehenden Heeres und „Ersetzung durch das bewaffnete Volk", 
also keineswegs Aufhebung jeder militärischen Gewalt, sondern nur 
einer besonderen Form derselben. ,,Paris konnte nur Widerstand 
leisten, weil es infolge der Belagerung die Armee los geworden 
war, an deren Stelle es eine hauptsächlich aus Arbeitern bestehende 
Nationalgarde gesetzt hatte. Diese Tatsache galt es jetzt in eine 
bleibende Einrichtung zu verwandeln. Das erste Dekret der 
Kommune war daher die Unterdrückung des stehenden Heeres 
und seine Ersetzung durch das bewaffnete Volk" 89). Nach den 
Absichten der kommunistischen Regierung sollte „das stehende 
Heer auf dem Lande durch eine Volksmiliz mit äußerst kurzer 
Dienstzeit ersetzt werden" •0). Besonders · hebt MARX die Ein
führung des allgemeinen Wahlrechtes hervor. ,,Die Kom
mune bildete sieb aus den durch allgemeines Stimmrecht in den 
verschiedenen Bezirken von Paris gewählten Stadträten". Er 
betont, daß diese Stadträte „verantwortlich und jederzeit absetz
bar" waren und daß „ihre Mehrzahl" - und nur ihre Mehrzahl, 
keineswegs alle - aus „Arbeitern oder anerkannten Vertretem 
der Arbeiterklasse" bestand. Er macht darauf aufmerksam, 
daß die Kommune „nicht eine parl$mentarische, sondern eine 
arbeitende Körpersch'lftu sein s~llte. Was er unter diesem zu
nächst · befremdenden Ge,gensatz von „parlamentarisch" und 
,,arbeitend" - ,,arbeitet" nicht auch das ]:>arlament? - versteht, 
gebt aus dem erläuternden Zusatz hervor, der besagt, die Kommune 
sei eine Körperschaft gewesen „ vollziehend und gesetzgebend 
zu gleicher Zeit". . Er betont also lediglich die für die Demo• 
kratie und insbesondere für die unmittelbare Demokratie charakte
ristische Aufhebung der der konstitutionellen .Monarchie eigenen 
Gewaltentrennung. In einer - scheinbar gegen den Paria~ 
mentarismus überhaupt gerichteten - Terminologie wird eine 
bes~immte Form desselben, der gewaltentrennende, bloß ge-

39) Ebenda S. 46. 40) Ebenda S. 47. 
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setzgebende Parlamentarismus, abgelehnt. Es ist ein offenkundiges, 
wenn auch begreifliches Mißverständnis, wenn LE:tnN diese 
Äu~rung als auf die „Beseitigung des Parlamentarismus" gerichtet 
deutet. 0 ) LENIN sagt, er könne sich eine Detnokratie zwar nicht 
ohne Vertretungskörper, müsse sie aber ohne Parlamentarismus 
vorstellen. Dieser Satz ist eben nur durcb eine nicht g~recht
fertigte Verengung des Begriffs „Parlamentarismus" möglich. 
Allerdings wird die LENINsche Auffassung auch durch die fot.. 
gen de Bemerkung MARXens n) scheinbar unterstützt: ,,Statt ein
mal in drei oder sechs J abren zu .entscheiden, welches Mitglied 
der herrschenden Klasse das Volk im Parlament ver- oder zer
treten soll, sollte das allgemeine Stimmrecht dem in der Kommune 
konstituierten Volke dienen, wie das individuelle Stimmrecht jeden-• 
anderen Arbeitgeber dazu dient, Arbeiter, Aufseher und Buch
halter in seinem Geschäfte auszusuchen." Hört ein Vertretungs• 
körper aut; ein Parlament zu sein, weil er sich auf das all
gemeine Stimmrecht gründet, weil · die Legislaturperiode nicht 
drei oder sechs Jahre, sondern kürzer währt? Hört er auf, ein 
Parlament - auf deutsch, eine Volksvertretung - zu sein, wenn 
ihm neben der Gesetzgelfong auch Funktionen der Vollziehung, 
nämlich die Auswahl der mit der Exekutive betrauten Menschen, 
obliegen? Hörte die Kommune auf, eine Demokratie zu sein, weil 
sie das demokratische Prinzip der Wahl für die Berufung von 
Beamte_n akzeptierte? Letzteres hat Mm im Auge, wenn er den 
zitierten Passus mit den Worten schließt: ,,Anderseits aber könnte 
nichts dem Geiste der Kommune fremder sein, als das allgemeine 
Stimmrecht durch hierarchische Investitur zu ersetzen." 48) Frei
lich, die Parallelsetzung des allgemeinen Stimmrechtes, das ist 
,tes Wahlrechts. zur Volksverµ-etung, IQit dem als „Stimmrecht" 
.bezeichneten ·freien Rechte des Unt~rnebmers, Arbeitsverträge 
einzugehen, und der Vergleich der selbst „arbeitenden" Volksver
tretung mit dem arbeitsloses Einkommen beziehenden ausbeutenden 
Unternehmer· ist recht problematisch. Es wäre gewiß verfehlt, 
di~ nicht ohne agitatorischen Zweck geschriebenen Worte einer 
politischen Schrift auf die Goldwage zu legen. Nnr weil dies 
von LENIN geschieht, der weitgehende Konsequenzen ans diesem 

41) LENIN, a. a. O. S. 40. 42) Blirgerkrieg in Frankreich S. 47. 43) Ebenda 
~- 4:7. 
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~iARxschen Vergleiche zu ziehen versucht, mußte hier darauf 
eingegangen werden. LENIN meint nämlicl1, man könne aus 
diesem Vergleiche darauf schließen, daß die Organe, die die 
Kommune und daher auch die proletarische Demok;·atie überhaupt 
benötigt, cm „Aufseher und Buchhalter" seien, denen gegenüber 
kein „Unterord11ungsverbältnis" besteht. AJso: kein Zwangs
charakter, kein politisches ~Iittel. Allein zu dieser Annahme 
geben (!ie von MARX dargestellten Verhältnisse der Kommune 
auch nicht llen geringsten Anlaß, wenn auch seine Diktion 
mitunter diese Tendenz hat. 

Nach der von MARX erwähnten „kurz;m Skizze der nationalen 
Organisation", die die Kommune nicht Zeit hatte weiter auszu
arbeiten, ,,sollten die Abgeordneten der Nationaldelegation an 
die Instruktionen ihrer Wähler gebunden sein" a). Das ist nichts, 
was dieser Körperschaft den Charakter eines Parlamentes hätte 
nehmen können. 

Von großer Wichtigkeit erscheint MARX, daß alle Beamten 
und Richter der Kommune durch Wahl berufen, verantwortlich 
und jederzeit absetzbar waren, was die Kommune als einen Organi
sationstypus nach Art der unmittelbaren Demokratie erscheinen 
läßt. Besonders hervorgehoben wird, daß der gesamte „öffent
liche Dienst fär Arheiterlohn besorgt werden" mußte 411); und 
1'~NGELS legt in seinem vom 18. März 1891 datierten Vorwort 
dieser Art der Beamtenorganisation die Bedeutung bei, daß die 
Kommune sich „gegen ihre eigenen Abgeordneten und Beamten" 
.,sichern" mußte, indem sie die „in allen bisherigen Staaten un
umgängliche Verwandlung des Staates und der Staatsorgane aus 
Dienern der Gesellschaft in Herren der Gesellschaft" durch diese 
Maßregeln verhinderte. Das Charakteristische des Beamtentums 
im kapitalistischen Staate sei, daß die Organe des Staates, die 
,,ursprünglich durch einfache Arbeitsteilung" entstanden seien, 
und daß sohin „die Spitze" dieser Organe, ,,dit,1 Staatsgewalt", 
sich mit der Zeit im Dienste ihrer eigenen Sonderinteressen aus 
IJienern der Gesellschaft zu Herren über dieselbe verwandelt 
habe 4ti). Eine gewisse Vorzugsstellung der Beamten ist sicher
lich ein Charakteristikum der militärisch-bureattkratischen Monar
chie und bis zu einem gewissen Grade auch der kapitalistischen 

•4) Ebenda S. n. 45) Ebenda S. 46 und S. 60. 46) Ebenda S. 12. 
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Demokratie. Allein, daß der kapitalistische Staat, d. h. ohue 
Hypostasierung gedacht: daß seine Staatsorga.ne „Herren" der 
Gesellschaft seien, das ist wohl mit einer Vorstellung im Wider
spruch, die den kapitalistischen Staat nur als ein Werkzeug dr.r 
ausbeutenden Gesellschaftsklasse oder - wie sich MARX und 
ENGELS auszudrücken pßegen - geradezu der bürgerlichen G c
sellschaft gelten lassen will. Auch muß ENGELS' Behauptung 
bezweifelt werden, daß mit der oben gekennzeichneten Beamten
organisation der Kommune „der Ste1lenjiigerei und dem Streber
tum ein sicherer Riegel vorgeschoben" 41) worden sei; als ob in 
der Bezahlung der Beamten und uicht in der ihnen eingeräumten 
sozialen Stellung der entscheidende Vorzug gelegeu und als oh 
nicht die mit der Beamtenstellung unvermeidlich verbundene 
Machtstellung allein, d. h. also Ehrgeiz, Herrschsucht etc., ciu hin
reiehender Grund für Stellenjägerei und insbesondere.fiir Streberei 
wären. Zu der Annahme, daß diese Ersebeinung im proletarischen 
Staate verschwinden werde, dazu gibt die kaum dreimonatiiche 
Erfahrung des sozialistischen Pariser Stadtstaates keinen hin
reichenden Grund. Ganz abgesehen von der Frage, oh die öko
nomische Gleichstellung der qualifizierten geistigen Arbeiter dc!<i 
gerade im proletarischen Staate stark vermehrten ßeamtentums 
mit den Handarbeitern zunächst überhaupt durchführbar ist. Die 
Erfahrungen der russischen Revolution scheinen daij Gegenteil 
zu beweisen"). 

Nicht verRtändlich ist es, wenn MARX behauptet: ,, Die Poli
zei, bisher das Werkzeug der Staatsregierung, wurde sofort aller 
ihrer politischen Eigenschaften entkleidet und in das verantwort
liche, jederzeit absetzbare Werkzeug der Kommun.e verwandeit'' ' 9

). 

,,Politischen'' Charakter hat die Polizei, weil sie Werkzeug, 
Zwangsmittel einer Staatsgewalt ist. War die Kommune nicht. 
nach den eigenen Worten von MARX eine „politische", d. h. eine 
Staatsform, war sie nicht eine „Regierung"? Hatte sie überhaupt 
eine Polizei - und die Kommune hatte eine sehr prompt funk
tionierende -, dann ist es einfach eine Selbsttäusebnng, diesem 
Zwangsmittel den politisr.hen Charakter abzusprechen. Der Grund 
für diese Ausdrucksweise ist ja klar. Die gegen dP,n Staat übcr-

47) Ebenda S. 13. 48) Vgl. dazu LENIN, Die nlichBten .Aufgabell der 
Sowjet-Macht. Berlin, Verl. Die Aktion, 1919. S. 17 ff. 49) Bürgerkrieg S. 4f. 
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haupt, gegen -,das politische Mittel als solches gerichtete Grund
tendenz; sie :veranlaßt MARx, das Verschwinden des politischen 
Charakters, Jas nach der Theorie de~ Kommunistischen Mani
festes erst das Ergebnis einer fängeren Entwicklung innerhalb 
des durchaus „politischen" proletarischen Klassenstaates sein soll, 
hier - zwar nicht hinsichtlich des ganzen Staates, aber doch 
einer ·seiner entscheidenden Zwaugsfunktionen schon während 
der knapp dreimonatlichen Dauer der K?mmune zu behaupten. 
Diese war aber eben wegen ihrer kurzen Herrschaft gar nicht 
imstande, irgendwelche wesentlichen Änderungen der kapita
listischen Wirtschaftverfassung - diese Grundvoraussetzung fiir 
die Aufhebung _des Klassengegensatzes und sohin nach MA_RX 

auch des politischen Mittels - durchzuführen. 
Und diese Grundtendenz macht sieb auch sonst bei der 

l!ARX'schen Darstelhmg der Kommune, freilich mehr im sprach
lichen Ausdruck als in dem dahinter feststellbaren widersprnchsp 
losen Gedankeninhalt, .geltend. So verteidigt MARX die Kommune 
gegen den Vorwurf des Ffideralismus .. Die Komm.unalverfassung 
sei keineswegs ein Versuch, Frankreich im Widerspruch zu einem 

_ übermässigen Zentralismus in einen Bund kleiner Staaten aufzu
lösen. ,,Die Einheit der Nation sollte nicht gebrochen, sondern 
im _Gegenteil organisiert werden durch <lie Kommunalverfassung; . 
sie sollte eine Wirklichkeit werden durch die Vernichtung" -
nicht der Staatsmacht überhaupt, sondern nur - ,,jener Staats
macht, welche sich für die Verkörperung dieser Einheit ausgab, 
aber unabhängig und überlegen sein wollte gegenüber der Nation, 
a:6 deren Körper sie ja doch nur ein Schmarotzerauswuchs war. 
Während es galt, die bloß unterdrückenden Organe der alten 
Regierungsma\lht" - bloß·,, unterdrückend"., das heißt: wirtschaft
lich ausbeutend - ,,abzuschneiden, sollten ihre berechtigten 
F11Dkt.ionen" - die Funktionen einer Regierungsmacht! - ,,einer 
Gewalt, die über der Gesellschaft zu stehen beanspruc-hte, ent
rissen und den verantwortlichen Dienern der Gesellschaft zurück
gegeben werden" 56

). Daß diese Funktionen darum aufhören 
sollten, Regierungs-, Herrschaftsfunktionen zu sein, die ein Über
und Unterordnungsverhältnis zwischen Menschen darstellen, ist 
damit nicht" gesagt; nu.r daß die neue Regierungsmacht nicht 

50) Ebenda S. -17. 
I 
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„über" der Gesellschaft steht. Das kann aber nur beißen, daß 
ihre Organe keine Vorzugsstellung haben. Daß sie als Diener 
der Gesellschaft und nicht - was allein korrekt, weil allein 
unzweideutig wäre - als Diener des Staates (und darum auch 
als Diener der Gesellschaft, deren der Staat nur ein Organ ist) 
bezeichnet werden, ist ein Symptom der oben charakterisierten 
Abneigung gegen den Staat. In seinem Vorwort zur MARXscheu 
Schrift sagt aber ENGELS - jeden Zweifel an dem demokratischen 
Staatscharakter der Kommune ausschließend : ,,Die Sprengung 
der bisherigen Staatsmacht und ihre Ersetzung durch eine neue, 
in Wahrheit demokratische" (d. i. Staats-) ,,Macht" - ,,ist im 
dritten Abschnitt des ,Bürgerkriegs' eingehend geschildert b1)." 

Nichtsdestoweniger polemisiert ENGEL!! gegen den in Deutschland 
herrschenden „Aberglauben an den Staat". Das mag im Hinblick 
auf den am Ende der soziali~tischen Entwicklung liegenden 
Zustand der freien kommunistischen GeselJschaft, nicht aber mit 
Bezug auf die Kommune verständlich sein. 

Wenn die Verfassung der 'Kommune die Antwort auf die 
Frage nach dem Sinn der MARxschen Bemerkung vom Zerbrechen 
der Staatsmaschinerie geben, wenn die Kommune, wie ENGELR 

.im Vorwort zum Bürgerkrieg sagt, eine Diktator des Proletariats 
gewesen sein soll s2

), dann ist die Aufgabe der Arbeiterklasse 
nach Eroberung der politischen Macht die Einführung einer re
präsentativen Demokratie mit Elementen weitgehender Unmittel
barkeit. Die Kommune, sagt MARX „ verschafft der Republik die 
Grundlage wirklicher demokratischer Einrichtungen" 63). Und 
gerade in der Verteidigung der Kommune gegen den Vorwurf 
des Föderalismus zeigt sich M.ARX - wie auch LENIN gegen 
BERNSTEIN richtig hervorhebt - als „Zentralist". . Allein wenn 
LENIN behauptet: es handle sich bei der von MARX geeebilderteD 
Organioierung der Einheit der Nation durch die. Kommunalver
fassung um einen ,,freiwilligen Zentralismus, eine freiwillige 
Vereinigung der Kommunen zu einer Nation, UJD freiwillige 
Verschmelzung der proletarischen Kommunen etc.", so entspricht 
das keineswegs den historischen Tatsachen. MARx gibt aus
drück.lieh zu, daß eine „Zentralregierung" bestehen sollte, 
für nie zwar wenige, aber wichtige Funktionen übrigbliebeu : 

51J Ebenda S. 18. 52) Ehenda S. U. 53j Ebenda S. 49. 
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die Zentralregierung sollte nicht abgeschafft werden, sondern 
ibre Funktionen „kommunalen" b'), d. h. in diesem Zusammen
hange nichts anderes als ,,streng verantwortlichen" Beamten 
iihertragen werden. Wie diese Existenz einer Zentralr('.gierung, 
die Organisation der Nation zur Einheit, mit dem Prinzip der 
Freiwilligkeit vereinbar sein soll, ist unverständlich. Ganz ab• 
gesehen davon, dass nach der Theorie der materialistischen Ge
schichtsauffassung in dem auf den ßoUl'geoisiestaat folgenden 
Arbeiterstaat keineswegs Anarchie, sondern Zwang und H1'rrschaft, 
Klassenherrschaft bestehen soll. Allerdings - und das muß zur 
Rechtfertigung LENINS, soweit dieser auf dem Boden der MARX• 

sehen Lehre zu stehen behauptet, betont werden - eA finden 
sich bei MARX auch Stellen, in denen er anf das unzweideutigste 
nicht etwa bloß den kapitalistischen Klassenstaat, sondern den 
Staat überhaqpt, als „Schmarotzerausw11chs" der Gesellschaft 
gegenüberstellt, die Staatsmacht als solche für „überflüssig" 
erklärt und schon die Kommune al8 ein~ Ordnung schildert, in 
der eben dieser Schmarotzer beseitigt .und die Staatsmacht über
ßüssig gemacht, d. h. die Kommune a.\s „Gesellschaft", nicht aber 
als „Staat" konstituiert wurde; so z. B.: ,,. . . Die Kommun~l
verfassung würde im Gegenteil dem . gesellschaftlichen Körper alle 
die Kräfte zurfü;kgegeben haben, die bisher der Scbmarotzeraus
wuchs ,Staat', der von ·der Gesellschaft .sich nährt und ibrf' 
freie Bewegung hemmt, aufgezehrt bat."~11) Und: ,,Das bloße 
Bestehen der Kommunen führte, als etwas Selbstverständliohes, 
die lokale Selbstregierung mit sich, aber nun nicht mehr als 
Gegengewicht gegen die j et z t überflüssig gemachte Staats
macht." ~6) Daß die „lokale Selbstregierung'' als Regierung eben 
auch eine, wenn auch demokratisch-dezentralisierte, StaatAmacht 
darstellt, wird durch diese Terminologie - die wieder einmal 
Staat mit Ausbeuterstaat identifiziert - gewiß nicht ohne Absicht 
verschleiert. 

§ 8. Die Stellung zu den Anarchisten. 

Diese Absicht tritt auch in den anderen Schriften von MARX 

und ENGELS hervor. Wenn ENGELS in seiner Abhandlung "Zur 

45) Ebenda S. ~7. 55) Ebenda· S. 48. 56) Ebenda 8. 48. 
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W obnungsfrage" zwar ohne Zögern die Expropriation, d. i. 
1lie zwangsweise Enteignung, und die ebenso zwangsweise Ein
•1nartierung nach dem Muster des alten Staates als eine Maßregel 
hezeiobnet, die - wenn sie das „öff'entlicbe Wohl" fordert -
:\Uch nach der Eroberung der „politischen" Macht durch das 
l'roletariat notwendig sein wird, was ja den Zwangscharakter 
<lieser politischen Machtorganisation außer Zweifel stellt 57), so 
verwendet er doch lieber das Wort „Staat" für diese!l Zustand 
nicht und spricht davon, daß „das arbeitende Volk Geaamt
eigentümer der Häuser, Fabriken und Arbeitsinstrumente" sein 
werde, daß die Grundrente nicht abgeschafft, sondern an die 
„Gesellschaft" übertragen werde M). LENIN freilich nennt bei der 
Interpretation dieser .ENGELSsehen Ausführungen die Dinge bei 
ibreu richtigen Namen, wenn er ungescheut von dem „Arbeiter
staat" oder dem „ProletarierHtaat" redet ~9

). Da das erste Sta
dium nach Eroberung der politischen Macht durch das Proletariat 
die Kommune darstellt - und es ist wahrhaftig unverständlich, 
wie die lokal und zeitlich so überaus beschränkte, unter so be
sonderen politischen Bedingungen ausgebrochene, in ihren wirt
schaftlichen Voraussetzungen durch die allgemeine kapitalistische 
~ntwicJdung seither längst überholte Pariser Revolutiqn von 1871 
noch heute das Musterbild für die Diktatur des Proletariates sein 
kann! - ist es sehr charakteristisch, daß ENGELS, in einem 
Schreiben an BEBEL vom März 1875 60) anläßlich der Kritik des 
Entwurfes zum Gothaer Parteiprogramm gegen die Phrase vom 
.,freien Volksstaat" polemisierend, ausführt: ,,Man sollte das ganze 
Gerede vom Staat fallen lassen, besonders seit der Kommune, 
die schon kein Staat im eigentlichen Sinne war." Warum die 
Kommune, die ENGELS selbst als „ wahrhaft demokratische Staats
macht" bezeichnet hat, kein Staat gewesen sein soll, ist unver
st.ändlieb, wenn man sieh bloß an die Staatsdefinition hält, die 
ENGELS im Vorwort zum MAn-i:scben Bürgerkrieg (S. 13) gegeben 

ö7) A. a. 0. S. 22. Femer (S .. 37): ,,Zunttch8t wird jede soziale Revotution 
die Dinge nehmen müssen, wie &ie sie findet, den scbreiendaten Übeln mit 
den vorhandenen Mitteln abhelfen müssen. Und da haben wir gesehen, daß 
der Wohnungsnot sofort abgeholfen werden kann durch Expropriation eines 
Teiles der den besitzenden Klassen gehörenden Luxuswohnungen nnd Bequar
tienmg d~s Ubrigen Teils". ö8) Ebenda S. 68. 59) Staat und RevoJa,ion, 
S. 58. 60) BEBEL, Aus meinem Leben, 1911, II, 322. 
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hat: .,eine Maschine zur Unterdrückung einer Klasse durch eine 
andere, und zwar in der demokratischen Republik", also auch 
in der Kommune - ,,nicht minder als in der Monare!.ie" 61). 

Im Anschluß an die Behauptung, die Kommune sei schon kein 
eigentlicher Staat gewesen, gibt er zu, daß sich das Proletariat 
in der Revolution des Staates bedienen müsse, jedoch nur 
vorübergehend und nur um seine Gegner gewaltsam niederzuhalten. 
Ebendarum war die Kommune ein Staat im eigentlichsten 
Sinne des Wortes! Es ist eine durch nichts gerechtfertigte Inter
pretation, wenn L1<;N1N die ENGEI,ssche Behauptung - die er 
,,die wichtigste theoretische Behauptung von ENGELS" nennt"~) -
in folgender Weise umdeutet : ,,Die Kommune hörte auf ein 
Staat zu sein, soweit sie nicht mehr die Mehrheit der Bevöl
kerung, sondern die Minderheit (die Ausbeuter) niederzuhalten 
hatte" 83). Demnach wäre eine echte Demokratie kein Staat. 

Wenn MARX und ENGELS, selbst auf die Gefahr hin, mit 
ihrem eigenen Schema _der Entwicklung vom Kapitalistenstaat 
i\ber den Proletarierstaat zu der - in noch unsichtbaren Fernen 
schwebenden - staatsfreien Gesellschaft des vollendeten Kommu
nismus in Widerspruch zu geraten, eine ausgesprochene staats
feindliche Terminologie bevorzugten, so hat dies vor allem darin 
seinen Grund, daß sie - ganz abgeaehen von der individua
listischen Grundrichtung ihres politischen Denkens - den sach
lichen Gegensatz (wenn vielleicht auch nicht so sehr den persön
lichen) zu den Anarchisten nieht nur nicht verstärken, sonderB 
eher abschwächen wollten. In dem zitierten Brief an BEBET, 

begründet ENGELS seinen Protest gegen den ,, Volksstaat" im 
Entwurf des Gothaer Parteiprogramms auch mit folgendam : ,,Der 
, Volksstaat' ist uns VJ>D den Anarchisten bis ~um · Überdruß in 
die Zähne geworfen worden, obwohl schon die Schrift MARX' 
gegen PR0UDH0N und nachher das Kommunistische Manifest direkt 

61) In der Schrift „Zur Wohmmgsfrage" sagt ENGELS im Anschluß an 
die Behauptung, daß der heutige Staat der W ohnungsplage nicht abhelfen 
könne: "Der Staat ist nichts als die ol'gauisierte Gesamtheit der besitzenden 
Klaasen, der Grundbesitzer und Kapitalisten, gegenüber den ausgebeuteten 
Klassen, den Bauem und Arbeitem". Er bezeichnet den Staat - d. h. in 
diesem Zusammenhang nur den „heutigen" Staat - im Gegensetz zu dem 
„einzelnen" Kapitalisten als „Gesamtkapitalist". A. a. 0. S. 48, 49. 62) Staat 
und Revolution~ 8. 60. 63) Ebenda 8. 60. 
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sagen, daß mit Einführung der sozialistischen Gesellschaftsord
nung der Staat ijich von selbst auflöst und ver1,chwindet 64)." 

Von einem prinzipiellen Unterschied zwischen dem Sozialismus der 
MARX-ENGELSsehen materialistischen Geschichtsauffassung und 
dem Anarchismus kann somit gar keine Rede sein. Das zeigt sich 
besonders deutlich in zwei polemischen Aufsätzen, die 1\fARX und 
ENGELS 1872/73- gegen den Anarchismus BA1-:uNmscber Richtung 
in der italienischen Zeitung „La plebe" veröffentlichten 6~). MARX 

betont, daß die Diktatur des Proletariates, die an Stell.e der 
,,Diktatur der Bourgeoisie" - also auch die kapitalistische Demo
kratie ist eine „Diktatur" ! - trete, dem Staat eine revolutionäre 
und nur „vorüber gebende" Form gebe. ENr,ELS versucht 
zwar zunächst den Beweis zu erbringen, daß ein wirtschaftlicher 
und technischer Großbetrieb nicht möglich sei, ohne daß der 
einzelne seinen Willen der allgemeinen Ordnuug unterstelle; 
er beantwortet die klipp und klar gestellte Frage: ,,Ist es nun 
möglich, eine Organisation ohne Autorität zu haben", mit Nein 
und beweist diese Behauptung mit treffenden Beh,pielen, aber er 
schwächt sie dadurch ab, ja er gerät geradezu in die gegenteilige 
Behauptung, wenn er erklärt, die Organisation der Zukunft werde 
„die Autorität nur in den Grenzen zulassen", ,,die durch die 
Produktionsverhältnisse unvermeidlich gezogen werden". Da die 
,,Produktionsverhältnisse" nach materialistischer Geschichtsauf
fassung für alles bestimmend sind, ist dies eine recht inhaltslose 
und nichtssagende Phrase. Bestimmter dagegen ist, wenn ENGELS 

weiter ausführt, daß zwar nicht alle und jede Autorität, daß 
aber „der Staat und mit ihm die politische Auiorität infolge der 
künftigen sozialen Revolution verschwinden werden; d. h. daß die 
öffentlichen Funktionen ihren politischen Cbarakter verlieren und 
sich in einfache administrative Funktionen verwandeln werden, die 
die sozialen Interessen überwachen." Auf diesen letzteren Ge• 
danken, der tatsächlich für die Lehre vom Verschwinden des 
St.aates die größte Bedeutung gewonnen hat, wird später noch 
zurückzukommen sein. Hier sei nur hervorgehoben, daß ENGELS 
~n diesem Zusammenhange den Unt~rschied seiner un~ MA&xens 

64) A. a, O. S. 322. 66) Neue Zeit, XXXII, L Bd. 1918-14, S. 4-0. (Ein 
Beitrag zur Geschichte der Internationale, zwei unbekannte Artikel von FRIJl:D. 

E.•Ht:ELS und KARL HARX._ ti'bersetzt und eingeleitet von N. R.rASANOFF.) 
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Anschauung zu der der Anarchisten treffend darauf reduziert, 
daß die letzteren den „politischen Staat'' ,,mit einem Schlage ab
schaffen" wollen, während er nach der Lehre der materialistischen 
Geschichtsauffassung infolge der - noch politischee, d. h. Staats
charakter tragenden - Diktatur des Proletariats von selbst und 
allmählich verschwindet. ENGELS spricht von einem „politischen 
Staat", und dieser Pleonasmus hat tatsächlich einen tieferen Sinn. 
Denn wie sollte man jene überaus komplizierte, das Verhältnis 
der Über- und Unterordnung, also Macht und Herrschaft auf 
öffentlichem Gebiete (könnte es einen Unterschied zwischen 
öffentlichem und privatem Gebiete geben, ohne daß der Staat 
von der Gesellschaft get1chieden wird?) keineswegs ausschließende, 
sondern in hohem Maße einschließende Gesellschaftsordnung be
zeichnen, nachdem sie angeblich ihren politischen Charakter 
verloren hat? Es ist ein unpolitischer Staat, das ist ein Staat, 
der kein Staat ist, jene Zwangsordnung, die die ökonomische 
'rheorie des Marxismus postuliert un.d die seine politische Theorie 
ablehnt. Diesem inneren Widerspruch gibt LENIN upverhüll
ten Ausdruck: ,,Den absterbenden Staat kann man auf einer 
gewissen Stufe des Absterbens als unpolitischen Staat bezeich
nen" 66). Aus dem :fl~NGELSscben Pleonaamus wird die vollendetste 
contradictio in adjecto! 

§ 9. Das anarchistische Ideal des Kommunismus: 
der Widerspruch zwischen der politischen und der 

ökonomischen Theorie des Marxismus. 

Zur Frage der Eroberung der politil!chen Macht durch das 
Proletariat und zum Problem der Organisation des proletarischen 
Klassenstaates finden sieb in den Schriften von MARX und ENGELS 

immerhin genügende Äußerungen, um sich wenigstens ein un
gefähres Bild von diesen Stadien der Zukunftsentwicklung zu 
machen. Hat doch die Pariser Kommune von .1871 die Erfahrungs
tatsachen geliefert; ob sie dies in einem auch nur annähernd 

66) A.. a. 0. S. 57. Von einem „politischen Staat• spricht auch MARx, 
so z. B. in seiner Abhandlung „Zur Judenfrage", und dort stigmatisiert er 
diese Wortverbindung. selbst 41s Pleonasmus, in dem er mit Beziehung auf 
den christlichen Staat sag1: ~In Deutschland, wo kein politischer Staat, kein 
Staat als Staat existiert ... " A. a. 0. S. 187. 



Sozialismus und Staat. 45 

hinreichenden Maße tun konnte, bleibt hier dahingestellt. Da
gegen finden sich über die eigentliche und letzte Phase des 
Kommunismus, über die staat!lfreie, das Glcichheit.sideal verwirk
lichende klassenlose Gesellschaft nur sehr vage Andflutungcn. 
Denn dieser Teil der sozialen Prognose kann sich auf keinerlei 
empirisches Material stützen. Man muß auf die „Rn.ndglossen 
zum Programm det· deutschen Arbeiterpartei" greifen, die MARX 
in einem Briefe an BRACKE vom 5. Mai 1875 übet· den Entwurf 
des Gothaer Parteiprog·ramms schrieb und die erst 1891 67) ver
öffentlicht wurden, um die- Lehre - richtiger: .um einige dürftige 
Bemerkungen des Begründers der materialistischen Geschichts
auffassung iiber einen Gegenstand zu erfahren, der, im Grunde 
genommen, das tiefäte Wesen und den letzten Sinn der sozialistischen 
Idee ausmacht. MARX polemisiert dort gegen den Passus des 
Programms, in dem gesagt wird, die sozialistische Partei erstrebe 
.,mit allen gesetzlichen Mitteln den freien Sbtat und die sozia
listische Gegellschaft". Er fragt: ,,Welche Utnwandl ungen 
wird .das Staatswesen in der kommunistischen Gesellschaft er
leiden?" 6s) Man könute meinen, darin sei der Gedanke aus
gesprochen, die kommunistische Gesellschaft werde ein, wenn 
auch umgewandeltes Staatswesen aufweisen. Allein diese 
Frage wird sofort dahin erläutert: "Welche gesellschaftlichen 
Funktionen bleiben dort übrig, die jetzigen Staatsfunktionen 
analog sind?" An Stelle von staatlichen, d. h. Herrschaftsfunk
tionen sollen also gesellschaftliche treten, das kann offenbar nur 
heißen, Funktionen, die keinen Zwangscharakter haben. Sehr 
klar ist freilich der Gedanke nicht ausgedrückt. Wenn die 
künftigen „gesellschaftlichen Funktionen" jetzigen „Staatsfunk
tionen" analog sein sollen, so soll das offenbar besagen, daß 
nicht der Inhalt oder der Zweck der Ordnung, sondern nur ihre 
li'orm als Zwangsordnung sieb ändern, ihr spezifisch politisches 
Mittel der Realisierung verschwinden werde. Es wird nach wie 
vor eine !)lanmäßige und einheitlich geordnete Eisenbahn-, Unter
richt~verwaltung etc. stattfinden, es wird aber kein Zwang oder 
Herrschaftsverhältnis konstituiert sein, um cliese Ordnung durch-

67j Zur Kritik des sozialdemokratischen Parteiprogramms. Ans dem 
lliacblasee von KAm. MARX, Nr,ue Zeit, IX. ,!abrg., 1. Bd., 1890-91, S. 661 ff. 
08) A.. a. o. s. 673. . 



li.AMS lü:LSENo 

zusetzen und aufrechtzuerhalten. Ist es dann aber richtig zu 
fragen, welche Staatsfunktionen als Gesellschaftsfunktionen „übrig
bleiben" werden? Zn den jetzt als Staatsfnnktionen geübten 
Kompetenzen .werden ja wahrscheinlich zahlreiche Kompetenzen 
hinzutreten. Indes kann rnan gespannt. sein, welche Antwort 
lliR~ auf diese Frage gibt. Er begnügt sich zunächst mit der 
Versicherung: ,,diese F.rage ist nur wissenschaftlich zu beant
worten, und man kommt dem Problem durch tausendfache Zu
sammensetzung des Wortes Volk init dem Worte Staat auch nicht 
um einen Flohsprung näher" 69). Diese „wissenschaftliche" Ant
wort hat aber MARX nicht gegeben. 

Er stellt für das unmittelbar auf den kapitalistischen Staat 
folgende Stadium der kommunistischen Gesellschaft fest, daß 
sie „noch behaftet ist mit den Mnttermerkmalen der Gesell
schaft, aus deren Schoß sie herkommt".'°) Sie habe daher auch 
noch eine Rechtsordnung, zwar schon das „gleiche Recht", aber: 
„trotz dieses Fortschritts ist dieses gleiche Recht stets noch mit 
einer bürgerlichen Schranke behaftet. Das Recht der Produ~enten 
ist ihren Arbeitslieferungen proportional; die Gleichheit besteht 
darin, daß an gleichem Maßstab, der Arbeit, gemessen wird." 
Die tatsächliche Verschiedenheit der einzelnen - der eine ist 
stärker, kJ.üger als der audere, kann daher mehr leisten und er
hält .daher auch mehr - bat zur Folge: ,,Dies gleiche Recht ist 
ungleiches Recht für ungleiche Arbeit." ,,Es ist daher ein Recht 
der Ungleichheit, seinem Inhalt nach, wie alles Recht." Wie 
alles Recht, sagt Milx, und nicht etwa bloß wie das bürgerqche 
Recht. Dies sei ein „Mißstand"; denn offenbar setzt MARx die 
wahre Gleichheit als Ideal voraus. Dieser Mißstand sei „in der 
ersten Phase der kommunistischen Gesellschaft" unvermeidbar. 
„Das Recht kann nie höher sein als die ökonomische Gestaltung 
und dadurch bedingte Kulturentwicklung der Gesellschaft." Da 
nach dem Inhalt der Rechtsordnung die Frage. ist, und . dieser 
Inhalt nichts anderes ist als ein Niederschlag der jeweiligtn 
Kulturentwicklung, ist dieser Lehrsatz über den Zusammenhang 
von Recht und Wirtschaft eine Tautologie. 

,,In einer höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft, 
nachdem die knechtende Unterordnung der Individuen unter die 

69) A. a. 0. S. 578. 70) A. a. O. S. 566. 
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Teilung der Arbeit, damit auch der Gegensatz geistiger uud 
körperlicher Arbeit, verschwunden ist, nachdem die Arbeit nicht 

· nur Mittel zum Leben, sondern selbst daH erste Lebensbedürfni!I 
geworden, nachdem mit der allseitigen Entwi_cklung der Indivi
duen auch die Prodnktionskriiftc gewachsen 8i,rid, und alle Spring
quellen des genossenschaftlichen Reichtum/ voller fließen, erst 
dann kann der enge biirgerliche Rechtshorizont ganz überschritten 
werden und die Gesellschaft auf ihre Fahne schreiben: ,Jeder 
uach seinen Fähigkeiten, Jedem nach seinen Bedürfnissen"' 71 ). 

Auf die Darstellung der öko n o mischen Bedingungen für 
die volle Entfaltung der kommunistischen Gesellschaft braucht 
hier nicht eingegangen zu werden. Nur soviel sei bemerkt, daß 
es nicht ganz ver8tändlich ist, wie die Aufhebung der Arbeits
teilung die Produktionskräfte verstärken kann, und daß kein 
Grund für die Annahme gegeben ist, die Arbeit werde aus einer 
Last zu einem Bedürfnis werden, zumal die in einen höchst 
komplizierten, nur bei weitestgehender Arbeitsteilung funkHonieren
den Wirtschaftsplan eingeordnete Arbeit des einzelnen. Doch 
vergesse man nicht, daß hier MARX als Politiker, nicht als 
theoretischer Ökonom spricht. 

Keineswegs ganz klar ist, was M.AR...X. darunter verstanden 
wissen will, daß der ,;enge bürgerliche Rechtshorizont" in der 
höheren Phase des Kommunismus ganz überschritten sein werde. 
An Stelle einer Rechtsordnung, deren Grundprinzip ist, der 
gleichen Arbeitsleistung die gleiche Entlohnung zuzusprechen, tritt 
doch wieder eine Rechtsordnung, die jedermann verpflichtet, sich 
nach seinen Fähigkeiten zu betätigen, und jedermann berechtigt, 
sich aus der - in unbegrenzter Fülle vorausgesetzten - Güter
menge der Gemeinschaft nach Bedürfnis zu befriedigen; eine 
Rechtsordnung, deren Produktionsnormen zu mindest um so ge
nauer und peinlicher beobachtet werden müssen, je geringer das 
Arbeitsquantum des einzelnen und je größer das gesamte Ar
beiteprodukt sein soll; eine Ordnung, die eben darum als Rechts-, 
d. h. als Zwangsordnung funktionieren muß! Denn wenn auch 
die Arbeit - aus irgendwelchen Gründen - zum Bedürfnis 

„ 71) · A. a. O. 8. 567. Vgl. dazu auch die Dantellung, die EMoELS von 
der Entstehung der Rechtsordnung ond deren Z111ammenhaog mit der Wirt
schaft in seiner Abhandlung "Zur Wohnungsfrage" S. 64 gibt. 
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aller geworden i&t, ist noch immer die Möglichkeit offen, daß 
einem gerade die zugewiesene Arbeit nicht Beclürfnis ist; daß 
zwischen den von jedem einzelnen angenommenen „Fähigkeiten" 
und den Bedürfni@sen der genossenschaftlichen Produktion erheb
liche Differenzen bestehen, deren Ausgleich schließlich und endlich 
nur autoritär, d.h. durch Zwang, erfölgenkann, wenn nicht eine 
prästabilierte Harmonie der natürlichen, d. h. frei sich entfaltenden 
Kräfte vorausgesetzt wird. Und auch bei noch so reichlichem 
Fließen aller Springquellen des Reichtums kann das Recht, sich 
nach seinem Bedürfnis zu befriedigen, nicht so weit gehen, daß 
keine Gefahr eines Überschreitens, eines Mißbrauchs bestünde. 

Allein es ist sehr wahrscheinlich, daß MARX unter „bürger
lichem Recht" das Recht ü~rhaupt verstand - er spricht ~ich 
gelegentlich sehr abf'ällig dagegen aus, die Partei durch „ideo
logische Rechtsflausen" zu „verdrehen" - und daß er mit den 
oberi zitierten Worten - wie LENIN behauptet - zum Ausdruck 
bringen wollte, daß in der höheren Phase der kommunistischen 
Gesellschaft die Menschen f'äbig sein würden, ,,ohne irgendwelche 
Rechtsnormen für die Gesellsehaft zu arbeiten", und. daß eie sieb 
„so an die Innebaltung der Grundlagen des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens gewöhnt haben werden und ihre Arbeit so 
pro~uktiv sein wird, daß sie frei w i 11 i g nach ihren Fähigkeiten 
tätig sein werden. Der enge Horizont des bürgerlichen Rechts, 
der veranlaßt, mit der Hartherzigkeit eines Sbylock darauf bedacht 
zu sein, daß man nur ja nicht eine halbe Stunde länger als der 
andere arbeitet, keine g.eringere Bezahlung erhält als der andere, 
dieser enge Horizont .wird dapn überschritten sein. Die Vertei
lung der Konsumptionsmittel wird dan1.1 die Normierung- der jedem 
einzelnen zukommenden Mengen durch die Gesellschaft unnötig 
machen; jeder wird frei nehmen ,nach seinen Bedürfnissen"' 19). 

Ausführlicher als MARx geht ENGELS auf die Frage nach dem 
Verschwinden des Staates ein. In seinem Werke „Der Ursprung 
der Familie, des Privateigentums und des Staates" 75

) entwickelt 
er die schon im Kommunistischen Manifeste niedergelegte Theorie, 
daß der Staat ein Produkt des Klassengegensatzes sei. Sein 
Zweck ist, den Konflikt der Klassen zu „dämpfen", innerhalb 
det Schranken der Ordnung zu halten. Er nennt den Staat -

72) Staat und Revolution, S. 90. 78) A. a. O. S. 178. 
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dem er doch otfenbar den Charakter einer gesellschaftlichen Rr
scheinung nicht absprechen will - eine „aus der Gesellschaft 
hervorgegangene, aber sich über sie stellende, sich ihr mehr und 
mehr entfremdende Macht". Daß ENGELS hier den Begriff der.
Gesellschaft sichtlich verengt, um ihn dem des Staates gegen
überstellen zu können, ist sehr bezeichnend, besonders wenn 
man an di~ ihm in anderem Zus:immcnhange unterlaufende 
Identifizierung von Staat und Gesellschaft denkt. Der Staat soll 
hier als ein - gleichsam aus dem Körper der GeRellschaft aus
zuscheidendes - Übel gekennzeichnet werden. Dahei sind die 
Bemerkungen von Interesse, die ENGELS über den angeblich vor
staatlichen Zustand der kapitalistischen Gesellschaft, iiber die 
Periode der sog. Gentilverfassung, macht. Es ist offenkundig, 
daß nicht so sehr das Prinzip objektiver Beschreibung als viel
mehr s11bjektiver Wertung die ENGEr,ssche Darstellung dieser 
Gentilverfassung leitet. ENGELS steht sichtlich unter dem Einfluß 
MoBGANS, der ja auch ans einem Beschreiber ein Apologet der 
Gentilverfassung wuräe, wenn er ihr zuerkennt, das politische 
Ideal der französischen Revolution verwirklicht· zu haben, und 
alles Heil der Zukunft in einer „Wiederbelebung" ,,der Freiheit, 
Gleichheit und Brü4erlichkeit der alten Gentes" erblickt 74

). In 
demselben Geiste ruft ENGELS aus: ,,Im Besitz der öffentlichen 
Gewalt und des Rechts der Steuereintreibung stehen die Beamten 
nun da als Organe der Gesellschaft über der Gesellschaft. Die 
freie, willige Achtung, die den Organen der Gentilverfassung ge
zollt wurde, genügt ihnen nicht, selbst wenn sie sie haben könnten; 
Träger einer der Gesellschaft -entfremdeten Macht, müssen sie in 
Respekt ges~tzt werden durch Ausnahmegesetze, kraft deren sie 
eine besondere Heiligkeit und Unverletzlichkeit genießen. Der 
lumpigste Polizeidiener bat mehr ,Autorität' als alle Organe 
der Gentilverfassung zusammengenommen; aber der mächtigste 
Fürst und der größte Staatsmann oder,Feldberr der Zivilisation kann 
den geringsten Gentilvorsteher beneiden um die unerzwungene 
und unbestrittene Achtung, die ihm gezollt wird. Der eine steht 
eben mitten in der Gesellschaft; der andere ist genötigt, etwas 
vorstellen zu wollen außer und iiber ihr" 75

). Wir sind wohl -
Sch beute noch - über die Einzelheiten der alten Gentilver-

'1•> Vgl. du Zitat bei ENGBLS a. a. O. 8. t38. 7f>) a. a. 0. S. 179, 180. 
A~.W. f. 0-Jafollt• d. llnslalhai,o• IX, bn1. ,., Chaa.1,ui,. 4 
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f'assung nicht hinreichend orientiert, um die Achtung, die einem 
Gentilvorsteher gezollt wurde, mit .der Autorität eines modernen 
Staatsleiters vergleichen zu können. AlJein wir sind hinreichend 
orientiert, ·um behaupten zu können, daß die Gentilverbände durch
aus nicht anarchische Assoziationen waren, deren Ordnung ohne 
tlie Mittel äußeren Zwanges realisiert wurde. Ob man die 
Gentes als „Staaten" bezeichnen darf, mag eine Frage der Ter
minologie sein. Ihnen den Charakter von Zwangsordnungen, 
von autoritären Organisationen abzusprechen, haben wir keinen 
historischen Grund. Gerade die - in diesem Punkte recht 
lückenhafte - ENGELSsche Darstellung zeigt dies deutlich~ 
wenn auf die strengen Eheverbote, die 'Blutracheoestimmungen, 
die Gerichts- und Straffunktion der Gentes hingewiesen wird 76). 

Zweifelhaft ist, bis zu welchem Grade die arbeitsteilige· Organi
sation des Zwanges vorgeschritten, in welchem Maße die Reali
sierung des Zwanges, die Strafe, die vermögensrechtliche Exe
kution, die Pfändung als spezifische Funktion von dem Verletzten 
auf besondere Organe übergegangen war. Wenn ENGELS als für 
· die gcns charakteristisch behauptet, daß „ noch keine vom Volk 
getrennte öffentliche Gewalt., die ibm hätte entgegengesetzt werden 
können" 77

), bestanden habe, so muß demgegenüber betont werden, 
daß in der gens zu mindest schon starke Ansätze zu einer solchen 
arbeitsteiligen Organisation zu konstatieren sind und daß die 
E~twicklung von besonderen, die Aufrechterhaltung der Zwangs
ordnung garantierenden Organen, z. B. Gerichten, mit der Klassen
bildung keinen unmittelbaren Zusammenhang hat; daß, wenn es 
zur Ausbildung von besonderen Organen der öffentlichen Gewalt 
gekommen ist, diese nicht, wie es ENGELS hier tut, als außer
halb oder überhalb der Gesellschaft stehende Funktionäre be
zeichnet werden können. De.r wegen Tötung seines Bruders an 
dem Mörder Blutrache übende Gentilgenosse ist ebenso Organ 
des Gemeinwesens wie der die gemeinsame Blutrache in seiner 
Hand konzentrierende Richter. Beide sind es nur, weil und so
fern sie die das Gemeinwesen konstituierende Rechtsordnung 
erfüllen. Und wenn man den Richter - mit Rücksicht auf den 
Inhalt dieser Rechtsordnung - als ein Organ der herrschenden 
Klasse auffaßt, so steht auch er niclit außerhalb, sondern ganz 

76) Vgl. a. a. 0. S. 77, 78, 79, 102, 120, 188. 77) A. a. 0. S. 100. 
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ebenso wie der „ Gentilvorsteher" mitten in der Gesellschaft, die 
nur jetzt in zwei Teile zerfällt, von denen aber keiner einen An
spruch hat, allein als „ Gesellschaft" zu gelten. 

Im Vorwort zum „Bürgerkrieg in Frankreich" führt ENoEJ,s 
,He Bildung von Staatsorganen nnd sobin der Staatsgewalt, die 
er nur als die Spitze der Staatsorgane bezeichnet, ausdrücklich 
auf die Arbeitsteilung zurück 7~). Und es ist sehr bezeichnend, daß 
er hier die Tatsache, daß dieser Staatsapparat in einem gewissen 
Gegensatz 1.u der von ihm verwalteten Gesellschaft tritt, mit den 
,,Sonderinteressen" erklärt, die die Staatsorgane verfolgen 79). 

Das ist aber eine ganz al1gemeine, im Wesen der Menschen be
gründete Tatsache, ein psychologisches Moment, das mit der 
Klassenbildung nichts zu tun hat. Denn es müssen ja nicl1t 
gerade wirtschaftliche Interessen sein und sind es ja auch meist 
gar nicht,- sondern Machtinteressen, die - wohl auch im prole
tarischen Klassenstaate und auch in tier vollendeten kommuni
stischen Gesellschaft - dazu führen, daß Menschen die ·einmal 
errungene Herrschaftsposition, die soziale Höherstellnng zu be
hanpten und zu vertiefen bestrebt sind. 

Wenn ENGELS auf die „ unerzwungene Achtung", die dem Gentil
vorsteher angeblich gezollt wird, besonderen Wert legt, so geschieht 
dies desl1alh, weil die Gentilverfassung der Beweis dafür sdn 
soll, daß die Gesellschaft auch ohne Zwangsordnung, d. h. ohne. 
Staat, leben könne, und weil diese Gentilverfässung nur das in 
clie Vergangenheit verlegte Gegenstück, das „Es war einmal" der 
guten alten Zeit im Verhältnis zu der ebenso staatsfreien Znkunfts
gesellschaft sein soll. 

Nach ENGELS' Ansicht steht uncl fällt der Staat mit dem 
wirtschaftlichen Klassengegensatz. ,,Der Staat ist also nicht v1Jn 
Ewigkeit her. E~ hat Gesellschaften gegeben, die ohne ihn fertig 
wurden, die von Staat und Staatsgewalt keine Ahnung hatten. 
Auf einer bestimmten Stafe der gesellschaftlichen Entwicklung, 
die mit Spaltung der Gesellschaft in Klassen notwendig verbunden 
war, wurde durch diese Spaltung der Staat eine Notwendigkeit. 
Wir nähern uns jetzt mü raschen Schritten einer Entwicklungs
stufe der Produktion, auf der das Dasein dieser 1-;lassen nicht 
nur aufgehört hat, eine- Nohyendigkeit zu sein, sondern ein posi-

78) Ebenso auch MARX im "Bürgerkrieg" S. 43. 79) A. a_. 0. S. 12. 
4,• 
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tives Hindernis der Produktion wird. Sie werden fallen, ebenso 
unvermeidlich, wie sie früher entstanden sind. Mit ihnen fällt 
un~ermeidlich der Staat. Die Gesellschfft, die die Produktion 
auf Grundlage freier und gleicher. Assoziation der Produzenten 
neu organisiert; versetzt die ganze Staatsmaschine dahin, wohin 
sie dann gehören wird: ins Museum der Altertümer, neben das 
Spinnrad und die bronzene Axt" 80

). Der für die ganze Staats
theorie des Marxismus so charakteristische Widerspruch, daß der 
Staat dadurch aufgehoben wird, daß man die Kompetenz des 
Staates ins Ungemessene erweitert, tritt bei ENGEI,S besonders deut
lich hervor, wenn er - im Anti-Dühring - erklärt: ,,Das Prole
tariat ergreift die Staatsgewalt und verwandelt die Produktions
mittel zunächst in Staatseigentum. Aber damit hebt es sich 
selbst als Proletariat, damit hebt es alle Klassenunterschiede und 
Klassengegensätze auf und damit auch den Staat als Staat" 81

). 

Dieser Widerspruch löst sieb nur unter der einen Voraussetzung, 
die ENGELS in diesem Zusammenhange auch ausspricht: Daß eine 
Zwangsgewalt nur notwendig sei, um eine Klasse mit Gewalt 
zu unterdrücken, daß eine Ordnung menschlichen Zusammen
lebens mit Zwangsmitteln nur gegen Störungen gesichert werden 
müsse, die ihr seitens der wirtschaftlich Ausgebeuteten drohen, 
daß eine Ordnung, die wirt~chaftlicbe Ausbeutung nicht zum Inhalt 
bat, den Zustand wirtschaftlicher Gleichheit herstellen will, 
auf' den Charakter einer Zwangsordnung verzichten kann, ja muß. 
„Sobald es keine Gesellschaftsklasse mehr in der Unterdrückung 
zu halten gibt, sobald mit der Klassenherrschaft und dem in der 
bisherigen Anarchie der Produktion begründeten Kampf ums 
Einzeldasein auch die daraus entspringenden Kollisionen und 
Exzesse beseitigt sind, gibt es nichts mehr zu · reprimieren, das 
eine besondere Repressionsgewalt, einen Staat nötig machte. Der 
erste Akt, worin der Staat wirklich als Repräsentant der ganzen 
Gesellschaft auftritt, die Besitzergreifung der Produktionsmittel 
im Namen der Gesellschaft, ist zugleich sein letzter selbständiger 
Akt als Staat. Das Eingreifen einer Staatsgews.lt in gesellschaft
liche Verhältnisse wird auf einem Gebiet nach dem anderen über
ffiissig und .schläft dann von selbst ein. An Stelle der .Regie
r~~~ über Personen tritt die Verwaltung von Sachen und die 

80) A.. a. 0. S. 18~. 81) A. a. O. S. 801/2. 
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Leitung von Produktionsprozessen. Der Staat wird nicht ,ab
geschafft', er stirbt ab. Hieran ist die Phrase vom ,freien Volks
staat' zu · messen, also sowohl nach ihrer zeitweiligen agitato
rischen Berechtigung wie nach ihrer endgültigen wissenscbaft
liehen Unzulänglichkeit, hieran ebenfalls die Forderung der eog. 
·Anarchisten, der Staat solle von heute auf morgen abgeschafft 
werden" 8 2). 

Es mutet fast wie eine Ironie an, daß ENGELS den von allem 
Klassengegensatz und aller Ausbeutung erlösten Zustand der 
kommunistischen7 staats- und zwangsfreien, d. h. aber anarchischen 
Produktion in demselben Atemzug verkündet, in dem er den 
ausbeuterisehen Klassengegensatz der kapitalistischen Gesellschaft 
in der"' ,.Anarchie der ;Produktion" Jfär begründet erklärt. In 
seiner Schrift „Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie 
zur Wissenschaft" 88

) sagt ENGELS: ,,In dem Maße, wie die Anar
chie der gesellschaftlichen Produktion schwindet, schläft auch die 
politische Autorität des Staates ein" 8

'). Gewiß, Anarchie muß 
nicht Unordnung, Ordnungslosigkeit heißen, heißt nur Zwangs
und Herrschaftslosigkeit. Auch die - der erklärenden Wissen-

. schaft gegebene oder aufgegebene - Na t n r ist eine Ordnung, 
ist nur als Ordnung zu begreifen. Aber diese „natürliche" Ord
nung, das ist ja gerade der Zustand, in dem die Ungleichheit 
der Individuen sich restlos auswirkt; und wer eine solche „natür• 
liehe" Ordnung auch für die Gesellschaft fordert, weil er sie für 
die Gesellschaft für nützlich hält, der lehnt jeden Eingriff durch 
menschlich organisierten, auf menschlich planmäßigem Wollen 
gegründeten Zwang iin Vertrauen auf eine „natürliche" Harmonie 
ab. Das tut der Anarchismus. Der polemisiert nicht gegen die 
„Anarchie der Produktion", der fordert sie. Und der ist nicht 
gegen die kapitalistische Gesellschaftsordnung, weil sie ihm zu 
viel, .:sondern weil sie ihm zu '.wenig anarchisch ist. ENGELS 
setzt der natürlichen Ordnung der Gesellschaft, die in Wahrheit 
die Anarchie, d. h. eine anarchistische Ordnung der Natur ist, 
deutlich die „planmäßige.bewußte Organisation" entgegen. ,,Da
mit erst scheidet der Mensch in gewissem Sinn endgültig aus 
dem Tierreich"; das ist doch wohl aus dem Reich der natürlichen 

82) A. a. O. S. 802. 88) 3. Aufl. S. 48. 84) Vgl. dazu auch MA.ax, 
Bllrgerkrieg, s. o'.>. 
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Anarchie. Und_ist eij nicht geradezu eine Apotheose des Staates, 
wenn ENGELS damit ·von den l\ienschen sagt: da.ß sie „nun zuiu 
erstenmal bewußte, wirkliche Herren de, Natur, weil und indem 
sie Herren ihrer Vergesellschaftung werden." s;) Kann man Hert· 
der Vergesellschaftung sein, ohne · dass die Vergesellschaftung 
ans der Anarchie der Freiheit in die Zwangsordnung gebannt 
wird, die auf dem - der Natur entgegengesetzten - Geist und 
Willen des Menschen beruht? Es ist eine verhängnisvolle Un
klarheit, die das MJ.RX-ENGELssche System in einem entschei
denden Punkte trübt. 'Seine ökonomische Theorie, durch die 
es sieb klar und deutlich von den naiven Vorstellungen PRouu
HONS und des Anarebi~mus kraft wissenschaftlicher Einsicl1t 
in die wirtschaftlichen Zusammenhänge unterscheidet, q.rängt zu 
der Vorstellung, daß in der · kommunistischen Gesellschaft von 
einer Zentralstelle aus der Produktionsprozeß - und nicht nur 
dieser, sondern auch zahlreiche andere soziale Funktionen - für 
ein möglichst weites Gebiet nach einem gigantischen Einheits
plane geordnet und geleitet werden. Wenn nicht die tausend
fältigen Meinungen und Wolhingen der einzelnen über das, was 
für die Gesamtheit und für jeden einzelnen zweckmässig und 
notwendig iAt, mit eiserner Energie und mit unerbittlichem Zwange 
untere in Denken, unter einen herrschenden Willen gebeugt werden, 
muß nach menschlichem Ermessen und aller bisherigen Erfahrung 
mit der Menschennatur der kommunistische Wirtschaftsplan und 
uie auf ihn begriindete Gesellschaftsordnung scheitern. Weuu 
die ptllitiscl1e Theorie des Marxisn.ius sich über die Notwen
digkeit des Zwanges zur Verwirklichung der kommunistischen 
Wirtschaftsordnung getämicht bat, so liegt das uicht zuletzt auch 
in einer Vorstellung, deren bestechender Schein näherer Priifnng 
nicht die innere Haltlosigkeit verbergen kann: ,,An die Stelle 
der Regierung über Personen tritt die Verwaltung von Sachen, 
die_Leitung von Produktionsprozessen" 86

). Diese Vorstellung 
85) Anti-Dühring S. 805. 86) PLECH.ANow, Anar~hismus und Sozialis

mus 1911, S. 41, macht aulli.ßlich einer sehr treffenden Kritik des PR0UDH0N· 
sehen AnarchismuA darauf aufmerksam, daß der Vater von PR0UDH0Ni-< 

Anarchie niemand anderer sei als SAI'NT-SIY0N. ,,SAINT-SIMON bat es aus

gesprochen, daß das Ziel der sozialen OrganisJLtion die Produktion eel, und 
daß folglich die politischen Wi11enschaften sich auf die Ökonomie reduzieren, 
die Kunst, die ,Menschen zu beherrschen', der Kunst, die ,Dinge zu verwalten', 
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war von großem Einfluß auf die indifferente oder gar i>.blehnende 
Haltung gewisser sozialistischer Theoretiker zum Staat. Und 
doch ist der ganze. Gegensatz, auf den sich ihre Ablehnung des 
Staates, des politischen Mittels stützt, nur ein scheinbarer. Denn 
es gibt keine Verwaltung von Sachen, die nicht Verwaltung von 
_Menschen, d. h. die Bestimmung des einen menschlichen Willens 
durch den anderen, es gibt keine Leitung von Produktionspro
zessen, die nicht Regierung übel' Personen, d. h. Motivation des 
einen menschlichen Willens durch den anderen wäre ~7

). Sachen 
und Produktionsprozesse fügen sieb nicht als solche der Wirt
schaftsordnung. Deren Objekt sind allein: die menschlichen 
Wollungen und Handlungen. Indem die Wirtschaft für den 
}iarxismus zu einem unpersönlichen Produktionsprozeß, zu einer 
Bewegung hypostasierter „Produktionskräfte" und „Produktions~ 
verhältnisse" wird, löst sie sich - in dieser zu einer fiktiven 
Realität verdichteten Abstraktion - von den Menschen und deren 
:\fotivations-, d. h. Herrschaftsverhältnissen ab, die als ein poli
tisches System, als Recht und Staat scheinbar eine gesonderte 
Existenz führen. Hier liegt die gedankliche Wurzel der für den 
Marxismus so charakteristischen, wenngleich zn seiner prinzipiellen 
Grundthese im Widerspruch stehenden Isolierung seiner politischen 
von seiner ökonomischen Theorie und der Grund fiir den Gegen
satz, in den beide Theorien schließlich geraten sind, wenn die 
ökonomische Lehre von MARX zu einer straffen, kollektivistisch
zentralistischen Organisation der Wirtschaft - d. h. aber doch 
der wirtschaftenden Menschen führt, während die politische Doktrin 
offenbar einem anarchistisch-individualistischen Ideal zustrebt. 
_ Eine ~_eherrschung der Natur durch den Menschen ist nicht 
Platz machen muß." Offenbar ia~ hier a.ucb die Quelle des ENGELSsehen Ge
dankens zu suchen. Vgl. ENGELS, Anti•D1ihring, S. 277. Wenn PLEc11Ar-:ow 
mit Beziehung auf die oben zitierten Ausflihrungen ENGELS, meint, der moderne 
wiuenBC;haftliche Sozialismus habe es be88er als PaouDHON verstanden, die 
Ideen SAINT-SDt:oNs weiter zu entwickeln, s:o mag das hinsichtlich der öko-

, nomischen Theorie richtig sein ; hinsichtKch der politischen Theorie aber - das 
beweist der ENGELSBche A>Jssprueh - unterscheidet sich der Marxismus !licht 
wesentlich von den A1Jscbr.uungen PROUDHONS. Vgl. dagegen KAU'l'~KY, 

Terrorismus und Kommuni.emus S. 60. 87) Vgl. dazu die Polemik, die ENGEL,; 

in seiner Streitschrift gegen DOBRING wider deseen (von E~GEL~ so formulierte) 
These führt: "Die Beherrschung der Natur (durch den Menschen) setzt die 
Beherrschung ~es Menschen fdurch den Menschen) voraus." A. a. O. S. 182. 
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möglich ohne eine Beherrschung des :.Menschen durch sich selbst, 
d. h. die Unterordnung des Men·scben unter menschliche Ordnung. 
Die „Beherrschung" des Menschen muß natürlich nicht ausbeu
tende „Knechtung" sein. Fraglich könnte nur bleiben, ob es 
möglich ist, die Menschen, und zwar - im Sinne des sozialistischen 
Endziels - eine ungeheure Vielheit von Menschen, nämlich die 
ganze Menschheit, nach einem einheitlichen Plan zu leiten, ohne 
sich dabei des äußeren Zwanges als eines Mittels zu ·bedienen, 
die Ordnung dauernd aufrechtzuerhalten. Das aber ist keioe 
Frage der Ökonomie, sondern der Psychologie. Und diese Frage 
muß - wenn sie empirisch, d. h. gestützt auf die bisherige so
ziale Erfahrung, beantwortet werden soll, verneint werden. Wer 
mit anderen Menschen rechnet, als sie die geschichtliche und so
ziale Erfahrung zeigt, der mag zu anderen Schlüssen ·gelangen. 

\ 

Aber wenn etwas Utopismus ist, so ist es das Vertrauen auf 
eine radikale Änderung der menschlichen Natur. 

Wenn man will, so kann man bei ENGELS eine Andelltung 
finden, die darauf schließen läßt, daß auf dem Grunde seiner 
von sozialem Optimismus erfüllten Seele auch dieses durch und 
durch utopische Vertrauen auf eine Verbesserung der menschlichen 
Natur sclilumm~rte. In dem bereits wiederholt zitierten Vorwort 
zwn „Bürgerkrieg in Fr.ankreich" bezeichnet er den Staat als 
,,ein Übel, das dem im Kampfe um die Klassenherrschaft sieg
reichen Proletariat vererbt wird, und dessen schlimmste Seiten 
es,• ebenso wenig wie die Kommune, umhin können wird sofort 
möglichst zu beschneiden, bis ein in neuen, frei e n Ge s e 11-
s c h a. f t s zuständen herangewachsenes Geschlecht im• 
stande sein wird, den ganzen Staatsplunder von sich abzutun" 118). 
Aber auch bei M..ux finden sich ähnliche Andeutungen. In dem 
viel zitierten Passus, der den Standpunkt des Ideals fiir die Ar„ 
beiterklasse verwirft und auf die geschichtliche ~otwendigkeit 
hinweist, beißt es ,,. . . daß die Arbeiterklasse lange Kämpfe, 
eine ganze Reihe geschichtlicher Prozesse durchzumachen bat, 
durch welche die Menschen wie die Umstände gänzlich um• 
gewandelt werd:en" 89). Auch an die bereits früher zitierte 
Stelle in dem Brief :an KuGELMANN sei erinnert, wo ein künftiger 
Zustand vorausgeoagt wird, in dem die allseitige Entwick-

88) A. a. O. S. 18. 89) 'Bürgerkrieg in Frankreich, 8. öO. 
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lung der Individuen die Arbeit zu einem Bedütfnis gemacht 
l1aben wird. Diese Andeutungen einer Hoffnung auf ein neues 
Geschlecht _als Voraussetzung für das Überßüssigwerden des 
Staates ist für die von der bolschewistischen Theorie versuchte 
Jrortbildung der MAR:i-ENGELSschen Lehre geradezu grundlegend 
geworden. Begreiflicherweise, denn ohµe eine solche psycho
logische Hypothese hängt die Theorie vom Absterben des Staates 
i11 der Luft. 

III. Kapitel. 

Die Parteidoktrin der deutschen Sozialdemokratie; die Bejahung 
des Staates. 

§ 10. KAUTSKY, 

Angesichts dieser unzweifelhaften Tendenz zum Anarchismus, 
die sich in den Schriften von MARX und ENGELS gerade bei der 
Darstellung der für das Wesen des Sozialismus entscheidenden 
Phase der gesellschaftlichen Entwicklung geltend macht, ist es 
auffallend, aber nicht unbegreiflich, daß die sozialdemokratische 
Parteiliteratur in einem fast unmerklich zunehmenden Gegensatz. 
zu den Schriften von MARX und ENGELS keinerlei Neigung zeigte, 
auf das letzte und höchste Stadium der staa.tslosen kommu
nistischen· Gesellschaft näher einzugeben. Und weil der Frage 
nach dem, was nach der Eroberung der politischen Macht durch 
das Proletariat geschehen werde oder solle, lieber ausgewichen 
wurde, mußte die Idee einer demokratischen Republik - auf 
deren Errichtung der politische Tageskampf mit allem Nachdruck 
eingestellt war - das politische Denken so sehr erfüllen, daß 
die Möglichkeit eiaer anderen politischen Form oder gar die 
Negation jeder solchen politischen Form als scbließliches Ziel 
nicht eigentlich h1 ernstliche Erwägung gezogen wurde. Dazu 
kommt die aus der historischen Entwicklung, insbesondere der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, uiitl aus der Eigena-rt des 
deutschen Volkstums erklärliche, trotz aller individualistischen 
Neigungen dennoch auch in der Gefühls- und Vorstellungswelt 
des deut.schen Arbeiters festgewurzelte Wertung der Staatsidee, 
die letzten Endes den - aus · der Theorie des Marxismus nicht 
Terständlichen - Gegensatz zu dem mehr slawischen und roma-
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nischen Anarchismus verursachte. Dies mag vielleicht auch ein 
Grund dafür sein, daß die hauptsächlich von Deutschen vertretene 
sozialdemokratische Doktrin so beharrlich zögerte, ihre doch sonst 
nicht übervorsichtige wissenschaftliche Forschung und ihr doch 
sonst so kühnes politisches Denken in ein Zukunftsgebiet zn 
lenken, auf dem die Spuren ihrer weit vorausgeeilten Führer, 
MARX und ENGKLS, in eine - vielleicht nnr unbewußt - ab
gelehnte, innerlich fremde und ungewisse Richtung wiesen. 

Aus der Fülle des zur Verfügung stehenden literarhistorischen 
.Materials können in diesem Zusammenhang nur einige typische 
Proben gegeben werden. Dabei muß in erster Linie auf partei
offizielle oder offiziöse Dokumente und auf Schriftsteller Rück
sicht genommen werden, deren Übereinstimmung mit der herr
schenden Richtung in der sozialdemokratischen Bewegung un
zweifelhaft ist. 

Von dem „freien Staat", den das Gotha.er Parteiprogramm als 
das Ziel der sozialdemokratischen Partei Deutschlands proklamierte, 
ist schon anläßlich der Polemik MARX' und ENGELS' gugen dieses 
Bekenntnis zum Staat die Rede gewesen. Im Erfurter Programm ist 

. zwar der freie Staat verschwunden; aber in dem· Buch, das K.AUTSKY 
als Kommentar zum Erfurter Programm - ,,aufgefordett" -
schrieb, ist dem „Zukunftsstaat" ein ganzer Abschnitt gewidmet, 
dessen Ausführungen keineswegs dem Beweise dienen, daß der 
Staat in der kommunistischen Gesellschaft absterbe

1
n werde. Im 

Gegenteil! KAUTSKY betont, daß die Forderung, (an Stelle des 
Privateigentums an den Produktionsmitteln das genossenschaft
liche Eigentum zu setzen, keine dem Sozialismus spezifische sei, 
daß auch der Anarchismus diese Überzeugung teile 90

). Er zeigt 
als das Wesen der sozialistischen Produktionsweise „die Zu
sammenfassung aller der Betriebe, die nach dem gegebenen Stande 
der Produktion zur Befriedigung der wesentlichen Bedürfnisse einer 
Gesellschaft benötigt sind, zu einer einzigen großen Genossen
schaft" 91

) auf und erklärt: ,,Von den heute bestehenden gesell
schaftlichen Organisationen gibt es nur eine, die den nötigen 
Umfang besitzt, daß man sie als Rahmen benützen könnte, um 
innerhalb desselben die sozialistische Genossensch1!.ft zu ent
wickeln, dies ist der moderne Staat" 9,). Der moderne Staat ist 

90) A. a. 0. S. 112. 91) A. a.. 0. S. 117. 92) A. a. 0. S. 119. 
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aber nicht bloß die einzige der heute bestehenden genossenschatt
licben Organisationen, die geuügend Ausdehnung besitzt, um den 
Rahmen für eine ijOziaUstische Genosse:Qschaft 7.U bieten, er ist 
auch die „einzige natürliche Grundlage derselben". Selbstver
ständlich glaubt KAUTSKY nicht, daß der Staat diese Aufgabe erfüllen 
könne, ,.ohne daß sich im Wesen des Staates etwas zu verän
dern brauche" sa). ,,. • . Wenn die arbeitenden Klassen im 
Staate die herrschenden ·geworden sind, wird der Staat aufhören, 
ein kapitalistisches Unt-ernehmen zu sein; erst dann wird es 
möglich werden, ihn zu einer soziaJistischen Genossenschaft um
zugestalten. - Dieser Erkenntnis ist die Aufgabe entsprungen, 
welche die Sozialdemokratie sich gesetzt hat: sie will, daß die 
arbeitenden Klassen die politische Macht erobern, damit sie mit 
deren Hilfe den Staat in eine große, im wes~ntlichen sich völlig 
selbst genügende Wirtschaftsgenossenschaft verwandeln" 1!4.), Also: 
der Staat wird aufhören, ein kapitalistisches Unternehmen zu sein, 
aber kein Wort davon, daß qer Staat als solcher aufhören werde. 
Der Staat wird - dem Inhalte seiner Ordnung nach - umge
w an de 1 t werden, aber nichts läßt darauf schließen, daß er ab
sterben werde. Indem KAUTSKY rechtfertigt, warum die Partei 
das Vetlangen nach Aufstellung eines Planes <les „Zukunfts
staates" zurückweisen muß, sagt er: ,;Was wir wollen, ist die 
Umwandlung des Staates in eine sich selbst genügende Wirt
schaftsgenossenschaft. Darüber herrscht innerhalb der Sozial
demokratie keine Meinungsverschiedenheit. Wie diese Genosscu
scbaft sich entwickeln und welche Tendenzen sie erzeugen wird, 
darüber nachzudenken ist keineswegs überflüssig; aber was bei 
diesem Nachdenken herauskommt, ist Privatsache jedes einzelnen, 
ist nicht Parteisache und braucht es nicht zu sein, weil die Partei
tätigkeit dabei unmittelbar nicht beeinflußt wird" 95

). Daß zu 
ilen Tendenz~n des die sozialistische Wirtschaftsgenossenschaft 
beinhaltenden oder tragenden Staates das Absterben des Zwangs
elementes, das Abstreifen des politischen Charakters und sohin 
clie Selbstaufhebung des Staates möglicherweise gehören kann, 
l,leibt durch diese Formnlierung allerdings offen. Allein KAUTSKY 

läßt darüber keinen Zweifel, daß die sozialistische Produktion 
~u_i: im Rahmen einer Zwangsordnung möglich sei. Gegen · die 

9!3) A. a. o. S. 129. 9J) A. a. 0. 8. rno. 95) A. a. 0. S. 146. 
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Anarchi.ßten und ihre .,Furcht vor der Kneehtscba.ft des Kommu
nismus" filhrt er aus: ,,Es ist richtig, wenn gesagt wird, die 
sozialistische Produktion sei unvereinbar mit der vollen Freiheit 
der Arbeit, d. b. der Freiheit des Arbeiters, zu arbeiten, wann, 
wo und wie er wolle. Aber diese Freiheit des Arbeiters ist un
vereinbar mit jedem planmäßigen Zusammenarbeiten mehrerer, 
in welcher Form immer dasselbe stattfinde, ob auf kapitalistischer 
oder genossenschaftlicher Grundlage" 96

). Das ist wohl etwas 
wesentlich anderes als die „freie und gleiche Assoziation der 
Produzenten", die nach ENGELS den Staat ins Museum der 
Altertümer versetzen wird. Überaus treffend zeigt KA.UTSKY die 
Wurzel der anarchistischen Freiheitsid~e und ihre historische Ge
bundenheit an längst überwundene wirtschaftliche Verhältnisse 
des Kleinbetriebes. Und er reduziert das unveräußerliche Frei
heitsbedürfnis im sozialistischen Gemeinwesen auf das Maß, 
in dem es allein vereinbar ist mit einer umfassenden und tief
greifenden Produktions- und Gesellschaftsordnung, wenn er aus
führt : ,,Aber die Unfreiheit der Arbeit verliert in einem sozia;. 
listischen Gemeinwesen nicht nur ihren drückenden Charakter, 
sie wird auch die Grundlage werden der höchsten Freiheit, die 
im Menschengeschlecht bisher möglich gewesen," ,.die Freiheit 
des Lebens", ,,die ~,reiheit künstlerischer und wissenscba.tllicber 
Betätigung, die Freiheit des edelsten Genusses" 97). 

In seiner Abhandlung „Am Tage .nach der sozialen Revo
lution" sagt KA.UTSKY: ,,Kommunismus in der materiellen Pro
duktion, Anarchismus in der geistigen: das ist der Typus einer 
sozialistischen Produktionsweise, wie sie aus der Herrschaft des 
Pro·.etariates, mit anderen Worten, aus der sozialen Revolution 
durch die· Logik der ökonomischen Tatsachen entwickelt wird, 
welches immer die Wünsche, Absichten und Theorien des Prole
tariates sein mögen 88

)." Vielleicht ist gerade dieser Ausspruch 
besonders geeignet, das innerste Wesen jenes Kommunismus zu 
erhellen, den die sozialdemokratische Partei im Zukunftsstaate 
anstrebt. Er ergibt sich aus dem scharfen Gegensatz zum Anar
chismus, zu mindest auf dem Gebiete der für die Gesellschaft 
entscbeideodea materiellen Produktion. 

96) A. a. 0. S. 167. 97) A. a. O. S. 176. 98) Die aosiale Revolution, 
2. Aafl. 1007, $; 109. 
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§ 11. BEBEL, PLECHANOW, BERNSTEIN, PANNEKOEK, RENNElt. 

Angesichts jener Wendung, die die politische Theorie des 
Marxismus neuestens genommen hat, ist es vielleicht nicht über
flüssig, aus einer der bekanntesten und verbreitetsten Schriften 
des deutschen Sozialismus, aus BEBELS „Unsere Ziele" 011), jene 
Stelle in Erinnerung zu bringen, die wol1l als der treffendste 
Ausdruck der sozialdemokratischen Durchschnittsmeinung i\ber 
das Verhältnis des Sozialismus zum Staat angesehen werden darf. 
BEBEL legt dar, daß der heutige Staat ein Klassenstaat sei und 
daß die unterdrückte Arbeiterklasse - die Lohnarbeiter, Hand
werker, Kleinbauern, geistigen Arbeiter, kleinen Beamten etc. -
die „ungeheure Mehrheit" bilden. Eben da.rum könne es eich 
dem Proletariate bei seinem Kampfe um die politische Macht 
,;nicht um Unterdrückung de1· Minorität durch die Majorität han
deln", sondern um Gleichberechtigung und Gleichstellung aller, 
so kann also nicht von einer Klassen- oder Standesherrschaft, 
welche die Arbeiterklasse wolle, die Rede sein. Es ist im Gegen
teil eine so vernünftige demokratische Gesellschaft, die sie er
strebt, wie sie die Welt noch nie gesehen bat. Ich habe diesen 
letzten Punkt ausführJich wiedergegeben, weil die ,demokratische 
Korrespondenz' - und alle unsere Gegner, so etwas wie eine 
Standes- und Klassenbenschaft wittert . . . Der Staat soll also 
a.us einem auf Klassenherrschaft beruhenden Staat in einen Volks
staat verwandelt werden, in einen Staat, in dem es keine Privi
legien irgendeiner Art gibt, und in diesem Staate soJI alsdann 
die Gesamtheit mit den ihr zu Gebote stehenden Mitteln und 

· Kräften die genossenschaftliche Produktion an Stelle der einzelnen 
Privatunternehmungen treten lassen. In einem solchen Staat ist 
Selbsthilfe Volkshilfe, Volkshilfe Staatshilfe, Selbsthilfe und Staats
hilfe also identisch; einen Gegensatz gibt es nicht. Der Volks-

. staat soll zunächst herbeizuführen ge1mcht werden durch Auf
klärung der Massen etc. . . . 100

)." 

99) SoN.Idemokratische Bibliothek, V., 1886. 100) A. a. 0. 8. 14, 1ö. 
Alle1dings hat BEBEL in seinem Bliche „Die Frau und der Soziali1mu11" die 
llARX-E1'GELSsche Lehre vom Absterben des Staate& akzeptiert. Dort er
JJCheint der Staat als eine „Du Eigentum sehtttzende und ee aufrecMerhal• 
&ende Orgaaiaation und Gewalt", die mit der AnfhebllJlg de1 Privateigentums 
ihre „Bxtatensuotwendigkeit und Exil!teumöglichkeit'' ~erliert und daher 
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Daß diese Attschauong in einem tollendeten Widerspruch zur 
MARx-ENGELSschsn Lehre vom Staat steht, ist zweifellos, ttnd es 
muß LENIN durchaus zugestimmt werden, wenn er diesen Wider
spruch hervorhebt 101

). Offenbar stand die sozialdemokratische 
Bewegung und insbesondere BEBEL in der Frage der politischen 
Theorie viel stärker unter dem Einflusse LASSALLES als unter 
dem von MARX ttnd ENGELS; LASSALLE aber war auch in seinem 
Verhältnis zum Staate - nicht nur zum Gegenwartssta.at, sondern 
zum Staat an sich -- weit mehr Hegelianer als MARX, der gerade 
in diesem Punkt die radikale Übtrwindung Hegels bedeutet. 

Aus diesem - später tfolleicht nur mehr latenten - Einfhlß 
LASS.ALLES ist es zu erklären, daß ein sonst so getreuer Marxist 
wie PLECH.A.NOW in einer eigenen Schrift den Sozialismus gegen 
den Anarchismus verteidigt 10 ~). Freiiich beschränkt er sich mehr 
darauf, die Position des Anarchismus zu widerlegen, ohne. den 
eigenen Standpunkt der Marxistischen Theorie deutlfoh zu prä
zisieren. Was er aber gegen den Anarchismus anführt, das könnte 
sehr gut auch gegen die MARX-ENGELssche Vorstellung von .der 
höchsten Phase der kommunistischen Gesellschaft geltend gemacht 
werden. So wenn PLECBANOW auf den Widerspruch aufmerksam 
macht, der darin besteht, <laß die Anarchisten - speziell KRA· 

PöTKIN - eine bestimmte rationale Ordnung des gesellschaft
lichen Lebens postulieren, aber dennoch - weil sie die Freiheit 
des lnilividuums forde.n - keine Garantien dafür gebenr dafi 
diese Ordnung beobachtet wird. ,,Solchermaßen werden wi1· von 
den ersten Tagen · der Revolution an eine Organisation besitzen; 
die Launen der !:!Onveränen ,Individuen' werden durch. die Bedürf
nisse der Gesellschaft, durch die Logik der Sachlage in vernünf
tigen Grenzen gehalten werden. Und dennoch wird man sich 
in der vollen und ganzen Anarchie befinden, -die individuelle 
Freiheit wird gere~et und gesund sein. Das erscheint unglaub
lich und ist doch wahr! Es gibt eine Anarchie, und es gibt 

,,verschwindet". (25. Aufl. S. 335186). Warnm zum Schutze und zur Aufrecht
erhaUung des gesellschaftlichen Eigentums, wie ü'berhaupt der ganzen kommu• 
nistischen Ordnung, die nach BEBEL eine zentralistische i~t und ·die „Arbeits
pllicht aller Arbeitsfähigen" statuiert; kei::i Zwangsapparat nötig sein soll, 
wird nicht begriindet. lül) A. a. O. S. 61.' 102) Anarchismus und Sozialis· 
mus. Berlin 1911. ,_ 
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eine Organisation,· es gibt bindende Regeln für jedennann, und 
trotzdem tut jeder, was er will. Ihr begreift das nicht? Die 
8ache ist höchst einfach. Diese Organisation wird nicht das 
Werk sein der „autoritären" Revolutionäre; diese alle verpflich
tenden und doch anarchistischen Vorschriften wird das Volk, der 
große Verkannte, proklamiert haben, und das Volk ist sehr klug; 
wer - was KRAPOTK.IN nie Gelegenheit zu sehen hatte - Tage 
des Barrikadenkampfes gesehen, weiß davon zu erzählen" 108

). 

Fiir die Durchschnittsmeinung, die über das Verhältnis zum 
Staate innerhalb der deutschen Sozialdemokratie festzustellen ist, 
kann zwar nicht als entscheidend, aber doch als symptomatisch 
bezeichnet werden, was auch von revisionistischer Seite dariiber 
ausgefijbrt wurde. .Hier kommt yor allem die klare Darstellung 
in Betracht, die ßERNS'l'EIN in sein~n „Problemendes Sozialismus" 1~) 

gegeben hat .. Er unterscheidet deutlich „zwei Hauptströmungen" 
im sozialistischen Lager; ,,die einen suchen den gegebenen Staat 
nach bestimmten Grundsätzen umzugestalten, um ihn so zum 
Hebel der Gesellschaftsreform zu machen, bis er schließlich ganz 
und gar einen sozjali~tiscben Charakter erhielte, während · die 
anderen den Staat gänzlich aufzuheben, ihn in dne Reihe völlig 
unabhängiger Gemeinden oder freier Gruppen zu zerschlagen 
suchen, denen es freistehen soll, sich nach Laune oder :Bedürfnis 
zu organisieren und zu verbünden 11 

"'~). BERNSTEIN charakteri
siert überaus treffend die Zweideutigkeit des Begriffes ,,()esell
schaft", hinter den sich die sozialistische Doktrin unter dem 
Einfluß der ENGELSsehen Lehre vom Absterben des Staates flüchtet, 
und läßt keinen Zweifel darüber bestehen, daß - seiner Ansicht 
nach - auch die sozialistische Gesellschaft nicht einer Zwangs
ordnung werde entbehren können 106). Und dieses Bekenntnis 
znm Staat kann an Wert nicht etwa darum verlieren, weil es 
von einem Autor herrührt, der dem l\farx.ismus gegenüber auch 
sonst eine gewisse kritisebe Haltung bewahrt; denn gerade in dem 
entscheidenden Punkte ist eigentlich kein prinzipieller Gegensatz 
zwischen Revisionisten und. orthod-,xen Marxisten festzustellen. 

Das zeigt sich deutlich auch in der Art, in der seitens KAUTSKYS 

103) A. a. 0. S. 63. 104) Neue Zeit, XV. Jabrg., n, Bd., 1896/97, 
8. 100 ff. (Die sozialpolit.ische Bedeutung von Raum und Zahl.) 105) A. a. O. 
S. l01. 106) Vgl. insbesondere a. a. O. 8. 106. 
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einem Versuche begegnet wurde, der - als ein schüchterner 
Vorläufer der bolschewistischen Theorie - die MARX-ENGELSsehen 
Äußerungen vom „Zerbrechen" der Staatsmaschine durch die 
soziale Revolution und dem schließlichen Verschwinden der 
Zwangsgewalt scheinbar wörtlich nahm. Diesen Versuch unter
nahm PANNEKOEK in seiner Abhandlung „Massenaktion und Re
volution" 10 7). Er stellte dort - allerdings ohne sich dabei auf 
Zitate· aus MARX und ENGELS ausdrücklich zu berufen - die 
Behauptung auf: ,,Der Kampf des Proletariats ist nicht einfach 
ein Kampf gegen die Bourgeoisie . u m die Staatsgewalt als Ob-

. jekt, sondern ein Kampf gegen die Staatsgewalt. Das Problem 
der sozialen Revolution lautet in kurzer Zusammenfassung: Die 
Macht des Proletariates so hoch steigern, daß sie der Macht des 
Staates überlegen ist; und der Inhalt dieser Revolution ist die 
V ernicbtung und Auflösung cJ.er Machtmittel des Staates durch 
die Machtmittel des Proletariates" 108). Das Endresultat des pro
letarischen Kampfes ist nach PA.NNEKOEK „die völlige Zerstörung 
der staatlichen Organis!1tion". Dae wichtigste Machtmittel des 
Proletariates in diesem Kampfe ist' seine Organisation. ,,Die 
Orga.nisation der Mehrheit hat ihre Überlegenheit dadurch erwiesen,, 
daß sie die Organisation der herrschenden Minderheit vernichtet 
hat" 10'). Der Einwand läge. nahe, daß eben an Stelle der einen 
eine andere Zwangsordnung tritt, wenn P ANNEK0EK nicht _,. frei
lich in sehr unklarer Weise - die proletarische Organisation 
als eine ideelle, von jedem äußeren Zwangsapparat befreite, 
schildern würde. Er meint, die äußere Form der Organisation 
des Proletariates könne zwar in diesem Kampfe gegen den kapi
talistischen Staat zerstört werden. Das treje aber nicht ihr- eigent-, 
liebes Wesen. ,,Die Organisation des Proletariates, . die wir als 
sein wichtigstes :Machtmittel bezeichnen," - und die doch off'en
bal' nach Vernichtung des Staates rein und ungetrübt an dessen 
Stelle treten wird ~ ,,ist nicht zu verwechseln mit der Form 
der heutigen Organisation und Verbände, worin sie sich unter 

-den Verhäl~issen einer noch festen bürgerlichen Ordnung änßert. 
Das Wesen dieser Organisation ist etwas .Geistiges, 
.ist die Yöllige Umwälzung des Charakters der Prole-

107) Neue Zeit, XXX. Jabrg., II. Bd„ 1919, 8. Mt ff. 108) A. a. 0. 8. M4. 
109) A. a. 0. S. 548. 
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tarier" 11
'). Mit dieser l'm\\älztmg der Charnktere meint PANNE

KOEK die Umwandlung der Arbeiter au~ individtrnlistiRchen, 'nur 
durch. die eigene Laune, das eigene Interesse bewegten Egoisten 
zu solidarischen, von der Gewohnheit organisinten Handelns ge
leiteten Men~ehen. Allerdings scheint er anzunehmen, daß diese 
Umwandlung sich bereits unter der Klassenherrsrbaft des k1tpi
talistischen Staates vollzogen habe und daß sie auch durch eine 
Zerstörung der äußeren Organisation des Proletariates nicht ge
fährdet werden könne. Doch kann diese Annal1me -- ihre Rich
tigkeit dahingestellt - den utopischen Charakter der Konzep
tion nicht abschwä~ben, die verstärkt in der Theorie des Bolsche
wismus wiederkehrt, der begreiflicherweise die PANNEKOEKseben 
A usiührungen für sich reklamiert 111 ). 

KAUTSKl aber nimmt prinzipiell gegen sie Stellung. Die Er
oberung der politischen Gewalt durch das Proletariat kiinne nimmer 
„zu einer Zerstörung der Staatsgewalt, sondern stets nur zu einer 
Verschiebung der Machtverhältnisse innerhalb der Staat~gewalt 
führen" 11'). ,,Und das Ziel unseres politischen Kampfes bleibt 
rlaher das gleiche, das es bisher gewesen : Eroberung der Staats
gewalt durch Gewinnung der Mehrheit im Parlament und Er
behung des Parlamentes zum Herrn der Regierung. Nicht aber 
Zerstörung der Staatsgewalt" m). KAUTSKY leugnet die Möglich
keit, nach dem Sie,g der proletarischen Revolution „die staatliche 
f'unktion der Beamten aufzulösen" m), er zerstt.irt die Illusion. 
auf einen Verwaltungsapparat verzichten zu können, und vtrwcist 
dabei auf die Notwendigkeit eine~ Unterrichts-, Finanz-, Justiz
und Kriegsministeriums, ja er betont sogar die W ahrscheiulich
keit einer Erweiterung der Verwaltungsfu~ktionen 11

"). .i\ llerdings 
fügt er hinzu: ,,Hier ist nicht .die Rede von· der Gestaltuur; des 
Znkunftstaates durch die. siegreiche Sozialdemokratie, sondern 
von der des Gegenwartsstaates durch die Opposition". Allein 
es ist charakteristisch genug, daß er hier die l\lAR:x-ENGELssche 

· 110) A. a. O. S. 548. 111) LENIN, a. a. 0. S. 105ft'. RADEK (Die Ent
wicklung cles· Sozialismus ton der Wissenschaft zur Tat. Herausg. von. der 
kommnnist. Partei · Dentsch1:istt'rr. Wien'I, nennt P AKNEKO~K den „klarsten 
Kopf d~s westeuropäischen Sozialismns·. A. a. 0. S. 14. 112) Neue Zeit, 
XXX. Jahrg., II. ßd., 1912, S. 727. 113) A. ll.. 0. S. 782. 114) A. a 0. 
S 7i5. 115) A. a. 0. S. 725. 
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Theorie vom Absterben des Staates nicht mit einem Worte be
rücksichtigt. Darum ist. auch der Vorwurf begreiflich, der ihm 
wegen seiner Haltung in dieser Frage von LENIN gemacht wird 116

). 

Und in einer seiner jüngsten Schriften, die bereits · nach dem 
Siege der bolschewiRtischen Partei in Rußland erschienen und 
vor allem gegen deren Theorie und Praxis gerichtet ist, erklärt 
KAu-rsKY auch für den Zustand des vollen de t e n Sozi a li s
m u s d_ie demokratische Staats form für unumgänglich: ,,Zwischen 
beiden Stadien_ der Vorbereitung für den Sozialismus und dem 
durchgeführten Sozialismus, die beide (,ler Demokratie bedürfen, 
stel1t jedoch ein drittes Stadium, steht das des Überganges, nach
dem das Proletariat die politische Macht erobert ... " 117). Ist 
auch die höchste Phase des Kommunismus eine Demokratie, dann 
ist sie eben auch nur in Form einer staatlichen -Zwangs
o r d n u n g vorgestellt. 

In der Darstellung des Partei1>rogramms, das der ö s t er
r e ie h i s c h e Sozialdemokrat DANNEBERG geliefert hat 118

), wer
den zwar die bekannten Ausführungen von ENGELS über das 
Absterben des Staates zitiert; aber die Lehre wird in einer Weise 
dargestellt, daß man ihr kau_m den Sinn abgewinnen kann, es 
werde in Zukunft jede Zwangsordnung fehlen. Den Gegnern 
der Sozialdemokratie, die von einem „Zukunftstaat" sprechen, 
wird die Frage entgegengehalten: ,,Aber wird es denn in der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung überhaupt einen Staat geben i'" 
Die Frage erscheine im ersten Augenblick „lächerlich", denn das 
Proletariat wolle doch die Staatsgewalt erobern. DANNEBERG 
identifiziert hierauf „Staat" mit „Ausbeutung" und schließt: ,,Nac}l 
Befreiung aus der Lohnknechtschaft, wenn die Arbeitsmittel in 
den Besitz der Gesamtheit gebracht sind, ,.ist die Ausbeutung 

' 

116) A. a. 0. S. 105ff. 11i) Die Diktatur des Proletariates. 2. Aufl., 
Wien 1918, S. 20. Allerdings führt auch bei KAUTl!KY die gelegentliche 
Betonung des· Freiheitsprinzipes zu einer Verdunklung in der Frage der 
Zwangsordnung. Den Inhalt des Sozialismus formuliert er einmal: ,,Freiheit 
and Brot für alle" (a. a. O. S. 39) und bemerkt von der sozialistischen Zu
kunftsgesellschaft, sie setze „zahlreiche freie Organisationen ökonomischer 

· wie politischer Art voraus und bedarf vollster Organisationsfreiheit". (A. a. 0. 
S. 24:.) Das wäre . Liberalismus. 118) Das sozialdemokratische Programm. 
8. Aufl., Wien 1919. 
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aufgehoben und auch der Staat selbst". Diese Argmul~ntation 
ist hier um so seltsamer, als auf eine Unterscheidung von Klassen
berrscb11ft und Ausbeutung verzichtet ist und der Staat -- die 
wirtschaftliche Ausbeutung! - in der Hand der Arbeiter als das 
Mittel bezeichnet wird, die Ausbeutung aufzuhebe.n, offenbar also 
cdoch nicht mit der Ausbeutung identisch sein kann. Dann wird 
gesagt: ,,Wenn der Staat abstirbt, bleibt aber eine Reihe von 
Funktionen bestehen, die er heute ausführt. Er ist nicht nur 
Herrschaftsinstrument, sondern auch Verwaltungsapparat. Diese 
Fun~tionen werden gerade in der sozialistischen Gesellschaft eine 
starke Vermehrung erfahren. Die soziale Fürsorge, die heute 
nur in kümmerlichen Anfängen vorhanden ist, wird iu hohem 
·Orade ausgedehnt werden, der ungeheuere Apparat, der hiezu 
erforderlich ist, wird aber nur der Verwaltung, nicht der Herr
schaft dienen, da es keine Herrschaft geben wird, weshalb er 
auch nicht den Charakter des Staates haben wird" 11 11). ,,Herr• 
schaft11 heißt hier offenbar „wirtschaftliche Ausbeutung", aber 
keineswegs überhaupt „Zwang". Daß dieser „ungeheuere Apparat" 
keine Zwangsordnung -darstellen werde, ist nicht gesagt imd aueh 
nllch dieser Darstellung offenbar nicht gemeint. · 

Bis zu -welchem Grade innerhalb der Sozialdemokratie die 
Tendenz der Staatsbejahung sich besonders während des Welt
krieges geltend machte, dafür können die Schriften RENNERS an
geführt werden 11°). Dieser Österreicher gehört in die erste Reihe 
jener sozialistischen Schriftsteller, die den Staat als ein unent
behrliches Mittel sozialer Technik erkennen und dieser Erkenntnis 
unumwunden Ausdruck geben. Es ist sehr charakteristisch, daß 
RENNER die von MARX und ENGELS vertretene Auffassung des 
.Staates als eines Instrumentes ktassenmäßiger Ausbeutung als 
die einseitige Auffass11ng der klassenbewußten Bourgeoisie 
kennzeichnet. ,,Der Staat erscheint dem klassenbewußten Bourgeois 
als sein Werkzeug, als Zuchtmittel in jedem Sinne des Wortes ... 
.Allein objektiv sei der Staat „etwas Höheres". RENNER sehent 
sich- nicht, ~u erklären: "Die Ökoijomie dient immer ausschließ
licher der Kapitalistenklasse, der Staat immer vorwiegender dem 

11~) A. a. 0. S. 186, 187. 120) Vgl. insbesondere:' Mutismus, Krieg 
und lDternationale, Stuttg&rt 1917, S. 26 ff. 
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I1rofotariat". F~r meint sogar: ;,Der Staat wird der Hebel des. 
Sozialismus werden"; er stellt fest, ,, duß der Kern tles Sozialis
mus heute schnn in allen Institutionen des kapitalislis('ben Staates 
:;tecl1.t" · t:n<l er bl"hauptet: ,,Das Proletariat ist in ,;;einer Pntxis 
,vdt entfernt vom 8taatsnihilh~mus": So zutreffend all diese Be
ba1.1ptungen sein mögen, so unrichtig ist, wenn sich Rirnmrn 

dabei auf MAnx selbst beruft. Nur schwl"r dürfte er tlen Satz 
beweisen können: ,,KARL MARX war eine ganze Fixsternweite ent
fernt von der Negation des Staates, von der Veraehtung des 
Staates, von <ler abetgläubif1chen Furcht vor dem Staate, von 
dem Staatsnihilismus, mit dem heute der Vulgärmarxisrnus koket
tiert". Das Gegenteil ist erweislich. Und so hat RENN Cr wohl 
vollkommen recht, wenn er „die Unentbehrlichkeit einer sozia
listischen Staats- und Rechtslehre" hervorhebt,· ahn es ist ein 
aus!>'.icbtsloses Beginoon, wenn er den Nachweis versucht, dan 
alle seine Aufstellungen „sich mit KARL MARX' Lehren voll!,tändi~ 
decken". 

IV. Kapitel. 

Die Theorie des Bi,lschewismus (Neokommunismus). 

§ 12. Die Restitution und Fortbildung der MARX

ENGELS s c h e n L ehre vom Abs t er b e n des S t a :i t es u n d 
die LENINsche Theorie der „Gewöhnung•' ah Bedin
gung für das Ausschalten jeglichen sozialen Zwanges. 

BAKUNIN, der Begründer des_ sogenannten „kollektivistischen 
Anarchismus", hat gegen den Kommunismus und die deutsche 
Hoz1aldemokratie den Einwand erhoben, daß „der KommunismuR 
aJie Kräfte der Gesellschat\ im Staat konzentriert und von ihm 
ci.bsorbieren läßt, weil er notwendigerweise auf die Zeutra:isation 
des Eigentums in den Händen deR Staates hinausläuft", und daH 
die deutsche Sozialdemokratie .,die Erhaltung und Stärkung des 
-Staates um jeden Preis_" anstrebe, während auf. die rernlutionär
sozialistische Fahne in blutigen, in feurigen Lettern g·(•:,rhrieben 
Rei: ,,Abschaffung alles und jeden Staates, Zer,;törung- der Bour
gcoisiezivilisation, freie OrganiQntion Yon t,utl:'n rnwlt oh<"11 11111 



' 801.:iali,timus und Staat. 69 

Hilfe der freien Assoziationen" m). Es sind ganz ähnliche V,,r
würfe, die der sog. ,,Bolschewismus", jene eigenartige Form, die 
der marxistische Kommunismu~ in Rußland unter dem l~iu
flusse spezifü1cher Entwicklungsbedingungen neuestens :tugenom
mcn bat, gege11- Theorie und Praxis der nicht minder auf 
MAUX und ENGELS fußenden Sozialdemokratie Deutschlands so
wie der von ihr beeinflußten sozialdemokratisclwn Parteien 
in anderen Staaten erhebt. Da sich biel' der seltcue Fall er 
eignet, daß die literarischen Vorkämpfer einer Bewegung ;m
glejcb die Führung- im politischen Machtkampfe behaupten 111111 

heute an der Spitze des ersten proletarischen Klassenl'.lta.ateti, der 
ersten in der Geschichte verwirklichten „Diktatur des Proletariates•' 
1:1tehen - die Pariser Kommune kommt ja nehe11 dc~r ,·rn,:iische11 
Sowjet-Republik kaum in Betracht -·, verdient die Lehrmcionug 
dieser zu größter historischer Bedeutung gelangten Mii.nuer nicht. 
nur vom Standpunkte der Geistesges.cllkhte, sondern auch det"" 
praktischen Tagespolitik die aufmerksamtite Beachtung; zumal 
-dafür gesorgt wurde, daß ihre Schrillen, in alle Kultursprac·.hen 
überset1.t, in unzähligen Exemplaren überall Verbreitung findtm 

Die Besonderheit der sozialistischen 'l'heorie unil l'raxis, d!(~ 
ilie von L.!!~NIN .und TROTZKI geführte russische Partei der Bol
schewiki vertritt, macht sieb gegenüber der offiziellen sozial
demokratischen Parteidoktrjn vomebmlich nach zwei RichtlUlg~,o 
,geltend, Vor allein - und ~ is,t eine rein theoretische Diffe
renz - betont der Bolschewismus die :ijARX-ENGELssche Lehre 
vom sebließlichen Absterben des Staa.tes in der kommunn~tiscben 
Gesellschaft. Wenn LENIN in seiner hier wiederholt zitierten, 
i\ir die Theorie des russischen Neokommnnisinus gruudlegendea 
Schrift „Staat und Revolution" die „Wiederherstellung d1>.r wahre,o 
M.a&xsc.heu Lehre vom Staate" sich zur Aufgabe ge11etzt bat. SQ 

ml,lß ~lie im vorigen an der Hand der zumeist auch von LEN.IN 
•1,1geführten Äußerungen MARX' und ENGELS' versuchte Na~
prüfnng bestätigen, daß LENL" in ~inem thenrttisch entRchej.den
den Punkte die von de1· offiziellen i,ozialdemokratischen P,iJ1ei
doktrin meist ignorierte oder doch sehr vernachlässigte These der 
materialistischen Geschichtsauffassu~ über das Verhältnis dei 

121) Zitiert bei P1.1~l'HANow, a. a. 0. S. H untl o7 
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Sozialismus zum Staat restituiert hat. Das ist ein nnbezweife.J
llares· literarhistorisches V crdienst LENINS. 

· Damit soJl und kann jecloch nicht mehr gesagt sein, als daß. 
LENIN die Ansichten von MARX und ENGELS über die höchste 
und letzte Phase der sozialistischen Entwicklung -richtig wieder• 
gE'gehen hat. Ob diese Ansicht aber selbst richtig sei, richtig 
im· Sinne einer Prognose künftiger naturnotwendiger Entwicklung 
oder im Sinne der Durchführbarkeit und Zweckmäßigkeit eines 
politischen Postulates, dict1e Frage ist damit nicht . beantwortet. 
Da die Theorie des Bolschewismus die von ihr gleichsam neu 
entdeckte MARX-ENGT!:LSscbe Lehre vom Absterben des Staates. 
weiter· auszutühren untl näher zu beg·ründcn versucht,. hat sie 
selbst sehr erwünschtes Material zur Beantwortung dieser Frage
geliefert. 

Um' die in ihrer ganzen theoretischen Tragweite erkannte 
Lehre vom schließlichen Absterben des Staates weiter zu ent
wickeln,. muß LENIN an eine nur sehr beiläufige Re<lewendung 
ENGELS' anknüpfen, nämlich an die schon oben zitierte gelegent
liche Bemerkung in der Vorrede zum „Bürgerkrieg in Frankreich", 
daß das sicgreieb~ Proletariat den ihm als ein Übel der alten 
kapitalistischen Gesellschnft vererbten Staat nach 'J'unlichkeit in 
seinen schlimmsten Seiten beschneiden werde., ,, bis ein in neuen, 
freien Gesellschaftszuständen aufgewachsenes Geschlecht imstande 
sein wir1, den ganzen Staatsplunder von sieb abzutun". LENIN er
kennt ganz richtig - wie bereits in anderem Zusammenhange her
vorgehoben wurde-, daß mit dem ,,·neuen Geschlecht" ein psycho-
1 o g i sehe r Faktor in .die soziale Rechnung eingeführt wird. 
Und er bezeichne( - in der Annahme, ENGELS zu interpretieren, 
in Wahrheit aber die ENGELSSche Lehre fortführend - ,,das. 
Element der Gewöhnung·", den Ums_tand, daß die Menschen sich 
#\·ewöbnen werden, ,,die elementaren Regeln des geseJlschaftlichen 
Zusammenlebens ohne Vergewaltigung und obn~ Cnterordming
inneznbalten" a2) als die entscheidende Bedingung für die Ver
wirklichung der staatsfreien kommunistischen Gesellschaft. Viel 
mehr als die nackte Behauptung, daß sich diese „Gewohnheit'" 
ausbilden werde, liegt freilich bei LENIN nicht vor. Er ftlhrt 

122) A. a. 0. S. i5,'76. 
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41us, der Staat werde aus dem „einfachen•· Grunde absterben, 
„weil die von der kapitalistischen Sklaverei, den unzähligen 
Schrecken, Tollheiten, UnsinnigkeÜen, Gemeinheiten der kapita
listischen Ausbeutung befreiten Menschen sich allmählich g e
w ö h n en werden, die elementarsten, seit Jahrhunderten bekannten 
und SP;it Jahrtausenden in allen Überlieferungen wiederholten 
Regeln für das gesellschaftliche Zusammenleben innezuhalten, 
sie ohne Gewalt, ohne Zwang, ohne Unterordnung, ohne eine 11 

besonderen Zwangsapparat, Staat genannt, :m beachten. 
Der Ausdruck ,der Staat stirbt ab' ist sehr trrffend gewählt, 
denn er verweist sowohl au.f das Allmähliche wie auf dns Elementare 
des Prozesses. Nur die Gewöhnung kann und wird zweifellos 
eine solche Wirkung ausüben, denn wir können rings um uns 
millionenmal beobachten, wie leicht sich Menschen an die Inne
baltung der Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens ge
wöhnen, wo es keine Ausbeutung gibt, wo sie nichts empört, 
nichts zu Protesten und Aufständen anreizt und die Anwendung 
von Gewalt nötig macht" u 8). 

§ 13. Die neuen, ,,freien" Gesellschaftszustände 
während des Übergangs vom kapitalhtisch~n Staat 

zur staatsfreien kommunistischen Gesellschaft. 

Die wichtigste Voraussetzung für das Entstehen der den staats
losen Zustand ennöglichenden „Gewöhnung" der Menschen ist 
ihr Heranwachsen in „neuen, freien Gesellschaftszuständen", 
die offenbar in jenem Übergangszustand verwirkli<:ht werden 
müssen, den die auf den kapitalistischen Klassenstaat unmittelbar 
folgende Diktatur des Proletariates, der Arbeiterstaat darstellt. 
Dieser Übergangszustand ist aber auch nach der bolschewistischen 
Theorie eine Zwangsordnung, die zwar ihrem Inhalte nach neu, 
aber ihrer Form nach keineswegs frei ist. Schon der Umstand, 
daß gerade der Bolschewismus stärker als die sozialdemokratische 
Parteidoktrin die Gewalt als · Mittel für die Eroberungen der 
politischen Macht betont, und zwar deshalb, "'eil es sich in Ruß-

123) A. a. 0. S. 83. In der deutschen -Obersetzung heißt es zum Schlnsae 
offenbar irrig: unnlltig macht. 
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land nicht darum handelt, einer überwiegenden Majorität die 
Herrschaft über eine verschwindende Minorität, sondern umgekehrt: 
einer kleinen Minderheit des industriellen Proletariats und der 
besitzlosen Feldarbeiter die Herrschaft über eine starke Mehrheit 
zu verschatfen, muß während der Diktatur des Proletariats daß 
Zwangsmoment besonders in den Vordergrund treten lassen. 
Es wäre gewiß nicht angebracht, die zum großen Teile über
triebenen und ans Partei- und Klasseninteresse el'logeuen N acli
richten der bürgerlichen Tagespresse über die Vorgänge unter 
dem bolschewistischen Regime in Rußland als Beweis darür an
zuführen, daß die Diktatur des Proletariats faktiseh alles eher 
als „freie Gcselh,chaftszustände" mit sich bringe. Es genügt 
vollkommen, sich auf uie Darstellung zu stützen, dte LENIN und 
insbesondere ßUCHARlN in seiner Schrift „Das_ Programm der 
Komm11nisten (Bolschewiki)" M) von dem proletarischen Über~ 
gaugsstaat gibt. Schon LENIN - der über den Zwangscharakt.er 
der proleta.riseb.en Diktatur keinen Zweifel läßt, wenn er a11eh 
immer mit Nac.hdruck hervorhebt, daß es sieb da.hei nur um 
einen Übergangszustand handelt -· erklärt: ,,Alle Bürger ver
wandeln sich hier (in der ersten Phase der kommunistischen 
Gesellschaft) in entlohnte Angestellte des Staates, den die be
waffneten Arbeiter bilden". ,,Die ganze Gesellschaft wird eine 
Fabrik mit gleicher Arbeit und gleichem Lobue. Aber diese 
li'a.brikdiszipliu, die das siegreiche Proletariat naeh dem Sturze 
der Kapitalisten, nach Beseitigung d-er Ausbeuter über die gesamte 
Gesellschaft ausdehn-ea will, ist nichts weniger als unser ldea.i, 
unser Endziel. Sie ist nur ~ne kleine, zur radikalen Beseitigung 
desi Schmutzes und der IJemeinbeit der kapitalistischen Au~@eu
tung und für deu weiteren F o·rts eh ritt ootweodige Shtfäm)." 
LENIN tJiuscht sioo. durchaus nicht über die Notwendigkeit strengster 
Disziplin in -diesem Großbetrieb, zu dem P.ieb lii.e Geselli<e.ba.ft zu 
or.g,a.nisierel'I hat: ,.In allen solche~ Unternehmungen (Großbe
trieben) erfordert •die Teohnik unbedingt die strengste Disziplin, 
die größte Gewissenhaftigkeit bei AusführHg der dem einzelnen 
übertrageaeu Arbeiten, da sonst die Stillegung ~e.s ga1nz-en Be-

124) Verlag der Zeitschrift .Die sogiale Revolution", Wien, 1!:118. 
125) A. a. 0. S. 95. 
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triebes, eine Schädigung des Mechanismus, eine Sehädiguüg der 
Produktionsartikel zu befür1,hten ist 116)". ,,Bis zum 11~intritt der 
höheren Phase des Kommunismus. fordern die Sozialisten die 
strengste Kontrolle durch die Gesells1.1haft und durch den 
Staat 197) iiber das l\laß von Arbeit und Konsumtion. Die~e 
Kontrolle soll jedoch mit der Expropriation der Kapitalisten dureh 
die Arbeiter beginnen und nicht von Btaatsbe:unte11 ausgeführt 
'Werden, sondern vom Staate der bewaffneten Arbeiter" u 11). Die „Be
watfnuug" des Proletariates ist nach LENIN ein Wesensmerkmal des 
Staates, der den Übergang zur staatslolilen Ge&ellsehnft hHden soll; 
l,ENlN sagt, der kapitalistische Staat sei d11rch „ein~ l':>taatsm11.schine 
~u ersetzen, die von den bewaffneten Arbeitermassen gebildet wird 
und auf.eine BeteHigung des gesamten Volkes au d0r Miliz 
hinausläuft" 129). Das bedeutet aber die A11frichtong eine1:, ganz 
ungew:,hnlichen militä.rische11 Zwangsapparat.es, desisen Größe 
und Wirkungsmöglichkeit weit iiber die des bü·rgerlfohen Staate, 
binau.ireicht. Gäbe es nicht viel zu erzwingen. gälte es nicht, 
gegen sehr viele einen Zwang. zn richten, wäre ein solches Aaf
gebot von Bewaffneten kaum nötig. Noch viel deutlicher :ils bei 
LElHN tritt der Zwangscharakter des Arb.eiterstaates in der pro
grammati1cben Schrift BucaABINS hervor. Hier wird das Mor,n.ent 
der Gewalt immer wieder .mit Nachdruck unterstrichen. Hierfür 
einiga Proben: ,. Wie soll man die kommu.nistische Gesellschafts
ordnuug gründen? Wie soll man dazu gelangen l Du.rauf ant
wortet die Partei der Komma nisten: Durch die Diktatur des 
Pr 0.l et a r i a t es , Diktaiur - d,.1s beJeutct die eiserne Macht, 
die ihre Feinde nicht verschont, Diktatur der Arbeiterklasse, da,; 
bedelltet die Staatsm.aR.ht der Arbeiterklasse, die die Boargeoisie 
und die Grundbesitzer erwiirgt" 130). ,,Was folgt hiera.tu1? Hieraus 
folgt, daß die Arbeit.erkla.sse v o 1· der iommunistischeu und u a eh 
der kapitalistischen Ordnung im ·Zeitraume· zwischen Kapitaiis.mas 
uad Kommunismus, sogar 11:i,l}h der sozialistisd1e11 Rtwolution in 
~inigen Läadern einen sehr heftigen Kampf mit ihren ijugorea 
und inneren Feinden be$tehen mu.ß. In einem sülchen Kampfe 
bedarf es iiner festen, großen, wohlerb~uten Organis~ti.ou, der 

1~6) A. a. 0. S. 103. 127) von LE?lllN selbqt gesperrt! 128) A. a. 0. 
S. 91. 129) :\. a. ü. S. 9J. 130) A. a. (). S. 14:. 
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alle Mittel des Kampfes zur Verfügung stehen. Eine solche 
Organisation der Arbeiterklasse ist der proletarische Staat, 
die Macht der Arbeiter. Wie jeder andere Staat ist der prole
tarische Staat eine Organisation der h_errsehenden Klasse (und 
die herrschende Klasse ist hier die Arbeiterklasse) und eine Or
ganisation der Gewalt, aber einer Gewalt gegen die Bour
geoisie, ein Mittel, sich gegen die Bourgeoisie zu wehren 
und sie völlig zu schlagen" 181

). ,,Aus der Natur der Über
gangszeit e1·wäcbst die Notwendigkeit eines .Arbeiterstaates. 
Sogar wenn di~ Bourgeoisie in der ganzen Welt bezwungen ist, 
wird sie, die an Müßiggang gewöhnt iet, gegen die Arbeiter
murren, sieb der Arbeit entziehen und auf jede Weise dem 
Proletariate schaden. Man muß sie zwingen, dem Volke zu 
dienen. Das können nur Macht und Zwang tun" 182). Es macht 
zwar den Eindruck, als ob sieb die Gewalt nur gegen die Bour
geoisie und die besitzenden Bauern richte, daß der Zwang von einer
überwiegenden Mehrheit gegen eine verschwindende Mindrrheit 
geübt würde ; BuCHARIN stellt das Verl1ältnis der Klassen Elelbst 
mit den Worten dar: ,,ein kleines Häuflein Leute - Bankiers, 
Gutsbesitzer und :E'abrikanten" - ,,ein Häuflein Parasiten auf der 
einen Seite, ,,Millionen fleißiger Arbeiter auf der anderen Seite", 
und er rechtfertigt die Gewalt geradezu damit, daß sie nur gegen 
eine Minorität geübt werde 158

). Allein ganz abgesehen davon, 
daß ein solches Kräfteverhältnis nicht die ungeheure Verstärkung 
eines Machtapparates begreiflich machen würde, der - als b\irger
licher Staat - mit weit weniger Mitteln das umgekehrte V er
hältnis: Herrschaft einer verschwindenden Minorität über eine 
gewaltige Majorität - aufrecht hielt, ganz abgesehen auch von 
der notorischen Tatsache, daß speziell in Rußland das Prole
tariat keineswegs die Mehrlieit der Bevölkerung bildet - was 
ja sehr wichtige Konsequenzen für die politische Theorie und 
Praxis des Bolschewismus hatte; ganz abgesehen von all dem, 
geht aus der BucHARINscben Darstellung klar hervor, , daß die 
staatliche Exekution sich keineswegs nur gegen die Bourgeoisie, 
sondern auch gegen Angehörige des Proletariates richten kann 
und muß. . Das ist ja im Grunde schon der Fall bei den ehe-

131) A. a. O. S. 16. 132) A. a. 0~ 8. 17. 133) A. a. 0. S. 15. 
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n1 aligen Bourgeois, denen „nach Bezwingung der Bourgeoü,i ein 
der ganzen Welt" - was immerhin 1rnch geraume Zeit dauern 
wird - das Privateigentum an den Produktionsmitteln entzogen 
ist und die daher aus Kapitalisten zu Proletariern geworden 
sinl (Daß diese ehemaligen Kapitalisten an Müßiggang gewöhnt 
11eien, ist wohl eine gelinde Übertreibung, da ja die Unternehmer
tätigkeit, wie immer man sie ethisch einschätzen mag, gewiß nur 
in einem proletarischen :Märchen vom „faulen Kapitalisten" und 
,,fleißigen Proletarier" als bloßes Nichtstun bc;i:eichnet werden 
darf.) Aber auch die ursprünglichen Proletarier können mit der 
Zwangsgewalt in Konflikt kommen. BccHARIN schildert in sehr 
anschaulicher Weise die gigantische, durchaus zentralistii.<'hf' Or
ganisation der Produktion im proletarischen Staate: Nationali
sierung, d, h. Verstaatlichung der Banken 184), der ludustrien rn 6), 

Kommunisierung der Landwirtschaft 13 6), dazu „ Verwaltung der 
Armee, der Gerichte, der Schnlen und anderer Angelegenheiten" m) 
durch den Arbeiterstaat, eine ungeheure Ausdehnung der staat
lichen Kompetenz! Dazu fordert BucHARIN die „Einführung der 
Arbeitspflicht", allerdings zunächst nur „für die reichen Klassen'' 138

), 

doch betont er sofort, ,,daß dies nur der Übergang zur a 11 ge
meinen Arheitspflicht sein soll" m). Er meint zwar, daß 
„die Arbeiter selbst durch · ihre eigenen Organisationen auf 
Grundlage der Selbstverwaltung der Arbeit die Arbeitspflicht ein
führen und durchführen sallen; allein das ändert nichts an dem 
Charakter der Pflicht, deren Härte schon durch die Erkennt
nis der Notwendigkeit erhellt, eine große Arbeitsarmee zu organi
sieren, ,,wü Arbeitsdisziplin waltet und jedermann sich seiner
schweren Pflichten bewußt ist" 140). Man müsse sich in der alJer
ersten Zeit auf genaue Registration der Arbeitshände mit Angaben 
der Profeflsion und Spezialität und Einführung eines obligato
rischen Dienstes beschränken. ,,Die Sektion der Registration 
der .Arbeitskräfte siebt die Berufsregistenerzeichnisse durch, findet 
dort cntsprecthende Personen, und sie sind als Registrierte ver
p fl i c b tet, zu fahren, wohin die oben erwähnten SektionPn si~ 
schicken'' 141). BucH.ARrn sagt zwar nicht, was im allgemeinen 

134) A. a, 0. S. 27 ff. 135) A. &. O. S. 30 ff. 136) A. a. 0. S. 34 lf_ 
137) A. a. 0. S. 39. 138) A. a. 0. S. 39. 139) A. a. 0. S. 40. 140) A. a. 0. 
S. 40,141. 141) A. a. 0. S. 4J. 
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mit jenen zu geschehen habe, die sich der „obligatorischen gesell• 
11ehaftlfohea Arbeit'' ~ntzieheo, die den Anordnungen der hierzu Be
fügten ~icbt Folge leisttin. Aber er sagt es in besonderen Fällen. 
So gesteht er, es gäb~ ;,bei uns }eitler auch viele nicht klassenbe
wußte Arme", die die Verpfiegungsorganisation verletzten und „da
-durch auch den allgemeinen Plan stören" 142

). Er sagt, dnß 
~,Nachlässigkeit un(j Prellerei bei der Arbeit nun ain Verbrechen 
,gegen die Arbeiterklasse selbst'' sei w). ,,Di.e Arbeiterorgani-
11atlonen, in tirster Linie die Gewerkschaften, bestimmen s.elQ.st 
die Norm der Produktion, d. h. die M.enge des Produkts, (}je 
jedel' im Laufe de!! Arbeitstages produzieren muß. Wer ijicl;it 
diese Menge produziert (hier ist natürlich nicht Krankheit und 
unnormale Schwäche in &tracllt gezogen), der s a t, o t i er t, der 
sprengt das Werk der Einricht11,ng der neuen, _ freien s.~~· 
listischen Ordnung in die Luft, <Uir bint'j.ert die 4-rbeiterklasse, 
den Weg zum völlige~ Kommunismus iu gehen" 144

). Die Ztfög
lichkeit einer Störung der Orduung ist also zugegeben. Wefoheti 
ist aber; die Reaktion? E!!! ist- iibcraus bezeichnend, daU v@11 
«ieser wicl)..tig.en F'rage nur bei eine~ verhältnism)ißig nAbeo

sächlicben Ad:ilasse gesprocbe13 wird: bei der V .ersta.atUchnng dea 
auswärtigen Handels.· Kein l'riv~ter bat das Recht, mit aus
ländischen Kap;italisten Handelsgeschäfte abzuscbließep.. ,,W.enn 
Je.mand dabei ertappt wird, Jiarrt seiner Strafe oder Kerker" 140

). 

)fan muß wohl annehmen, daß Strafe auch die Rechtsfolge für 
Übi>rtretun;g anderer staatlicher Normen, für die als „Verbrechen'·' 
~ualifizierten V e;rletz~ngen anderer, wichtiger.er, die EJistenz des 
tiozialistischen A.rbeiterstaatcs, weil die gan;ie Produkti.onsordnung 
garantieren.der Pflicht® ist, für Pflichtverletzungen, die von je,d~r
.m.aon, ohne Unterschied der ,Zugebörig){.~lt zu best.im!llten Klassen, 
begangen werdes k-0nn®, zl,llll.~l da.ni!J, wenn die Klassenunter
~chiede versobwuud~n sh1d. 

Es ist wa,brh~ftig keil,1 Einwan.-d, .der h,i.e,r gegen die sozj~
listische Ord.mmg des Arooiterstaates gemacht ~ird, wen,n auf 
Grnnd aH dieser Moment~ heha;uptet wird, d:Jß sie jeden Ehr.eu.;. 
1itel, nur nicht den einer „freie.n" verdie})~, und dl,lß man der 
:Sozialistischen Idee gewiß nicht nützt, wenn über diese Tatsache 

-142) A. a. 0. S. 43. 143) A. a. O. S. 46. 144} A. a. 0. S.-47. H5) A. a. 0 . 
.s. 56. 
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mit zweideutigen Phrasen hinweggetäuscht wird. Es ist auch 
unerfin<llich, wie dieser gewaltige Zwangsapparat, den gerade (fü~ 

. bolschewistische Theorfo für notwcn<lig hiilt, irne neuen und 
freien Gesel!schatl<,znstände in sdnmn Rchoße hetgen soll, die 
1.u der von Lt<:NJN behauptetm1 Oewülrnung an dP-n t,(taatslosen 
Zustand führen. 'l'atslichJich hat ja auch LJ.:NtN Rcl1Iießiich selbst 
nic.b,t die Freiheit, sondern den Zwang als Mittel bezeichnet, 
der die psychologische Voraussetzung für die anarchische Gesell
scbafl des Kommunisruus -- die Gewöhnung - herheifiihren wird. 
Er sagt: Wenn die Bettiiligung an der staatlichen Verwaltung 
eine allgemeine sein wird - - weil es eben alle g e I e rn t. haben 
-, dann wird die Umgehung der „vom ganzen Volk getätigten 
Registrierung und Kontrolle" -- dnrin beRteht nach L:ENIK die 
Verwaltung-des Zllkuuftsstaates --- ,,so ungehruerschwierig werden. 
eint so seltene. Ausnahme bilden, wird eine so l'asche und 
ernste Bestrafung zur Folge hnhen (denn die bewaffneten 
Arbeiter sind l\'Iensehen des prnktisC'lien Lehens und nicht senti
mentale Intellektuelle; sie lassen nieht mit· sich spotten), dall llie 
Innehaltung der einfachen Grundregeln fiir jedes menschliche 
Zusammenleben sehr bald in folge der No t wen d i g k e i t znr 
Ge wohn h e i t werden wird" '46). Infolge der „Notwendigkeit'', 
infolge der „raschen und ernsten Bestrafung", nber nicht infolge· 
der „neuen, freien Gesellschaftszm~tände·' ! Gera<le in diesem 
Zusammenhange besorgt L1;Nrs eine Vcr!efaung der staatlidieu 
Ordnung nur seitens der Kapitalisten, 1frhtigc1· der ehemaligen 
Kapitalisten, die als „Nichtstuer, Junker, Betrliger und andere
Schützer der Traditionen des KapitaliFnnns" charakterisiert werden. 
Es hat fast den Anschein, als •1b nm· die1,1t• Memwhcn tlnrch 
Bestrafung, die ArLeiter und besitzlosen Bauern aber <lnrch die 
,,neuen, freien Gesells~haftszu1-tände'' in eiue stn:it8!ose ffosell
~chaft eingewöhnt werden sollen. D')cb kanr. dies wohl nur 
ein tlnrch die agitatorische parstellung hnbeigcführter Sr h c in 
sein, denn ernst l i r h wird ein an der materialistischen Geschichts
auffassung geschulter Denker, wie LENIN, nicht i>ine Anse.lrnuung 
vertreten, die aus den i:.ikenomischen Kla.;Ren des Prole
tariats und der Bonrgeoisie I'.' i t t I fr h e K ll ff' g- o ri ,, n. aus rlep 

14til A. a. n ~ w,. 
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Besitzlosen eine Gemeinschaft von Heiligen, aus den Privateigen
tümern der Produktionsmittel ein Rudel Bösewichter macht. 

Seine 'l'hcorie der Gewöhnung sucht LENIN dadurch plausibel 
zu machen, daß er immer wieder hevorhebt, es handle sich bei 
<lcr Ordnung der kommunistischen Gesellschaft ja llllr um die 
„einfachen" elementaren, ,,seit Jahrhunderten bekannten und seit 
Jahrtausenden in allen Überlieferungen wiederholten Regeln für 
das gesellschaftliche · Zusammenleben" 147), an deren Beobach
tung die Menschen gewöhnt werden müssen. Nun, als „einfach" 
kann man gerade die kommunistische Wirtschaftsordnung nicht 
bezeiclmen. Soweit sie überhaupt schon bekannt, d. h. ausge
dacht ist, muß sie im Gegenteil als außerordentlich kompliziert 
bezeichnet werden. Dafür liefert den besten Beweis die nur 
skizzenhafte Schilderung; die BucHARIN in seinem „Programm 
der Kommunisten" von der Zukunftsgesellschaft gibt; ein un
geheurer, womöglich das ganze Wirtschaftsgebiet der Erde und 
die ganze menschli1.,-he Gesellschaft umfassender, streng zentralistisch 
geleiteter Produktionsorganismus. Bei den „elementaren'.' Regeln 
LENINS möchte man beinahe an den „ordre naturel", an d.ie 
natürliche, angeborene, aus dem Zustand der Freiheit und dem 
Wesen der Dinge sieb von selbst ergebende Gesellschaftsordnung 
des individualistischen Naturrechtes denken! Was aber die be
kannten: bisher überliefert c n Regeln menschlichen Zusammen
lebens betrifft, so haben sie neben der Achtung des fremden 
Lebens zu ihrem Hauptinhalt: die Achtung des Privateigel)
tums. Die jahrhundertelange Herrschaft des Kapitalismus bat 
diese Vorstellungen - nicht zuletzt durch das Mittel der staat
lichen Zwangsordnung - so sehr in die Seelen der Menschen 
eingebrannt, so sehr zu allgemeinen Denk~ und Willensgewohn• 
heiten gemacht, daß. es - wie die Erfahrungen der jüngsten 
sozialen Revolution gelehrt haben - sehwere Müh~ machen wird, 
gerade den Arbeitern und besonders de:µ Bauern die tiefwurzelnde 
kapitalistische Anschauungsweise, die trotz aller sozialistischen 
Schulung immer wieder durcbltrecbende individualistische Schätzung 
des Privateigentums abzugewnhnen. Hat nicht die rusijiscb.e Revo
lution gezeigt, daß der Eigentumstrieb den Arbeiter wie den 

V-7) A. a. 0. S. 88. 
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Bauer mit unwiderstehlicher Gewalt dazu drängt, die Produktions
mittel - den einen die Fabrik, den andern das Land - an 
sich zu reißen, und steht nicht die sozialistische Aufklärungs
arbeit immer wieder vor der heute noch ungelösten Aufgabe, das 
Proletariat aus den geistigen Fesseln des Kapitalismus zu be
freien, ihm die Überzeugung beizubringen, daß die Fabrik nicht 
dem dort zufällig beschäftigten Arbeiter, das L:uid nfrht dem 
Bauer, sondern beides der organisierten Gesamtheit gehört? Es 
wäre gewiß kurzsichtig, anzunehmen - und nur ein Wunsch, 
ein Glaube an den Segen des Kommunismus ist der Vater dieses 
Gedankens -- , daß der Eigentumstrieb k ü n s t l ich durch die 
kapitalistische Wirtschaftsordnung im Menschen erzeugt wurde. 
Sicherlich handelt es sich hier um einen elementaren Instinkt 
des .Menschen, nicht um eine E'olge, sondern umgekehrt um eine 
Voraussetzung, eine seelische Grundlage der kapitalistischen Wirt
schaftsordnung. Das kann keine Rechtfertigung des Privateigen
tums oder gar der kapitalistischen Wirtschaftsordnung sein. Alle 
Kultur schreitet nur .im Kampf, in der Verdrängung oder Ein
schränkung menschlicher Instinkte vorwärts. Aber diese Erkennt
nis macht den Schluß unvermeidlich, daß nur eine Zwangs
ordnung einen gesellschaftlichen Zustand ermöglicht, in dem für 
einen Urtrieb des Menschen - wenn auch vielleicht zu seinem Heile 
_;sowenig Raum ist. Nur der Staat ist stark genug, das Eigen
tum an allen Produktionsmitteln an sich zu ziehen, das Eigen
tum aller anderen auszuschließen; und diese Personifikation 
ist nur der bildhafte Ausdruck dafür, daß, wenn keinem Eipzel
menschen die ausschließliche Verfügung über die Produk
tionsmittel zustehen soll, mächtige Dämme. gegen den unverwüs~ 
liehen Drang der menschlichen Natur, gegen den Willen zur Macht 
auf wirtschaftlichem Gebiete errichtet werden müssen. 

Gewiß wird eine die kommunistische Produktion garantierende 
Zwangsordnung nach geraumer Zeit ganz ebenso kommunistische 
Denk- und Willensgewohnheiten erzeugen, wie der Staat des 
Kapitalismus den Respekt vor dem Privateigentum in Fleisch 
und 'Blut· hat übergeben lassen. Aber wie die kapitalistische 
Wirtschaft dennoch niemals des Staates entbehren kann, weil 
ihre Ordnung immer durch einzelne, wenn auch m11· ausnahms
weise, die gewohnheitlichen Hemmungen durchbrechende Affekte 
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gefährdet ist., so wird auch die kommunistische Wirtschafts
ordnung einen schützenden Zwangsapparat nicht überflüssig 
machen, weil sie die zahlreicheu, heute noch gar nicht überseh
baren Antriebe nicht wird ausl!lcbalten können, die die· Me11sehen 
immer wieder zu einer Störung der soziilen Ordnung veranlnssen, 
gegen die diese Ordnung - will sie sieb seihst erhalten · -
dadurch Hemmungen r-ichafft, daß sie sich als eine Zwangsordnung 
konstituiert. 

1''reilicl1, LENIN schildere die kommunistische Wirtschaftsord
nung als eine solche, bei der es keine Ausbeutung gibt, wo 
daher die Menschen nichts empört, niclits zu Protesten und Auf
ständen anreizt. Knrm man wirklich des.sen so sicher ;;ein? 
Besteht nicht die Miiglichkeit, besteht nicht die größte W al1r
scheinlichkeit1 daß die kommunistische Wirtschaftsordnung als 
Menschenwerk, bei allen Vorzügen gegeniiber· der heutigen, doch 
auch mit nnvei·meidlichen Schwächen und vielleicht drückenden 
Mängeln verbunden 8ein wird? Selbst wenn sie - was ja auch 
keineswegs 80 siebet· ist und erst die Erfahrung lehren wird. 
eine Erfahrung, auf die eben wegen der in ihr ruhenden 
Möglichkeit einer Verbesserung der unerträglichen Zustände des 
Kapitalismus nicht veuicbtet werden soll --, selbst wenn die
kommunistische Produktion die erhoffte unbegrenzte Steigerung
des materiellen Reichtums zur Folge haben wird, ist es nicht 
denkbar, daß der Erfolg nur auf Kosten anderer Lebensgüter 
erzielt werden. kann, zumal wenn man den innigen Zusammen
hang berücksichtigt, in dem die wirtschaftlichen mit nllen 
anderen sozialen Funktionen stehen, ein Zusammenhang, den 
gerade die kommunistische Gesellschaftsordnung noch Yiel in
niger gestalten muß? Sollte die Entwicklung zu höh.eren, bessereu 
Formen der Gesellschaft im allgemeinen un.d der Wirtschaft im 
beson<leren mit dem Kommunismus endgültig abgeschlossen sein? 
Und warum sollte sieb· diese Entwicklung an-der~ als bisher, 
nnders als in Gegensätzen der Meinungen und Wollnngen, 
Hegensätzen der Parteien und Gruppen vollziehen - mögen 
dlese Gruppen auch nicht mehr Klassen .beißen, auch nicht mehr 
Klassen sein. Gibt el! wirklich keinen anderen Widerstand gegen 
eine Gesellschaftsordnung als einen klassenm:ißigen im engen 
t-inn<> der heutig:·n h i„tnriseh bedingtt>n Zu~t:inde? 
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Zwar gibt LENIN zu, daß im Zustande des Kommunismus 
der Staat nur insoferne überflüssig sein wird, als keine Klasse 
systematisch zu bekämpfen ist und fügt hinzu: ,,Wir sind keine 
Utopisten und leugnen durcl1aus nicht die Möglichkeit und Un
vem1eidlichkeit von Ausschreitungen einzelner Personen, sowie 
die Notwendigkeit gegen solche Ausschreitungen vorzugehen" 148). 

Aber ist es nicht unverstäudlich, wenn LENIN behauptet, daß es 
hiei.n keiner „besonderen Maschine" bediirfe; es werde dies „das, 
,bewaffnete Volk so einfach und so leicht bewerkstelligen, wie 
dies ein beliebiger Haufe zivilisierter Menschen selbst in der 
heutigen Gesellschaft gegenüber Leuten besorgt, die sich herum
schlagen oder einer Frnu Gewalt antun wollen" 149). Sollte die 
Bewaffnung des Volkes auch in der höheren Phase defl Kommu
nismus aufrecht bleiben? llloß um gelegentlichen Ausschreitungen 
zu begegnen? Und sollte ernstlich an Stelle geordneter Rechts-
1,flege durch Gerichte_ und Verwaltungsbehörden schließlich und 
endlich ein beliebiger Haufen zivilisierter Menschen treten? Be
clarf solch' eine Behauptung beson:derer Widerlegung? Etwas 
an~eres ist es, wenn LENIN geltend macht, daß „die soziale 
Grundursache der Ausschreitungen, die eine Verletzung der Regeln 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens bedeuten, die Ausbeutung 
der Massen, die Not und Ai·mut bilden" und daß mit Beseitigung 
dieser Hauptursache die Ausschreitungen „aussterben" müssen. 
Dagegen ist vorzubringen, daß die wirtschaftliche Ausbeutung 
wohl eine IJauptursache, aber keineswegs die einzige Ursache 
der Ordnungsstörung ist, und daß auch in der kapitalistischen 
Gesellschaft · - eben wegen der Gewohnheit bildenden Kraft 
jeder Zwangsordnung - der Staat sich normalerweise nur gegen 
Ausschreitung einzelner richtet, die systematische Bekämpfung eines 
„bestimmten Teiles der Bevölkerung" - um mit LENIN zu sprechen 
- nur im Augenblick~ der Revolution, d. i. des bewaffneten Wider
standes dieses Teiles, in die Erscheinung tritt. Ist der Zukunftsstaat 
oder die Zukunf'tsgeseHschaft vor Revolutio.nen sicher 150)? Dann 
---·--

14 8) A,~a. O.S. 8!. 149) A. a. O. S. 85. 150) Allerdings meint MARX, 

in der klassenlosen Gesellschaft n werden die gesellschaftlicben Evolutionen 
aufhören politische Revolutionen zu sein" (Elend der Pbilosophie, 2. Aufl. 1892, 
S. 164). Allein es ist nicht einzuseJJ.en, warum diese „Evolut.ionen" auf keinen 
Widerstand stoßen können, der eventuell nur mit Gewalt zu überwinden ist; 
und warum solche .Evolutionen" nicht mehr .Revolutionen" heißen sollen. 

ArebiY f. Geoebichte d. Sozlali1mu1 VIII, hr•ll• v. Grünberg. 6 
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aber hat LENIN im ersten Teile seiner chcn zitierten Augführnngen 
,lic fly:-1temalisc.he Bekiimpfung einer K 1 a 8 s e in einen Gegem,atz 
;.?:<'Sfollt . m dem Vori;el1en gegen Ausschreitungen ein z c In er 
l'erirnncn und bat diese letztere Mög-liclikeit gerade für den 
Zustand zug·egehen, wo es - weil es k1:ine Klassen gehen -
auch keines Apparates zu ihrer systematischen Bekämpfung be
dürfen wird. Diese Ausschreitungen können also ihren Grund 
uicl1t · iu dem Kla~scngege11sat1.e haben und können daher auch 
mit dem WeJfalle des Klassengegensatzes nicht „absterben". Da 
es ;;ich ja um Zukunftsentwicklungen handelt, die nicht mehr 
vom festen Standpunkte der Erfahmng aus beurteilt weplen 
können, ist einer Auffassung, die die künftigen Sförnngsmöglich
keiten einnr noch gar nicht üherschharen Gesellschaft:,onlnung 
nur nach den heutigen Verlüiltnissen bemißt, z1r minclest l\Iaugel 
an Phantasie vorzuwerfen. Bei der Schilderung der höheren Phase 
des Kommunismus verfällt LENIN ebenso wie BucHARIN iu einen 
unkritischen Dogmatismus, der sich von einem utopischen Opti
mi'smus auch dann nicht unterscheidet, wenu er v~rsichert, die 
„ Voraussehun~" des goldenen Zeitalters habe „ nicht die heutige 
Arbeitsleistung und nicht den heutigen Spießer zur Voraus
setzung" •1 ~ 1). 

§ 14. Die Umwandlung der „politischen~ Funktionen 
des t;taates in verwaltnngstechnis.che; ,,Registrierung 

und Kontrolle". 

Die ENOELssche Lehre mm „Absterben" des Staates wird 
von LENIN noch in einer anderen Richtung fortgeführt. Nehen 
der „Gewöhnung" bezeichnet er als eine Bedingung für die Be
seitigung des Staates „die Umwandlung der Funktionen des Staats
dienstes in so einfache Funktionen wie Kontrolle und Regi
strierung", ,,·die von der ungeheuren Mehrheit der Bevölkerung 
a.uilgeübt werden ki>nnen und späterhin von der gesamten Be
vi.ilkerung werden getätigt werden können" 1511). Man Rollte meinen, 
daß der zentralistisch organisierte, womöglich die . ganze Welt 
und Menschheit umfassende, weil nur so' die rationalste Arbeits
teilung gar;mtierende Verwaltungsapparat der kommunistischen 

161) A. a. 0. 8. 91. 162) A. a.. 0. S. 71. 
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Genossenschaft dem heutigen Staatsapparate gegenüber eher eine 
K~mplizierung als eine Vereinfachung erfahren mnß, und daß -
,eben im Zuge der zum Zwecke der Produktions!'"lteigernng uo
-vermeidlichen, stetig fortschreitenden Arheit,iteilnng -- auch die 
Bedienung des zentralen V crwaltungi-apparates immer mehr 
-qualifizierte Arbeitskräfte erfordern wird, die je nach dem Zweige 
der Verwaltung eine spezifische Vor- nnd Ausbildung erhalten 
haben. Das Beispiel eines kapitalistischen Großbetriebes muß 
hier maßgebend sein. Seltsamerweise läuft der LENINRche Ge
dankengang auf das gerade Gegenteil hinaus! Die Leitung und 
Verwaltung des Staates - wenn von einer solchen im Sinne 
LENINS noch die Rede sein kann - wird angeblich vereinfächt 
und von der gesamten Bevölkernng ausgehen. In dieser Verein
fachung der staatlichen J.i,unktionen, in ihrer Reduktion auf Kon
trolle und Registrierung, in dem Verschwinden eines arbeitsteilig 
funktionierenden Beamtentums erblickt LENIN die Eliminierung 
des spezifischen Vorgesetztenverhiilt11isses und damit des 
politischen Charakters des Gemeinwesens. Es ist. nicht 
leicht, sich dabei · etwas Konkretes vorzustellen. Die bezüglichen 
Ausführungen LENINS sind überaus unklar. So sagt er, er sei 
keineswegs ein Utopist und träume durchaus nicht davon, daß 
man plötzlich „ohne jede Verwaltung, ohne jede Unterordnung 
.auskommen könnte". Das sei Anarchismus und dem Marxismus 
wesensfremd. ,, Wir wollen die sozialistische Revolution mit den 
'heutigen Menschen durehti,i.bren, die ohne Unterordnung, ohne 
Kontrolle, ohne ,Aufseher u,nd Buchhalter' nicht auskommen 
können". Unterzuordnen habe man sich aber „dem bewaff
neten Vortrupp aller Ausgebeuteten und Werktätigen - dem 
Proletariate". Doch müsse „mit der Beseitigung des ·spezifischen 
Vorgesetztentums der Staatsbeamten sofort begonnen werden" ir.s). 

Aber das Vorgesetztentum des Proletariates und - da dies ale 
solches doch nicht alles selbst besorgen kann - seiner Organe 
bleibt doch bestehen? Denn es bleibt doch zunächst ein Staat, 
eine Zwangsordnung, ein Über:=,, und Unterordnungs-, d. h. ein 
rechtlicbes Befehls- und Gehorsamsverbältnis? Nein. ,, An · deren 
(Staatsbeamten) Stelle müssen die einfachen Funktionen von Auf
sehern und Buchhaltern treten, zu denen bei detn heutigen Ent-

Hl3) A. a. 0. S. 44:, 45. 



84 HANS KEf,8EN. 

wicklungsniveau die Städter schon jetzt befähigt sind, und die
sie durchaus zu dem ,Arbeiterlohne' auszuüben vermögen". Im 
nächsten Satze werden freilich die Staatsbeamten und eine Staats~ 
gewalt mit eiserner Disziplin wieder eingeführt. "Wir, die Arbeiter 
selbst, organisieren den Großbetrieb, indem wir das, was der 
Kapitalismus bereits geschl,lJl'en hat, ausbauen, gestützt auf die 
eigene Erfahrung der Arbeiter." ~ W ober diese eigene El'fahrung
der Arbeiter bei der Leitung eines Großbetriebes oder gar de& 
Staates kommen soll, ist allerdings rätselhaft; konsequent wäre 
nur die Behauptung, daß die Arbeiter diese Leitung, obg·leicb 
sie sie bisher nicht geführt haben, darum übernehmen können, 
weil dazu keine Erfahrung nötig ist. .Diese Behauptung stellt 
LENIN in einem anderen Zusammenhange allerdings auch auf. -
„ Wir verwirklichen eine, durch die Staatsgewalt der bewaffneten 
Arbeiter unterstützte, strenge, eiserne Disziplin und machen die 
Staatsbeamten" _:. die doch eben beseitigt :wurden - ,,zu ein• 
fa:chen Vollstreckern unserer Aufträge, zu verantwortlichen, ab
setzbaren, bescheiden bezahlten ,Aufsehern und Buchhaltern' 
(natiirlich mitsamt den Technikern jeder Art, jedes Ranges und 
Grades)" 154); als ob die Staatsbeamten nicht auch in der kapita
listischen Demokratie, wenigstens de jure, die einfachen V-011-
strecker des im Parlamente geäußerten Willens wären, als ob sie 
nicht auch dort verantwortlich, absetzbar - wenn auch nicht 
nach Willkür - und als oh nicht zum allergrößten Teil die Be
amten nur sehr bescheiden bezahlt wären. Gewiß, de facto wird 
die Biirokratie zu einer selbständigen, mit der Volksvertretung
k.onkurrierenden, diese nicht seltell verdrängenden Macht. Sicher
lich ist alle Bürokratie: ihrem innersten Wesen nach autokratisch 
und darum der gefährlichste Gegner der Demokratie. Allein das 
gilt nicht bloB für die Bürokratie der kapitalistischen Demo
kratie, sondern ganz ebenso für diejenige des proletarischen At
beiters.tae.tes. Oder sollten desien Beamte keinerlei Imperium, d. h. 
keinerlei Vollmacht haben, zur Wahrung der ihnen anvertrauten 
Interessen, zur Realisierung der in ihre Kompetenz fallenden 
N,~rmen verbindliche Befehle an andere Menschen -zu erteilen'.> 
Wi'rd es in d'ieser Übergangszeit keine Richter geben, die einen 
Mörder ternrteilen, Gefängnisbeamte, die ibm eventuell gewaft-

tö4) A. a. 0. 8. 45. 
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:Sam die Freiheit entziehen, Sanitätsbeamte, die unter Umständen 
mit Zwangsanwendung eine Wohnung desinfizieren und deren 
Anordnungen man sich bei Strafe zu fügen hat? LENIN meint, 
das von ihm charakterisierte Beginnen müsse schließlich zu einer 
Ordnung führen, "bei der die sich immer einfacher gestaltenden 
~,unktioneu der Aufsicht und Abrechnung abwechselnd von allen 
.ausgeübt, später zur Gewohnheit werden und allmählich als Son
derfunktion einer besonderen Schicht VOil Menschen in Fortfall 
kommen" 100

), Diese "besondere Schicht VOil Menschen", diese 
,,Staatsbeamten" bestehen heute aus: Ril'-htcrn, Lebensmittel
kon~missiiren, Gemeindeärzten, Veteriniirbeamten, Staatsbahnbe
.amten, Beamten der sozialen Fürsorge, Straßenbauingenieuren 
usw. usw. Es gibt kaum einen menschlichen Beruf, der bei 
-Jer außerordentlichen Ausdehnung der Kompetenz des modernen 
.8taates und bei der nocl1 viel gewaltigeren Ausdehnung der 
Kompetenz des proletarischen Staate11 nicht als Staatsfünktion 
in Betracht käme. Die Funktionäre sind Staatsbeamte und sind 
um so bessere Staatsbeamte, je besser sie geschult, je speziali
sierter ihre Ausbildung ist. Im Zukunftsstaate werden alle diese 
Funktionen abwechselnd von allen besorgt werden. Dieser Staat 
muß allerdings absterben. 

]j:s ist ja möglich, daß LENIN das nicht gemeint hat, was aus 
.seinen - vielleicht schlecht ins Deutsche übersetzten - Worten 
herausgelesen werden muß. Allein es ist unmöglich zu erraten, 
was er eigentlich meint. So, wenn er den Ueclanken ausspricht, 
das nächste Ziel der Kommunisten sei, ,,die ganze Volkswirtschaft 
nach dem Vorbilde der Post zn organisieren" m), Wie sollte 
das zum Absterben jedweden Beamtentums führen? 1st das nicht 
,gerade eine beispiellose Verbeamtung des Wirtschaftslebens? 
Vielleicht ist für LENIN das Beispiel der Postverwaltung deshalb 
so anziehend, weil diese kein - oder <loch nur ausnahmsweise 
und dann nur ein bescheidenes - Im per i u rn nach außen, gegen
über der Partei hat. Allein gerade dieses Verhältnis nach außen 
kommt nicht in Betracht, wenn eben die ganze Volkswirtschaft 
:zu einer Postanstalt wird, wenn - nach LENIN, der für da~ 
Absterben des Beamtentums ist - alle 'l3ürger zu Staatsbeamten 
werden. Dann kommt elien nur mehr das innere Verhältnis in 

15j) A. a. 0. S. 4n. 166) A. a. 0. S. 45/46. 
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Betracht, in dem die Organe der· Postverwaltung zueinander 
11teben; und das ist gerade das von LENIN so verpönte „spezi
fische Vorgesetztentum", das straffe Gehorsamsverhältnis einer 
Hierarchie, wie es eben erfabrung~gemäß zur Erreichung eines 
Verwaltungszweckes notwendig ist, zu dem eine große Zahl von 
Menschen nach einem einheitlichen Plane zusammenarbeiten müssen. 

Auf die Frage, wie es eigentlich miiglich werden soll, daß 
,, wirklich alle an der Leitung des Staates teilnehmen" 1/l 1) -

worunter offenbar nicht bloß die Wahl zu einer Volksvertretung"' 
sondern die unmittelbare Exekutive verstanden wird - kommt 

· LENIN noch einmal z~rück, und auch diese Ausführungen sind 
dunkel. Schon der Kapitalismus habe gewisse Vorbedingungen 
geschaffen: allgemeine Schulbild~ng, Unterweisung und Diszipli
nierung von Millionen Arbeitern durch den großen „komplizierten"(!) 
vergesellschafteten Apparat der Post, der Eisenbahnen und Groß
betriebe etc. ,,Bei solchen wirtschaftlichen Vorbedingungen ist 
es durchaus möglich, sofort von beute auf morgen dazu überzu
gehen, nach Beseitigung der Kapitalisten und Beamten sie auf 
dem Ge,biete der Produktions- und Verteilungskontrolle, der Ar
beits- .und Produktionsregistrierung durch bewa~nete Arbeiter, 
durch das gesamte bewaffnete Vo]k zu ersetzen." Da LENIN. 

immer wieder die vuhältnismäßig untergecrdneten Funktionen der 
Kontrolle und Registrierung betont, muß doch gefragt werden, was 
es denn eigentlich mit dem J<:ntwerfen des Produktionsplanes, der 
Organji;ation der Arbeitskräfte, Maschinen und Rohstoffe, mit der 
Erteilung der zur Durchtührnng diese!:! Planes notweudigen .Auf
träge oder Befehle sei, zweifellos doch wichtigeren Funktionen 
als kontrollieren und registrieren? Darauf i;eheint LENIN Ant
wort zu gebe::i, wenn er - in Parenthese - von dem wissen
schaftlich vorgebildeten Personal, Ingenieuren und Agronomen u.a..m~ 
bemerkt: ,,Diese Herrschaften arbeiten heute und fügen sich den 
Kapitalisten; sie werden morgen noch besser arbeiten und sich 
den bewaffneten Arbeitem fügen". Abgesehen davon, daß sich. 
diese Voraussage nicht ganz erfüllt hat - sind das aber nicht 
in der vcrsta~tlichten Wirtschaft der Proletarierdiktatur Beamte„ 
deren Funktionen die bewa:F.neten Arbeiter nicht· abwechselnd 
übernehmen können? 

157) A. a. 0. S. 94. 
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LENIN fährt fort: ,,Registrierung und Kontrolle sind das 
Wichtigste, was notwendig ist, um die erste Phase der kommu• 
nistischen Gesellschaft in ·F'unktiou zu bringen". Als das „ Wich
tigste" könnte man Registrierung und Kontrolle selbst dann nicht 
bezei~bnen, wenn die Diktatur des l'roletal'iates sieh darauf be
sthränktc, die ganze alte Wirtschafts- und GeseUscbaftsordnung 
des kapitalistischen StaateR p'l'imdpicll aufrecht zu erhalten und 
nur durch Vertreter desProletnriates -·denn die große Masse 
muH doch in den Betrieben bleiben - zur Verhinderung der 
Verschleppung von Werten zu registrieren, zur Abnahme des 
Kapitalgewinnes und der Grundrente zu kontrollieren. Jeder Ein
griff, jede Strukturiinderung der Wirtschaft macht natürlich einen 
neuen Verwa!tungsapparat notwendig, der nicht ohne Imperium, 
nicht ohne Fachmänner und Arbeitsteilung, nicht ohne zahlreiche 
Verwaltungsakte geführt werden kann, die weit iiber ·ein bloßes 
Registrieren und Kontrollieren hinausgehen. Geradezu eine Um
stürzung der Wirtschaftsorganisation beabsichtigt aber LENIN, 

wenn er „alle Uürger in entlohnte Angestellte des Staates", eines 
„Staatssyndikates" verwandrln will 168}. Und nun legt er Wert 
darauf, neuerlich zu betonen, daß „diese Registrierung und Aus
übung dieser Kontrolle auf <las äußerste vereinfacht" sei. Der 
Kapitalismus habe sie „in außerordentlich einfache, jedem d~s 
Lesens und Schreibens Kundigen zugängliche Operationen der 
Beaufsichtigung und Notiernng verwandelt, für deren Ausübung 
die Kenntnis der vier Rechnungsarten und rlie Ausstellung ent
sprechender Quittungen genügt". Auch in seiner Schrift üher 
„die nächsten Aufgaben der Sowjet-Macht" wird LIININ nicht 
müde, die Wichtigkeit und Notwendigkeit der Reehnnngslegung 
und Kontrolle zu betonen. Sie sind_ der „Schwerpunkt im Kampfe 
gegen die Bourgeoisie" 169), die „Kernfrage für die sozialistische 
Revolution" 160

) usw. Man kann sich nicht des Eindru(;kes er
wehren, daß unter dieser „Rechnungslegung und Kontrolle" -
11peziell in der letztzitierten Schrift - eigentlich die gesamte 
Oberaufsicht des Staates über· den Produktionsprozeß und darüber 
hinaus die ganze Leitung ·dieser und aller anderen Staatsfunktionen 
verstanden wird. Dabei darf man nicht vergessen, . daß es sich 
nach LENIN um jene Funk~ionen handelt, in die der „ganze Staats-
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dienst", die Tätigkeit des ganzen Beamtentums überführt werden 
soll! LENIN sagt schon iu seiner Schrift „Staat und Revolution" 
wörtlich: ,, Wenn der Staat am wichtigsten Teile seiner Funktion 
iuf eine solche Registrierung und Kontrolle durch die Arbeiter 
selbst hinausläuft, hö.rt er auf ein ,politischer' Staat zu sein.· Die 
gesellschaftlichen Funktionen verwandeln sich liann aus politischen 
in gewöhnliche verwaltungstechnische Funktionen" 161

). 

Man dürfte nicht fehlgehen, wenn man hinter diesen rätsel
haften Funktionen des Registrierens und Kontrollierens, sofern 
sie ursprünglich an Stelle der o b r i g k e i t li c h e n Beamtentätig
keit treten und den Staat zu einem „unpolitischen" Gemeinwesen 
machen sollten, den Saint-Simon-Engelssehen Gedanken vermutet, 
daß an Stelle der Herrschaft über Personen die Verwaltung von 
Sachen treten werde. Dieser Zusammenhang tritt besonders bei 
BucHARIN deutlich hervor. Daß es in der kommunistischen Ge
sellschaftsordnung „ keine Vorgesetzten und Untergebenen" gibt, 
das sagt BuCHAIUN in unmittelbarster Verbindung mit der fast 
wörtlichen Wiedergal)e des schon früher zitierten ENGELSsehen 
Ausspruches. ,,Deshalb gibt es keine solchen Organisationen 
wie den Staat: denn es gibt ja keine. herrschende Klasse, die 
einer besonderen Organisation bedürfte, um ihre Klassengegner 
im Zaume zu halten. Es gibt keine Verwaltung der Menschen 
und keine Macht von Mensch über Mensch ; es gibt nur eine 
Verwaltung der Dinge, der Maschinen, eine Macht der menseh
licben Gesellschaft iiber die Natur" 16i). li'reilich tritt bei BucHARIN 
auch der Widersprach zwischen diesem angeblich anarchischen 
Zustande und seiner stramm zentralistischen, Welt und Mensch
heit umfassenden Wirt1-1ehaftsorganisation besonders deutlich her
vor. ijucHARl'N schildert die ökonomische Produktion folgender
maßen: Man a.rbeitef gemeinsam nach einem einheitlichen Arbeits
plan, in dem genau bestimmt ist, wieviel Stiefel, Beinkleider, 
Weizen etc. im La11fo des Jahres produziert werden „müssen", 
welche Anzahl von Genossen auf den Feldern oder in den 
Fabriken arbeiten „müssen"; die Arbeitsbän<le werden in ent
sprechender Weise verteilt. BucHARrN' stellt die kommunistische 
Gesellschaftsordnung mit ihrem einheitlichen, auf-den Grofbetriet, 
eingestellten, radikal zentralistischen Arbeitsplan der an a r c b i-
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,stischen 0rduung entgegen, die "die ganze Produktion in kleine 
Arbeitsgenossenschaften - Kommunen - verteilen" will, wobei 
er Dicht unterläßt, hervorzuheben, daß die Bildung dieser Kom
mbnen auf „freiwilliger Vereinbarung" bemht m), während Lei 
der Weltorgani-sation des Knmmunismus mit seiner die Mensch
heit umspannenden Arbeitsgenossenschaft von F'reiwilligkeit be
greiflichenveise keine Rede ist, wenn freilich auch das Gegen
teil nirgends ausdrücklich gesagt wird, nämlich, daß es sich da
bei um eine Zwangsordnung handeln muß, weil eine solche Riesen
organisation auf Grundlage freiwilliger Vereinbarung nicht zu
stande kommen kann. 

Dieser innere Widerspruch zwischen Anarchie und Organi
sation, Freiheit und Gleichheit, zwischen poli tiscb er und öko
nomischer Theorie, in den der Marxismus um so sicherer ge
raten muß, je konsequenter seine Prinzipien nach beiden Rich
·tungen fortgefüht·t werden, ein Widerspruch, den erst die 'fheorie 
des Bolschewismus ins volle Licht gerüekt, weil erst sie die 
- von MARX und ENGEr,s selbst vernachliissigte - politische 
Theorie ausgebaut hat, findet letztlich seine Begründung, wenn 
auch keineswegs seine Auflösung in der Eigenart einer vielleicht 
überspannten Dialektik, die den Zustand der vollkommenen 
kommunistischen Gesellschaft als rlas Ergebnis einer Entwicklung 
- der Tatsachen sowohl wie der Begl"iffe - zu erkennen sucht, 
die eine höhere Synthese der in ihr zur Entfaltnng kommenden 
Gegensätze bedeutet. Daß die komm1mistische Gesellschaft vor 
allem kein Staat nnd dabei doch eine Organisation sein soll, die 
erfahrungsgemäß nur als· eine Zwangsordnung, d. h. 'aber als 
Staat möglich ist, aus diesem Widerspruch fiihrt jedoch nicht 
die Dialektik, sondern ...- und gerade das zeigt die Weiter
entwicklung der 'l'hcorie durch LENIN und seine Anhänger -
ein kühner Sprung in die Utopie des Glaubens an eine radikale 
Änderung der Menschennatur. 

In dieser widerspruchsvollen V11rbindung des politischen Ideales 
der Staatslosigkeit mit d~r ökonomischen Forderung straffster 
Organisation liegt letztlich der ganze Unterschied zum Anarchis~ 
mus. Denn darin, daß die Anarchisten den Staat - von beute 
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auf morgen - beseitigen wollen, kann um so weniger ein Gegen
satz zur MARX~ENGELsschen Lehre· vom .Absterben des Staates 
zugegeben -werden, als ja die Theorie des Anarchismus es mit 
diesem „von heute auf morgw" nicht allzu wörtlich nimmt; 
zumal jene des „rcvolutioniiren" Anarchismus, d-er sich - ganz. 
ebenso wie der Marxismus - der Gewalt, also eines politischen 
Mittels, zur Erreiclrnng seines Zieles bedient, das politisch mit_ 
dem des Soziäli8mus prinzipidl übereinstimmt. Auch der revo
lutionäre Anarchi~mus kann und will rricht auf jenen Übergangs• 
zustand verzichten, in dem die kapitalistische Wirtschaftsordnung 
und ihr ·staat durch eine mehr oder weniger organisierte Gewalt
bP.rrschaft vernichtet wird. Ob dieser Zustand nur eine kurze 
Zeit oder ob er eine ganze Generation oder noch länger auf
recht erhalten werclen muß, um die freie kommunistische Gt•i;ell
lilchafl zu ermöglichen, ist im Grunde nur eine taktische Frage. 
deren Beantwortung auch für den Anarchismus lediglich von 
den tatsächlichen Umständen abhängt. ,Daß der Staat in der 
anarchistischen Theorie dul'cb bewußte .energisrbe Aktion be
seitigt wird, in der MAux-ENGELsschen Darst~llung aber - schein
bar - von selb8t ,,,,bstirbt", ,,einschläft", autcmatisch verschwin
det, das ist in W alirheit keine sachlid1e Differenz, sondern redu
ziert sich auf eiue hier aus Gründen der Wis~nschaftlichkeit 
bevorzugte, mehr evolutionistische Terminologie des ltistorischen 
Materialismus. Auch narb MARX und ENGELS kann - sofern 
ihre politische Theorie befragt wird - die Beseitigung des Staates 
und die Aufrichtung der freien kommünistischen Gesellschaft nur 
durch . p I an mäßige Tat der ·Menschen erfolgen. Es ist sehr 
bezeichnend, daß LENIN den Anarchisten vorwirft, sie seien sich 
,, völlig unklar" darüber, ,, was das Proletariat an Stelle der ver
nichteten Staatsmaschinerie des Kapitali11mus setzen" und wie es 
die revolutionäre Macht „gebrauchen solle" 164). Allein die An
archisten wissen das sehr wohl oder glauben es doch zu wissen, 
ond es ist ganz dasselbe, was MARX und ENGELS wollen: näm
lich die freie kommunistische Gesellschaft; nur. daß· eben ·die 
revolutionären Anarchisten - eben weil sie ihr schließlicbes Ziel 
im Auge haben - die „Diktatur" nicht als einen Dauerzustand 
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gelten lassen möchte{! und wohl auch nicht für notwendig 
halten; ob mit Recht, ist eine andere Frage. Und fast möchte 
es scheinen, daß die revolutionäre Gewalt, die notwendig ist, 
m;n den Staat des Kapitalismus zu „zerbrechen", vrnnn sio 
nicht sehr rasch ihr Werk vollendet und abdankt, nad1 eben 
jenen Gesetzen der „Gewöhnung", auf die sieb LE~HN beruft, 
nach der ganzen uns zur Verfügung stehenden sozial-psycho
logischen Erfahrung kaum zu veranlassen sein wird, sich · 
zu verflüchtigen. Hokhen Bedenken wird sich nicht ver
schließen, wer durch den Schleier der Hypostasierung, dnrch 
,liu; Bild von der „Staatsmaschinerie" hindurch die Menschen 
sieht, die Macht begehren und die einmal erlangte Führerrolle 
festhalten wollen, und wer auch die vielen nicht iibersiebt, 
die geführt, vergewaltigt zu werden wiinsehen. - Aber ab
gesehen davon ist es sowohl nach der 'rheorie des revo
lutionären Anarchismus wie nach der politischen Theorie 
des ebenso revolutionären Sozialismus die menschliche 'l' a t, die 
zu dem - für beide gleichen - Ziele führen soll.; wermgkicb 
der eine sich die Realisierung dieses Zieles als unmittelti:ue. 
der andere nur als mittelbare Wirkung seiner revolutionären Tat 
vorstellt. Nur vom Standpunkte der ökonomi1:iche11 Theorie 
des Sozialismus ergibt sich eine prinzipielle Differenz zum Au
arcbismus, weil dieser konsequent genug ist, sein politisches 
Prinzip der Freiheit auch auf dem Oebiete des Wirtschaftslebens. 
aufrecht zu erhalten. 

Der AnarcbiSJDUS freilich, d.er - etwa nach den Lehren 
ToLSTOIS - mit jedem Zwang, mit jeder Herrschaft von Me~8ch 
über Mensch auch den gewaltsamen Umsturz als Mittel für 
seinen Zweck ablehnt, und der allein den Namen eines 
Anarchismus verdient, weil er mit dem sittlichen auch den 
logischen Widerspruch vermeidet, Gewalt durch Gewalt zu ver
neinen, dieser Anarchismus untArschcidet sich wesentlich 
auch von der politisrhen Theorie des revolutionären Sozialismus, 
freilich nicht weniger; als von jener des revolutionären An
archismus. Wenn der letztere - worauf LENIN als auf eine 
wesentliche Differenz zum Marxismus hinweist - die V 01 berei
tnng des Proletariates zur Revolution durch die Ausnutzung des 
Gegenwartstaate1,1, d .. b. den Kampf um die politischen Rechte> 
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nm Vertretung im Parlament, kurz nm die demokratische Staats• 
form als einen Schritt zum endgültigen Ziele ablehnt · und sich 
nur auf den Terror einer entschlossenen Minderheit beschränkt, so 
tnag das immerhin ein Unterschied zur Taktik der sozialdemo
kratischen Partei sein. Allein gerade der L1rn1Nsche Bolschewis
mus ist nicht imstande, diesen Unterschied aufrecht zu erhalten. 
Denn in der politischen Form, die der Neokommunismus in 
Rußland der Diktatur des Proletariates gegeben hat, gerät er in 
einen unverhüllbaren Widerspruch zu jenem Kampf um die Demo
kratie, der den Anarchismus von der Sozialdemokratie scheidet. 

V. Kapitel. 

Demokratie und Räteverfassung. 

§ 15. Das Proletariat als Majorität der Bevölkerung 
Vorausse'tzung für die demokratische Verfassung des 

Arbeiterstaates. 

Wenn die Sozialdemokratie ihre politische Aktion 'im kapita
listischen Staate .auf die Erlangung einer möglichst starken Ver
tretung im Parlamente konzentriert, wenn sie zunächst die Demo
kratie. und dann ihre möglichste Erweiterung anstrebt, um das 
Proletariat gleichsam in die Hülle des kapitalistischen Staates 
hineinschlüpfen zu lassen, dann hat dies nur einen Sinn, wenn 
<las Proletariat - als herrschende Klasse - die Staatsform der 
Demokratie beibehalten kann und will. Und dies ist nur unter 
<ler Voraussetzung möglich, daß seine Partei über eine sichere 
Mehrheit der politisch überhaupt Berechtigungsfähigen verfügt. 
Natürlich ist damit nichts über die Methode des Kampfes ge
sagt, den das Proletariat um die Demokratie oder ihre Erweite
rung im kapitalistischen Staate führen muß. Auch gewaltsamer 
Umsturz ist keineswegs ausgeschlossen, wenn auf friedlichem 
Wege die Reform nicht durchzusetzen ist, die der Majorität des 
Yolkes die gebührende Geltung verschafft. Nur lehrt eben die 
Erfahrung, daß wohl die Demokratie überhaupt, ihre erstmalige 
Einführung, nicht aber ihre Erweiterung und Ausgestaltung 
revolutionärer Mittel bedarf. 

Die prinzipielle Voraussetzung, unter der allein die Demo
kratie als Staatsform für das die Herrschaft anstrebende oder 
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behauptende Proletariat in Betracht kommt, war zweifellos in 
Rußland nicht gegeben, als es der Partei, richtiger: einer Partei 
des Proletariates gelang, die Macht im Staate an sich zu reißen, 
Das Proletariat - und speziell das industrielle - bildete gegen
über der Gesamtbeviilkerung nur eine verschwincltönde Minorifät;. 
und auch diese Minorität war in mehrere, einander befehdende 
Parteien gespalten, die freilich alle die Interessen des Proletariates 
zu vertreten beanspruchten. Wenn es zu einer dauernden Herr
hscaft deR Proletariates oder einer proletarischen Partei und nicht 
bloß zu einer Koalition der deJDokratischen Bürger- und Bauern
partei niit der Arbeiterpartei, also nur zu einem schwachen 
Se bei n einer proletarischen Regierung kommen sollte, dann war 
die Demokratie indiskutabel. Dann war nur eine Staatsform mög
lich, die die Herrschaft einer Minorität garantiert. Diese Kon
sequenz hat der Bolschewismus aus den ihm unverrückbar ge
gebenen Tatsachen mit eiserner J<~nergie gezogen. Diese Kon
sequenz bat ihn, der in einem entscheidenden Punkte gegenüber 
der Parteidoktrin der deutschen Sozialdemokratie die Restitution 
der marxistischen Theorie bedeutet, zu dies~r in einen offenbaren 
Widerspruch gebracht. Und dieser Widerspruch ist um so bedeut
samer,. als er sich auf die zunächstliegende und daher praktisch, 
realpolitisch allein in Betracht kommende Phase der sozialistischen 
Entwicklung bezieht. Ob MARX und ENGELS, wenn sie die Dik
tatur d.es Proletariates als eine Dem ok rat i e der proletarischen 
Partei vorstellten und die Eroberung der politischen Macht erst für 
den Augenblick vorsahen, wo das in seinem Klassenbewußtsein 
geeinte und organisierte Proletariat die überwiegende M a
j o r i t ä t darstellt, auch das politisch Richtige getroffen haben. 
bleibt dahingestellt. Sicher ist, daß, wer die Eroberung der Macht 
durch das Proletariat von dieser Voraussetzung unabhängig macht, 
nicht nur in einer taktischen, sop.dern in einer prinzipiellen Frage 
zur MARX-ENGELSsehen Theorie in Widerspruch gerät. Das zeigen 
deutlich die Ausführungen RADEits, der zum Unterschied von an
deren bolschewistischen Theoretikern ausdrücklich feststellt: ,,in 
Rußland bildet das Proletariat ganz gewiß eine Minderheit der 
Bevölkerung" 16b), dennoch aber die Ergreifung der Herrschaft 

165) Die Entwicklung des Sozialismns von der Wissenschaft zur Tat. 
Herausgegeben von der kommunistischen Partei Deutschöste.rreicbe, Wien, S.18. 



·tlurch das Proletariat ztt rechtfertigen sucht. Er bezeichnet es 
als eine „ verballhornte Auffassung" der marxistischen These, der 
Sieg des Sozialismus sei von der }:ntwicklung der Produktions
kräfte abhlingig, wenn man meine, ,,die sozialisÜsche Revolution 
sei nur dann m<>glich, wenn d(•r Kapitalismus die ganze Wirt
schaftsweise einer Nation erfaßt hat, wenn er sie sozusagen 
restlos in einen kleinen Haufen von Kapitalisten und in die er
drückende proletarische Mehrheit gespalten hat". Diese - wohl 
-echt marxistische - Anschauung von der organischen Entwicklung 
ist nach RAnEK eine „m e c h an i s c h e Auffassung des Übergangs 
Yorn Kapitalismus zum Sozialismus"; sie mache aus dem Marxis
m uz „ein mechanisches Rechenexempel" 166

). Was bringt aber 
RADEK zur Begründung seiner mit dem bekannten l\Lrnxschen 
Worte: eine Nation könne „Entwicklungsphasen weder über
springen noch wegdekretieren", offtmbar in Widerspruch stehen
den Behauptung vor, ,,daß die sozialistische Revolntion keineswegs 
dort anfangen werde, wo. der Kapitaliflmus am höchsten entwickelt 
-sei"? 167) ,,Der Übergaug vom Kapitalismus zum Sozialii:mus be
ginnt dann, wenn die kapitalistische Gesellschaft solche Leiden 
über das Volk gebracht h.at, daß es mit dem ruhigen Trott des 
Lebens bricht und sich gegen die Herrschaft des Kapitalismus 
.aufbäumt, wenn die Massen die von der kapitalistischen Wirt
schaft geschaffenen Verhältnisse nicht länger ertragen können" 10

"). 

Die Tatsachenfrage bleibe hier völlig ausgeschaltet: Ob der kapi
talistische Druck nicht vor der russischen Revolution in Rußland 
wie in den anderen Staaten zu Zeiten, in denen keine Revolution 
zustande kam, viel ärger war, und ob gerade unter den von 
RADEK angegebenen Bedingungen eine Revolution mit Aussicht 
auf Erfolg möglich ist. Hier sei nur festgestellt, daß an Stelle 
einer öko n o m i s c b e n Revolutionstheorie - die in Wahrheit 
eine Evolutionstheorie ist - eine psychologische tritt. Nicht 
die Produkiionsverhältnisse, nicht die Konzentration de& Kapitales, 
-die gewaltige Entwicklung des Großbetriebes, sondern die „Leiden 
des Volkes" sind die Demiurgen der kommunistischen Gesell
schaft. Allerdings läßt RADEK diese Anschauung gleich wieder 
fallen und erklärt - in der üblichen marxistischen Tefminologie: 

t66) A. a. 0. S. 17. 167) &l e.. 0. S. 20. 168) A. a. 0. S. 15. 
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.,,Ist in einem Lande die kapitalishsehc Entwieklung so weit vor 
sich gegaiig;m1, daß die wichtig-E!ten Zweige der Industrie, des 
Kredits und Verkehrs sich in den Händen kapitalistis<:ber kom;en-· 
trierter Gruppen bctin<len, daun lvil'd das Prolet;niat cte .... "1trn). 
Also ist dod1 der Giad der ka1• italistisch1:n Entwickluug maß
gehend; dann i!lt aber wahrhaftig nicht zu hcgreifcn, warum die 
sozialistische Revohrtion keinesweg,; dort anfangen werde, wo d,~r 
Kapitalismus am höchr.trn entwickelt ist! 

ER mag RADEK ohne weiteres zugestimmt werden, wenn er 
(lrklii.rt: ,,Nirgends, in' keinem Lande, wird die Revolution als 'l'at 
der Mehrheit der ßevölkcrung beginnen . . . Man könnte sagen, 
jede Revolution wird von der Minderheit angefangen, die Mehr
h c i t schlägt sich auf ihre Seite erst in ihrem Prozeß 
und beschließt so ihren Sieg" 11

~). Allein di~se revolutionier
bare „Mehrheit" muß vorhanden sein und kann in einer sozialisti
schen Klassenrevolution eben nur von dem Proletariat gebildet 
werden. Das war die Ausehannug von MAnx und ENGELS. Ob sie 
die „richtige" ist, kommt hier nicht in Frage. ,Jedenfalls scheint 
gerade RAr>EK die Möglichkeit eines Irrtums bei den Begründern 
der ·,, Wissenschaft" des Sozialii;mns ( den er zur „ Tat" weiter
~ntwickeln will) für ausge,;r.hlossen zn h:tlten, wenn er die 
rhetorische Altnnative stellt.: ,,Entweder ist also die MARXisr.be 
Aufstellung von d'er Unumgänglichkeit der proletarischen Diktatur 
als des Weges zum Sozialismus wirklich überholt, oder diese 
Diktatur ist in Rußland ebenr-10 berechtigt, wie in jedem anderen 
Lande". In Ruß1and, wo nach RADEKS Zeugnis „das 1~roletariat 
ganz gewiß eine Minderheit der Bevölkernng" bildet? 

Es ist darum _durchaus im Geiste jenes E v o I u t. i o n i sm us 
gesprochen, der hinter der revolution~iren 'l'erminologic cles histori-

. sehen Materialismus steckt, wenn K:1.uT8KY tlie Frage nach den 
Bedingungen der Eroberung politischer Macht durch das Prole
tariat folgendermaßen stellt und beantwortet: ,,Ist clas Proletariat 
11tark und intelligent genug, diese gesellschaftlicl1e Regelung selbst 
in die Hand zu nehmen?" Das beiß(: ,,Besitzt es die Kraft und 
die Ji,äbigkeit, die Demokratie an5 der Politik in die Ökonomie zu 
übertragen? ... " ,,:Es läßt Eich nicht be8timmt sagen, er (der 

169) A. a. 0. S. 18. 170) A. 11. ll. :~ 1:.l. 
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· Zeitpunkt der Reife) sei schon da, wenn das Proletariat die 
Mehrheit im Volke bildet und dieses in seiner Mehrheit den 
Willen zum Sozialismus bekundet. Dagegen kann man aller
dings mit Bestimmtheit annehmen; ein Volk sei zum Sozialismus 
noch nicht reif, solange die MelHheit der Volksmasse dem Sozialis
mus feindlich ,gegenübersteht, von ihm nichts wissen will" 171

). 

Und des weiteren Ragt KAUTSKY in dem gleichen Sinn: ,, Vor 
allem ist das einzig Rationelle vom Standpunkte des Proletariates, 
als unterster Klasse d~r Bevölkerung, dessen wirksamste Waffe 
seine „Zahl" ist, das sich erst dann befreien kann, wenn es 
auch zur zahlreichsten Klasse der Bevölkerung geworden ist, 
wenn die kapitalistische Gei,ellschaft so weit entwickelt ist, daß 
nicht mehr Bauern und Kleinbürger in den arbeitenden Klassen 
überwiegen" 172

). 

Nicht übersehen werden darf aber, daß gerade die Vor
stellung: das geknechtete, ausgebeutete Proletariat bilde die 
erdrückende Mehrheit des Volkes, nicht nur eine Voraussetzung 
für die Forderung der Demokratie, sondern zugleich auch 
eines der wichtigsten s i tt l_ ich e n Motive für den Willen 
zum Sozialismus überhaupt bildet. Wenn das mit der kapita
listischen Struktur verbundene Elend nur auf eiue Minorität 
beschränkt bliebe, wenn. die dem Kapitalismus nicht abzu
sprechenden Fortsrhritte auf technischem, wisseDJ3chaftlichem, 
künstlerischem Gebiete mit dem verhältnismäßig kleinen Opfer 
an Glück und W ohlhefinden einer Minderheit erkauft wiirde, 
dann wäre ein Kampf gegen diese Wirtschaftsform scbon darum 
nicht ohne weiteres- gerechtfertigt, weil nicht von vornherein 
feststünde, ja, weil es geradezu unwahrscheinlich wäre, daß die 
Krafte, die den Kapitalismus befähigten, die Mehrheit des Volkes 
zu befriedigen, bei gewissen Reformen, bei verbesserter Or
ganisation nicht ausreichen sollten, auch den übrigen Rest in 
die Segnungen der Kultur einzubeziehen. Der Grundgedanke 
des Kommunistischen Manifestes, daß das Proletariat sich nicht 
11elbst befreien könne, · ohne die ganze Gesellschaft zu befreien, 
diese Proklamation einer sittlichen Mission für das Proletariat, 
das keine egoistischen Gruppen oder Parteiinteressen, sondern 

171) Die Diktatur des Proletariates, S. 12. 172) A. a. 0. S. 14. 
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die. Gesamtinteressen des Volksganzen zu verwirklichen berufen 
sei, dieser Gedanke eines ethischen Universalismus wäre vlillig 
sinnlos, wenn das zu befreiende Proletariat eine Minorität und 
der größte Teil des Volkes einer „Befreiung" gar nicht bedürftig 
wäre. Nur wenn das Proletariat die „zaLlreicl1ste Klasse" ist, 
kann ernstlich davon die Rede sein, daß das gesellschaftliche 
Gesamtin!eresse zusammenfällt mit seinem dauernden Klassen
interesse 1m). 

§ 16. Lenins Ktitik der Demokratie. 

Das nur aus der zahlenmäßigen Entwicklung des Proletariats 
iu Rußland begreifliche Mißtrauen gegen die Demokratie nnd 
der Zweifel an ihrer immanenten Entwicklungsmöglichkeit v~r
anlaßt die LENINscbe Theorie des Bolschewismus schon in der 
Frage nach dem Weg zur Macht, von gewissen Anschauungen 
lfA1tx' und ENnEu,' abzuweichen, wenn das Dogma aufgestellt 
wird: ,,die Ersetzung des bürgerlichen Staates durch den prole
tarischen ist ohne gewaltsame Revolution nicht möglich" 174

); 

während doch MARX sowohl wie ENGELS unter gewissen Umständen 
auch ein friedliches Hineinwachsen in den · proletarischen Ar
beiterstaat auf dem Wege einer Ausgestaltung-, einer Erweiterung 
der kapitalistischen Demokratie für möglich gehalten haben. 

Daß MARX und ENGELS die Demokratie für die politische 
l!.,orm angest'hen hahen, in der die Diktatur des Proletariates 1u 

verwirklichen sei, kann nach den im vorhergehenden gebrachten 
Zitaten n,icht zweifelhaft sein. Gewiß mag das Wort "Diktatur" 
nicht sehr glücklich, wenn auch nicht absichtslos gewählt sein; 
allein auch hier steht hinter einer revolutionäreu 1'ermiuologie 
ein evolutionistischer Inhalt. Im- übrigen kam1 die Vereinbar
keit von „Diktatur" im Sinne des· Manx-F:NGl!:Lsscben Sprach
gebrauches mit „ Demokratie" schon im Hinblick auf die ,, Dik
tatur" der Bourgeoisie, von der MARX spricht, nicht in Frage 
gezogen werden. Gerade die Art und Weise, in der die 'l'heorie 
des Bolschewismus die Demokratie wegzuargumentieren bemüht 
ist, zeigt die großen Schwierigkeiten und Verlegenheiten, in die 
sie zum Marxismus gerät. 

173) KAnTSKY, Die Diktatur des Proletariates, S. 15. 
a. a. 0. 21. 

174) LENIN, 

7 
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In seiner Schrift „Staat und Revolution" hält LENIN die 
Forderung nach einer demokratischen Staatsform für die Herr
schaft des Proletariates scheinbar aufrecht, richtiger: er ist be
strebt, die demokratische Terminologie zu wahren. ,,Wir alle 
wissen," meint er, ,,daß die politische Form des ,Staates' in 
einer solchen Zeit (Epoche nach der sozialistischen Revolution) 
die vollkommenste Demokratie ist" 175), Er wirft den anderen 
sozialistischen Parteien „ Verstöße gegen die Demokratie" vor 178), 

bezeichnet den „Ausbau der Demokratie bis ans Ende" als eine 
der Aufgaben der Revolution 171). Allein es ist schon auffallend, 
daß er den klaren und unzweideutigen Ausspruch von ENGELS: 

„Wenn etwas feststeht, so ist es dies, daß unsere Pll,rtei und 
die Arbeiterklasse nur 1.ur Herrschaft kommen können unter der 
Form der demokratischen Republik. Diese ist sogar die 
spezifische Form für die Diktatur des Proletariates, 
wie schon die große französische Revolution gezeigt hat," nur 
dahin interpretiert, ,,daß die demokratische Republik der nächste 
W c g zur Diktatur des Proletariates" sei 178

), nicht aber unzwei
deutig erklärt, daß dies nach ENGELS auch die Form der bereits 
erlangten Herrschaft des Proletariates sei. Vielmehr sucht LENIN 

an dem Begriffe der Demokratie zu deuteln. Er behauptet: 
,, Demokratie ist nicht identisch mit Unterordnung der Minder
heit unter die Mehrheit". Man kann gespannt sein, was Demo
kratie dann eigentlich sei. ,,Demokratie ist der Staat, d. h. eine 
Organisation zur systematischen Vergewaltigung einer Klasse 
durch die andere, eines Teiles der Bevölkerung durch den an
dern, der die Unterordnung der Minderheit unter die )fohrbeit 
anerkennt." Daß Demokratie eine Form des Staates ist, ist 
riebtig, ob darum eine Organisation zur systematischen Ver
gewaltigung etc., zweifelhaft. Warum aber die Unterordnung 
einer Minderheit unter eine Mehrheit nur von der herrschenden 
Gruppe, also der Mehrheit, anerkannt sein soll, ist uIJverständ
lich, noch unverständlicher aber, wenn Lmrm - sich in einen 
Widerspruch ve1·wickelnd - fortf'ährt: ,,Wir verfolgen als End
ziel die Beseitigung des Staates, einer jeden organisierten und 
systematischen Gewalt, jeder Vergewaltigung der Menschen über-

175) A. a. O. S. 17. 176) A. a. 0. S. 67. 177) A. a. O. S. 72. 
178) A. a. 0. S. 64. 
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banpt." Das ist die bekannte Theorie dei; Manismus. L1um, 
fügt aber hinzu: ,,Wir erwarten keine Rolche Gesellsehaftsord~ 
nung, bei der das Prinzip der Unterordnung der Mind1wheit 
onter die Mehrheit nicht geachtet werden sollte." LENIN glanht 
-0:ffenbar, es. sei eine Organisation möglich, in der die Minderheit 
-der Mehrheit sich unterordnen muß, die auer keine Demokratie, 
weil kein Staat, sei. Die Frage, was eine solche Gesellschafts• 
-0rdnung für den Fall vorsieht, daß die Minderheit trotz der 
bezüglichen Vorschrift sich tatsächlich u i c ht unterordnet, wird 
ignoriert; besser: sie beantwortet sich von selbst, denn LENIN 

fährt fort: ,,Aber zum Sozialismus strebend, sind wir überzeui,'1, 
daß er znm Kommunismus hiniiberwachsen muß und im Zu
-sammenhange damit jede Notwendigkeit einer Vergewal• 
tigung der Menschen übediaupt, eine Unterordnung eines 
.Menschen unter den anderen, e.ines 'I'eiles der Bevölkerung unter 
den andern, wfrd verschwinden müssen, denn die Menschen wer
-den sich gewöhnen ... " 179

); das heißt also : Wir erwarten d o c h 
eine solche Gesellschaftsordnung, bei der es keine Unterordnung 
_geben wird, denn wir sehen ja schließlich doch ein, daß auch 
4ie Unterordnung einer Minderheit unter die Mehrheit eine Ver• 
gewaltigung, d. h. ein Staat, d. h. eine Demokratie ist. Und 
Demokratie ist schließlich doch identisch mit Unterordnung der 
Minderheit unter die Mehrheit! 

Das alles ist im Grunde genommen nur ein Versuch, sich 
aus der Klemme zu befreien, in die man durch die Theorie des 
Marxismus geraten ist. An deren Worten zu rütteln ist natürlich 
;ausgeschlossen. Man muß versuchen, wenn es nicht mehr anderll 
_gebt, ihrep Worten eine entsprechende Deutung abzugewinnen. 
Und dieser Versuch wird bei LENIN fortgesetzt. Vor allem wird 
-die kapitalistische Demokratie als Scheindemokratie entlarvt. Sie 
-sei eine „Demokratie der Minderheit", eine Demokratie der ,,be-
sitzenden Klassen, der Reichen". Denn die Arbeiter, die „mo
dernen Sklaven, bleiben angesichts der Bedingungen der kapita
listischen Ausbeutung so von Not und Armut bedrückt, daß sie 
weder an Demokratie noch an Politik zn denken _Zeit haben, so 
daß bei dem gewöhnlichen friedlichen Gang der Ereiinisse die 

179) A. a. 0. S. 75. 
7* 
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'Mehrheit der Bevölkerung von der Teilnahme am öffentlichen 
und -politischen Loben ferngehalten wird" 180

). Angesicht!' der 
intensiven und erfolgreichen politischen Bewegung der Arbeiter
llchaft, dir nmergleichlich mehr Zeit der Politik widmet als das 
r;olitil'lch zum grollen Teil indifferente Biirgertum, ist das aller
dingt1 eine recht kühne Behauptung. Wenn LENIN darauf hin
weist, dats in Drutschland nur ein verhältnisrnfü!ig geringer Teil 
dr.r Lohnarhcitel' politisch und gewerkschaftlich organisiert sei, 
so ist das doch gewiß nicht auf den Druck der Ausbeutung zu
rückzuführen. Wenn man schon nieht das gerade Gegenteil 
behaupten und - im Sinne der materialistischen Gescbichts;. 
auf(assung - mit dem .zunehmenden Kla_sscndruck eine Ver
sfäl'kung des Klttssenhewqßtseins nnd daher der Klassenorgani
sation annehmen will, so tJJÜssen doch die Ursachen der 
politischen Indifferenz ~oßer Teile des Proletariates in gewissen 
menschlichen Qnalitäten gesucht werden, die von der Klassen
bildung unabhängig sind. Die große Masse der Mensc.hen läuft 
eben der jeweils himschend.en Gruppe nach, und diese Tatsache 
wird auch der herrschenden Partei im sozialistischen Arbeiter
staat zugute kommen. Dabei .sollen gewiß nicht die Mittel unter
schätzt werden, die ocr herrschenden Gruppe im Staate zur Be• 
eintlussttng der Stimmung in der großen Masse des Volkes zur 
Verfügung stehen. Das ist aber kein Wesensmerkmal der kapi
talistischen Demokratie, sondern · jeder Herrschaftsform, auch des 
proletarischen Klassenstaates, und das Entscheidende hleiht immer, 
ob wirkliche Allgemeinheit und Gleichheit der politischen Rechte 
rowie Freiheit der politischen Betätigung garantiert und somit 
'auch die Möglichkeit oppositioneller Bewegungen offengelassen 
ist. . LENIN spricht diese Eigenschaft der kapitalistischen Demo
kratie ab. Er behauptet - freilich ohne jeden positiven Nach
weis - daß die kapitalistische Demokratie zahlreiche „Be
o~ltränkungen" aufweise, und zwar in gewissen „Einzelheiten des 
Wahlrechtes", in der Technik der Vertretungskörperschaften und 
in der Praxis der „Versammlungsfreiheit''. Solche Mängel be
stehen zweifellos sehr häufig. Indes sind sie nicht von ent
~beidender Bedeutung und können, wenn einmal der Grund-

180) LENIN, a. a. 0. S. 80 ff. 
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satz der Allgemeinheit und Gleichheit der politischen Berechtigung 
durchgedrungen ist - und dil)S ist in den großen Demok,rntien 
mit noch kapitalistischer Wirtschaftsordnung der Fall - leicht 
behoben werden. Die Behauptung LENINS: ,,Alle diese Be~ 
schränkungen zusammengenommen halten jedoch die Armert von 
der Politik, von der aktiven Beteiligung au der Demokratie fern", 
entspricht jedenfalls nicht den Tatsachen. Aber selbst 'Wenn sie 
den Tatsachen entspräche, selbst wenn es keine maßlose Über~ 
treibung wiire, daß die kapitalistisrhe Demokratie formalrechtlich 
"unvermeidlich beschränkt sein muß, die Armen im gtiheimen 
beiseiteschiebt und daher durch und durch erheuchelt und er
logen sein muß", ist die Konsequenz, die LENIN zieht, un~ 
begründet. Im Sinne der Lehre von MARX und :ENGELS kamt · 
es nur darauf ankommen, die Demokratie - sei es auch mit 
Gewalt - von diesen Beschränkungen zu befreien und sie durch 
Verallgemeinerung der politischen Rechte und Gewährleistung 
voller politischer Freiheit zu einer wirklichen, ee h t e n Demo
tratie auszugestalten, die dann von selbst der ~lajorität dea 
Volkes - dem Proletariat - die Herrschaft sirhe1t. Im Geiste 
dieses Marxismus sagt auch KA1JTSI{Y in seiner ,\hhandlung „Am 
Tage nach der sozialen Revolution" 181

): ,,Nehmen wir also an, 
der schöne Tag sei angebrochen, der dem Proletariat mit einem 
Male alle Gewalt in den Schoß wirft. Was wird ~s dami, 
anfangen? Nicht anfangen wollen auf Grund dieser o<let 
jener Theorie oder Stimmung, sondern anfangen müsse 11, gi!
trieben durch seine Klasseninteressen und den Zwang der öko
nomischen Notwendigkeit 182)? Zunächst ist es selbstverständlir.b, 
daß es nachholen wird, wns die Bourgeoisie versäumt hat. EI! 
wird alle Reste des Feudalismus wegfegen unrl dag demukratisr\11'! 

181) Die soziale Revolution, 2. Aufl., 1!)07, S. 69, 182) Man bcacl)te, 
wie ängstlich alles vermieden wird, was den Schein eines Programmes, 
~ines Z i e I es für das politische Wollen und Handeln hervorrufen könnte, 
KAUTSKY untersucht nur -,- als Soziologe gleichsam -, was naturnotwendig 
geschehen muß, aber sagt beileibe nicht, was geschPben soll! Fnd das netoh 
im Jahr 1907 - kaum ein Dezennium vor der tatsächlichen Eroberung der 
politischen Macht durch das Proletariat im größten Staate Europas. 'Der 'l'on 
der Eingangsworte klingt allerdings ganz so, als ob nicht von unmittelbar 
bevorstehenden politischen Möglichkeiten, sondern von einem Zukunftstraum 
ierner Tage die Rede wäre. 
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Progranun, welches iuch die Bourgeoisie einmal vertreten hat„ 
zur Wahrheit machen. Als_ unterste aller Klassen ist es auch 
die demokratischeste aller· Klassen. -Es wird das a II gemeine
Wahlrecht zu allen Körperschaften einführen, die volle
Preß- und Vereinsfreiheit verleihen .... 11 LENIN aber er
klärt, daß nur die Diktatur des Proletariates, die er hier als die
;,Organisation des Vortrupps ... der Geknechteten", also offen..: 
bar nur einer- .Minorität, bezeichnet, imstande sei, ,,den Wider
stand der kapitalistischen Ausbeuter zu brechen". Und diese
Diktatur des Proletariates „zur Niederdrückung der Ausbeuter
kann nicht einfach nur zu einer Erweiterung der 
Pemok.ratie führen". Zwar meint er, daß es sich doch um 
eine „ungeheuere Aus breit n n g der Demokratie'' handle, die
jetzt - also doch eine Demoki·atie! -· zum erstenmal „eine
Demokratie für die Armen, für das Volk", ,,eine Demokratitt 
fi.ir die überwältigende :Mehrheit des Volkes" sei. Allein: ,,Di~ 
Diktatur des Proletariates trifft eine Reihe von Ausnahmen in 
bezug auf die Freiheit der Ausbeuter, Unterdrücker, Kapitalisten. 
Wir müssen sie unterdrücken, um die Menschheit von der Lohn
sklaverei zu befreien. Ihr Whlerstand mtiß mit Gewalt gebrochen 
werden, und es ist klar, . daß, wo eine Unterdrückung stattfindet, 
wo Vergewaltigung geübt wird, es keine Freiheit, keine Demo
kratie gibt" 185). Also ist die Diktatur des Proletariates doch 
keine Demokratie! Das ist gewiß klar, unklar nur, warum 
es zur „Unterdrückung", zur „ Vergewaltigung" der Kapitalisten 
kommen muß. Wenn die Mehrheit des Volkes - und an der· 
Ant1ahme, daß das Proletariat die Mehrheit bilde, hält LENIN 
formell fest 184

) - in der Volksversammlung oder im Parlament~ 
beschließt, daß das Privateigentum an den Produktionsmitteln 
11ufgehoben sei, und die Verstaatlichung der Produktion durch
geführt wird, gibt es nicht nur keine Kapitalisten mehr, sondern 
es ist aucll ein Widerstand der ehemaligen Kapitalisten gegen 
eine so ungeheuere Übermacht kaum denkbar. Jedenfalls aber 
ist Zwangsanwendung nur im Falle des Widerstandes gegen die 
Gesetze nötig, und dies nicht nur, wenn der Widerstand von 
einem ehemaligen Kapitalisten ausgebt, sondern auch, wenn ein 

183) A. a. 0. S. 82. 184) Vgl. auch a. a. 0. S. 85 u. 88. 
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ursprünglicher Proletarier die Rechtsordnung verletzt. Deren 
Gleich h e it darf gerade jetzt um so ruhiger betont werden, als 
sie nicht nur eine formelle, sondern siurh eine materielle ist; 
von „Ausnahms"maßregeln gegen eine Gruppe, von einer „ Unter
drückung" kann doch nicht die Rede sein, wenn ihre Angehörigen 
nicht schlechter gestellt werden als a 11 e. Ist der Arbeiterstaat 
nicht imstande, die Verstaatlichung der Produktion sofort durch
zuführen, so daß private Unternehmer noch bestehen bleiben 
müssen, dann ist erst recht nicht zu begreifen, weshalb gegen 
diese- Gewalt angewendet werden soll. Am allerwenigsten ist 
aber zu rechtfertigen, daß gegen diese - für die Wirtschaft bis 
zur völligen Verstaatlichung doch notwe.ndigen - Kapitalist~n 
geradezu mit der „Ausschließung aus der Pemokratieu vorge
gangen werden soll, wie LENIN schließlich behauptet, zumal 
wenn er immer wieder versichert, zur Niederhaltung dieser Hand
voll ,,Unterdrücker" sei gar kein besonderer Apparat nötig 185

). -

Es ist nur der harmonische Abschluß dieser seltsamen Gedanken
folge, wenn LENIN erklärt, erst „wenn die Kapitalisten ver
schwunden sein werden, wenn es keine Klassen mehr geben 
wird, . . . erst dann hört der Staat zu bestehen auf, und man 
kann von Freiheit reden". Und er fügt - die Verwirrung voll
endend - hinzu: ,,Erst · dann ist die Demokratie möglich und 
kann eine wirkliche volle Demokratie ohne irgendwelche Aus
nahmen durchgeführt werden". Die Demokratie, die - wie wir 
schon gehört haben - ein Staat, d. h. ,,eine Organisation zur 
systematischen Vergewaltigung einer Klasse durch die andere 
ist", und von der LENIN - allerdings viel früher - behauptet, 
daß sie „auch ein Staat ist und daß somit auch die Demokratie 
verscl1winden wird, sobald der Staat verschwindet" 188), ,,daß die 
Beseitigung des Staates auch die Beseitigung der Demokratie 
bedeutet und daß das Absterben des Staates auch ein Absterben 
der Demokratie ist" m). Nunmehr soll aber die volle unbe
schränkte Demokratie erst eingeführt werden, wenn der Staat 
aufgehört hat zu bestehen! Allerdings nur zu dem Zwecke, 
damit auch sie beginne, ,,abzusterben'' 18@). Wohlgemerkt, erst 
„beginne" abzusterben, naclidem der „Staat" - mangels jede8 

18ö) A. a. O. S. 84. 186) A. a. 0. S. 18. 187) A. a. O. S. 75. 
188) A. a. 0. S. 83. 
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Klassengegensatzes- bereits abgestorben ist und man nach 
dessen Beisetzung die - bereits dem Tode geweihte - Demo~ 
kratie erst durchzuführen hat. 

§ 17. Das Fallenlassen der Demokratie und die 
Eigenart der Räteverfassung. (BucHA_RIN, TROTZKI, 

R.ADEK.) 

Was hier in unklaren und widerspruchsvollen Worten nach 
Ausdruck . ringt und zugleich sich noch verbergen will, das ist 
in der weiteren Entwicklung der bolschewistischen. Idee klar 
und widerspruchslos zum Durchbruche gelangt. Die Logik der 
'l'atsachen - nicht aber die 'fheorie des Marxismus - hat die 
Diktat.ur des Proletariates in Rußland zur strikten Ablehnung 
der Demokratie und zur Annahme einer aristokratischen 
Staatsform gezwungen, wenn so die Sowjetverfassung cha
rakterisiert werden kann, die mit ihrem SyRtem der Arbeiterräte 
einen gewaltigen Einfluß auf die ganze Ideologie der sozialisti
schen Bewegung auch in den anderen Rtaaten geübt hat. 

In den nach Übernahme der Regierung durch die Bolschewiki 
erfolgten Publikationen ihrer Wortführer wird vor allem auch mit 
der demokratischen Terminologie gebrochen, die nur LENIN noch 
glaub~ aufrecht erhalten zu sollen. BuCHARIN proklamiert den 
„ Kampf gegen die veraltete For1n der parlamentarisch.;.bürgerlieben 
Republik" und fügt in Parenthese hinzu: ,,man nennt sie bis
weilen auch ,demokratisch'". Er ·stellt ihr eine „neue Form der 
Staatsordnung - die Macht der Räte der Arbeiter-, Soldaten- und 
Bauerndeputierten" - entgegen 169

). TROTZKI bezeichnet die „Insti
tutionen der Demokratie"' als einen „ noch unvollkommenen Apparat 
znm Ausdrucke des Klassenkampfes ... unter den Bedingungen 
der Revolution" 19

,. ,,Der sehwerfällige Mechanismus der demo
kratischen Institutionen kommt dieser Entwicklung um so weniger 
nach,, je gröf!er das Land und je unvollkommener sein techni
scher Apparat if?t." Allerdings sucht er auch die neue Theorie 
marxistisch zu rechtfertigen. Im großen und ganzen sei ja die 
von KAUTSKY vertretene Ansicht richtig, daß für die arbeitende 

189) A. a. 0. S. 18. 190) Von der Oktoberrevolution bis zum Brester 
Friedensvertrage, B~rn, 1918, S. 93. 
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Klasse die Beibehaltung der Grundlagen demokratischen. Auf
baues schließlich stets von Nutzen sei. Aber „wenn es letzten 
Endes fiir das Prnleta!'iat vorteilhaft sei, seinen Klassenkampf 
und sogar seine Diktatur in den Rahmen <letnokratiseher Insti
tutionen zu leiten, so bedeutet das noch keineswegs, daf.l die 
Geschichte dem Proletariat immer eine solche Komhinatwn er
möglicht". Das ist zweifellos richti~, unrichtig aher, wenn 
TROTZKI sagt: ,, Die marxistische Theorie ergibt. Jl(lCh keine,nv~rs, 
daß die Geschichte stets solche Bedingungen schaffe, tlie für das 
Proletariat am ,günstigsten' seien". Denn die marxii:;tische Theorie 
behauptet - ob mit Recht oder Umecht, sei dahingestellt -- als 
das Ergebnis einer naturnotwendigen Entwiekluug: den 
Eintritt ganz bestimmter Bl~dingungcn, unter denen das Proleta
riat die Herrschaft - nicht ergreifen soll, sondern - ergreifen 
muß, und diese Bedingungen zwingen nach der Theorie des 
Marxismus zur Demokratie. Wenn 'l'ROTZKI behauptt1t: ,,Der 
wirkliche Klasseninhalt der Revolution war nnversiihnlich gegeu_ 
ihre demokratische Schale gestoßen" 191

). so mag er recht haben, 
allein nicht die marxistische Theorie, sondern die holsehewistisclie 
Praxis hat den „Ausweg aus dem Widerspmch" gez0igt, und es 
ist nur ein Hi.iflichkeitsopfer, das 'fROTZRI dem Fatalismus der 
marxistischen Doktrin bringt, wenn er versichert, dieser Ausweg 
sei „nicht von uns", d. h. nicht nach dem freien Willen der 
Bolschewiki, ,,sondern vom ganzen vorhergehenden Lauf der 
Ereignisse geschaffen worden". 

Ganz unzweideutig erklärt aber RADEK: ,, Die Rä.teregier1111g 
ist keine demokratische Staatsform, ist die Form der Arbeiter
regierung" m). Demokratie ist nach RADE!i, ,,konkret genommen, 
dit' Herrschaft des Kapitales . . . eine Kulisse der Kapitaihcrr
schaft" 191

). 

Das Wesen der Räteverfassung gegenüber der a.ls "parlamea
tarische Republik" bezeichneten Demokratie siebt ßucHARIN darin, 
„daß die nicht arbeitenden Klassen 111 der füiterepuhlik kein 
Stimmrecht haben und keinen Anteil an der Staatsverwaltung 
nehmen. Über das Land herrschen die Räte. Diese Räte wer•• 
den aber vom Arbeitervolk an den Orten der Arbeit gewählt: in 

191) A. a. 0. S. 96. 192) A. a. 0. S. 29. 193) A. a. 0: S. 26. 
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den Fabriken, Hllttenwerken, Werkstätten, Bergwerken, in den 
großen und kleinen Dörfei:n. Bourgeoisie, friihere Gutsbesitzer, 
Bankiers, Handelsleute, Spekulanten, Kaufleute, K1·ämer, Wucherer, 
die bürgerliche Intelligenz, Pfaffen, Bischöfe, mit einem Wort, die 
ganze schwarze Rotte, bat kein Stimmrec·ht, bat keine fundamen~ 
talen politischen Rechte" 10

•), vor allem keine Preßfreiheit, keine 
Vereins- und Versammlungsfreiheit. "Wir sehen nun, daß eine 
Verletzung jeglicher Freiheit in Beziehung der Gegner der 
Revolution notwendig ist. Es kann in der Revolution keine 
Freiheiten für die Feinde des Volkes und der Revolution geben." 
„Die Partei der Kommunisten fordert keinerlei Freiheiten (der 
Presse, des Wortes, der Vereine, der Versammlungen usw.) für 
die bürgerlichen Volksfeinde, im Gegenteil, sie fordert, 
daß man immer bereit sei, die bürgerliche Presse zu sistieren, 
die Vereine aufzulassen, [ihnen verbietet, zu liigen, zu yerleumden 
und Panik zu säen, aufs schonungsloseste alle Versuche zur RUck

. kebr zur Macht zu unterdriicken. Darin besteht eben die Diktatur 
des Proletariates. Wenn also von der Presse die Rede ist, 
fragen wir vor allen Dingen, von welcher Presse man spricht 
_ von der biirgerlichen oder von der Arbeiterpresse; wenn von 
Versammlungen die Rede ist, · fragen wir, von w e 1 c h e n Ver
sammlungen - der Arbeiter oder der Gegenrevo]utionäre; wenn 
die Streikfrage berührt wird, ist für uns in erster Linie wichtig, 
ob es ein Streik der Arbeiter gegen die Kapitalisten ist oder 
Sabotage der Bourgeoisie oder der bürgerlichen Intelligenz gegen 
das Proletariat. Wer diese. Dinge nicht unterscheidet, der ver
steht nichts" J 

9!>). 

Die Einschränkung der politischen Rechte in der von der 
Partei der Bolschewiki geschaffenen Sowjetverfassung nnd in der 
von ihrer Regierung geübten .Verwaltungspraxis geht noch viel 
weiter, als es nach diesen Ausführungen des „Programmes der 
Kommunisten" scheinen möchte. Zwar bedeutet die Sowjetver
fassung nach einer gewissen Richtung eine ganz anßerordentlicbe 
Erweiterung des Prinzips der Allg e mein h e i t der politischen 
Rechte, indem diese nicht nur den Staatsbürgern, sondern ge
mäß § 20, II. Abschnitt auch allen Ausländern gewährt sind, 

194) A. a. 0. S. 18, 19. 195) A. a. 0. S. 24, 25. 
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die sieh zu Arbeitszwecken in Rußland aufhalten. Das ist ein 
Akt von welthistorischer Bedeutung und ein gewaltiger 
Schritt zur politischen Realisierung des - durchaus demokrati
schen - Menschheitsgedankens. Allein die Einschränkungen 
des demokratischen Prinzips sind nach anderer Richtung um so 
empfindlicher. Gemäß der „Erklärung der Rechte des werktätigen 
Volkes" vom 10. Juli 1918 (Abschnitt I der Verfassung) erfolgt 
lediglich „die Bewaffnung der werktätigen Arbeiter und Bauern•• 
(Art. 2, § 3, g;), aher „die Entwaffnung der besitzenclenKlassen". 
In dem II. Abschnitt (Allgemeine Bestimmungen der Verfassung) 
wird „die russische Republik" als „die freie sozialistische Gesell
schaft aller Werkfätigen Rußlands" bezeichnet (§ 10). Allein 
,;chon im IV. Abschnitt (Aktives und passives Wahlrecht) werden 
von dem aktiven und passiven Wahlrecht in die Sowjets mehrere 
Kategorien von Personen ausgeschlossen, denen der Charakter 
von „Werktätigen" nicht abgesprochen werden kann: 1. Personen. 
welche gemietete Arbeit annehmen, um daraus einen Zuwachs
gewinn zu ziehen. 2. Personen, welche ein Einkommen ohne 
Arbeit haben, wie: Prozente vom Kapital, Eingii.nge vom Eigen
tum usw. 3. P1·ivate Kaufleute, Handels- und kommerzielle Ver
mittler. 4. Angestellte der religiösen Kultusgemeinden. 5. An
gestellte und Agenten der früheren Polizei, des Gendarmeriekorps 
und der Ochrana. Desgleichen die Mitglieder der früher in Ruß
land regierenden Dynastie. 6. Personen, die in legaler Form 
als irrsinnig oder geistig minderwertig erklärt sind, ebenso Taub
stumme. 7. Personen, die wegen eigennütziger oder entehrender 
Vergehen verurteilt wurden (§ 65). 

Bei den unter Punkt 1, 3 und 4 Genannten ist der Ausschluß 
um so problematischer, als es sich dabei nicht um verbotene Er
werbstätigkeiten, sondern um solche hanclelt, die gestattet werden 
müssen, weil die Sozialisierung der Wirtschaft nicht sofort durch
zuführen ist. Die Ausgeschlossenen leisten somit eine-wenigstens. 
einstweilen noch - gesellschaftlich notwendige Arbeit, und es ist 
nicht ihre Schuld, wenn sie noch nicht überflü&sig sind. Beson
ders drückend erscheint die Entrechtung der unter Punkt 4 Ge
nannten, denn die Betätigung einer religiösen Überzeugung ist 
nicht unters3.r,ot, sondern - wenn auch als Privatangelegenheit -
gestattet. Die Verfassung gewährt ausdrücklich Glaubens- und 
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Gewissensfreiheit (Abschnitt II, § 13). Die unter Punkt 2 Ge
nannten bleiben scheinbar auch dann au.sgeschlosscn, wenn sie 
neben dem arbeitslosen Einkommen auch ein solches aus eigener 
Arbeit beziehen. Die Bestimmung ist wörtlich kaum durchführ
bar, wo der Großteil der Arbeiter kleine Ersparnisse hat, die 
2insbtjngend angelegt sind. 

Die politische Entrechtung der Bourgeoisie ist als Rechts
t1atz in der russischen Sowjetverfassung ausdrücklich normiert; 
§ 7 des I. Abschnitts bestimmt, daß „den Ausbeutern· in keinem 
der Regierungsorgane ein Platz eingeräumt werden darf", aber 
die gesetzlich statuierte Arbeitspflicht trifft auch - nach BucHARIN 
aU ein - die Angehörigen der Bourgeoisie. Dabei hat natürlich 
der Begriff der Bourgeoisie seinen ursprünglichen Sinn verloren, 
wenn das Privateigentum an den Produktionsmitteln grundsätz
lich ?fgehoben ist. ;,In der Sowjetrepublik wurden den -,Bour
geoisie• nicht bloß ihre Produktions- und Konsumptionsmittel 
ohne jede Entschädigung genommen, nicht bloß alle politischen 
Rechte, man unterwarf sie gleichzeitig, und nur sie, der Arbeits
pflicht. _Sie sind die einzigen in Rußland, die verpflichtet sind 
zu arbeiten, und doch diejenigen, die entrechtet sind, weil sie 
nicht arbeiten! In die Kategorie der Arbeiter oder Bourgeois 
wird man in Sowjetmßland aber nicht .eingereiht nach den 
Funktionen, die man augenblicklich versieht, sondern nach denen, 
die man vor der Revolution versah. Die Bourgeois erscheinen 
in der Sowjetrepublik als eine -besondere Menschengattung, deren 
Kennzeichen unverwischbar sind. So wie ein Neger ein Neger 
bleibt, ein Monogole ein Monogole, wo immer er sich zeigen und 
wie er sich kleiden mag-, so bleibt der Bourgeois ein Bourgeois 
auch wenn er zum Bettler wird oder von seine1· Arbeii lebt. 
Und wie er lebt! - Die Bourgeois haben die Pflicht zu arbeiten, 
aber sie haben nicht das Recht, diejenige Arbeit zu suchen, die 
sie verstehen und die ihnen am besten entspricht. Sondern sie 
werden gezwungen, die schmutzigsten und widerlichsten Arbeiten 
zu verrichten. Und dafür erhalten sie nicht erhöhte, sondern 
die niedrigsten· Rationen an Nahrung, die ihnen nicht einmal 
gestatten, ihren Hunger zu stillen. Ihre Lebensmittelrationen 
machen nur ein Viertel derjenigen der Soldaten und der von der 
Sowjetrepublik in ihren Fabriken untel'haltenen Arbeitern." So 
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Urtei! und Zeugnis nicht eines Gegners .des Sozialismus, sondern 
eines seiner größten Führer: KARJ, KAUTSKY m •) ! Dieser sa.gt 
im selben Zusammenhange sehr treffend: "Die Abgrenzung des 
Bourgeois vom Arbeiter ist nirgends genau zu ziehen, ihr haftet 
stets etwas WillkürlicheB an, wa~ den Rätcgedanken sehr geeignet 
macht zm· Grundlage für eine diktatnrisclie Willkürhe1·rschaft, 
aber sehr ungeeignet znm Aufliau einer klaren nnd systematisch 
aufgebauten Staatsverfassung". 

Von größter Wichtigkeit aber ist, daß auch die politischen 
Rechte der den Arbeitern angeblich gleichgestellten Bauern eine 
Einschränkung erfahren. Natürlich kommen schon gemäß Punkt 1 
nur die sog. ,,ärmeren" der Bauern in Betracht. Allein auch 
diese sind mit den Arbeitern keineswegs gleichberechtigt. Das 
ol)erste Organ der Räterepublik, das die gesetzgebende Gewalt 
ausübt und die Regierung bestellt, ist der Rätekongrcß, die „nll
russische Tagung der Sowjets". Dieses Pa rl a ru e n t wird im 
Wege indirekter Wahlen aus den städtischen und .ländlichen 
Sowjets zusammengesetzt, die ihre Vertreter in den Kongreß 
entsenden. Dabei entfällt für die städtischen Sowjets auf je 
25 000 „Wähler", für die bäuerlichen Sowjets aber· auf je 125 000 
,,ginwohner" ein Abgeordneter. . 

Ist diese Unterscheidung zwisehen „ Wählern" und „Ein
wohnern" als Maßeinheit bei der Vertretung der städtischen und 
ländlichen Sowjets im Art. 6, § 24 und 25 der Verfassung nicht 
eine Ungenauigkeit der deutschen -C-bersetzung, dann bedeutete 
dies, unter der Voraussetzung, daß tatsächlich alle wahlberech
tigten Bauern, nämlich alle Werktätigen über 18 Jahre, die kein 
arbeitsloses Einkommen genießen, zur Wahl zugelassen werden: daß 
in den ländlichen Sowjets auf etwa 75000 Wähler ein Abgeord
neter fällt, während in den städtischen Sowjets schon eiu Drittel 
dieser Zahl einen Abgeordneten in die gesetzgebende Körper
schaft entsendet; da8 wäre zu mindest eine dreifache Pluralität. 
zugunsten des industriellen Proletariats. Bestünde dieser Unte1·• 
schied zwischen ,, Wähler" und "Einwohner" nicht --- und es ist 

195a) Terrorismus und Kommunismus, S. 116, Festgestellt sei diesen 
Ausführungen KAi;TSKYs gegentiber nur, daß die mesische Sowjetverfassung
formell eine allgemeine Arbeitspflicht .sämtlicher Biil['.'"'" OP<' Rtpub!ik14 

statuiert (Abschnitt II, § 18). Vgl dagegen BucHARIN, a. a. 0. l:i. 89. 
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von vornherein nicht recht verständlich, warum die Verfässnng 
iu dem einen Fall die Anzahl der Wähler, in dem anderen die 
Anzahl der Ehawohner zur Grundlage nehm~n soll --, so läge 
<'ine fiinffäche Pluralität vor IB0), Aber selbst wenn dem Industrie
arbeiter nur das doppelte Stimmrecht eingeräumt wäre, könnte 
dies doch nichts an der Tatsache ei11er völligen politischen Ent
rechtung der Bauernschaft ändern, da ja der größte '!'eil der un
zweifelhaft „werktätigen" Bauern des· Wahlrechtes aus den ver
schiedensten Titeln beraubt ist. In Wahrheit liegt gar keine 
Diktatur des ganzen Proletariates, sondern eine Diktatur der 
industriellen Arbeiter vor, was in einem überwiegend agrarischen 
Lande wie Rußland seine besondere Bedeutung hat. 

Nach den Nachrichten, die man über die Regierungs- und 
Verwaltungspraxis der Sowjetrepublik hat, ist es wahrscheinlich, 
daß auch das industrielle Proletariat nicht als solches, 11icht un
eingeschränkt im Vollgenusse der politischen Rechte ist, daß dies 
vielmehr nur von den Angehörigen der Partei der Bolschewiki 
gilt. Es ist natürlich eine recht mißliche Sache, sich auf die im 
allgemeinen sehr unzuverlässigen Presseberichte aus Rußland zu 
stützen. Darum soll lediglich ein Dokument herangezogen wer
den, das einen zu mindest offiziösen Charakter hat, die · offenbar 
von der kommunistischen Partei Rußlands herstammenden „Thesen 
über die sozialistische Revolution und die Aufgaben des Prole
tariates während seiner Diktatur in Rußland" 197

). Nachdem in 
These 17 und 18 erklärt wird, die Forderung nach allgemeiner 
'.Preiheit sei unter der Herrschaft des bürgerlichen Staates richtig 
~wesen, weil der Arbeiter die ihm schädliche bürgerliche Presse 
nicht hätte aufheben können, in der Epoche der Diktatu:: des 
Proletariates aber sei zu einer solchen Haltung keine Veranlassung 
mehr, sagt These 19: ,,Das gilt auch für die Presse, die führen
den Organisationen der Sozialverräter ( das sind die sozialistisch-

196) Das. nimmt z. B. die anonym erschienene Propagandaschrift "Räte
diktatur oder Demokratie", Sozialistische Bücherei, Heft 2, Wien 1919, 
S. 6, an. Ebenso HIRSCHBERG, Bolschewismus, 1919, S. 32, eine Darstellung 
der Rliteverfassung von so z ia li s t i scher Seite. 197) Es war mir leider 
nicht möglich, ein vollständiges Exemplar zu beschaft'en. Ich bin da.her auf 
die Auszüge angewiesen, die KA.uTSXY in sein11r Broschüre „Die Diktatur 
des Proletariates- veröffentlicht. 
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proletarischen Parteien der Menschewiki und der Sozialrevolutio
uäre). Die letzteren haben sich als die aktivsten Faktoren der 
Gegenrevolution demaskiert ... deshalb mlissen sie auch dem
-entsprechend behandelt werden" 198). 

Angesichts solcher Tatsachen mnll dem objektiven Urteile 
KAU'fSKYS beigepflichtet werden, daß diese Diktatur einer lUasse 
in Wahrheit ,,die Diktatur einer Partei" sei und schließlich - nach 
dem Zeugnis LENINS selbst - zur Diktatur einzelner Personen 
werden muß. Dessen am 29. April 1918 an den Allrussischen 
zentralen Vollzugsausschuß der Arbeiter-, Soldaten-, Bauern- und 
Kosakeudeputierten erstatteter Bericht über die niichstliegenden 
Aufgaben der Sowjetmacht m) ist darum bezeichnend, weil er 
noch im Paroxismus der Gewaltherrschaft eine Verbeugung vor 
der sittlichen Idee der Demokratie bedeutet. Was anders könnte 
der Grund dafür sein, daß LENIN hier noch immer darauf Wert 
legt, die russische Räterepublik als „Demokratie", ja sogar als 
den „höheren Typus des Demokratismus" 200), als „die höchste 
Form der Demokratie" 201

) zu bezeichnen, und sich zu dem toll
kühnen Versuche versteigt, die Diktatur einzehie_r Personen 
mit der Demokratie für vereinbar zn erklären? Neben 
sehr interessanten Angaben über die Verwaltungsmaximen der 
russischen R:iterepublik wird insbesondere die Frage erörtert, ,,ob . 
die ~rnennung von einzelnen Personen, die mit unbeschränkten 
V ollmachteu ausgestattet sind, von Diktatoren, mit den Grund
p1inzipien der Sowjetmachtj vereinbar sei 202

). Um diese Frage 
:zu bej_ahen, bedient sich LENIN einer für die politische Theorie 
des Absolutismus sehr charakteristischen Fiktion: Auch der Auto
krat „repriisentiert" unter Umständen das „Volk", wenn er näm
lich dessen wahren Willen - sei es auch mit Gewalt - ver
wirklicht. Auf dieses autokratische Repräsentationsprinzip, das 
sich vom demokratischen nur dadurch unterscheidet, daß es darauf 
verzichtet, das Volk seinen waµren Willen durch Abstimmung etc. 
selbst aussprechen zu lassen, beruft sich LENIN, wenn er aus
führt: .,Daß die Diktatur von einzelnen Personen in der Geschichte 

198) Zitiert nach KAUTSKY, a. a. 0. S. 62. 199) Publiziert in der Schrift, 
LENIN, Die nilehsten Aufgaben der Sowjetmacht, Berlin 1919. 200) A. a. 0 . 
.S. 49. 201) A. a. 0. S. 42. 202) A. a. 0. S. 42. 
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der Revolutionsbewegungen aehr oft der Sprecher, der Träger und 
der Führer der Diktatur der revolutionären Klassen war, darüber 
spricht die unwidersprochene Erfahrung der Geschichte" 20~). Nach
dem er den Gegensatz zum Anarchismus betont, ja den Kampf 
gegen ihn erklärt, anerkennt er „die Notwendigkeit eines Staates, 
d. h. eint>s Zwanges zum Übergang vom Kapitalismus zum Sozialis
mus. Die ,Form' dieses Zwanges bestimmt sich nach dem Grade 
der Entwicklung der betreffenden revolutionären Klasse." Gerade 
den Zwang zum ,,Übergang'· lehnen ja auch die revolutionären 
Anarchisten nicht ali. Und die „Form des Zwanges'' scheint be
stimmend für die _Frage: ob Demokratie oder nicht. Allein LENIN 

kommt zu dem Schlusse: ,.Darum gibt es entschieden keinen prin
zipiellen Gege!}satz zwischen dem Sowjet- d. h. sozialistischen 
Demokratismus und der Anwendung der diktatorischen 
Macht von einzelnen Personen" 21,l). 

Der Bericht LENINS wurde vom Vollzugsausschuß genehmigt, 
seine Grundsätze in Thesen zusammengefaßt und diese in einem 
Erlasse allen Gouvemements-, Kreis- und Gemeinde-Sowjets be
kanntgegeben. In der 6, These heißt es: ,, ... -die Unterordnung, 
und zwar eine · unverweigerliche während der Arbeit gegenüber 
den einzelpersönlichen Verfiigungen der Sowjetleiter, Diktatoren, 
ob sie nun gewählt oder durch Sowjet-Ins ti tu ti onen ernannt 
s-i n d, mit diktatorischen Vollmachten ausgestattet (wie das z. B. 
das Dekret über Eisenbabnweseu verlangt), ist bei weitem noch 
lange nicht genügend gesichert . . . Eine eiserne Disziplin und 
die bis- ans Ende durchgeführte Diktatur des Proletariats gegen 
die kleinbürgerlichen ungewissen Schwankungen - so lautet die 
allgemeine und endgültige Losung des Moments" 100). 

Wie die in der bolschewistischen Theorie nur als Übergangs
zustand gedachte Periode der Zwangsordnung in der Praxis 
aussiebt; und wie demnach das schließliche anarchistische Ideal 
des BolsC'hewismus hinsichtlich seiner realpolitischen Bedeutung 
zu beurteilen ist, das zeigt deutlich die 9. und 10. These über 
die sozialistische Revolution: "9. Bisher lehrte lllan die Not
wendigkeit der proletarischen Diktatm;, ohue die Form dieser 

203) A. a. 0. S. 42. 20-!) A. a. 0. S. 43. 205) .Ahgedrurkt in der 
Schrift LENINS .Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht", S. 61. 
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Diktatur untersucht zu haben. Die russische sozialistische Revo
lution hat diese Form entdeckt. - Es ist die Form der Sowjet
republik als Form der dauernden Diktatur des Proletariates 
und (in Rußland) der ärmeren Schiebt des BauerntumR. Dahei 
ist es wichtig, folgendes zu bemerken: Hier ist die Rede nicht 
von einer vorübergehenden Erscheinung im engeren Sinne des 
Wortes, sondern von der Staatsform w ii h r e n d e i n er g an z •J n 
historischen Epoche . . . 10. Der Sinn der proletarischen 
Diktatur besteht also sozusagen im- permanenten Kriegszustand 
gegen die Bourgeoisie. Es ist also ganz klar, daß alle, die über 
Gewalttaten der Kommunisten schreien, vollkommen vergessen, 
was eigentlich Diktatur heißt. Die Revolution selbst ist 
ein Akt der ,rohen Gewalt'. Das Wort Diktatur bedeutet in 
allen Sprachen nichts anderes als Gewaltregime. Wichtig ist 
hier der Klasseninhalt der Gewalt. Damit ist die historische 
Rechtfertigung der revolutionären Gewalt gegeben ... " 206

). 

Die keineswegs „ vorübergehende" Erscheinung dieser „dauern
den Staatsform während einer ganzen Geschichtsepoche" steht 
freilich einigermaßen mit dem von LENIN so betonten MARxscben 
Wort von der ,,revolutionären und vorübergehenden Form" 
in Widerspruch, die das siegreiche Proletariat dem Staate gehen 
werde. Allein, MARX kann sich l1ierin vielleicht geirrt haben. Diirftc 
das eine Theorie behaupten, die unter Strömen von ßlnt dem Volke 
eine Gewaltherrschaft aufzwingt, die sie zu miwlest in ihren Reden 
mit nichts anderem zu rechtfertigen weiß als mit rler Bernfm1g 
anf ein Wort, auf ein offenbar ungenau verwendetes Wort von 
MARx-ENOELs? Gewiß bedeutet „Diktatur" streng genommen da~, 
was die 10. bolschewistische These behauptet. Sicherlich sprechen 
MARX und ENGELS von einer „Diktatur" des Prolctariat<~s. Aber 
nichts ist charakteristischer für die Mentalität des marxistischen 
Sozialismus als diese Wortgläubigkeit, nichts aber auch charakte
ristischer für die Terminologie der politischen Tagesschriften von 
MARX und ENGELS als die Tatsache, daß eine politische Bewegung, 
die im krassen Widerspruch zu den eigentlichsten Absichten der 
beiden Begründer des modernen Sozialismus steht, sich mit Er
folg an ihre Worte klammern kann. 

206) Zitiert bei KAU'.l'SKY, a.. a. 0. S; 61. 
Arebiv f. Geschichte d. Sozi„lismu, IX, hrsg. v. Grtinberg, 
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§ 18. Die demokratischen Elemente der Räteverfas.sung. 

In den Vorzügen der Räteverfassung, die die bolschewistische 
Theorie gegenüber der abgelehnten Demokratie hervorhebt, liegt 
zum gmßen 'reile eine unfreiwillige Anerkennung der verschmähten 
Staatsform. LENIN sowohl· wie BucHARIN halten an der Fiktion 
von der überwiegenden Majorität des Proletariates fest und sind 
daher bemüht, der Sowjetverfassung die gleiche Qualität nachzu
weisen, die den eigentlichen Wert, ja den ganzen Sinn der echten 
Demokratie bildet: den Volkswilleu - so wie er in der Mehrheit 
der Volksgenossen zum Ausdruck kommt - zur Geltung zn 
bringen. Vielleicht liegt die sinnfälligste Anerkennung des demo
kratischen Prinzipes darin, daß die bolsch.ewistische Theorie die 
von ihr postulierte Gewaltanwendung nicht zuletzt damit recht
fertigt, daß die größere Zahl auf seiten der „Unterdrücker" sei. 
So begegnet BucHARIN dem Einwand der Gewalt: ,, ... eine 
solche Gewalt, Gewalt gegen diejenigen, die Millionen zählende 
Massen der Arbeitenden unterclrücken, eine solche Gewalt ist 
nicht schlecht, sie ist heilig" 207

). 

Wenn darauf hingewiesen wird, daß die indirekte Wahl durch 
die in den Betrieben täglich versammelten Personen ge
eigneter sei, den in der Revolution schnell sich verändernden 
Anschauungen der Massen Ausdruck zu geben, als der schwer
fällige~ nur in längeren Zwischenräumen in Bewegung zu setzende 
Apparat der allgemeinen und direkten Wahlen m), so ist das 
sicher richtig. Der Vorteil der größeren Anpassungsfähigkeit wiegt 
vielleicht den Nachteil auf, der zweifellos darin gelegen ist, daß 
der in den Betrieben erzeugte Urwille des Volkes nicht unmittel
bar, sondern erst - vielleicht sogar mehrfach - gebrochen, im 
Parlamente des Rätekongresses mündet, wohin er durch mehrere 
Schichten pyramidisch übereinander aufgetürmter Vertretungskörper 
- die Räte der einzelnen Betriebe, Bezirke und Territorien -
durchdringen muß, um sich aktiv gesetzgebend wie verwal
tend entfalten zu können. Indes ist diese. Art der Mittelbarkeit 
nichts mit der Demokratie, d. h. mit der Allgemeinheit und Gleich
heit der politischen Rechte und mit der schließlichen Herrschaft 
des Majoritätsprinzipes Unvereinbares. Nicht darum ist die Räte-

207) A. a. 0. s. tö. 208) Vgl. TROTZKI, a. a. 0. s. 31. 
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verfassung die Verneinung der Demokl'atie, weil ihr Parlament 
durch indirekte Wahlen aus den Betrieben zustande kommt, son
dern weil ihre Grundlage, die politische Berechtigung de.- Bürger, 
eine wesentlich beschränkte und ungleiche ist. Vom Standpunkte 
der Allgemeinheit kann nur fraglich sein: ob der „Betrieb" altt 
Wahlkörper eine vollständige Erfassung der politisch Berech
tigten gewährleistet. Das ist aber selbst dann fraglich, wenn da-'! 
Wahlrecht nur auf die„ Werktätigen" eingeschränkt bleibt. Der aus
schließlich von seiner eigenen Arbeit lebende und keine Loh.narbeiter 
beschäftigende Handwerker, der - für den Verteihingsprozeß in 
der Übergangszeit zum Kommunismus unentbehrliche - kleine 
Händler, die Heimarbeiter, die meist isolierten, nicht in „Be
trieben" tätigen geistigen Arbeiter, wie Ärzte, Privatlehrer etc., sie 
alle müssen entweder zu besonderen territorialen Wahlkörpern 
.zusammengefaßt oder einzelnen, ihren Interessen fremden iu
-dustriellen Betrieben zum Zwecke der Wahl angegliedert werden, 
was natürlich eine gewisse Verfälschung des Rätesystems be
deutet. Vor allem aber ist der „ Betrieb" eine für die Verhältnisse 
der. Landwirtschaft gänzlich unbrauchbare Organisationseinheit, 
solange hier nicht die genossenschaftliche Großbetriebsorgani~ation 
Platz gegriffen hat. Gerade der "arme" Bauer, der Kleinhäusler, 
der ohne Knecht nur mit Weib und Kind seinen Zwergbesitz 
bearbeitet, fällt überhaupt bei einer konsequent durchgeführten 
Rätewablordnung aus dem System heraus. Darum scheint auch 
in der russischen Sowjetverfassung die Dorf gemein de - also 
-eine territoriale Organisation - und nicht der landwirtschaftliche 
Betrieb den ländlichen Wahlkörper zu bilden 209

). Eine Wahl
~rdnung, die den "Betrieb" znr Grundlage hat, muß daher, um 
.alle Wahlberechtigten zu erfassen, auch andere Einheiten zur 
Ergänzung heranziehen. Dabei ist die Gefahr eines - nicht be
:absichtigten - doppelten und mehrfachen Wahlrechtes einzelner 
Personen kaum zu vermeiden, zumal wenn das Bestreben be
&teht, auch gewissen wirtschaftiichen und politischen Organi
.sationen als solchen, Gewerkschaften, landwirtschaftlichen Ge
nossenschaften etc., Einfluß auf die Wahl oder gar ein direktes 
Wahlrecht zu gewähren. Diese Gefahr wird vergrößert durch 

209) Vgl. BUCHAR[N, a. a. o. s. 18. TROTZKI, a. a. 0. s. 82. 
s• 
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die Bestimmung des Art. 14, § 70 der russischen Sowjetverfassung, 
der lautet: ,,Der genaue Wahlmodus sowie die Teilnahme der 
Gewerkschaften und sonstigen Arbeiterorganisationen an den 
Wahlen wird von den I ok a l e n Sowjets gemäß den Instruktionen 
des allrussischcn Zentralexekutivkomitees festgesetzt." Wie · die 
Praxis verläuft, kann man vielleicht aus der Darstellung LENIN~ 

·beurteilen, der als einen Hauptunterschied zwischen Demokratie 
und Sowjetverfassung hervorhebt, ,,daß alle bureaukratischen 
Formalitäten und Wahleinschränkungen wegfallen. Die Massen 
bestimmen selbst die Wahlordnung und Termine ... " 210). Wenn 
TROTZKI zwar zugibt: ,,Hier fehlen natürlich jene juristischen 
Garantien für die Genauigkeit der Wabl, wie sie bei der 
Schaffung der demokratischen Semstwo- oder Stadtratinstitutionen 
vorbanden sind", dagegen aber die „ungleich ernsthafteren und 
tiefgehenderen Garantien für die direkte und unmittelbare Ver
bindung des Abgeordneten mit seinen Wählern" 111) in die Wag
schale wirft, so ist dieses letztere Argument angesichts der 
indirekten Wahl der Abgeordneten wohl nur mit Vorsicht zu 
beurteilen. Nur dadurch wird die von bolschewistischer Seite 
immer wieder als Vorzug der Sowjetverfassung gegenüber der 
Demokratie betonte innige Verbindung der Abgeordneten mit den 
V~lksmaesen hergestellt, daß die Mandatsdauer eine sehr kurze, 
daß das Mandat vermutlich kein freies sondern ein imperatives 
und daß der Abgeordnete jederzeit abbernfhar ist. Die Verfassung 
Yom 10. Juli 1918 enthält über diese Punkte sehr spärliche Be
stimmungen. Nur hinsichtlich der „Deputiertensowjets" bestimmt 
Att. 11, § 57: ,,Die Vollmachten der Deputierten gelten für die 
'Dauer von 3 Monaten". Es ist zweifelhaft, ob dies auch für die 
Mitglieder der Sowjetkongresse, insbesondere für die Mitglieder 
des als Legislative fungierenden allrussischen Sowjetkongresses 
und des von diesem gewählten, mit der Exekutive betrauten 
„Zentralexekutivkomitees" gilt. Die Bindung des Abgeordneten 
an d1e Instmktion s~iner Wähler ist in der Verfassung zwar 
nicht ausgesprochen, allein sie ist die notwendige Konsequenz des 
im Art. 15, § 78 ganz allgemein aufgestellten Grundsatzes: ,,Den 
Wählern, .die einen Deputierten in einen Sowjet abgeordnet haben, 

210) "Die nli.chsten Aufgaben der Sowjetmacht", S. 48. 211) A. a. O-
S. 82. 
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$teht das Recht zu, jederzeit diesen Deputierten abzµberufen tJnd 
den allgemeinen Bestimmungen gemäß Neuwahlen _vorzuni,hmen". 
Diese - offenbar gegenüber den Mitgliedern a 11 er Sowjets be
stehende - Möglichkeit jederzeitiger, nach freiem Ermessen er
folgender, an keine gesetzlichen Gründe gebundener Abberufung 
durch die Wähler macht im Grunde eine zeitliche Begrenzung 
der Mandate ebenso wie die Statuierung eines gebundenen Ml:ln
-dates überflüssig. Gerade in diesem Punkte realisiert die russit1che 
Räteverfassung ein durchaus demokratisches Prinzip. Sie über
windet die im Repräsentativsystem ganz unabhängig von seinem 
kapitalistischen Inhalt entstandenen, nur aus allgemein psychologi
soben Gründen begreiflichen Entartungen der Demokratie, die 
durch langjährige Legislaturperioden und Mandatsfreiheit herbei
geführte 1s o li er u n g des Vertretungskörpers und den damit 
verbundenen Gegensatz zwischen Wählern und Gewählten. Sie 
.schränkt die mit dem Repräsentativsystem unvermeidliche Ab
-sehwächung des demokratischen Prinzipes auf ein Minimum ein. 
Allein ganz ebenso wie das Repräsentativsystem nicht aus dem 
1'1pezifischen Momente der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, näiµ
lich dem Privateigentum an den Produktionsmitteln, sondern aus 
-der auch für die kommunistische Gesellsrbaft wesentlichen Ten-
-denz nach möglichst großem Wirtschaftsgebiet zu erklären ist, 
.so hat auch die Entwicklung noch unter der Herrschaft der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung den Weg zur reinen, d. h . 
.aber unmittelbaren Demokratie gesucht, soweit dies mit den 
technischen Bedürfnissen der modernen Verwaltung überhaupt ver
~inbar ist. Abkürzung der l\fandatsdauer, Referendum, imperatives 
Mandat etc. sind - zum Teil schon erfüllte -- Forderungen auch 
<ler bürgerlichen Demokratie oder müssen es doch - soweit 
<lies noch nicht der Fall ist - mit dem Fortschreiten <les "demo
kratischen Gedankens werden, der sich nur allmählich und schritt
weise gegen das monarchisch-bareaukratiscbe Prinzip durchsetzt. 

Die Vorstellung, daß die Freiheit des Abgeordneten von den 
Instruktionen seiner Wähler irgendwie fur die Demokrat i .~ 
wesentlich sei, ist der gleiche Irrtum, wie die ebenso häufig.-: 
Vorstellung, die das Prinzip der Trennung der Gewalten mit 
-0em demokratischen Gedanken in einen begrifflichen zu~:1mmeu-
Jiang bringt. Die auf dem Grundsatze der Vol!rnoe:ouveriinifö.t ge-
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gründete Forderung der Volksherrschaft hat historiscb auf dem 
Kontinent gegen die absolute Monarchie dadurch Raum gewonnen, 
daß es den zu Vertretern des Volkes umgewandelten Ständen ge
lang, zunächst die Gesetzgebung zu erobern, und zwar vor
erst auch nur, ohne die Macht des Monarchen hier ganz aus
schalten zu können. Während das moderne · Parlament den 
schwächlichen, bloß steuerbewilligenden Ständen gegenüber durch 
die Behauptung der gesamten legislativen Kompetenz einen Fort
schritt der Demokratie darstelJt, bedeutet die Einführung des 
freien Mandats, von welcher die Umwandlung der Stände in da,; 
moderne Parlament begleitet war: daß auch auf dem Gebiete der 
Gesetzgebung die „Herrschaft" des „Volkes" nur sehr beschränkt, 
nur in der periodischen Parlamentswahl zur Geltung kam. Und 
wenn als politische Doktrin die organisatorische Trennung von 
Legislative und Exekutive verkündet wurde, so war eine solche
,,'l'beorie" lediglich ein Mäntelchen für das Bestreben, der zurück
weichenden Macht des Monarchen eine Position zu sichern, die
- je unabhängiger die dem König unterstellte Exekutive von 
der Legi~lative gefiihrt werden konnte - um so mehr geeignet 
war, der Macht der Volksvertretung ein Gegengewicht zu bieten2h). 
Die Lehre von der Trennung der Gewalten ist zum großen Teil 
- wenn auch nicht ausschließlich - zu dem Zwecke mißbraucht 

,1 

worden, den Prozeß der Demokratisierung des Staates auf die-
Gesetzgebung zu beschränken. 

Die immanente Entwicklung der Demokrane führt aber not
wendigerweise auch zu der schrittweisen Demokratisierung der Ver
waltung und Rechtsprechung und Hand in Hand damit zu einer 
Überwindung des Prinzipes der Gewaltentrennung. Die autonome 
Gemeinde- und Provinzial(Landes)verwaltung, die Geschworenen
gerichte des · kapitalistischen Staates zeigen deutlich diese stets 
fortschreitende Tendenz. Darum h1t es kein prinzipieUer Gegen
satz zu der angeblichen Scheindemokratie des kapitalistischen 
Staates, wenn die ganze bolschewistische Literatur mit aller
größtem Nachdruck als. den Hauptvorzug der Räteverfassun~ 

212) Die sogenannte gewaltentrennende Demokratie, speziell diejenige· 
Ver,aasung, die das Prinzip der Gewaltentrennung am weitesten getrieben 
hat, die der Vereinigten Staaten von Nordamerika, ist eine bewußte Nach
ahmung dt!r englischen Monarchie. 
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hervorhebt, daß nur diese die unmittelbare Teilnahme des Volkes 
an der Exekutive, deren schöpferische Verbindung mit der Legis
lative gewährleiste. ,,In der bürgerlichen Republik", so führt i. B. 
BuCHAIUN aus, ,,fühlt sich der Staat um so wohler, je weniger 
Tätigkeit die Masse selber entwickelt. Denn das Interesse der 
:Masse widerspricht dem Interesse des kapitalistischen Staates ... 
Der bürgerliche Staat beruht auf dem Betruge der l\fassrn, auf 
ihrer Einschläferung, darauf, daß die Massen von jeglichem An
teil an der alltäglichen Staatsarbeit beiseitegeschoben sind, daß 
sie nur einmal im Laufe einiger Jahre gerufen werden, abzu
stimmen und durch ihre Abstimmung sieb selbst zu betrügen. 
Gadz anders ist es in der Räterepublik. Die Räterepublik 
kann, da sie die Diktatur der VolkEmassen verkörpert, keinen 
Augenblick leben, wenn sie sich von den Massen losreißt; sie 
ist um so stärker, je selbsttätiger die Massen sind, je mehr 
Energie sie äußern, je mehr an Ort und Stelle - in den Fabriken 
und Hüttenwerken, in den einzelnen Städten, in großen und 
kleinen Dörfern. - geleistet wird. Deslrnlb war es durchaus 
kein zufälliger Vmstand, daß sich die Räteregiernng bei der 
Veröffentlichung ibrer Dekrete an die Masse selbst wendete mit 
der Forderung. daß die Arbeiter und die ärmsten Bauern sie 
selbst durchführen . . . Die Gewerksch::tften kämpfen nicht nur 
gegen die Kapitalisten, sondern sie nehmen als Organe der 
Arbeitermaeht, als Teile der Räteregierung auch Anteil an der 
Organisation der Produktion, an der Verw:lltung der Industrie; 
ebenso führen die Dorf- und die Bauernräte nicht nur den 
Kampf gegen die Blutsauger, die Bourgeoisie und die Guts
besitzer, sondern sie beschäftigen sich auch mit der Feststellung 
der neuen Ordnung auf dem Agrargebiete, d. b. sie verwalten 
als Organe der Arbeiterregierung die Agrarangelegenheiten; sie 
arbeiten als Schrauben der kolossalen Maschine der Staats
verwaltung, wo die Macht in den Händen der Arbeiter und 
Bauern ruht. So werden nacb und nach durch die Arbeiter
organisationen, durch die Organisationen der Bauern die tiefsten 
Sehichten des arbeitenden Volkes zur Verwaltung des Landes 
herangezogrn" m). Und LENnT führt in dem Kapitel über die 

218) A. a. 0: S. 21, 22. 
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„Entwic,klung der Sowjetorganisation" als drittes Merkmal des 
„Sowjetdemokratismus" an, ,,daß die beste Massenorganisation 
der Avantgarde der Werktätigen, des großindustriellen Proleta
riates gebildet wird, die ihm erlaubt, die breitesten Massen der 
Ausgebeuteten zu leiten, sie in das selbständige politische Leben 
hineinzuziehen, sie politisch an ihren eigenen Erfahrungen zu 
erziehen, damit auf diese Weise zum erstenmal in Angriff ge
nommen wird, daß die Bevölkerung ob n e Ausnahme tatsäch
lich zu verwalten lernen soll und zu verwalten beginnen soll ... 
Die Sektionen der Sowjets verwandeln sich an vielen Orten in 
Organe, die sich allmählich mit den Kommissariaten verschmelzen. 
Ms unser Ziel erscheint die a II gemeine Heranziehung der 
Armen zur praktischen Teilnahme an der Verwaltung"llH). 

Man kann dem bürgerlichen Staate nicht ernstlich entgegen
halten, er sei darum keine wabre Demokratie, weil die arbeitende 
Bevölkerung von der Lei hing des Produktionsprozesses 
gänzlich ausgeschlossen sei und die bloß politische Selbst
verwaltung in Gemeinde, Provinz (Land) und Staat die wesent
lichen Belange des gesellschaftlichen Lebens unberührt lasse, 
d. h. der Autokratie der Un terneb mer überlasse. Demo
kratie als Staats form ist nur die Organisationsform s t a a t
li c her Funktion. Erst wenn die wirtschaftliche Produktion zur 
staatlichen Funktion geworden ist, ist Demokratie attch eine 
Aufgabe der Organisation der Wirtschaftsbetriebe geworden. Da-· 
bei darf gewiß nicht übersehen werden, daß Demokratie ein rein 
form a l es Organisationsprinzip ist, das an und für sich gar 
keinen allgemeinen und unbedingten Wert für jeden Organi
sationszweck beanspruchen kann. Ob überhaupt ttnd wie weit 
im Einzelfalle eine demokratische Verfassung vorteilhaft ~ei, das 
muß quaestio facti bleiben. Gewiß wäre es verfehlt, in der Demo
kratie einen ab so l n t e n Wert, ein Allheilmittel, die Organi
sationsform schlechtweg zu erblicken. Vor allem dürfen gewisse 
Grenzen nicht vernachlässigt werden, die der Leistungsfähig
keit dieser Organisationsform gesetzt sind. Das die Demokratie 
charakterisierende Prinzip · der Allgemeinheit und Gleichheit der 
Berechtigung zur Teilnahme an der Bildung des Gemein-

214) Die nächsten Aufgr\ben der Sowjetmacht, 8. 49. 
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tiobaftswillens geht von der Voraussetzung der Allgemeinheit und 
Gleichheit der. Befähigung zur Teilnahrµe an dt1r Bildung 
des Gemeinschaftswillens aus. Diese Voraussetzung trifft je
doch, wenn überhaupt, so doch nur innerhalb sehr enger 
Grem:en zu, richtiger: kann nur bei der Organisation ganz be
-stimmter Gemeinschaftsfunktionen ohne empfindliche Schädigung 
der Gemeinschaftsinteressen gemacht werden. Um das Wahl
recht zum Parlament auszuüben, bedarf man sicherlich nicht 
aller jener Kenntnisse und Eigenschaften, die bei der Verfassung 
eines zweckentsprechenden Gesetzes zur Bekämpfnng von Epi
demien und zur Durchführung eines solchen Gesetzes unbedingt 
notwendig sind. Weil Fachkenntnisse sowohl bei der Gesetz.: 
gebung als auch bei der Gesetzesvollziehung unentbehrlich sind, 
Fachkenntnisse und Facherfahrung, überhaupt rationelle Inter
essenwahrung nicht möglich ist ohne Fachausbildung und eine 
darauf beruhende arbeitsteilige Berufsfunk:fon, wird die 
Demokratie - soll sie nicht ein Zurücksinken in wirtschaftlich
technischen Primitivismus bedeuten - niemals eines Berufs
beamtentums, d. h. spezifisch ausgebildeter und berufsmäßiger 
Organe, entbehren ki5nnen. Es liegt nur in der Natur der Demo
kratie, daß ihr spezifisches Organisationsprinzip sich vornehmlieb 
in der Führung, Leitung, in dem Ricbtunggeben, nicht aber in 
der Ausführung, in der letzten Konkretisierung der sozialen 
Ordnung bewährt. Natürlich hängt der G-rad, bis zu welchelil 
die Demokratisierung möglich, ist, auch von dom allgemeinen 
Bildungsniveau ab. Von diesem Gesichtspunkte aus ist zu be
urteilen, daß die bolschewistische Forderung nach unmittelbarer 
Verwaltung durch das Volk regelmäßig mit einem Kampfruf 
gegen die Bureaukratie verbunden wird. 

Daß im proletarischen Staate die Bureaukraten des alten 
Regimes beseitigt werden sollen, ist unabhängig von der Frage, 
ob der nene Staat, ob überhaupt ein Staat ohne Bureaukraten 
auskommen kann. Schon anläßlich der Untersuchung der LENIN

sehen Theorie von der Umwandlung der politischen Funktion 
des Staates in verwaltungstechnische und der damit im Zu
sammenhange stehenden Forderung nach Abschaffung des Staats
beamtentums und des ihm spezinschen • Vorgesetztenverbältnisses 
wurde die völlige Beseitigung der Bureaukratie als Postulat des 
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Bolschewii;mus erkannt. Im jetzigen Zusammenhange, unter dem 
Gesichtspunkte des dem ok rat i s c h e n Organisationsplanes muß 
vor allem cie Vieldeutigkeit des Wortes „Bureaukratie" berück
sichtigt werden. Ist damit lediglich die Art der Berufung des 
Organes gemeint: einseitige Ernennung durch eine vorgesetzte 
höhere Stelle im Gegensatz zur Wahl durch diejenigen, deren 
Interessen das Organ zu versorgen bat, so handelt es sich in 
Wahrheit nicht um einen Kampf gegen die Bureaukratie, sondern 
.gegell eine utokratisch-zentralistische und für eine demokratisch
dezentralistische Organisation; ebenso wenn an Stelle des - mit
unter als bureaukratisch bezeichneten - Ministerial das Kollegial
system gesetzt werden sol1. Doch darf nicht vergessen werden, 
daß, wenn überhaupt die Verwaltung durch fach- und berufsmäßige, 
d. h. also arbeitsteilig tätige Organe geführt werden soll, die Art 
der Berufung keinen sehr wesentlichen Unterschied bedeutet, da 
- wenn nur fachlich qualifizierte Kandidaten in Frage kommen -
schon wegen der geringen Zahl der zur Verfügung Stehenden und 
des Umstandes, daß es sich dabei um Lebensberufe handelt, das 
zur Wahl betufene Kollegium erfahrungsgemäß nach den gleichen 
Prinzipien vorgeht, wie die mit dem Ernennungsrecbt ausgestattete 
Einzelperson. Und ebenso bedeutet das Prinzip der Verwaltung 
durch facbmäßige -Berufsorgane speziell in den untersten Schichten 
der Ordnungsverwirklichung schon aus Gründen der Ökonomie 
ein Zurü<'ktreten des kollegialen gegenüber dem ministerialen 
Organisationstypus. 

Indes gerade gegen das Bern fs b e amten tu m richten sich 
- .wie ja bereits die früher zitierten Äußerungen LENINS zeigen -
die Angriffe der bolschewistischen 'Theorie. Zwar ist aus den 
vorliegenden Dokumenten nicht klar zu ersehen, wie die regel
mäßige Verwaltung der Sowjetrepublik beschaffen ist. Den An
deutungen, die LENIN in seiner Schrift „Staat und Revolution" 
macht, fiigt er in seiner Publikation „Die nächsten Auf
gaben der Sowjetmacht" einige Bemerkungen hinzu, die darauf 
schließen lassen, daß die gesamte Staatsverwaltung sozusagen 
im Ne benamt von den hauptamtlich im Produktionsprozeß 
beschäftigten Arbeitern und Bauern besorgt werden soll. ,,Als 
unser Ziel erscheint die unentgeltliche Erfüllung der Staats
pflichten jedes einzelnen Arbeitenden - na~h Ableistung der 
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achtstündigen ,Aufgabe' der Produktionsarbeit" m), Die in solcher 
Anschauung gelegene gänzliche Verkennung des aus der fort
schreitenden Arbeitsteilung sich ergebenden, ans Berufsorganen 
bestehenden staatlichen Verwaltungsapparates ist bereits früher 
hervorgehoben worden. Hier bleibt auch die Tatsache außer 
Diskussion, daß die Sowjetrepublik nicht auf „Fachleute" ver
zichten konnte und daß die Eingliederung dieser berufsmäßig 
tätigen Funktionäre in den Staatsorganismus der Sowjetrepublik 
zu erheblichen Schwierigkeiten führte 218

). Worauf es in diesem 
Zusammenhang allein ankommt, ist die Feststellung, daß <las 
von LENIN formulierte Ziel der Räterepublik ein typisches Re
quisit de1· unmittelbaren Demokratie, und zwar die Kon
sequenz ihres auf die Spitze getriebenen Gleichheitsprinzips ist. 
Es war im Grunde der gleiche Gedanke - nur noch etwas 
realpoJitiscber gefärbt - wenn in der Atheniscben Demokratie 
die Beamten gewisser Venvaltungszweige für eine. kurze Periode 
durch das Los· bestimmt wurden. 

§ 19. Die aristokratisch-autokratische Natur der Räte
verfassung; Rückbildung zur ständischen Verfassung. 

Die russische Sowjetverfassung wäre eine Demokratie, wäre 
- wenigstens der Idee nach - sogar eine v o 11 k o m m e n e
Demokratie, wenn vielleicht auch nicht ein besser verwalteter 
Staat als die Demokratie des kapitalistischen Staates, wenn sie 
nicht nur: das Prinzip der Gleichheit, sondern auch das der All
gemeinheit der politischen Rechte verwirklichen wollte, wenn sie 

216) A. a. 0. S. ö0fö1. 216) Vgl. dazu z.B. TROTZKI, Arbeit, Disziplin 
und Ordnung. Rede, gehalten auf der Städtekonferenz der russischen kom
munistischen Partei in Moskau am 28. März 1918. Revolutionsbibliothek, 
Verlag „Gesellschaft und Erziehung", Berlin 1919, S. 11: .Die Demokrati
sierung besteht gar nicht darin (das ist das A·B·C für jeden Marxisten), die
Bedeutung der qualifizierten Kräfte, die Bedeutung der Personen, die Fach
kenntnisse besitzen, abzuschaffen, sondern darin,• sie überall und stets durch 
gewählte Kollegien zu ersetzen«. Daß das Wahlprinzip als Berufungsart 
der öft'entliehen Organe in der Sowjetrepublik nicht ausnahmslos aufrecht er
halt,en werden konnte, dafür liefert auch die eben zitierte Schrift TROTZKIS 

einen Beleg, wenn erklärt wird: .unter dem jetzigen Regime in der .Armee 
- ich sage es Ihnen vollkommen offen - erscheint das Wahlprinzip politisch 
zwecklos, teebni!!Ch ,aber unzweckmäßig, und in dem Dekrete ist es bereita 
faktisch aufgehoben". A. a. O. S. 22. 
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nicht von vornherein nur die Minderheit des industriellen Prole
tariates als herrschende Klasse der überwiegenden Mehrheit aller 
anderen Klassen als einer mehr oder weniger rechtlosen Masse 
gegenüberstellen würde. Eine Staatsform, die die politische Herr
schaft einer Gruppe oder Klasse durch deren formelle Bevor
rechtung garantiert, bezeichnet man - soweit sie nicht äußerlich 
mit einer monarchischen Spitze auftritt - als Ar j s t ok rat i e. 
Daß es sieb dabei nicht gerade - wie das griechische Wort 
ßagt - um eine Herrschaft der Besten oder Besseren handelt, 
ist selbstverständlich, ebenso selbstverständlich, daß die jeweils 
Herrschenden nie darauf verzichten, zur Rechtfertigung ihrer 
Herrschaft sich in irgendeinem Sinne als die Besseren zu be
zeichnen. Auch die bolschewistische Doktrin verabsäumt nicht, 
das industrielle Proletariat sowohl gegenüber der rechtlosen 
Bourgeoisie als auch gegenüber der minderberechtigten Bauern
schaft mit mannigfachen Wertqualitäten auszustatten und so 
deutlich zu differenzieren. Der „fleißige" Proletarier steht dem 
„faulen", ,,nichtstuenden", ja „betrügerischen" Kapitalisten, der 
in der politischen Organisation und im jahrelangen Parteikampf 
geschulte und erfahrene Industriearbeiter dem ungebildeten und 
unerfahrenen Bauern gegenüber, der sich naturgemäß der Führung 
des ersteren anzuvertrauen hat 217). 

In ihrer Ideologie entkleidet sich jede herrschende Klasse 
ihres bloßen Klassencharakters und tritt mit dem Anspruche auf, 
die ganze Gesellschaft, die „Gesellschaft" schlechtweg zu sein 
-0der ,doch kraft ihrer besonderen Qualifikation die ganze Gesell
schaft zu repräsentieren. Gerade die sozialistische Gesellschafts
kritik bat der sogenannten bürgerlichen Gesellschaft immer wie
der die Maske der Universalität herabgerissen und als bloße 
Fiktion entlarvt1 wenn der von dieser Klasse beherrschte Staat 

217) Vgl. dazu die Darstellung bei BUCHARIN. Daß dem Industrieprole
tariate - RA.DEK spricht gelegentlich von einer "Arbeiteraristokratie" -
gegenüber dem bäuerlichen Proletariate die Führung zukommt: auch in diesem 
Punkte ahmt die russische Sowjetverfassung nur das Beispiel der Pariser 
Kommune VOYJ 1871 nach, von der MARX sagt: sie hätte „die ländlichen 
Produzenten unter die geistige Führung der Bezirkshauptstädte gebracht und 
ihnen dort in d~n städtischen Arbeitern die natürlichen Vertreter ihrer Inte
ressen gesichert". Vgl. dazu SOMBART, Sosialismus und soziale Bewegung, 
8. Aufl., S. 169. 
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sieb als Organisation der Gesamtinteressen, als Ausfluß eines 
Gemeinwillens ausgab. Es mutet darum so seltsam an, wenn 
der Sozialismus bei der Apologie des proletarischen Klas8en
staates sich der gleicb~n Fiktionen bedient, die er erst kürzlich 
erbarmungslos zerpflückt hat. Schon MARX hat ja den univer
sellen Charakter des Proletariates damit zu begründen gesucht. 
daß er die ganze Gesellschaft in dem Zustande dieser Klasse 
stehend, alle Leiden der Gesellschaft in den Leiden dieser 
Klasse kol'zentriert behauptete. Nunmehr wird, um die Ein
schränkung der politischen Rechte auf· die Klasse des Proleta
riates, ja schließlich auf die oder eine Partei desselben zu 
rechtfertigen, geltend gemacht, daß das Proletariat eigentlich gar 
keine beschränkte Klasse, sondern die ganze Gesellschaft, zu 
windest die Gesellschaft der Zukunft, · darstelle, ja daß der 
Sozialismus - sofern man das Bekenntnis zu ihm als Be
dingung für die politische Berechtigung setze - ,,nicht bloß 
politische Partei, sondern darüber hinaus Vertretung des Ganzen 
der Gesellschaft ist, freilich einer Gesellschaft, die erst im Wer
den ist" 218

). Es steckt ein gutes Stück der früher gekennzeich
neten autokratischen Repräsentationstheorie in der Behauptung. 
daß die - politisch allein berechtigte - Arbeiterklasse, daß die 
sozialistische Partei, deren Mitgliedern allein das aktive und 
passive Wahlrecht vorbehalten wird - nicht Klassen-, Arbeiter-, 
oder Parteiinteressen, sondern Gemeininteressen vertrete 219

). ,,Und 
was bloß als politische Partei erscheint, weil es sich im Kampfe 
um die Macht auf denselben Boden mit anderen Parteien stellen 
muß, das ist in Wirklichkeit die Organisation aller gesellscbafts
erneuernden Kräfte gegenüber dem gesellschaftlichen Stillstand ja 
Rückschritt" m). Nein, das ist die dogmatische Verabsolutierung de~ 
politischen Ideales einer bestimmten Gesellschaftsanschauung, das 
ist die typische Fiktion jedes aristokratischen und autokratischen 
Regimes, das ist vor allem die Ideologie der Theokratie, Daß man 
als Vorzug eine,; Vertretung,;körpers, der verfassungsmäßig nur 
aus Angehörigen sozialistischer Organisationen gewählt wird, her
vorheben zu dürfen glaubt, daß er „nicht mehr von Klassengegen-

218) MAX ADLER, Demokratie und Rätesy11tem. Sozialistische Btichere4 
Heft 8, 1919, S. 34. 219) Derselbe, a. a. 0. S. 36. 220) Derselbe, a. a. O. 
s. 35. 
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•ätzen gespalten'' m) sei, soll unwidersprochen bleiben. Aber daß 
erst eine solche „Volksvertretung" ,,einen wirklichen Gemeinwillen 
darstellen" werde, darf wohl, ganz abgesehen von dem Umatande, 
daß eine solche Volksvertretung nur eine Minorität des Volkes 
vertritt, schon angesichts der gewaltigen Meinungs- und Willens
differenzen innerhalb der sozialistischen Parteien ernsthaft be
zweifelt werden. 

Die demokratische Staatsform trifft · der Vorwurf, daß sie eine 
soziale Einheit voraussetzt, die in Wirklichkeit gar nicht existiert. 
Als Einheit wählt das Volk in einem einheitlichen Wahlakt, der 
nur aus technischen Gründen sich aus einer Reihe von Teilwahl
akten rein territorialer Wahlkörper zusammensetzt, einen ein
heitlichen Vertretungskörpe1·, der einen einheitlichen Volkswillen 
produziert, obgleich das „Volk", von wirtschaftlichen, nationalen 
und religiösen Gegensätzen gespalten, soziologisch eher ein Bündel 
gesellschaftlicher Gruppen als eine zusammenhängende Masse 
eines und desselben Aggregatzustandes darstellt. Die von der 
Demokratie vorausgesetzte Gleichheit der Individuen und das 
darauf aufgebaute Majoritätsprinzip bei der Willensbildung be
deutet eine radikale Mechanisierung des sozialen Organisations
prozesses und schafft eine Form, in der die organische Gliedemng 
des sozialen Körpers und die große Verschiedenheit des We~s, 
den die einzelnen Glieder für die Gesamtfunktion haben, nicht 
zum Ausdrucke kommen kann. Dieser Einwand ist von jeher 
gegen die Demokratie von der Autokratie und der Aristokratie 
erhoben worden. Sicherlich klingen die Argumente für die ]llte
verfassung sehr deutlich an Jene scheinbar längst überholten, als 
reaktionär verschrienen Gedankengänge an. Sicherlich haben 
sie gerade in dieser Richtung eine gewisse Berechtigung. Daß 
die absolute Gültigkeit des reinen Majoritätsprinzipes wieder in 
Zweife1 gezogen wird, ist ja nur darum verwunderlich, weil es von 
einer Seite geschieht, die bisher gerade in diesem Prinzipe ihre 
Hauptstütze erblickt hat. Gewisse Tendenzen, die der Gedanke 
der Räteorganisation außerhalb Rußlands, speziell in Deutschland, 
zeigt, und mehr noch die politischen Wirkungen, die von der 
Räteverfassung auf die Organisation der nicht proletarischen. 

221) Derselbe, a. a. 0. S. 84. 
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Klassen ausgeben, erwecken den Anschein, als ob die Entwick• 
lung des Sowjetsystems die Rückbildung zu gewissen vordemo
kratiscben Organisationsformen, die Wiederbelebung der Ständever
fassung n2) anbahnte. Neben den Arbeiterriiten begiQnen Bürger
und Bauerm-äte sich zu bilden. Es ist anzunehmen, daß es sich 
dabei nur um vorübergehende Erscheinungen handelt; dennoch 
.soll nicht unterlassen werden, auf die schweren Mängel einer 
ständischen Organisation hinzuweisen. Soll nicht ein steter Kampf 
der einzelnen Gruppen um die entscheidende, d. h. ausschließliche 
Macht im Staate dessen Grundlagen dauernd erschüttern, können• 
die gemeinsamen, d. b. also staatlichen Angelegenheiten nur 
in Übereinstimmung aller ständisch organisierten Gruppen be· 
'Sorgt werden. Die ungeheure Schwerfälligkeit dieses Apparates, 
'Seine geradezu auflösende Tendenz machen ihn für moderne 
Verhältnisse unmöglich. Gerade darin liegt ja der Vorzug der 
Demokratie und ihres Majoritätsprinzipes, daß sie bei größter 
Einfachheit der Organisation eine weitgehende p o I i t i s c b e In
tegration der StaatsgeseJlscbaft gewährleistet. Sicherlich 
wäre es verfehlt, die Wirkung dieser Integration zu überschätzen 
<><ler sieb gar von der demokratischen Fiktion der geschlossenen 
Volkseinheit täuschen zu lassen. Wenn für irgendeinen Staat, so 
gilt auch für die Demokratie das Wort, das NIETzsehe vom „neuen 
Götzen" sagt. ,,Staat heißt das kälteste aller kalten Ungeheuer. 
Kalt lügt es anch; und diese Liige kriecht aus seinem Munde: 
leb, der Staat, bin das Volk". Daß der auf juristischem Wege 
erzeugte Wille des Staates der „Wille df",s Volkes" sei, ist auch 
dann eine Fiktion, wenn das Willensbildungsverfahren dem o
k rat i s c h organisiert ist. Nicht, weil die Demokratie den 
wahren Willen des Volkes zutage zu tördern außerstande wäre 
und eine andere politische Form dies besser · vermöchte, sondern 
weil das politische Grundphänomen des Volkswillens an und fiir 
sich im höchsten Grade problematisch ist:i123

). Unbefangener, von 
den juristischen Formen abstrahierender Betrachtung der tat-

222) Vgl. dazu VERDROSS, Die ideologi11chen Wurzeln des Rlites:,atem!, 
„Deutsche Politik" ,om 4. Juli 1919, S. 18 ff. 223) Daß neuesten• auch 
von sozialistischer Seite die Realität des „ Volkswillena" bezweifelt wird, dafllr 
iat s:,mptomatiach die Schrift von TÄUBLER, Abgeordneten· und Bllrokraten• 
abaolutiemna und die Rätedemokratie, Wien, 1919, 8. '8. 
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l!lächlichen Vorgänge bei der sozialen Willensbildung kann nicht 
verborgen bleiben, daß die niemals automatisch, niemals aus 
sich selbst bewegliche Masse die dem Wollen spezifische, initiativ 
schöpferische Funktion nicht zu leisten vermag. Das für die 
Richtung und den Inhalt des „Volkswillens" entscheidende Sta
dium liegt meist vor dem demokratischen Verfahren, in dem 
der Volkswille - vielmehr seine politische Ausdrucksform: der 
StaatswiJle - gebildet wird, und bat durchaus autokratischen 
Charakter: Der Führerwille eines einzelnen wird dem Willen 
der vielen aufgezwungen. 

Schluß. 
§ 20. Die Demokratie als Form der; politischen Rela
tivil!lmus im Gegensatze zum politischen Absolutismu1;1. 

Der unbezweifelbare Gewinn der demokratischen Organisation 
liegt vielmehr darin, daß durch das Prinzip der Gleichheit unrl 
Allgemeinheit der politischen Rechte die breiteste Grundlage fiir 
den Kampf um die politische Führerschaft und so die relativ 
beste Auslesemöglichkeit geschaffen wird. Dabei tritt innerhafö 
dieses politischen Prinzips mehr die Allgemeinheit als die Gleich
heit in den Vordergrund. 

Und an die AUgemeinbeit knüpft sich auch derjenige Vorzug, 
den die Demokratie allen anderen politischen Organisationsformen 
voraus hat: die Möglichkeit jeder politischen Überzeugung, sich zu 
äußern und im freien Wettbewerb um die Gemiiter der Menschen 
sich geltend zu ma~hen. Die Herrschaft der M aj oritä t unter
scheidet sich von jeder anderen Herrschaft dadurch, daß sie 
ihrem innersten Wesen nach eine Minorität nicht nur begriff
lich voraussetzt, sondern auch politisch anerkennt und - in 
konsequenter Verfolgung des demokratischen Gedankens bis zum 
PrinzipP derPro:rortionnlitii.t- schützt. Die Relativität des. 
Wertes, den ein bestimmtes politisches Glaubensbekenntnis auf
richtet, die Unmöglichkeit, für ein politisches Programm, für ein 
politisches Ideal bei aUer subjektiven Hingebung, bei aller per
sönlichen Überzeugung absolute Gültigkeit zu beanspruchen, 
zwingt gebieterisch iu einer Negation auch des politischen 
Absolutismus, mag das nun der Absolutismus eines Monarchen, 



Sozialismus und Staat. 129 

einer Priester-, Adels- oder Kriegerkaste, einer Klasse oder sonst 
einer privilegierten, jede andere ausschließenden Gruppe sein m). 
W~r sich in seinem politischen Wollen und Handeln auf gött
liche Eingebung, auf überirdische Erleuchtung berufen kann, 
der mag das Recht haben, sein Ohr der Stimme des Menschen 
zu verschließen und seinen Willen, als den Willen des absolut 
Guten, auch gegen eine Welt von Ungläubigen, Verblendeten, 
weil anders Wollenden durchzusetzen. Darum konnte die Losung 
des Gottesgnadentums christlicher Monarchie sein: Autorität, nicht 
Majorität, jenes Losungswort, das der konservative Rechtsphilosoph 
STAHL geprägt hat und das zum Angriffsziel für alleB geworden 
ist, was für geistige Freiheit, für wunder- und dogmenbefreite, 
auf dem menschlichen Verstande und dem Zweifel der Kritik 
begründete Wissenschaft, politisch aber für Demokratie ist. Denn 
wer sich nur auf irdische Wahrheit stützt, wer nur menschliche 
Erkenntnis die sozialen Ziele richten läßt, der kann den zu ihrer 
-V erwirklicbung u n vermeidlichen Zwang kaum anders recht
fertigen, als durch die Zustimmung wenigstens der Mehrheit der
jenigen, denen die Zwangsordnung zum Heile gereichen soll; und 
diese Zwangsordnung darf nur so beschaffen sein, daß auch die 
Minderheit - weil nicht absolut im Unrecht - nicht absolut 
rechtlos, jederzeit selbst zur Mehrheit werden kann. Das ist der 
eigentliche Sinn jenes politischen Systems, das wir Demokratie 
nennen und das nur darum dem politischen Absolutismus 
entgegengestellt werden darf, weil es der Ausdruck eines p o l i t i
s c h e n Re 1 a t i v i s m u s ist. 

224) Vgl. dazu GAWRONSKY, Die Bilanz des russischen Bolschewismus, 
19t9, s. 79. 

Al'Olatr f. Geeelllchte d. 8o.iall11n.1 IX, hrq. "· Grtl-~berf, 9 



Drei Briefe von Karl Marx an Heinrich Beine. 
Mitgeteilt von 

G.ustav Mayer (Berlin). 

Die folgenden drei Briefe von MARX. an HEINE, die sich zuletzt im Be
sitz verschiedener Autographenhändler befanden, sind meines Wissens bisher 
ungedruckt geblieben. Bei e:nem dieser Händler hatte FRANZ MEHRING sie, 
wie er mir bei unserer letzten Begegnung sagte, vor Jahren eingesehen, und 
einige seiner gedruckten Bemerkungen bezeugen, daß er sie in der Tat ge
kannt hat'). Obgleich ihr Inhalt kein zu bedeutender ist, rechtfertigen die 
Bedeutung des Schreibers wie des Empfängers dieser ftllchtigen Blätter ihren 
Abdruck an einer der Wissenschaft zuglinglichen Stelle. Andere Briefe von 
MARX an HEINlil sind mir nicht bekannt; von HEINE an MARX besitzen wir 
nur den in Hamburg geschriebenen Brief vom 21. September 18!4, den die 
'Nene Zeit (XIV/1, S. 14 ff.) im Faksimile veröffentlichte. Ursprünglich hatte 
FRIEDRICH ENGELS beabsichtigt, an jener Stelle diesen Brief mitzuteilen und 
dort einleitend das Verhältnis zwischen HEINE und MARX darzulegen. Aber 
er starb, bevor er sein Vorhaben ausflilirte, und nahm die Ausführungen, die 
er dort gemacht ·hätte, mit sieb ins Grab. Statt seiner hatte llEHRlNG bei 
dieser Gelegenheit in der Neuen Zeit ttber die Beziehungen zwischen dem 
Klll!lsiker des wissenschaftlichen Sozialismns und dem 'V'OD ibm bewunderten 
Dichter die notwendigen Mitt~ilnngen gemacht, und in dem oben erwl1hnten 
Essai hat er später in d i es e m Archiv den Gegenstand noch einmal auf so 
glänzende . Weise behandelt, daß es genügen darf, für das Allgemeine, das 
darüber zu sagen wäre, auf jene beiden Aufsätze zn verweisen. 

Vieler Worte bedarf es auch im einzelnen nicht, um die nachfolgenden 
drei Briefe, die alle undatiert sind, verständlich zu machen. Der erste ist im 
Januar 1844, noch in· Paris, geschriebe11, ga11z kurz bevor MARX, wie man 

. weiß, höchst unfreiwillig, von hier nach Brüssel übersiedelte. Das Viertel
jahrbnch, für das er deri Dichter zn interessieren sucht, sind natürlich die 
Rheinischen Jahrbücher; am Ende aber hat MARX selbst - man weiß nicht 
genau den Grund - so wenig wie der_ Dichter einen Beitrag dazu gestiftet. 

1) Verwiesen sei hierfllr auf seine Ausgabe des literarischen Nachlasses 
von MARX und E:-;GELS II, 855, auf seinen schönen Essai: Sozialistische 
Lyrik, in diesem Archiv IV, 219 und auf seine MARXbiographie S. 118. (Der 
betreffende Abschnitt wurde erstmals in diesem Archiv VII abgedruckt, 
vgL hesondera S. 285.) 
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In seinem Hanptstiick auf den gleichen Inhalt wie der erste beziol1t sich der 
zweite Brief, aus dem HEINE l\lARX' früheste Briisseler Adresse erfährt und 
den nach allem von dem ersten nur eine kurze Zeitdpanne trennen kann. Mit 
-dem Gedicht .Deutsche Flotte" kann MARX auf kein anderes abzielen als auf 
oas bekannte "Wir trliumten von einer Flotte jüngst", das in den Werken 
,,Unsere Marine" heißt. Von ihm behaupt.et ELSTER in seiner HErnEam;gabe, 
daß es :zuerst 18!6 im Pariser Vorwlirts, den dieser Herau8geber llmNES 

freilich nicht aufzutreiben vermochte, erschienen sei, Im III. Baud dieses 
Archivs habe ich auf Grund der Akten des Berliner Gd1eimeu Staatsarchivs 
das Schicksaal des Pariser Vorwil.rt~ erzählt; es unterliegt keinem Zweifel, 
daß dieser 1.8!6 bereits der Vorgangenheit angiihörte. Dei der gena.ueu Durch
arbeitung eines nicht ganz, aber nahezu volhitän<ligen Exemplars der seltenen 
Zeitung hin ich, von .Deutschland· ein Wintermärchen" abgesehen, auf elf 
HEINEsche Gedichte gestoßen, die dort zum er11ten Mal, teilweise in anderer 
Fassung als später in den Gesammelten Werken, verllff'entlicbt. wnrden. Doch 
,,Die deutsche Flotte" fänd ich nicht darunter. Es ist auch nicht recht ein
zusehen, ~eshalb MARX gerade dieses Gedicht, wenn es im Vorwärts bereits 
erschienen wäre, in den Rheinischen Jahrbüchern noch einmal hätte abgedruckt 
jjeheo wollen, l\lan möchte annehmen, daß es dem Verleger LEsRE und dem 
Herausgeber Pü·rrMANN um einen angedruckten Beitrag des berühmten Dichters 
2u tuu war. Die neueste kriti„cbe Ansgabe von HEINES Werken, die dea 
Inselverlages, hebt denn auch richtig hervor, daß das Gedicht nkht zuerst im 
Vorwärts erschien, sondern daß noch unhekannt sei, wo es znerst gedruckt 
wurde. 

Über ANNENKO}'FS Bezielmngen zu MARX oriP-ntiert am besten die Ab
handlung N. RJASANUFF's, Marx und seine russischen Bekannten in den 
vierziger Jahren, Neue Zeit XXXI/1 (1913), besonders S. 763. ANNENKm'FS 
~igene Auszeichnungen über seine. Beziehungen zu MARX in dieser Zeit, 
("Der europäische Bote" [russ.] 1880, rler betreffende Abschnitt -deutsch in 
Neue Zeit I [1883], S. 236), nach Jalirzehnten entstanden, sind mit Vorsicht 
2u lesen. Dauernden Wert hat aber dort seine prächtige Schilderung von 
MARX' äußerer Erscheinung, wie sie ihm in der Erinnernng geblieben war. 
HErNES Buch über BöRNE ist bekanntlich schon 1840 erschienen. Die Ab
sicht, es so viel später noch in einer deutschen Zeitschrift ausfilhrlich zu 
kritisieren, hat Marx nicht ausgeführt. Übrigens haben damals nicht etwa 
nur ~die christlich-germanischen Esel" an der schonungslosen Art Anstoß 
genommen, in der llFJINE hier mit dem nambaft.esteu Vorkämpfer des deut
schen Demokratismus umgesprungen war. Selbst FRIEDRICll ENUELS, den 
1\fARX fügli<:h für keinen .christlich-germanischen Esel" halten konnte, urteilte 
1842 in den Deutschen Jahrblichem: ~HEINES Buch über Börne ist das Nichta
\viirdigste, was jemals in deut.scher _Sprache gellchrieben wurde" 1). 

1) llit anderen, teils anonym erschienenen·, teilR noch 11nveröft'entlichten 
Kundgebungen werde ich demnächst auch diesen Aufsatz in einem die frtthe
aten Arbeiten des jnngen ENGELS zusammenfassenden Band bei JULITIIJ 

SPJUNOER in Berlin zum Abdruck bringen. 
9* 
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[. 

Liebe,· Freund! 

lch hoffe MQrgen noch Zeit su haben, Su f1' sehen. Meine Abreise. 
/i,niut Montag al.att. 

Der Buchklindler Leake war eben bei mi,·. Er gibt ein Vierteljahrbuch 
in Darmstadt #en1JU1'jrei heraus. lcl1, Engtla, HeJ, Herwtgh, Jung etc. -
arbeiten mit. Er hat mich gebeten, Sie um Ihre Mitwfrkung - Poesie oder 
Prosa - an111.spt·echen.. Sie schlagen das gewiss nicht ab, da wir jede 
Gelegenheit benut1en mü88en, uns in Deutschland selbst an1usiedeln. 

Von .allem, was ich hie,• an Menschen surücldasae, ist mfr dit Heine
sehe Hinterlas,enschoft am unangenehmsten. Ich möchte Sie gern mit ein
pack,n. Gril.ßen ~ie 110n mir und meiner F1·au Ihre ~,·au Gemahlin. 

Ihr 

K. Marx. 

II. 

Bt'ua:ellea. Rue Pachecho viaavia du hopital St. Jean No. 96. 

Lieber Heine! 

Sie entacl1uldigen mich mit einer Maa,e Douane,1plackereien, wenn ich 
Ihn,n heute nur einige Zeilen schreibe. 

Piittmann in Köln läs8t Sie durch mich ersuchen, doch ja einige Ge
dichte (11ielkicM auch Ihre deutsche Flotte?) für das censurfrei erschei
nende Jahrbuch in Darmstadt einz,uachicken. Sie können die Sache an mich 
adreasieren. Der liJngste Twmin - Siti w,rdm wohl aber gleich waa bei 
der Hand haben - i8t 3 Wochen. 

Meine Frau lüsat Sie und Ihrti Gimahlin t1ielmala -gril,Jm. Vorgutrn 
war ich auf der hi1Bigm .Administration de la surete publiqutJ, wo ich 8Chrift
lich erklären musste, in Belgiet1 ttichta über Tagespolitii drucken zu lasaen. 

Dtr Rmouard und Boernattin haben Ihr Wintermärchen mit dem Di·uck
orl Neto York sn Paria drucken und hie,• ,,, Brüssel nm Verkauf ausbieten 
lasam. Diuer Nachdruck soll i.iberdem "°" Druckfehlern wimmeln. Ein 
~ndermal mehr. 

Ihr 
Ma,-z. 

III. 

Mein lieber Heine! 

Ich benutze die Durchreise dea Überbringers diese,· Zeilen, des Herrn 
Annm1,off, tinu aehr UebenNQrdigen und gebildeten Ru,Ben, um Ihnen 
meine beat,n 0rü,Je iukommen 111 laaaim. 

Vor einigen Tagen fiel mir 1uf1Jllig eine hleitH SchmlJhschrift g,gen ll~ 
in die Hand - Hinterlaasfflli Briefe Börnea. Ich h4ttt ihn nie fü,• so fad, 
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llleinUch und abgeschmackt gehalten, als es cla schwar• auf tJJeisa 1u luen ist. 
Und welch elendes Gel,ohl nun gai· der Nachtrag tion Gutsk010, etc. Ich 
werde in tiner d,utachen Zeitachrlft eins au11führlichs Kritik Ihre, Ruchs 
aber Bör11• schr,iben, Eine tlilpelhaftert Behalldlung als dies Buch t10n 

.den christlich-germanischen Eseln erfah1·en hat, ist kaum in irgeml tiner 
Literaturperiade au/tsuweisen und doch /t.hlt's lceinei- d!uischen Period, an 
Tlilpefoi. 

Haben Sie mir uielleicht noch „Spetsielks" über Ihre Schrift mit1uteilen, 
40 tun Sie's ra,ch. 

Ihr 

K, Mara:. 

Bue de l' Alliance 5. Hora d, la Porte de Lowvain. Bruxelle,. 



Ein verschollener Nachklang der Internationale: The 
International Labour Union (London, 18 7 7 -- 7 8). 

Von 

Max Nettlau (Wien). 

Wenn je ei,ne sozialistische Bewegung einen dem gänzlichen Versiegen 
beinahe identischen Tiefstand erreichte, gilt dies von der englischen Bewegung 
der Jahre 1875-18i9.. Die Flihrer der Internationale hatten von Anfang an 
für gut befunden, dem Kontinent gegeuüber die großen Massen der ihnen 
vag affiliierten Tradesunionisten auszuspielen, statt, wie es Uberall sonst ge
schah, durch mühsame Propaganda eine wirklich sozialistische Bewegung all
mllhlich aufzubauen. Als letzteres nach Jahren, auf das Drängen vieler, doch 
begonnen wurde, waren viele Krll.fte durch ihre Führerrollen im Generalrat 
lllngst verwöhnt und verbra~c}lt, Streit- und Personenfragen wurden sofort in 
die neue Bewegung getragen und bald öffnete sich diese, der alten Großmanns
sucht nachgebend, populäreren Nebenbewegungen, wie der republikanischen; · 
kurz es folgte 1873 und 1874 ei.n Verfall und Zerfall'), der, so viel ich je 
l,emerken konnte, für ungefähr fünf Jahre (zwischen 1874 und 1879 gelegen) 
das Verschwinden jeder organisierten Bewegung herbeiführte 1). - Die 11eue 
Bewegung, die bald nach 188() durch den Protest gegen Idands Unterdrückung 
durch die liberale Regierung und durch HENRY GEORGES erste englischeLand
nationalisierungs-Kampagne mächtig gefördert hcrvortrat 3), hatte ihre ersten 
Quellen in kleinen, jetzt vergessenen Londoner Gmppell, die 1'0n einigen 
wenigen energischen Männern ir:spiriert wurden. Diese :Männer hatten ihren 
Sozi6us, der ein ausgeeprochen revoltitionäret- war (und manche von ihnen 
11cho.wals zum Anarchismus führte), sich gewissermaßen selbst gebildet 
durch. iKontakt mit alten· Chartisten, Owenisten, Anhängern BRO:STERRE 

O'BRIEN's usw., fest überzeugten, aber einseitigen Leuten, und durch eine 

1) Vg-1. MAX B.lcH, Die Spaltung der englischen Internationale (Neue 
Zeit XX./2); The International Herald (London, 1872-73), seit Nr. 82 
The Republican Herald (1873-74) etc. 

2) Kleinere Bewegungen wie die zur Erhaltung der Commons, n. a. 
von De Morgan's MontLly (seit 1876) vertreten, die Tichborneagitation 
(Magna Charta .A.ssociation) etc. gaben manchen älteren und neu auf
tauchenden Kräften Betätigung. 

8) Th e R a·d i ca 1 (1881-82) verzeichnet die Anfänge dieser zur Dem c,

c rat i c Federation führenden Bewegung. 
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wesentliche Modernisierung dieser Ideen im Verkehr n1it einzelnen deutschen 
Sozialisten und mit Komnmneßiichtlingen etc. Der Einfluß der so kläglich 
in nichts verflüchtigten englfacl1en Intemationale auf sie war der denkbai· 
geringste und die lt'llhrcr derselben galten ihnen als abgetane Größen, die 
viel verschuldet hatten'). So kann man nur eine wirkliche Trennnng beider 
Bewegungen dlll'ch eine beinahe leere Pause von fiinf Jahren konstatieren. 

Und dor.h wurde in diesen Jahren, von November 1877 ab bis mindestens 
Eude 1878 (ob noch länger, ,ist unbekannt), ein Versuch gemacht, die alte 
Bewegung der Internationale zu erneuern, ja, es waren die alten Männer der 
Internationale selbst (die Richtung MARX ausgenommen), die ~icl1 dazu zu
eawmenfanden, und selbst der Wunsch, den alten Namen drr Internationale 
wieder anzunehmen, fehlte nicht. Wenn diese Bemühungen zu nichts führten 
unn fast lautlos verklangen, war die Ursache jedeuiallt; die, daß diese alten 
Führer die Fehler der alten Taktik wiederholten, daß sie nur führen und 
nicbt arbeiten wollten. So b-~wegen sie sich im luftleeren Raum oder sie cr-
B!)heinen wie die Geister gefallener Krieger der Sage, die ihre alten Kii.mpfe 
allnllchtlieh wieder ausfechten; - nichts gelernt und nichts verg-essen. Immer
hin mag dieses letzte Echo der Internationale in London <ier Vergessenheit ent
rissen werden, der es ohne einen ganz besonderen Zufall verfallen gewesen wäre,). 

Folgend11s Manuskript lag mir vor: 
Minutes '-'f the Council of the Internatio111il La/,our Union 

Occidental Roo'fTls, li'ountain Court, Strand [ Lo11don J, from Dec. 11, 1877. 
60 Bl., fol. "). 

1) Ich schildere hier die ersten Anf'ltnge dieser Bewegung, etwa seit 18i9 . 
auf Grund vieltir eingehender milndlicher Mitteilungen der hauptsächliP,hRtr,n 
dieser Männer, der ältesten · Publikationen (geheim gedruckter Flugblätter 
etc.) und anderer Quelien. Im Druck .erschienen darüber längere Erinnerunruin 
von FRANK Krrz, in Freedom (London), 1911 oder 1912. 

2J Mitglied des Council der Organisation war FmTz Sc1:1cMANN, vielleicht 
ein Däne, da er am 113. IV. 1878 zum korrespondierenden Sekretär f!ir Skan
dinavien gewählt wurde und Korre~pondent des Kopenhagener Sozialdemo
kraten war (nach La Guerre sociale, London, 2. X. 1878). Er entwarf 
die Zeichnung der Mitgliedskarten (30. IV.; 14. V. 78). Später lebte ef in 
Amerik11, und scbiieb dort vor seinem Tode anf das mitgenommene Pro t o
k o 11 b u c,h der Gesellschaft: ,,Thi8 book to be given to Jllr . .Axd St aal when 
I am dead. Ht never to u8e it a g a ins t th~ pMlosophy öf An a 1· c '1 t'.s t
C o mm uni 811!, Nov. 28. f~9. Frit6 Schumann'·. - Darunter steht: ,,Staal 
~ender den til Ki·opotkin", d. h. das Buch wurde au P. Kr:oPOTKIN geschickt, 
der dazu notierte: ,,Reuived at Rapallo on Dec, 27. l910. P. Ki·opatkin". -
Dieser lieh mir das Buch und ich kopierte oder exzerpierte alles wese.ntliche 
im Dezember 1911. - Ich glaul,e nicht, daß ich dies Material in einem den 
Intentionen S~mjMANNs zuwiderlaufenden Sinn verwende, da ja das Buch ein 
im Sinn seiner und meiner Ideen lehrreiches BeispiP.l dafür liefert, wie man 
n i c h t organisieren und daß man nicht führen soll. 

3) Das im Mai 1878 von F. ScHtiMANN entworfene llrief"papier zeigt eine 
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Der Bericht tlber die Grlindnng der Organisation im N-ovember 1877 ist 
nicht vorhanden') •. Die von Fr.El'CHER PAPE, dem Sekretar (vom 9. Vll. 78 
ab von J. S. HowELI,) geschriebenen Protokolle beginnen mit folgender Liste 
der Mitglieder des provisorischen Council '): CRARLES BRADLAUGH -
JOHN HALES - HODGSON P&ATT - J, ÄCXRELL :- VICTOR DELAHAYE -
FRITZ ScnuMANN - ALSAGER HAY H1LL - J. FosTER - Rev.· STEWART 
D. HEADLAM - C. KEEN - J. GROUT - J. G. ECCARIUS - JOHN W.ESTON -
v AN DER Hou·r - BARR01s - Mas. ANNIE .Bli:SANT - Miss EDITH 81Mcox -
MRS. llARRIE'l' LAw -- Miss A. BnowN. 

Am 18. XH. 77 erscheint noch J. S. HowELi., während HonosoN PRATT, 
HERMANN JUNG, BARROIS und G. SHIPTON resignieren. JUNG wird um Zn

·rttcknahme gebeten und nimmt dann großen Anteil; er präsidierte dem I na u
gu r al Meeting (Occidental Hall, Strand) 29. I. 78, das auch PRATT 
brieflich begri\ßte. Dort wlll'de der definitive Co u n ci I von 35 gewlthlt: 

.TUNG - HAI,ES - WESTON - PAPE - DE JONG - VAN DER HOUT -
EccARIUS - ScHUMANN - G. BENNET - BRADLAUGH - MRS. BESANT -
EMMANUEL HOPES - JllRS. LA w - RouSSEAll - LEONARD ENTERB - DAYS -
HlLL - BAZlN -- J. s. HowELL - WHEATLEY - STEWART HEADLAM -
READ - KEEN -:-ACKREI,L -J. l)E WALS HE -:MOORE - 'rH. MOTTERSHEAD -
C. KING - R. Mc. GrFFEN - P. FERRAUT - ROACH - MER!IIOD -
W. W. NmHTINGALE - CARL liENZE - LlONEL ROBINSON, 

Von diesen wird FLETCHER PAPE Sekretll.r (5. II. 78), niwh seinem mit 
Bedauern aufgenommenen Rücktritt pro\'isorisch J. S .. HowELif (9. VII.); 

aufgehende Sonne, dariiber:. No Rights witliout Duties, no Dutiea wWi.out 
Rights, und: The International Labour Union. EstabUshe<l .in 
London, Nov. 1877. Oeciclental Rooma, Fouri.tain Court, London, W. C. 

1) Ich kann leider jetzt nicht feststellen, ob sich in Zeitschriften ein solcher 
Bericht findet; der BRADLAUGHsohe National Reformer enthii.lt wahr• 
soheinlioh Nähares, da BrtADLAUGH selbst am 11. XII. 100 Exemplare davon 
zur Verfügung stellt, um die Anbahnung von Korrespondenzen zi erleichtern. 

Da von den beiden Delegierten eines engli~chen Vereins (Commou
wealth Club) und des deutschen kommunistischen Arbeiterbildungsvereins zum 
Geuter Kongreß (Sept. 1877) der eine, JOHN HALES1 das dort Geleistete ge• 
ringschä.tzte und der andere, MAL'l'MAN ßARRY, v.on allen v.era.bseheut wurde 
- s. im folg. -, so ist von dieser Seite aus eine Anregung durch den Genter 
Kongreß ausgeschlossen. paß aber das von den flämischen, deutschen, eng
lischen und einigen anderen Delegierten dieses Kongresses außerhalb des
selben (s. J. GUILLAUME, L'Internationale, IV, 1\HO, .S. 275) beschlossene 
Zusammenarbeiten der sozialdemokratischen Richtung einige Leute von früher 
anregte, die Loudone1· Generalratsiuternationale wieder auf die Fiiße zn bringen, 
ist nicht unwahrscheinlich. Zu beachten ist, daß speziell H. JUNG fttr den 
alten Namen eintritt (s. u ). 

2) Bei der ersten Anführung ergänze ich nach Möglichkeitdie Vornamen etc. 
später führe ich die Namen mllglichst kurz an. 
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LIONEL ROBINSON treasurer (20. Hf.). T1To ZANARDIDLLI 1) und L. GOLDEN• 
BERG 1) werden in den Council kooptiert (\4. V. und 15. X.). Am 16. IV 
werden als kor respondierende Sekretäre gewählt: ScHUMANN (Skan
dinavien), DE Jo~m (Flandern}, HEliZE (D eu ta c hla n d), HALEB (Ame
rika); am 14:.V. VAN DER Hou-r(Ho\land); am 21. V. Z.\NARIYELLI(ltalien); 
am 4. VI. JUNG (Schweiz). Fl,ErCHER PAPE empfiehlt am 14. V. einen 
englischen Sekretltr (that it woud facilitate the establishment of a Fede
ratiou in this country); HALES befilrchtet Kontlikt mit dem allgemeinen Se
kretiir, aber J. S. HowELL wird gewählt. 

Eine An(llyse der 22, respektive 85 Namen des Councii - der sieb 
manche Namen gauz Vergessener allerdings entziehen ~ ergibt für dle 22 
vom November-Dezember 1877: 1. alte International1.1: Jmrn HALES, 

EccARlUS, WEs-roN, VAN DER HouT, AlRs. HARRIET LAw. - 2. Radikale 
Freidenker: BRADLAUG11, MRs. BESANT, J. GROUT. - 3. Rev. STEWART 
HmADLAM, christlicher Sozialist; HooGSOli PRAT'r, liberaler Pazifist; G. SHIP• 
·roN, professioneller Gewerk~chaftspolitiker; ALSAGER H. HILL (Beehive-IDt
arbeiter, Landfrage) 9);· V. DELAHAYE, französischer Sozialist (mit Jo~'FRIN 
u. a.. näher liiert, der Berliner Arbeitskonferenz-Delegierte von 1890) ; F. 8CHU• 
MANN (dil.nischer Sozialist?). - 4. Die nicht erkennbaren: FLmrcHER PAPE, 
J. ACKRELL, J. Fos·rmR (Bermondsey), C. KEEN (Stepne.v Green), .J. S. HowELL 
(Hackney), von Londoner Gewerkschaften oder Clubß?; BARRms (lsling·ton)? ; 
Miss SlMuox (Kennington)?; Miss A. BROWN (Old Kent Road)? 

Die 35 definitiven Mitglieder ergeben an Zuwachs nach der gleichen 
Einteilung: 1. alte Internationale: Ha:RMANNJuso, THOMAS Jifo·rrERs
HlilAD,. ROACH; S. 4. DE J OliG I fi imischer Zigarrenmacher, Commercial Ruad, E.); 
G: BENNET (Woodgreen)?; E. Ho PES (Trades Unionist); RoussEAU?; LEONARD 
E~TERS?; DAYS (A.dresse Patriotic Club, Clerkenwell Green)?; BAZIN?; 
WHE\TLEY?; Ruo (dieselbe Adresse wie DAYS}?; .J. DE WALSHE (Mile 
End Roa.d); MoORE (Adresse Commonwealth Clnb, Bethnal Green Road) ; 
C. Kum?; R. Mc. GrFFEN?; 0. FiRRANT?; 'MER~oo?; W. W. NIGHTING.AI,E, 
Trades Unionist; CARL HENZE (deut~cher Sozialist, bald in der MosTScben 
Bewegung und Anarchist, dann erblindet); LroNEL RoBINSON (ein wohlhabender 
Herr, der Schatzmeister wnrde). Diese vielen, nicht erkennbaren sind im 
wesentlichen Trades Unionisten oder (resp. und) Mitglieder radikaler Clubs. 

1) TITO Z.\N.ARDELLT hatte zu den der italienischen Internationale feind
lichen, abtir der Richtung E rn&Ls-Brm,Am ebenso fernstehenden Sozialisten 
gehört und lebte dann in Brüssel und London. 

2) L. GOLDES-BERG, ein russischer Sozialist, seit 1872 oder 73 in Zürich, 
Genf, Paris lebend, Drucker mancher russischer Bücher, spliter durch viele 
Jahre Verwalter des Schriftenvertriebs des Fonds der freien russischen Presse 
in London (ST&PNIAK, F. VOLKHOVSKI etc.). 

3). Dies nnd einige ähnliche Angaben nach Mitteilungen (1911) eines 
im radikalen politischen Leben jener Jahre viel bewanderten Engländers, der 
aber auch eine Anzahl Namen nicht mehr kannte. 
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Die Verhandlungen zeigen Ubrigens eine sehr ungleiche Teilnahme dieser 
Mitglieder, meist von 8 bis l2. Zu den bllufigsten Besuchern gehören -
neben SCHl1MANN, HENZE, DE JoNG - ACKRELL, BENNET, FERRANT, HILL, 

Mo0RJll, PAPE, NIGHTINUALE, HowELL und JUNG, ECCAIUUS, M0T'JEUSUEAD 
WESTON. BRADLAUGHS Gruppe erscheint nur selten, aber die ganze Zeit 
hindurch, ebe111Jo STEWART HEADLAM '), 

BRADLAUUH war stets so antisozialistisch, als man nur sein kann, meinte 
aber dabei mit s~inem Progr11rum nach jeder Richtung bin auf dem radikal
sten Standpunkt zu stehen, Er kannte übrigens die noth vorhander.en Poli
tiker der englischen Internationale durch und durch und versah sich von 
ihnen einer energischen sozialistischen Propaganda gewiß nicht. Deshalb 
konnte er ruhig ein Sti\ck mit ihnen zusarumengehen, wie sie _ihrerseits sich 
seine recht platonische Hilfe gem gefallen ließen. Die eigentliche Arbeit 
taten schließlich doch einige ernstere Sozialisten und Trades Unionisten und 
wohlmeinende Leute im allgemeinen. Da der Ertrag ein magerer war, da es 
keine Beute gab, so gab es auch noch keinen Kampf um die Beute, eher ein 
langsames Dahin'schwinden oder ein plötzliches Abbrechen - wir wissen nicht, 

· ·welches von beiden. Zunächst aber betrachten wir den Entwicklungsgang
der Organisation, wie er von dell Leuten gelenkt. wurde, die zum Teil das 
innere und liußere Leben der Internationale mitgelebt hatten. Leider liegen 
mir die Ad d r es s und Ru l es ni~ht vor, die in UGO Exemplaren gedruckt 
wurden (1878);' vgl. Sitzung vom 28 .. V. 

Der Provisional Council unter BRADLAUOHs, HALEs', ACKRELLS Vor
sitz diskutierte die Statuten (11. 18. m. 77; 8. I. 78;. Iu der Diskussion 
llber die Kooptierung von Mitgliedern „Mr. Ha l e a waa atrongly in f avou,· 
of it, f or he held that it might be the meana of bringing intelligent f 01·eig
nera 01i to the Cou11cil who coulil do uaef ul work • , . It wa8 reaolvetl 
that the Membe1·t1 of the Council be empowered to opsn up correspondence 
with we,·y country." 

Erste Statutenvorschrüt: "That all societie.a a11d individua/s adkerit1g 
to the · Union acknQWfodge truth, jUfstice and morality a11 tl1e baai11 of their 
conduct towarda eacli other and towm·ds all men witltout ,·egard to ae:r, 
colour, c1·eed o-r nationaUty": "that it acknowledgea no 1·ights u:ithout dutita, 
no dutits without rights", - wobei morality definiert wird als „the unwritteii 
law by which perso11al conduct is properly regulated." 

Der Couneil „elected antiually by the General CongrtBB and shall have 
pou:er to add to its 'mc111bt1·11" (wogegen Eccarius sprach)•); "branches a.nd 
affiliated societiea sliall have the right (subject to the Councils approval) 
to ,end a delegate or delegates to the Council. .Also that it shall form a 
Bureau of Correapo11dmc,, and be chargcd with the eollection and collation 
of atatistica" • . • ( die alten Wiinsche !). 

1)-Am 28. V. 78 wird von diesem die Zusendung einer Broschüre: Tht} 
Grammar of Socialism, berichtet, die ich sonst nicht kenne. 
_ 2) Am 29. I. 78 angenommen: that it be only in the power of t/lree, 
/011rths of the Coundl to add to its number. 
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Das l11 augural Meeting (29. I. 78) (Jmm Vorsitzender; verg crow
dtd and ,·ep,·eaentatitJe attendance). 

„ On the first r71le Mr. West o n JJl'Clpoaed tbat we adopt the tJ/d title 
(also Inte,·national Wo1·kit1gn1tt18' A88ociatiot1) t1.hich u:asi·up
pOTetd by Jung ancl Weiler'), while tlie original resolution in fatour of 
the 1-ule /Internatiotial Labour Union] u:aa SUJ1po1·t1·d by Bill, Jlale, 
and Miss 8imcox and E c ca ri u s. Ajttr conaiderable disc·usaion the ji,rat 
rul, was afjirmed.;' 

Am 5. Il. 78: die nSection 26 of the late International in Philadelphia 
erklärt ihren Beitritt (adhesfon). Man diskutiert „opening up comtnunications 
with tl1e conti1m1t". 

„Mottc,·el1ead, did not aee hoto tl/e could ally ouraelve., with the 
Junusians [l/ederation jul'assienne der lhte,•nationale], seeing they 
practised comvlete abstention from politics, wl1ile we looked 11pon politicr, 
as one of the chief instruments fo,· thtJ emancipation of labou1'. J·trng 
thougt that Ji'rar~c e, afld where possibl,, olhf1• count,·ies should hai-e a 
11oice i1I the nomination of theil- correapoi,ding secrttarifs. 

»Mo t t er s h e C' d then 1Jl'Oposed that bej'tJl'e entcring intu corresponding 
relations with eifher 01·ga11iztd bodies or indii:iduala, the secretary !ihall 
obtain the instmction of the Council, and that all corrrspondence not oJ 
a fol'mal charactt:r be submitted to the Council before beirlg rtplied to ancl 
in cases uhere the Council may deem it essential, it be ini_p"atfoe that the 
reply be submitted to the considei·ation of the Cuuncil. Passed." (Man Riebt, 
wie bi•ter man die "geheime DiplomatieK in der alten Internationale empfand~ 
durch die MARX, ENGELfi und die andern Se~retäre glücklich denn Weltkrieg" 
in der Organisation zustandegebracht hatten). 

SCHUMANN schlug einen Brief an die Trades Councils und anderen Ge
werkschaftsorganisationen in England vor, den PAPE, MoTTERSHEAD, HALES 

und JuNG entwerfen sollen (circular letter). Der am 26. II. von HALES 

vorgelegte Brief "gave rise to considerable comment in 11:hich Mr.Jung 
spoke about our obligation to tbe G h ,e n t [ international] Congnss [Hcrb1t 1877} 
tr:hich dre-w from Mr. H a·l es the tXpreision of opinion thatpersonally he thoughl. 
it might be superaedcd aeei11g that it bi·oke up in confusion and cume to no rtso
lution with i·egard to 01·ganiaation." - Hierzu bP.merkt JuNO am o. III.: ,,tl1a1 
it tbould be highly impolilic and fatal. to ua aa an international body, if we 
atttmptul to ignore or supersede the G h e 11 t Congress. He thougkt u-e ought 
to make it undtJ1'stood ihat Iltis 'U'as tlie Co un eil f or England and he also, 
thought thtre skould be a national c o n g r es s litre aa aoon aa practical,le." 

.,Eccariiis offi,rmed that thcre was not a shred of local characte1· about 
our movement. J[e tlwugl.t that in the very first instance we slwuld l,ave 
committecl our intcneions to the continent:" 

1) ADAM WEILER, ein deut.scher Tischler, Trades Unionist und, so viel 
ich weiß, ein Genos&e LEssNER's iu der Internationale, ohrie daß mir aber 
sein Verhältnis zu MARX nach dessen Bruch mit den meisten deutschen Sozia• 
listen in London näher bekannt wäre; er starb Mitte der Achtziger. 
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„J,11111 said we were justijied in our mor,ement, for it was e:eprualy 
resolt,ed at th~ late [Ghent] Oongreas that local or national organiaation 
under any name - provided il obaerved the principka - ,oaa not only jUBti-
fiable but neeeaam·y." _; 

VAN DER HoUT meint „that we should send an exact accouttt of our 
m011Mnent to Ghent" 1). 

Diese Diskussion greift am 13. III. 78 auf die Entstehung der Interna
tionale zurück, vielleicht durch die Weltausstellungen von 1878 und 1862 
angeregt. EccARIUS meint, der Entwurf "ougkt to have 1·eferred more t/&an 
anythi-ng to the labour struggles in thia country during the lasl twelve months. 
He denied that it [die Internationale] was the outcotne ofthe exhibition 
of 1662 (was der Entwurf, als Vorbild für 1878, jedenfalls behauptet hatte) ... 
„Äckrell af.firmed that it was in hia recollectio1i that aome .Z.'renchmm 
came oi,er here at the time of the Exhibition and he thougl,t they were am<mg 
"'6 originators oi tlle late International.'' 

,,E c ca r i u s after git1ing an outline of the early stagea of the late mo
vemmt" beantragt folgende Abänderung: ,,actuated by thiB -necessity the 
1"rench and English workmen brought together by thtir sympathy fol' Poland 
in 1863 entererl into an alliance f tJr sacial aB well a.B for political purpoites. 
The result of thi, alliance was the inaugu,·ation of the I. IV. M . .A., Sep
tember 1864." (JUNG bleibt dabei, 20. III., ,,that the late I. W. M. A. ditl 
,·esult fron the Exhibition of 1862" .) 

Dieses Zirkular ist die mit den Rm,Es veröffentlichte, von Ende März 
1878 ab verschickte A dd 1·ess, die man als Broschüre oder in Zeitsehriten 
wiederfinden wird (1100 Exemplare). 

Am 5. II. 78 JUNG ,,gave an outiine of our action 'With rega,·d to the 
Gtt·man soci_ety in Marshal Street, stati-ng that some member1 of 
thät society had made ovel'tures to him touching the possibility of our coa
lescing and working tl>gtther. .After the secretary llad read their ,·ulu, 
Mesitt·a Neve and Busch 1vho were preffent unofficially stated thefr desire 
to act in unison ivith us and most emphatically repudiated any connection 
with M alt man B a r r i e; they took a copy of our Rulea a1id promiaed 
:to lay them bejore their body" •). 

1) Am 13, III. wird der Sekretär beauftragt, in diesem Sinn an VAN BE· 
VEREN in Gent zu schreiben. - Ülier den Gen.ter Kongreß erschien kein 
Protokoll. Der Bericht des Jura-Bulletins ( 1 S. IX. 77) ist in J. GUILLAUMEs 

Internationale, IV, 1910, S. 265-279 wiedergedruckt und kommentiert. 
2) Ich kann jetzt nicht feststellen, ob dies der später viel genannte alte 

Rose Street Club war und ob er identisch war mit dem Klub, dessen Statuten 
~rschie!len als: Statuten des sozialdemokratischen Arbeiterklubs in London, 
gegründet 1877. (Londcn, s. a., 14 8.); dasselbe englisch: Rules of the Social 
Democ.ntic Working Men's Club established 1877 lS. a., 12 S.). 

Dies ist die erste Erwähnung, der Zeit nach, des unglücklichen JOHN 

-NEVE (damals ö Nassau Street, Middlesex Hospital, W. C.), die ich kenne. 
Dmelbe wurde ein Jahr später der Expedient der MosTSchen .Freiheit" und 
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Man erhält allmählich einige Erwiderungen auf das Zirkular, versucht 
dureh Beauche bei einzelnen Trades UnionR und dem Londoner 'frades Council 
nachzuhelfen; einiges wird aus der Provinz erwidert. Die Amalgamate.d 
Society of Tailors, die Amalgamated Ironworkere' Society, die Amalgamated 
Labour League, die London Branch der Amalgamated Carpeniers' Society, 
die :Sritish United HamD1nmen's Society, die Alliance Ca.hinet makers geben 
Lebenszeichen. Leeds uud ßristol werden genannt, die Zeitschriften Th e 
Labour Standard und The Miner's Watchman. Man schreibt an 
VAN PAT'.r:EN in Amerika und erhält Antwort vom Bureau fädera.l vo11 Gent. 
GLASGOW schreibt und JOHN WEsTON, der schon MARX 1865 zu einer recht 
gründlichen theoretischen Erwiderung (Value, Price and Profit, 26 .• Juni 1865) 
zu bringen . verstand, ,,thou.ght we should have a wider platform and that 
the Cou.ncil should d~vote mon time to the discussion of principles"; di& 
alten Internationalen. kannten aber ihren WESTON und „nach einiger Diskussion 
wurde der Gegenstand fallen gelassen", sagt das Protokoll (14. V.). 

HALES teilt mit (21. V.), ,,that letters had been aent to all the late se
cr,.aries of the sections of the British l!"ederation of the late International 
vnth a view to reestablish the said F'ede·ra(ion under the auspicu of thitt 
union", aber man findet keine Spuren einer solchen Wiederbeleb11ng d,er 'l'oten. 

dann durch Jahre der unermfülliche Verbreiter anarchistischer Literatur über die 
deutsche Grenze, bis ihn 1887 ein.dunkler Schurkenstreich dahinstreckte, den 
nelleicht das Licht der neuen Zeit jetzt endlich ganz aufklliren wird; er 
starb Mitte der Neunziger zu Halle im Kerker. 

MAI,TMAN BARRTE war jener den Sozialismus ganz genau kennende und 
intelligent vertretende Mann (man lese die von ihm geschriebenen Teile des 
Labour Elector noch in de~ Neunzi6ern}, der es fertigbracbte, dabei ein 
Toryagent zu sein, und die in der Arbeiterbewegung hervortretenden Ta
lente den Tories zuzuführen suchte und wußte. Deshalb wurde er wie die 
.Pest gemieden, und wer in den Verdacht einer Berli11rnng mit ihm kam, hatte 
seinen guten Ruf verloren. Seine vieljährigen Bemühungen trugen trotzdem 
Friichte, wie viele Erscheinungen in der Arbeiterbewegung der letzten 
25 Jahre zeigten. MARX hatte bekanntlich ein faible fllr diesen BARRIE, und 
die Ursache, daß, bei aller Achtung vor ihren intellektuellen Leistungen, der 
moralische Einfluß von MARX und ENGELS auf die englischen Arbeiter ein 
10 geringer blieb, liegt darin, daß in unfaßbarer Weise MARX dem MALTMAN 

BARRIE, EN(lELS dem Dr. E. B. A VELING die Stange zu halten für gut fänden •. 
Daß dem ehrlichen NEVE eine solche Frage gestellt wurde, beweist nur, wie 
wenig die Herren jener Gesellschaft die revolutionKren deutschen Kreise 
kannten. NEVE ist auch nicht wiedergekommen. 

Zufällig zeigt der Brief von MARX an F. A. SORGE vom 2i. IX. 77 (zu deru 
Gun.LAUMES :Bemerkungen, Int. IV, S. 279-280 zu vergleichen sind), daß 
llAllx selbst den B,uuuE "veranlaßt" hatte, den Genter Kongreß zu besuchen, 
und ihn als sein Faktotum betrachtete. Durch nichts konnte er sich in tieferen 
Gegensatz zu dem Gefühl jedes englischen Sozialisttin setzen als durch letztere 
lußerung. 
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Inzwischen wird die finanzielle Lage schlecht (Einnah111en: 7 ! 2 s. 10 d.; 
Ausgaben: 11 f 1 s. 11 d. Defizit 8 t 19 s. 1 d.) und die üblichen Mittel zur 
Verbessemng werden besprochen (28. V.); LtONEL ROBINSON streckt 5 t: vor. 

Man beschließt, in den Klubs Vortrige zu halten (28. V.; 13. VIII.); spe
ziell BRADLAUGB, JUNG, EccARIUS, STEW AR'l' HJU.DLAM, HILL, MOTl'ERS• 

HEAD, HALES, J. S. HOVl'ELL und_ Miss SIMcox werden dazu aufgefordert 
(17. IX.). EccARIUR gibt als Gegenstand an: The Organisations of the Wor
king People throngbout tbe world, S·nw ART HEADI,AM: 'fhe International 
ldea; HoWl!lLL: The Structure and .Object of the International (24. XI.), BRAn
LAUGH: Labour; long ago, its atruggles since, its position to-day, what for to
morrow?, HALES : S o c i a li s-m [ das Wort wird sonst sehr selten gebraucl1t]. 

Man will eine kurze Prinzipienerklärung verbreiten, einen Propaganda
fonds errichten (28. V.). Auf Briefe an bekannte Mlnner erwidert Sm CUARLEs 
DJIJKE mit seiner gewohnten Vorsicht, ,,that he could_ not give hia name ex
cept where he could w01·k and know all being done"; - Mr. LEONARD OOURT· 

NEY „expreaaing sympathy with labour organ~ation, but atating he would 
not place himaelf in a poaition which ,might be constr"cted into one of 
oppoaition to capitallats' ;" - BRADUUGH „placing his name on the volun
targ pledge aubsct·iption liat and prof ering aiz montha subscription in ad
vance" (16. VII.). 

Das Urteil gegen Mrs. BJSAN'l', ,,the i·niquitoua decision of the Master 
of th, Bolla by which she haa been deprived of the custody of hw daughtcr 
becai,se of her adoocacy oj anti-theological and malthusian viewa" wird ver
urteilt; ,,at the same time th, Council expresses no opinion upon these prin
ciplea, it proteais agalnat 'the decision 011 the ground that liberty of opinion 
ahould be absolutely free" (21. V. 78), 

DE W ALSBE · und NrGRTINGALlil schlugen vor (18. VI;) ,,that the Coun• 
eil takes thia the earliest opportunity of exp,·esBing ita diaapproval of the 
recent mdeavours to assassinate the Efllperor of Garmany, but at the aame 
time emphatically p,·otesta againat 1hB- nefarioua attempta to connect auch acta 
'With aocialism which it holds to be an tsaentuilly humaniaing doctrine, alto
getlut· oppoaed to _assaBSinafion. Cam.ed." 

Französische Fliichtlinge, für die CLEMENT (wohl JEAN•BAPTIBTE) sprach, 
fragen,, wie sie den ausgesperrten Lancashire TextillU'beitero Geld schicken 
können. VAN PATTEN, Sekretär der amerikanischen sozialistisc'hen Partei, 
schreibt, die North of England Society of Woolsortere wUnscht die Statuten, 
einzelne schreiben ans Birmingham usw., aber der Lou.doner T rad es C ouncil 
lehnt ab "stat.ing unability to joi11 though approlJing thc objects" (18. VI.), 
und ein Comite des T r ade s () o u n c i l von Birmingoam „diti not f fiel themstl1m1 
juatified in 1·eco111mmding to their Council for aympathy or suppor," (16. VII.). 

JUNG und HENZE beantragen, dem ,Vorwir".s' eine Sympathieadresse für 
die deutschen Sozialisten anläßlich der Wahlen zu schicken (93. VII.).; HENZE 

schreibt einen Brief filr die deutschen Zeitungell '). 

1) A.m 5. m. 78 war noch Hmscu als Beaucher erschienen, jedenfalls. 
der S<>zialdemokrat CARL HIRSCH. 
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GEORGE HoWELLs Artikel The History -of the International 
.Auociation" (Nineteenth Century, July 1878, S. 19-89) • ,,was gentrally 
condemnecl as faacc141•at, and i1\fust"; J uNn wird ersucht, eine Erwiderung 
zU: verfassen, und akzeptiert (23. VII.); M:oT'rERSHF.AD und HA.LEB aollen 
2n KN0\VLES (dem Redakteur) gehen, ob er eine Erwiderung aufnehmen 
wolle oder nicht (6. VIII.). Weiteres wird hierl1ber nicht berichtet (eine 
Erwiderung von KARL M.-rnx vom 4. Vlll. 1878 erschien in dem Organ der 
Mrs. HARRIET LAw, übersetzt in ,Neue Zeit' XIX/1, 8. 585--5&9). 

Nun beginnen Kongreßfö,gen, in denen die sch\7ache Organisation keinen 
Einfluß hat, aber doch ein .Abenteuer erlebt. JUNG korrespondiert mit einem 
Pariser Comite zum Empfang von Arbeiter», die die Weltausstellung besuchen 
(80. IV.; 28. V.; 4. VI.). Ein internationaler Kongreß in Paris ist beabsich
tigt; aber an VAN BEVEREN (Gent) wird der Vorschlag geschrieben, wenn 
in Belgien kein solcher Kongreß stattftnde, ihn in London abzuhalten (23. VII.). 
VAN BEVEREN antwortet, in Belgien finde kein Kongreß statt, und fordert 
alle zum Kongreß in Paris {2.-4. September) auf. ZANARDELLI und 80HU• 
MANN beantragen Einlad1mg der Trades Unions zu diesem Kongreß und 
Wahl von drei Delegierten am 6. August (30. VII.). Unter BRA0LAUGHB 
Vorsitz werden J1JNG, ECCARIUS, MoTTiilRSlIEAD, HALES vorgeschlagen und 
-zwischen den beiden letzteren mit 8 gegen 4 Stimmen für MorrERSHlilAD 
entschieden; HA.LES und NmHTINGALE werden dann als supplementary dele• 
gate;i, für Ersatzfälle, gewählt, eine fdee von SCHUMA.NN und HoPES. Der 
Kongreß wird· verboten und VAN ßEVEUEN wird gefragt, was zu tun sei 
(13. VIII.). JuLES GUESD'fl schrieb aber, . die Min<>ritll.t sei zur Abhaltung 
des Kongresses entschloRBen. E. HOPES erhält ein Mandat (.Antrag Jmm, 

· DE W ALSHE, 20. VIII.). Am 80. VIII.: da HoPE~ und ScHulllANN ohnedies 
nach Paris reisen, wll.re es nicht besser "to, allow them to repreaent the Union 
and sat1e the money", worauf HILL und MOTTERSHEAD beantragen, .,,that 
Mr. Eccari1'8 proceed to Paris to reprtJ&mt the Council antl receive 6 ;i. 

for his expen8e&." »Oretlentia.18 wert gi11en to Mr. Schumann 48 a de,._ 
gate to Paris". 

Am 10. IX. 78 erschien „Mr. Hopeir (und) statecl that ·whil8t in Paris M 
had malle every ejJ'o1·t in hia power to obtain inf ormation relative to tlle 
place of meeting of the I11t. Wo1·kmen'8 Cong1·eas with a view of prtsenting 
hu credential8 . anti\ attending as a delegate, but had f ailea to do 80 and 
had theref <we been unable to male himseli acquaintfd with any matter on 
which to make a 1·eport." 

F. ScHUMANN dagegen schrieb ans Paris, daß er am ö. IX. verhaftet 
wUJ;de, und ersucht Hru, und BRADLAUGH, to communieate with the FrencA 
authoritie8, with a view of disabusing their minda of the idea that the so• 
-eiety which he p,·oceeded to Paris to ,·epresent was the „I. W. M. Society'' 
[sie], und wünschte HoWELLs N ine te en th Cent ury arti k e 1. 

N11u begann eine großzügige Rettungsaktion. STEWART HEADLAM. 
EccARIUS, VAN DER HouT beantragen ein Komitee {JIJNG und ZANARDELLI), 
das fl1r ScHUMANNs Frau und Kiader sammle. EccA1uus und NmHTINGALE 
11chlngen Deput.ationen (Juso, EccARtus, HEAtH,AM) zu 1„rnNEL ROBINSON, 
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F'REDElUCK IIARRrsoN, Professor BEESLEY, Mr. SHANE [sie; W. SHAlilN?] vor 
für die Befreiung von ScHUMANN. - Am 17. IX. wird von EccARIUS berichtet, 
Professor BEESLEY denke, ntliat nothing more than e;xpulsiun could hoppen 
to Mr. 8 c human n, as the delegates hacl appeared to have kept within 
tht limits of the law". Ilretlel'ick Harf'ison „aimply wialied to know 
if .l!:douard .lt'inance was the man u·ho had apoken ao wtll at Lyons" 1). 

LIONEL ROBINSON versprach, die Sache mit HILL zu besprechen. JOSEPH 
_COWEN schrieb, wenn er io London wäre, ,,he would have been glad to have 
the Marquis of Salisbury or Mr. Burhe", aber so meint er, daß sich DILKE 
der Sache wohl annehmen würde; · DlLKE ist aber gerade für Briefe uner
reichbar (1. X.). JUNG und EccArutTS sahen BROADHURST (den liberalen 
Arbeiterpolitiker), um durch ihn die Hilfe des Marquis von SALISBURY für 
ScnmU.NN zu erlangen - ; in Bow Street wollte auch JUNG ein affidavit 
liber Name und Ziel der I. L. Union abgeben - aber SCHUMANN war frei• 
gelassen worden und in der Sitzung vom 1. Oktober schon anwesend. Es 
wird noch eine Protestresolution (HAJ.ES, HEADLAM) an das· französische 
Ministerium geschickt. -

VAN DER HouT und HOPES beantragen am 29. X. (vgl. 8. X.) eine Spe• 
zialsitzung zur Vorbereitung eines "International La bour Co ngr e ss" 
in London. Unter BRADLAUGHs Vorsitz wird dazu am 5. XI. ein Komitee 
gewählt (HALES, 8CHUM.ANN, JUNG, HEADLAM, HOPES, BENZE, VAN DER 
HouT); hierliber ist bis Ende 1878 keine weitere Nachricht vorhanden. -
L. GOLDENBERG, der in Paris gewesen war, berichtete am 17. XII. bei seinem 
Besuch der eingesperrten französischen Kongreßdelegierte11 (in St. Pelagie], 
,,tkey hcuj desired to know t/11 reason of the deltgate from th, I. L. U. 
atttnding tl&e sctid Congresa not as a Socialist .b·ut only as an lnternationa• 
list, and fl!htthet· the Union u:as a socialist society or not; and that he 
had infonned them that though most of the membera were socialists, the 
society itstif waa met'e1y an International Socitty of W01·king Men and thus 
interesttd in Internationaliam", wofür GOLDENBERG Dank ausgesprochen 
wird (Antrag HEADLAM-8CHUM.ANN). 

Die I. L .. Unlon machte sich noch dem Trades Union Congreas 
in Bristol bemerkbar, wo ttber sie gesprochen zu worden sein scheint (vgl. 17. 
und 24. IX.). Die erwähnte lecture propagai,da schien sich vorzubereiten 

.(17. XI.). Hu,L, · NIGHTINGALE, A.cKRELL regen mehrfach einen I n t er n a. t i o
n a l Club an (S., 17. IX.; S. X.). J. S. HOWELL beantragt sogar ein Komitee 
"to consider the possibility of eatablishing an organ", eine Zeitschaft also 
(SCBUMANN, ACKRELL, HILL, WESTON, Mrs. LAw gewählt; 19. Xl.) 1). 

1) FINANCE war Positivist wie HARRISON. In Lyon hatte der französische 
Ki>ngreß. stattgefunden. 

2) Über den Pariser Kongreß von 1878 vgl. Le Collectivisme devant 
·1a dixieme Chambre (Affaire du Congres ouvrier international socialiste) ... , 
Paris 1878, 34 S., und: Le Congres ouvrier international aocialiste devant la 
dixieme Chambre (Bibliotheque revölutionnairel, Paris 1879, 128 S. · 

3) HENRY GLASSE legt am 13. VIII. das Manuskript einer Brochttre vor 
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Sonst wurde noch eine Resolution iiber die Verfolgungen a'cr deutschen 
Sozialdemokratie beschlosse11 (15. X. 78); ein Berline, AusgewiesenP.r, BREUEL, 

aehilderte diese Vorgänge und wurde freundlich begrüßt (10. XII.). GOLDEN• 

BERG wünschte einen in Rußland erschienenen Artikel „in defence of t/11 
actions of tlle Bussian nihtlists" vom Council herausgegeben zu sehen, was 
abgelehnt wurde (29. X.), 

Hiermit ist das im Protokollbuch Berichtete so ziemlich resumiert. Am 
17. XII. 78 wurde die nächste Sitzung für den 7. I. 79 anberaumt „and tllat 
lhffl ahould b• fi:red tlre date of tlu genel'al meeting" • 

.,The mteting thtn adjourntd". 
Die folgenden Blätter sind ausgerissen, ob sie nun IJeschrieben waren 

oder nicht? Das Ende der Gt>sellschaft ist mir unbekannt und niemand, den 
ich fragte, wußte auch nur von ihrer Existenz. 8ie hatte zuletzt ansr.heinend 
allerlei Eisen im Feuer, allerlei Pläne, aber es wurde nichts durchgefllhrt, 
nichts erreicht. Immerhin scheint diese Gesch!lftigkeit die .Mitglieder ihres 
Couocil (von sonstigen Mitglitdern ist nie die Rede) befriedigt zu haben und 
sie vertrugen sich gut, obgleich man, wenn es der Mühe wert wäre, zwischen 
den Überresten der alten Internationale allerlei alten Groll nachweisen könnte. 
Wann und wie also das Ende eintrat, ist nicht zu erraten -- die kleinste 
Ursache konnte dazu genügen. 

Ein Dokument enthält das 'Protokollbuch noch - 188 Namen und 
Adressen, welche den für die Kortespondenz in dieser oder jener Weise in 
Betracht kommendt>n Kreis umfassen. Eine für die kleine sozialistische und 
atbeiterfreundliche Welt jener noch so einfachen Zeit sehr cha~akteristi1;che 
Liste - durch die Namen, die sie enthält und die, die fehlen. Schon wer 
die Zeit .von nur wenigen Jahren später, Mitte der Achtziger, aus eigener 
Anschauung kennt, wird sil'h in dieser alten Liste .. C,emd fühlen; so ver
schieden waren die lebendigen Kräfte von damakl und der Zeit seit 1880 von 
den flir diese Gruppe gewiß politisch erfahrener Männer in Betracht kommen
den irrllften von 1878. Einzelne Bl'rü:hrungspunkte sind natürlich vorhanden. 
Eine nähere Bearbeitung der Liste schließt sich von selbst au~, da ich manche 
Z111ammenhll.Dg-e nur auf Grund 111.ngst weggelegter alter Schriftstücke etc. 
herausfinden könnte und dies hier keinem allgemeineren Interesse entgegenki!.me. 

Wie ein Satyrspiel manche Einblicke in den Mythu!I gewährt, die dem 
Betrachter der Tragödie znnllchst versagt sind, ao hilft die hier. geschilderte 
Episode zur Beurteilung wichtigerer Vorglinge vor und nach ihr. Dieser He

. urteilung will ich dnreh keine weitere Bemerkung vorgreifen. 
7. April 1919. 

(Caste, Capital and Social Democracy), deren scho~ beschlossener Druck 
schließlich abgelehnt wird (19. XI.). Hier erscheint zum ersteDmal HENRY 

GLASBE, der sich bald zum Sozialrevolutionl!.r, dann zum AnarchiHten ent
wickelte. Er übersiedelte nach Afrika (Natal) und förderte dort und von dort 
aua bestltndig die Propaganda seiner Ideen. 

Arcllh f. Ge•claichto d. 8oslali11D11• IX, liY•g • .,._ Grllz,berll', 10 
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ERNEST ßELFORT BAX : Reminiscences and Reflexions of a mid and late Vic• 
torian. London, GEORGE ALLEN 1918. S. 288. 

Die Memoiren von ERNEST ßELFORll BAx bilden ein wertvolles Stlick im 
Mosaikbild der zeitgenössischen Literatur des internationalen Sozialismus. 
Der Rechtsanwalt (barrister at law, Midle Temple) E. B. B. gehört zu der 
geringen, abr.r hochwertigen Zahl der englischen Schüler des Londoner MARX• 

ENGELSsehen Kreises. Außer dem Juristen und dem Sozialisten steckte in B. 
aber der Philosoph, und dieser letztere ist es, der schriftstellerisnh in ihm 
aogar überwiegt. ENGELS ärgerte sich über diese Note des „sehr braven 
Kerls", der nur sehr zu Unzeit Kant ochst (an SORGE 1848, vgl. Briefe und 
Auszüge aus Briefen von BECKer etc. S. 198). So wurde B. zwar mit HENRY 
MYERS HYNDHAN zusammen der Begrlinder der englischen Sozialdemokratie, 
indes sein unabhängiger Charakter sowie seine philosophischen Neigungen 
fdhrten ihn hä.nfig zu Konftikten mit den orthodoxen Lehrmeinungen der MARX· 
jünger und zur Zueammenarbeit mit mehr künstlerisch gerichteten Elementen 
wie WrLLrAM MvRRis, mit dem zueammen er auch eine Geschichte des eng• 
lischen Sozialismus schrieb. Im übrigen trägt auch das Memoirenwerk den 
Charakter der Eigenart der englischen Sozialistengruppe, der B. angehört 
und die als reinpolitische kleine Minderheit sowohl der Jgroßen Parlaments
politik, in die sie nicht hineinzuwachsen vermochte, als auch der praktischen 
Arbeit.er• und Gewerkschaftspolitik, von der sie prinzipiell geschieden war, 
völlig fern steht. Insofern ist die Politik der Social Democratic Federation 
etwas "luftleerer Raum"; freilich sehr geschwängert mit Geist, Wissen und 
versehen mit weitem Blick l 

Unter solchen Umständen ist denn auch im vorliegenden Band nicht allzu 
viel zu finde~- iiber die Arbeiterbewegung und die Reformgesetzgebnng Eng• 
lands in der entsprechenden Period11. Fast die einzigen' Ereignisse, über die 
B. zu berichten weiss, bestehen in einigen gestörten Umziigen und Zusammen· 
litössen (riots) mit der Polizei, an denen die englische Parteigeschichte mit ihren 
meetings in the open air bekanntlich reich ist (S. 80 ff.) 

In einem Punkte des Parteiprogramms und der Parteipolitik unterscheidet 
sich B. grundsiitzlich von den landläufigen Ansichten der Sozialisten. Er ist 
in weitem Umfange Gegner der Frauenemanzipation. Ihm zufolge ist die Frau 
dem Manne gegenüber heute schon bevorrechtet, da sie sich vor Gericht, in 
der öffentlichen Meinung usw. einer Vorzugsstellung erfreut und zwar 
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wegen des Geschlechtsdusels des Mannes, der ihn befangen macht. Ich 
habe diese Behauptung B.s, die er schou an anderen Orten ausgesprochen, 
richtig zu stellen versucht (Zeitschrift llutteri;chutz 1907 tlV, S. 172 ff.) und 
verweise darauf. Im vorliegenden \Verke kommt dur Ycrfasser mehrfach auf 
-seine Thesen zurlick. Den Anechnldigern Dcntsch\aodR, die in der schlechten 
ßehiindhmg der Frau den Beweis für die Minderwertigkeit der deutlichen 
Kultur erblicken, hält B., der die These, wenigstens für Neudeutgchland, nicht 
1\blehnt (vgl. auch seine 1916 erschienenen Schrift Hermu.n Culture I'ast n.nd 
Present„ S. 269 ff.), die in seinen Augen sohädliche Erscheinung, daß umge
kehrt in gewissem Sinn die Frauenbewegung in Dent.schfoud fortgeRchrittener 
11ei als in England, entgegen (S. 271). 

Erfreulicher als die Erörterungen zu diesem 'rhema und intere11sl\nt, 
wenn auch mehr episodeohaft, sind die Charakteristiken, die R von ein,er 
Reihe von Persl!olichkeiten gibt, mit denen er in n~here Berührung kam 
-und z. T. sich in Freundschaft verband: BERNARD 8HAW1 FRIEDRIOll EtlGELS, 

AUGUST BEBFlL, JF,AN JAURES1 PAUL LEFARGUE1 JULES GUESDE, 8T}WHAN 

BAUER, Schreiber dieses und andere. An BEDEL tadelt er den stark chauvi
nistischen Zug seiner letzten Lebensjahre, hebt aber lobend eine gewisse' 
-0:röße und Vornehmheit des Charakters hervor (S. 42); VICTOR ADLEtt kommt. 
weniger gut davon; er wird als in seinen l!'ehlern bezeichnend für die 
-deutsche Mentalität gekennzeichnet (S. 14:6). Der deutschen Sozialdemokratie 
gegentiber hat die Beurteilung des englischen Sozialisten und Philosophen 
~ft"enbar sehr verschiedene Phasen durchgen1acht, von der lebhaftesten ·Be-., 
-wundernng bis zur ebenso lebhaften Abneigung. Die Tat.sache, daß die Partei 
im internationalen Verbona längste Zeit (1889-1914) die tast unumscbrllnkte 
Hegemonie ausgeübt hat, stellt auch B. fest; daneben auch, daß sie zum 
Schluß dieser Periode bad degenerateu into a fa.vouTBble nest, for political 
intriguers and adventurers of the worst type (S. 13 f.). Fiir den englischen 
Imperialismus ist B. BAx ebenfalls nicht zll.rtlich. Er nrurteilt nochmals, seinem 
damaligen Verhalten entsprechend, den Burenkrieg und seine Führung (S. 188} 
ond spricht ·an anderer Stelle auch die 13efdrchtung aus, der Weltkrieg (dessen 
Ausgang B. in seinem Werke natürlich nicht einmal kennen konnte) möge 
-0en naiven Glauben. in die Allherrlicbkeit Albions im Volke noch bestärken 
(S. 184). Hierbei macht B. übrigens eine interessante Beipcrknng, die em
piri11ch betrachtet vielleicht richtig ist, nämlich daß, während die kolonialen· 
Kriege Englands ungerecht, seine kontinentalen Kriege gerecht, d. h. im Jn. 
teresse Europas liegend gewesen seien • 

. Zum Schlusse sei mir noch gestattet, darauf aufmerksam zu machen, daß 
die von B. erwähnte größere Abhandlung von mir, die kurz vor dem Stuttgarter 
Internationalen Sozialistenkoogreß 1907 erschien und die deutschen Sozialdemo• 
kraten, einige wenige Eineichtigen wie Er&NER, BERNSTEIN und andere ab• 
gerechnet, zu ebenso großer Entrüstang (die auch von ADLEK geteilt wurde) 
entfachte, wie sie im Lager der französischen und englisr.hen Sozialisten aowie 
bei den unabhingigen Sozialwissenschaftlern aller Länder Beifall auslöste. Dill 
.teutache Sozialdemokratie im Internationalen Verbande betitelt war Jod iiJt 

. 10• 
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Archi'f fth S~ialwissenschaft und Sozialpolitik XXIV /1 erschien, In ihr 
v~uc)lte ich die politischen Schwä.ehen des deutsch1m Sozialism111 in der 
Auß~npolitik und die daraus fttr. den europäischen Frieden entstehenden Ge
fahren einer wissenschaftlichen Analyse zu unterziehen. Leider hat der 
Weltkrieg ergeben, dass diejenigen Recht hatten, die wie B. von der Richtig
k!li\ meiner d.imale gegebenen Darstellung, die heut vielleicht dokumenta
rischen Wert beko111men hat, überzeugt waren. 

ROBERT MICHELS, Basel. 

JEANWINT:tScH, Un artiste lausannoie: Steinlen. Notice biogra
p h i q n e, avec q1iinze reproductions de dessins. Lausanne, Armand Lapie, 
1919, 23 S. (2 fr.). 

Eine inhaltlich und äusserlich gleich geschmackvolle Publikation, die das 
Wesen des zu einem integralen Bestaudteil des künstlerischen modernen Paris 
gewordenen :Walliser Künstlers mit treffender Sachkenntnis und Liebe zum 
Gegenstand schildert. STEINLEN hat die französische Arbeiterbewegung mit 
seinem Stift begleitet; liebeYoll und lebensvoll. Der überwiegende Teil seiner 
zeichnerischen Leistungen hängt ursächlich mit ihr zusammen. Selbst ein bib
liophiles, teures, für· reiche .Bourgeois bestimmtes Sammelwerk stattete der 
Künstler mit dem proletarischen Leben entnommenen Zeichnungen aus. Das 
geistige Wesen S·rEINLENS steht ganz in Übereinstimmung mit seinem künst
lerischen Schaffen. Dabei steht daii eudlimonistische Endziel im Vordergrun'1: 
A cbacun du plaisir dans sa besogne! Daneben ist zu verweisen auf die grund
legende Anschauung S'l'EINLENS von der .Aufgabe der Kunst für die soziale 
Entwicklung, die er in die Worte zusammenfasst: ,,Pour rendre ä la vie sa 
heaut6, il faut que l'art a. son tour aide a. transformer la societe, et c'est ainsi 
qne l'art eocial devient u.n art revolutionnaire" (S. 18). Eine gute Auswahl 
wn Illustrationen vervolb1tändigt den Text. 

ROBERT MICHELS, Basel. 

B:A.B.L KAYTSKY, Die Sozialisierung der Landwi$chaft. Mit einem Anhang: 
Der Bauer ala Erzieher von A. HoFER, Berlin, Paul Cassirer 1919. 183 S. 
(6 Mk.). 

Die Frage der Sozialisierung der Landwirtschaft ist heute politisch aktuell. 
Sozialistische Literatur zu diesen Problemen ist aber spärlich und datiert zu
meist sehr weit zurlick. Die .Bedeutung des KAUTSKY'schen Buches, das von 
m.ir filr die Schriften „Zur Revolution" zusammengestellt wurde, liegt darin, 
4ass hier auf knappem Raum die wichtigRten theoretischen Ansichten des 
.Agrartheoretikers des „ortbO'doxen" Marxismus dargestellt sind, und dass durch. 
clie Einfügung des Abschnittes aus .den „Sozialdemokratischen Bemel"kungeo 
IUlf Überg~gswirtechaft", die beiden Kapitel über Kapitalismus und Land.,. 
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wirtschaft, sowie Sozialismus und Landwirtsr.haft, die dem Buche • Vermebrung 
und Entwicklung in Nat11r und Gesellschaft" entnommen eind, eine organisch& 
Verbindung erhalten, die zu den Problemen des Tages überleitet. Es iet be
zeichnend für den langsamen Gang der Entwicklung .zum Sozialiemus auf 
dem Gebiete der agrarischen Produktion, dßa die vor einigen Jahren nieder
geschriebenen Ausftlhrungen KAUTSKYS sich vielfach lesen, wie fllr den heutigen 
Tag abgefaßt. 

Die besonderen Schwierigkeiten der Entwicklung zum Sozialismus in der 
Landwirt.schalt liegen nicht nur in der Eigenart dieser Produktion, sondern 
auch in dem starken, politisch organisierten Widerstand der herrschenden Groß
grundbesitzer, in der neutralen Passivifät oder antisozialistischen Haltung del' 
Bauernschaft und dem oft mangelnden Verst,ändnis für diese Fragen in der 
Industriearbeiterschaft. Es erschien daher umso notwentliger, das Verständnis 
fllr die wissen8chaftlich umstrittene nnd komplizierte Frage der Konkurrenz 
von Groß- und Kleinbetrieb der Landwirtschaft an anschaulichen konkreten 
Beispielen darzulegen. Dies bestimmte den Anhang des größten Teiles jener 
polemiilchen Artikelserie, die vor Jahren der sozialistische Gutsbesitzer A. HoFEll 

gegen einen der na.hmhaftesten Vertreter der ins sozialistische übersetzte~ 
Theorien SERINGB, AttTHUR Scm;r,z, richt11t.e . 

• Der Bauer als Erzieher" bildet eine Illustration zu den mehr theoretischen 
Darlegungen KAUTSKYS. HOFER weist· clie technische Überlegenheit des 
.ländlichen Großbetriebes selbst in seiner heutigeu kapitalistischen Form nach 
in einem anschaulichen Vergleich der Arbeiterverrichtuugen in allen Pro
duktionsstadien der beiden Betriebskategorien. Der Zukunftsausblick 'berührt 
sich vielfach mit den technischen Vorschlägen in BALLOD11 .Zukunftsstaat", 
~bgleich bei BALLOD noch neuere Poduktionsverfähren, künstliche BeregnuDg 
usw. herangezogen sind. 

Im Vorwort zur ttSozialisierung der Landwirtschaft" bemerkt KAUTSKY, 

dass er leider zur oft geplanten Neubearbeitung seiner „Agrarfrage" nicht Zeit 
finden dürfte und dieses Buch als historisches Dokument neu drucken lassen 
wolle. So bedauerlich dieser Verzicht ist, so wird er veriltindlich bei dem 
ungeheuren Material, das sich seit Beginn der 90er Jahre zur Beurteilung dar 
.agrarischen Probleme angesammelt hat. Zudem ist &ie weit-wirtschaftliche 
·Situation gegenüber der Zeit vor 1914 heute völlig verän1lert, wir haben 
&tändig steigende Getreidepreise und eine agrarische Erschöpfung Europas. 
Zwar werden noch neue Rohstoffgebiete in den Tropen ers,;hlossen., aber nir.ht 
in jenem rapiden Tempo der 70er und 80er Jahre. Was KAUTSKY daher 
über die tropische Landwirtschaft und ihre Hebung durch den Sozialismuil 
sagt, ist heute.zutreffender denn je, denn wir brauchen eine allseitige Stitkung 
-0er agrarischen Produktion zur Wiederherstellung der Arbeitskraft der ge
umten Menschheit. 

KAUTSKYS nicht erschöpfende, aber doch alles Wesentliche berührende 
Darlegungen zeigen auch, daß diese Frage nicht nur eine technische Betriebs, 
frage, sondern auch eine ökonomische und politische Machtfrage ist. Gerade 
in der Landwirtschaft richtet der Kapitalismus Schranken auf zur Hemmung 
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der J'roduktionssteigenmg. Einer der· wichtigsten Gegensätze zwischen In
dustrie und Landwirtschaft im Kapitalismus, und der den Widerspn1ch der
ökonomischen Entwicklung auf beiden Gebieten zum Teil erkHilt, ist: da~ 
die technischen Errungenschaften und die wissenscbaftJicbe Erkenntnis, zu 
deren rapider praktischer Anwendung in der Industrie die Konkurrenz treibt,. 
in der Landwirtschaft nicht oder nicht schnell in <lie Praxis übersetzt werden. 
Das Pdvateigentum an Boden, die Zersplitterung der Betriebe, die mangelnde 
oder gemilderte Konkurrenz, das _niedere Kulturniveau der Bauern und vieles 
,-ndere wirken hier hemmend. 

Aus praktischen UDd auch aus theoretischen Gesichtspunkten ist daher 
das Büchlein KAUTf:lKYS, obgleich es schon Gedrucktes enthält, beute wichtig 
f"dr den Theoretiker und für den Praktiker des Sozialismus. Es ist nur z11 

wtina<'hl'n, dass wir gerade auf dem Gebiet der Agrarfrage endlich eine reichere,. 
wertvolle man.istisch-sozialistische Literat~ erhalten. 

o. JENSSEN, Berlin. 

FRIEDRICH ADLER, Vor dem Ausnahmegericht, Berlin, Paul Cassiret, 1919-
s•. 200 s., (gl'h. 8, geb. 10 Mk. 

KURT ErsNER1 Gesammelte Schriften, 2 Bde., Berlin, Paul Cassirer, 1919. 8 °. 
J. Bd. 524, II. Bd. 864 S., (geb, 28, geb. 3:1: Mk.). 

Die parteigeschichtliche Bedeutung der vorstehend angezeigten Schrifte1t 
ist bei aller Verschiedenheit des Inhalts und des Charakters ihrer Verfasser 
die sprachliche Objektivierung von Gefühlen und Stimmungen, wie sie während 
des Weltkrieges in einer verstreuten Schiebt von marxistischen Theoretikera 
und politisch denkenden Arbeitern lebten. Die wenigen auch am 4,. August 
Jilcbtem Gebliebenen oder nach einigen Kriegsmonaten Ernüchterten emp
!anden den lähmenden ·nruck des Krieges schwer und bitter. Nicht nur den 
Druck des Staatsmechanismus, sondern tiefschmerzlich die geistige Wandlung 
im Proletariat, die ,AnpassUDgspolitik der Führer und die eigene politische 
1111d wirtschaftliche Ohnmacht gegenüber:Strömungen und Tendenzen, deren 
Wurzeln und Stärke man klar erkannte, ohn1: sich mit vollem Einsatz der 
Persönlichkeit dagegen auflehnen zu können. Diese Grundstimmung: klare 
$eobachtung, Erkenntnis der augenblicklichen Schwäche und die Notwendig• 
keit_einer Fübrnng des Kampfes in allerhand Verkleidungen und mit zensur-

-~ecbten Umschreibungen, kommt in ADLERS großer Verteidigungsrede mit 
Jener fast mathematischen Präzision und logischen Gedankenentwicklung eines 
Schülers von MARX und MACH zum..,Ausdruck. Die gleiche Stimmung offen
baren die Kriegstagebuch blätter und politischen Aufsätze ErSNERS. Hier spricht 
der Künstler, der politiE1,che Fenilletonist in de~ Wortes wahrer Bedeutung, 
hier erkennt man den an KA:NT und NIETZSCHE gebildeten Philosophen. 

Dieser Vergleich zeigt, in wie verschiedener Form eine ähnliche Grund
etimmung sich offenbart und wie verschieden auch sie sich politisch auswirkt. 
FmEDRICH ADLER gibt, bei der augenblicklichen Aussichtslosigkeit, einen 
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M8S8enkampf zu e,röfü1en, den AJarmschnss durch '1le Ermordnn1t S·tORGXHS, 

wiihrend E1SNER nach dem ersten und daher anscheinend verfehlten Revolutions•. 
vers'(Jch, im Gefängnis das Vorwort zu seinen Schriften verfaßt. Diese ge• 
wionen naturgemllß an geschichtlithem Interesse auch durch die poHtiscbe BoJle 
ihres Verfassers in der Revolution und sein tragisches Ende, des Mnnnes, der 
vom begabten Parteijournalisten zu einer der ftihrenden Penönlichkeiten der 
deutschen Revolution wurde. · 

·Parteigesrliicbtlich im engeren Sinne ist besonders für uns Reichsdeutsche 
die Kritik an Österreich und an den österreichischen Parteiverhältnissen wert
voll, wie sie in .ADLERS Rede mit einer offenen Rücksichtslosigkeit geübt 
wird, die man nur autbringt, wenn man zum letztenmal zu sprechen gJanbt. 
EISNERf-1 Schriften enthalten in der nl•gedruckten Polemik mlt K.\UTSKY, die 
allerdings heute noch 'recht historisch anmutet,· und vor nllem in dt'n Bruch
stücken aus dem „Sultan de1,1 Weltkrieges" und_ der sehr wichtigen Einleitung· 
EISNERS zu diesem Neuabdruck, Beiträge zur Parteigeschichte, die den kilnftigen 
Historiker der Sozialdemokratie manche Hinweise auf die Wandlung der Auf
fassung innerhalb der Partei geben werden. Es ist zu bedauern, dass der 
„Sultan des Weltkriegs", der inzwischen vollstllDdig neu gedruckt wurde, niclit 
in den Ge~ammelten Schriften unverkUrzt erschien, da er eine der wenigen 
kritische11 Untersuchungen amtlicher Dokumente ist, die sich bemühen, dem 
Beispiel MARX' auf diesem Gebiet zu folgen. E1sNER gehörte zu den wenigen 
Publizisten der deutschen Sozialdemokratie, die die Bedeutung der llußern 
Politik für das Proletariat schon früh erkannten und das Wesen des Imperia
Iismu11, besonders seiner Ideologie nicht nur kritisierten, sondern auch in seiner 
geistigen Geflibrlichkeit voll würdigten. 

E1si-ER mangelte jene theoretische Erkenntnis der weltwirt~chaftlichcn 
Zusammenhl!Dge, die zum Weltkrieg fü.hrten in jener Vollstllndigkeit und 
Klarheit, wie sie die Werke der Austromarxisten offenba1en. Aber die Winkel• 
zUge der Diplomatie, die verlogene Umdeutung privater in allgemeine Inter• 
essen und den Wahnwitz besonders der deutschen Weltpolitik wußte er zu 
entlanen und in glänzender stylistischer Darstellung taghell zu beltuchten. 

Der 1. Band der E1sNERschen Scbriften ist vorwiegend dem Weltkrieg 
gewidmet und sein Gegenstflck sind jene .Aufsätze von FRIEDRICH ADLER 

aus dem „Kampf" und österreichischen Parteizeitungen, die unter dem Titel 
,.Die Erneuerung der Internationale" 1) gesammelt erschienen und eiu Ver
gleich dieser Bände gibt Aufschluß liber die Wesensverschledenbeit beider 
llllnner. ,,Die Heer11trasse zum Abgrund", der II. Teil des ereten Bandes von 
EISNERS Schriften, enthält jene wichtigen parteigeschichtlichen Beitrlige und 
unpolitischen Tagesartikel, die geschichtlich wertvoll sind zur Erkenntnis de& 
Kulturgefühls sozialistischer Intellektueller unserer Zeit. Die starke Beein
fiussung durch klassische Dichtung und Philosophie ist nicht nur für E1sNER 
kennzeichnend, sondern charakteristisch für Deut~chland. Diese Auffassung 
offenbart sic-h bei Gedenktagen, Festen in der Satyre der preußisch-deutschen 
politischen und geschichtlichen Ideologie in Anekdoten un1l Aphorismen. Die 

1) Wien, Volksbuchhandlung 1918, 232 S. 
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Verwirklichung aller Ideale der klassischen Philosophie und des Humanismus 
der Aufklärungszeit kann nur das Proletariat vollenden. Doch wird dieses 
ldea.l Prhöb.t durch den Realismus und die weltumipa.nnende Solidarität der 
Arbeiterklasse. Bei F1trEDR1Cli ADLER gewinnen diese Gedanken exakteren 
Ausdruck und sind weniger mit kJassischen Erinnerungen verq.uickt. Sie ent
springen hier der Erken11tnis der ökonomischen und sozialen Lage des Prole
tariats und seiner aus seinen Dauerinteressen mit mathematischer Geradlinig
keit ahgeleiteten Politik. Parteigescbichtlich von höchster Wichtigkeit und 
kennzeichnend für die Ausnahmelage sowohl der Klasse wie des politisch 
wisse11den, aber nicht politisch führenden Individuums i,it die Stellungnahme 
zum Terror, zur individuellen Aktion, zur Einzeltötung. Die Begründung, 
die l!'tttEDRICli Aor.ER seiner individuellen Handlung gibt, die Ausfiibdicbkeit, 
mit der er persönliche Motive und soziale Ursachen dieses politisch moralischen 
Aktes darlegt, gehören z11 dem Wertvollsten, was zur .li'rage rles Terrors ge
sagt wurde. AouERs St11ndpunkt ist nicht nur von parteigeschichtlichem 
Interesse, sond,m1 hente politisch aktuell, da die Frage des Terrors in 
Russland praktische Bedeutnng gewann und auch in andern Ländern aufhört, 
nur Gegenstand akademischer Diskussion zu sein. 
, Mit Ab~icht la,se ich den tagespolitischen Wert und die Bedeutung 11.~s 

menschliche Dokumente beider Scnriften unberück:iichtigt. Ich wollte •er
suchen, schon jetzt beide Schriften gesehichtlich zu werten. Eine solche Be
trachtung ist zwar im heutigen Fluss der Ereignisse nicht leicht, aber der 
schnelle Wandel der Dinge, den wir durchleben, läßt Aor,E[U Prozeßbericht 
und die gesammelten Artikel E!s:.&a,; schon heute wie ge,chichtliche Doku
mente erscheinen. Das soll nicht heißen, daß sie nur Material für den Ge
schichtsschreiber sind, im Gegenteil in beiden glüht soviel Leben, soviel prole
titrisch sozialistisches Empfinden, aus beirlen spricht der Beginn eines wirk
lich sozialistischen Lebensstyls, dass sie gerade in unserer Zeit des ökonomisch 
politischen Umbaus und des Ausblicks auf neue Gemeinschaftsbildung mit 
neuen Werten gelesen werden müssen. 

0. JENSSEN, Berlin. 

E. FEIGENWINTER, Der Kampf um den gerechten Lohn und dfe 
Gewinn b et eilig u ng der Arbeiter. 2. Aufl. (Heft X der Sammlung · 
• Volksbildung", hrsg. von D&. A. HÄTTE~WILLER). Luzern, Räber & C~. 
1918. 

Die kleine Schrift ist von einem im praktischen Leben stehenden Politiker 
und Sozialpolitiker geschrieben. Sie macht kaum Anspruch auf tiefgründigere 
WiHenschaftlichkeit, sondern sie versucht vielmehr das ihre beizutragen aur 
Entspannung des heute mehr als je scharfen Gegensatzes zwischen Arbeiter• 
echaft und Unternehmertum durch liebevolle Erörterung- der neuerdings viel 
erörterten Frage einer Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer in industriellen 
und gewerblichen Betrieben. als eines möglicnen· Weges znr Überbrückung 
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-dieses Gegensatzes. Was die Schrift im Rahmen der Gewinnbeteiligungs
literatui' immerhin als beachtenswert erscheinen läßt, das ist die Menge dea 
fleißig zusammengetragenen, wenn auch. wenig gesichteten Materials und die 
.anregende lebeosfrische Art seiner Beleuch.tung. 

Voransgeschickt sei, daß der Verf. sich als ein entschiedener Anhänger 
der Gewinnbeteiligung bekennt und auch im schweizerischen Parlament, als 
dessen Mitglied, mit Nachdruck für die Förderung dieser $ozialpolitischen 
Maßnahme eingetreten ist. Er geht, wie schon der Titel seiner Untersuchung 
:zeigt, von einer hohen sittlichen Forderung aus und zwar stützt er sich vor 
allem auf die katholisch-kanonische Zinslehre. Er streift die Fragen des 
ehernen Lohngesetzes, der T~rifverträ.ge und des Arbeiterschutzes, der Wucher
löhne und der Wuchergesetze, der Mindestlöhne und des Existenzminimums 
11nd gelangt dann zum eigentlichen Problem der "Beteiligung der Arbeiter 
am Geschäftsgewinn". Wohl haben, meint er, die verschiedenen'ataatlichen 
MaßMhmen im Sinne des Arbeiterschutzes viel zur Hebung der wirtschaft
lichen Lage des Arbeiters beigetragen, aber es gebe einen Weg, auf dem 
dieses Ziel "besser und sicherer" erreieh.t werden könne, eben die Beteiligung 
des Arbeiters am Geschäft.~gewinn. Er skizziert die praktischen Ergebnisse 
vieler ein~chlägiger Versuche aus den ver11chiedensten LlLndern auf Grnnd 
von fleißig gesam1nelten Materia.l und verhehlt da.bei nicht, daß die B!\richte 
vielfäch. ungünstig lauten. Er gelangt aber trotzdem zu weitgehender Be
fürwortung der Maßnahme und zwar stellt er unter anderm folgende konkrete 
Forderungen auf: Jtde Aktiengesellschaft, die eine grössere Anzahl von Ar
beitern und Angestellten beschäftigt, sei zu verpflichten, die Arbeiterschaft. 
korporativ zu organisieren. Der Arbeiterkorporation soll eine bestimmte 
Anzahl von Genußscheinen (ArbeitRakt,ien) zugewiesen werden; ihr auch sollen 
die allfälligen Gewinnanteile zufließen und sie erst diese dann von sich aus 
entweder an die einzelnen Arbeiter verteilen ocler als Ersparnisse kapitali
sieren oder für Wohlfahrtseinrichtungen veirwenden. 

F. hat darauf verzichtet, die hauptsächlicbHten Einwände, die gegt-n das 
System der Gewinnbeteiligung erhoben werden, zu widerlegen, weshalb eine 
eingehendere Kritik der St:hrift überflüssig erscheint. 

HANS HoNEGGER, Bera. 

01'1'0 NEURATH, Wesen und Weg der Sozialisierung. Gesellschaftateehuiacbes 
Gutachten, vorgetragen in der 8. Vollsitzung des Münchner Arbeiterrates 
am 25. Januar 1919. II. uoveräod. Aufl. München, D. W. Callwey. 8 1 . 

21 s. 
Die Revolution in J)eutachland und Österreich hat die Frage der Sozia

lisierung der wirtschaftlichen Unternehmungen in den Vordergrund des öffent
lichen Interesses gerückt. Der Stein ist ins Rollen gekommen und wird sitih 
nicht mehr aufhalten lassen. Auch in anderen Ländern werden die öffentlichen 
Korporationen unter dem Druck der finanziellen Not und dem EinflulJS der 
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1ozialen Entwicklung die Sphäre der öffentlichen Wirt,chaft zu erweit~rn ge
zwungen sein ('Vgl. die sozialpolitischen Ereignisse in England). Von diesem 
Standpunkte aus bietet das angezeigte „Gutachten" aktuelle• Interesse. Privat-

' dozent Dr. N., Direktor des DeuttK:hen Wirtschaftsmuseums in Leipzig, wollte 
in ihm dem Mtinchener Arbeiterrat, der im Januar 1919 am Ruder war, zeigen, 
„Wie man gewisse ge11ellschaftliche Konstruktionen durchführen kann". Die 
Machtmittel, die zur Verwirklichung dieser „Konstruktionen" (d. h. der Sozia
lisierung der qesamtwirtschaf't) notwendig ·sind, will der Verf. nfobt er
örtern: sein Gutachten soll „unpolitisch" sein. 

Nach Umschreibung des Begriffs Sozialisierung wendet sich N. der Frage 
der praktisch-technischen Durchführung der sozialen Umgestaltung zu. Er 
will kein phantastischer Umstiirzler sein: er ist eich dessen be1rn.ßt, da~ 
eine so tiefgehende TJmwlllzung wie die Sozialisierung aus der alten Ordnung 
organisch empo1wa<"hsen muß, ,nnn sie lebensfthig sein soll. Er betont 
deshalb: .,Gesellschaftstechnisch wllre es naheliegend, Gen o s-eens eh afte n, 
Kartelle, Banken, gemisch,te Werke, Gewerkschaftell, Konsu~ 
men tenverbände, Handelskammern, Landwirtacb aftskammeru 
und andere GroßorganiEationen neben dem Staat als Dien erde r Sozi a
li II i eru n g zu. verwenden. Es wäre durchaus denkbar, daß man diesen 
Gebilden in Ihrer Gesamtheit 'gewi11sermaßen das Mandat libertrtlge, die Sozia
lisierung nach gewissen allgemeinen Grundsätzen durchzuführen. Dies hlltte 
unter der Leitung und nach der Anwei_sung einer machtvollen Volksregierung 
zu geschehen, welche durch Kommissare und besondere, neu· einzurichtende 
staatliche Stellen diese Wirtschaftsmassnahmen dem Staatsbetrieb einzugliedern 
bitte. Das Ziel wtirde vor allem dadurch erreicht werden, daß das System 
der Verbände ausgestaltet, Produktion und Konsum möglichst unmittelbar 
miteinander verbunden werden" (S. 5/6). Die "fähigen Köpfe" und der tech
nisch ausgebildete Apparat der kapitalistischen Ordnung sollen in die neue 
Welt tibertragen werden und dem sozialistischen Staat dienen. 

Was die innere Organisation der sozialisierten Betri~e anbelangt, au be
kennt sich N. als Gegner der Übergabe der Betriebe in die Hllnde der Arbeiter
ritte. (Offenbar waren hier die Erfahrungen der Sowjetrepublik in Rußland fttr 
den Veri. maßgebend.) Sehr belehrend sind die diesbezflglic-ben Ausfl1hrungea 
dea Gutachtens: "Eilie Demokratisierung der Betriebe, die so weit geht, d~ 
die technische Leitung durch Arbeitenli.te, die Verwaltung ganzer Betriebs
gruppen durch Ausschtisse höherer Ordnung erfolgt, bedeutet gesellschafts
technisch e in e L ll. h m u n g d er Pr o du k f.i o n. Die gesamte gesellsch!lft
liche und geschichtliche Erfahrung zeigt, daß Ausachttsse flir eine derartige 
Leitung ungeeignet sind •... Falsch ist es, wenn man vom Rite-
system produkü.onstechnisch l!ine Verbesserung der Lebens
lage erwartet (S. 7). 

Ein zuweitgebender Einfluß der . Arbeiterräte wttrde aber nicht nur 
vom Standpunkte der Produktion aus sieh als hemmend erweisen, sondern 
könnte auch im sozialpolitischen Sinne zu verhängnisvollen Resultaten führen. 
Lassen wir aber N. selbst" sprechen: "Das als politische Einrichtung ge-

- \ 
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aehaft'ene Rätesystem führt durch -'sein Hervorheben des Elnzelbetriebes im 
Wirtschaftlii:heu leicht zu einer Pfl.ege des Streikwesen a, das mit einer
durchsozialiAierten Gesellschaft völlig unvereinbar ist: für ,ie iat der Streik 
~ine Form des Bürgerkrieges. Würde daa Streiken innerhalb einer 
sozialisierten. Wirtschaft ~nerkannt werden, so könnte daa nur einer Bevor• 
rechtung der in den lebenswichtignn Betrieben beschll.ftigten Arbeiter gleich
kommen. Die Arbeiter des Verkehrswesens, dn Elektrizitäts}Verke, der Wasser• 
werke usw. könnten jederzeit an ihren Volksgenossen Erpressung auaübent 
welche zufällig in weniger lebenswichtigen Betrieben beschäftigt sind (S. 7) •. 
Hinsi.chtlich ~ieser Gefahr des Streikwesens filr die Interessen der Gesamtheit 
sollen nach N. in der sozialisierten Wirtschaft die Arbeitsbedingungen dlll'ch 
öffentlich-rechtliche Bestimmunge.n reguliert, aber nicht von der Arbeiter-
schaft der Gesellschaft diktiert werden. . 

Für die Gesamtorganisation der sozialisierten Wirtschaft soll ein Wirt
:ech aft,splali ausgearbeitet werden, u. zw. anf Grund einer universellen· 
8 tat h t i k. Die Wi,;tschaft soll geleitet werden von einer Natural rech
nun g s zentrale, die, jedem merkantilistischen Knift'e fernstehend, von den 
natürlichen Bedürfnissen der Gesellschaft ausgehend, Wirtschaftsplll.ne für dio 
Zukunft aufstellt und das Zusammenarbeiten verschiedener Landesteile regelt, 
Die sozialisierte Wirtschaft soll bestrebt sein, eine große Naturalwirtschaft 
au werden, mit dem Zweck, nicht einen möglichst hohen Profit herauszu-
1chlagen, sondern· die Bedürföiase der Gesellschaft in rationeller Weise zu 
befriedigen. Den Arbeitern soll ein Naturallohn gesichert werden. N. 
weist darauf hin, daß große industrielle Werke bereits wllhrend des Krieges 
mit landwirtschaftlichen Betrieben Pacht- und Lieferungsverträge abschlossen 
oder sogar Landgüter erwarben, um die Lebensmittelversorgung ihrer Arbe~ter 
au sichern. So würde die industrie an der Organisation der Landwirtschaft. 
interessiert sein urid die letztere durch Kapitalinvestitionen unterstlltzen: 
,.Selbstverständlich würde auI diese Weise eine unmittelbare Interesaengemein• 
•chaft zwischen Industrie und Landwirtschaft ·entstehen, der ähnlich, welche . 
innerhalb eines ·gemischten Werkes zwischen ffruben,, Hüttenwerken und den 
arbeitenden Betrieben besteht" .. Zwischen Industrie und Landwirtschaft würdit 
ein Naturaltansch .antstehen. Ebenso soll zwischen einzelnen Staaten 
ein naturalwirtscliaftlicher K o m p e ni a t i o n s v er k ehr angebahn~ werden, 
wie. er teilweise während des Krieges gepflegt wurde. Der Geldverkehr soll 
t11nlichst beschränkt und womöglich durch uneinlösliches „Girogeld" ersetzt 
werden, d. 'h. ,,Zahlungen iiber eine bestimmte Summe dürften ,nur durch 
'()l,erweisung ßul ein ·Bank- oder Postkonto beglichen werdell, Abhebungen. 
wlren ~ulässig"; 

, Die Privatunternehmer, deren Betriebe sozialisiert werden sollen, wli?dea 
entschädigt werden, aber niclit in der Form vob „4rbeitalosen-Renten", sondera 
in der Form eines „erhöhten Arbeitseinkommens"; die flibrenden Köpfe der 
Privatindustrie sollen in der neuen Wirtschaftsordnung flir ihre Kräfte Ver
wendung finden. Im allgem,inen meint N., ,,sozialisiert kann mit Erfolg nur: 
im ganzen und von oben .. her :werden". 
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Sonderbarerweise geht er auf die Gestaltung der bäuerlichen Landwirt
schaft und auf das Verhältnis zwischen städtischem Proletariat und Bauern
tum nicht ein. Zum Schluß betont er: ,,Der augenblickliche Zeitpunkt ist 
zur Sozialisierung besonders geeignet, weil die Kriegsorganisationen noeh 
bestehen, die Not na, h einer planm:ißigen Verwalt11ng aller Kräfte geradezu 
schreit und die Unterbrechung der internationalen Beziehungen die selbständige 
lna.ngrift'nahme- der Sozialisierung erleichtert" (S. 21). 

Ns. Thesen geben zu folgenden Einwendungen Anlass. Vor allem mutet 
schon die Tatsache befremdend an, dass ein gelehrter Volkswirt es für 
möglich hl!.lt, in einer ~•rage von eminenter Wichtigkeit für das gegenwärtige 
und künftige Wohl eines ganzen Volkes ein „gesellschaftstechnisches Gut
achten" abzugeben, das auf 21 Seiten mit allgemeinen Schlagworten ohne 
jegliche, irgend statistische Unterlagen operiert. Die statistische Sorglosigkeit 
Ns. ist desto verwunderlicher, als die Staats- und Kommunalwirtschafts
wissenschaft es sich schon lä.ngst zur Gewohnheit gemacht hat, jedes Postulat 
einer noch so kleinen Reform mit reichem faktischem Material zu begründen. 
Gar nicht stichhaltig sind die Schlußfolgerungen des Gutachtens. Die gegen• 
wärtig in Deutschland herrschencle Not scheint uns für die Sozialisierung 
~er Volkswirhichaft nicht günstig. Gerade infolge dieser Not ist der gesamte 
Wirtschaftsapparat zerstört, und wenn keine vernünftige Gemeinde sich ent
sehliessen wUrde, ein ruiniertes Gaswerk zu munizipalisieren, so kann von 
-einer Übernahme des gesamten volkswirtschaftlichen Apparates in seinem. 
heutigen Zustande durch den Staat u. E. erst recht keiQe Rede sein. Femer 
scheint uns, daß N. die erzieherische und organisatorische Bedeutung der 
best.ehenden Kriegsorganisationen weit überschätzt. Man soll doch nicht ver
gessen, daß diese Kriegsorganisationen hauptsächlich auf die Regelung des 
Konsums, nicht aber der Produktion tiingestellt sind. Auch scheinen uns 
die volkspsychologischen Voraussetzungtn der Sozialisierung noch nicht erfüllt. 
Der objektive Leijer muß daher Ns. Gutachten jede wissenschaftliche Be· 
deutung absprechen. Vom praktischen Standpunkte aus ist beachtenswert 
8ein Urteil über das Rätesystem. Jedenfalls wird die Schrift ein interessantes 
.geschichtliches Dokument darstellen. 

M. GtTERKANN, Zürich. 

KARL KAU'fSKY, Terrorismus und Kommunismus. Berlin, Verlag Neues Vater-
land 1M S. ( 1 Mk.) . 

KARL MARX, Der Bürgerkrieg in Frankreich. Berlin-Wilinersdorf. Verlag der 
Wochenschrift "Die Aktion" (Franz Pfemfert) 1919. 8°. 76 S. (2 Mk.) 

E. 0. WALTER, Marxismus oder Bolschewismus? Olten, W. Trösch 1919. 
62 s. 

PAUi, Oe.BERG, Briefe aus Sowjetrußland. Stuttgart, Dietz 1919. 146 8. 
(3.50 Mk.) 

Die Miinchener Trag!Sdie. Berlin, Verlagsgenossenschaft »Freiheit" 19Ut 
6~ S. (1.25 Mk.) 
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Die politisch sehr umstrittene Studie KAUTSKYs kann hier nur kurz ge. 
wttrdigt werden aus dem Gesichtspunkte des Archive. Sie ist ein bedeut
eamer Beitrag zur Parteigeschichte, besonders zur Beurteilung der Kommune 
von 1871, zugleich aber auch ein wichtiger Beitrag zur Theorie und Praxis 
der Kommunisten unserer Tage, d. h. zur Beurteilung der Methoden und 
Resultate des Bolschewismu~ in Rußland. 

Es ist eine echt marxistische Gelegenheitsschrift, wie die historischen, 
Arbeiten unserer Altmeister: Vereinigung von geschichtlichem Rückblick mit 
politischer Gegenwartskritik, die in eine Zukunftsprognose ausmündet. Die 
politisch-wissenschaftliche Tendenz beeinflußt die Linienführung und die. 
Hervorhebung gewisser Strömungen in der Vergangenheit. Es ist aber der 
Vorzug des historischen Materialismus und einer auf ihm eich gründenden 
Geschichtschreibung und wissenschaftlichen Politik, daß zur Begründung von 
Gegenwartsforderungen und Zukunftszielen keine Verzerrung der Vergangen• 
beit notwendig ist. Jede Epoche wird aus ihrer Prodnktionsweise begriffeD 
und die Traditionen vergangener Zeiten können nur als Hemmungen oder 
fördernde Momente in Rechnung gesetzt werden. Gerade die Geschichte der 
Kommune von 1871 beweist, daß die terroristischen Überlieferungen der ersten 
Pariser Kommune von 179::! zwar vielleicht Ton und Inhalt mancher ihrer
Proklamation bestimmten, auf die Praxis aber kaum Einfluß übten, weil in
zwischen die Produktionsverhältnisse und die Klassengruppillrung sich ge
wandelt hatten. Es ist daher auch viillig verfehlt und unmarxist,iscb, wenn 
das Proletariat es dem Bürgertum nachtut und sich in historischen Maskeraden 
gefll.llt. Es ist ja erklärlich, daß angesichts der geistigen Autorität von MAIQ( 
und ENGELS alle Richtungen "bei Marx schwören" (SoMBAR'f). Man klebt 
aber leider mehr an Worten und vergißt die Methode, nach der die soziale 
Revolution unserer Tage wissenscl1aftljch zu analyfiieren ist. Vor allem hat 
das krampfhafte Zurückgreifen auf frühere proletarische Erhebungen bei dem 
völligen Wandel aller Verhältnisse wenig Zweck, wenn es in der Weise ge
schit;ht, wie bürgerliche Historiker mit geschichtlichen Analogien arbeiten~ 
Man sollte sich vielmehr bei derartigen Untersuchungen jene Worte von MARX 

aus dem 18. Brumaire zur Richtschnur dienen lassen: "Die soziale Revolution 
des 19. Jahrhunderts kann ihre Poesie nicht aus der Vergangenheit schöpfen, 
sondern nur aus der Zukunft. Sie kann nicht mit sich selbst .beginnen, be
vor sie allen Aberglauben an die Vergangenheit abgestreift hat. Die früheren 
Revolutionen bedurften der weltgeschichtlichen Rückerinnerungen, um sich 
über ihren eigenen Inhalt zu betäuben. Die Revolution des 19. Jahrhunderts. 
muß die Toten ihre Toten begraben lassen, um bei ihrem eigenP.d Inhalt an
zukommen. Dort ging die Phrase über den Inhalt, hier gebt der Inhalt über
die Phrase hinaus." 

K. h1'.lt sich von derartig glorifizierenden Rückerinnerungen fern. Seine
historischen Vergleiche wollen gerade zur Erkenntnis der gewaltigen Dift'ere.nzen 
der Vergangenheit und Gegenwart beitragen. Sie sind. das Gegenteil von 
jener MA.Rxphilologie, wie sie mit Talent und Fleiß LENIN in seinem viel
gelesenen „Staat und Revolution" treibt - einer Schrift, zu der WALTER 
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in seiner im Auguat 1919 abgeschlossenen ßroschllre, auf die hier nur kurz 
hingewiesen werden mag, eine Antikritik zu bieten versuclit. Eine ein
gehendere Kritik der LENINRchen Zitatensammlung wllre erwünscht. 

K., um auf ihu zur~ckzukommeu, will aber nicht uur den Aberglauben 
der Vergangenheit bekämpfen, sondern auch die Gesetze der Entwicklung 
.aufdecken, um den ]fortschritt des proletarischen Klassenka.mpies auch in 
dessen :Methode und Kampfmitteln aufzuzeigen. Dann ergibt sich von selbst 
ein Maßstab fllr die neuesten bolscbewistiscben Kampfmethoden, die aber 
nicht nur an höheren Formen des Klassenkampfes gemessen, sondern in ihrer 
historischen Bedingtheit und inneren ökonomischen und psychischen Logik 
dargestellt und erkannt werden. 

Diese allgemeinen methodologischen Bemerkungen sind notwendig, um 
die richtige Einstellung zum überreichen Inhalt der K.schen Schrift zu ge
winnen, und eine fruchtbare Kritik einzelner Meinungen und Gedankenreihen 
zu ermüglichen. Es hat keinen Zweck, hier dll.!I Inhaltsverzeichnis abzudrucken. 
Man wird in den verschiedensten Zusammenhängen auf die K.scbe Unter• 
-suchung zurückkommen milssen. Sie wird hoft'entlich zn eing,3hendem Studium 
der Kommune anregen. Denn diese proletarische Erhebung, fast vergessen 
von der heutigen Generation, kann nur zu leicht mißbraucht werden, um 
Gegenwartsziele zu decken. · 

Sehr erfreulich und zu begrüßen ist es daher, da.ß die klassische Schrift 
1lber die kurze Herrschaft des Pariser Proletariats „Der Bürgerkrieg in Frank
reich" von MARX und ENGELS jetzt einen Neudruck erlebt. Es ist nur zu 
bedauern, daß diesem ein Vorwort fehlt, das die Entwicklung del' letzten 
drei Jahrzehnte skelettiert und vor allem jene genialen Rückblicke auf die 
Entwicklung des St1.1ates ergli.nzt, die MARX in der Adresse der Internationale 
gibt und die E~GELS im Vorwort fortsetzt. Das ebenbesprochene Buch K.s 
kann in mancher Beziehung dieses Vorwort ersetzen, obgleich K. die Stellung 
zum Staat und die Lehren, die MARX aus den Erfahrungen der Kommune 
in dieser Beziehung zog, kaum streift. Die rein ethische Vorrede des Her
ausgebel'II PFEMFERT ist jedenfalls völlig unzulänglich. Hebt er ja nicht 
einmal die genialen Weltkriegsprophezeiungen und Vorhersagen der Gestaltung 
der auswärtigen Politik der europäischen Großm!tchte infolge des Sieges der 
Preußisehen Heere heraus. 

Als Muster rücksichtsloser Darstellung des Geschehenen, rückhaltloser 
Kritik auch der proletarischen Taktik und ihrer Fehler, sofortiger praktischer 
Auswertung der gewonnenen Erkenntnisse sowohl in politischer Prognose als 
auch zur Formulierung taktischer Richtlinien, bleibt der „Bilrgerkrieg iD 
Frankreich" unerreicht. Und etwas vom Geiste di.eser MARXschen Schrift 
atmen auch die Schlußkapitel von K.s neuem Werk. Unbekümmert um Tagea
rilcksichten kurzsichtiger Realpolitik, nicht achtend falscher Auslegung von 
rechts und links, zieht K. hier das Fazit aus Erfahrungen der E:errschaft des 
Bolsehewisuius und der Taktik der kommunistischen Parwien anderer Lll.nder. 
Er bietet, unter ku1•,ier Wiederholung des in seiner „Diktatur des Prnletariats" 
gegebenen Darstellung de!I 6konomischen Mechanismus der russischen Wirt-
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1mhaft nntcr dem Einfluß der Bolschewiki, vor allem eine ergänzende Unter
suchung über die seelische Struktur und der sich aus ihr ergebenden Kampf
methoden der Diktatur einer Parteigruppe. Diese Schilderung in ihrer uner
bittlichen Folgerichtigkeit und sachlich schonungslo8en Kritik mag manchem 
Leser zu hart, zu einseitig erscheinen. Es ist aber dabei zu bedenken, dtiß 
es sich hier um Kennzeichnung einer Hichtuug handelt, und daß hierfür gilt, 
was K. selbst bei der Peststcllung der verschiedenen Parteirichtungen inner
halb der Kommune sagt. Es kommt darauf an, ,las Unterscheidende scharf 
herauszuarbeiten, wobei selbst.verstllndlich ist, daß es Ühergllnge gibt und 
-daß die Menschen oft besser sind wie ihr System. Leider sind, wenn die 
wirtschaftliche Entwicklung nicht die Vorbedingungen schafft, die Men&1:hen 
weit ruan~elhafter als ihre Absichten, oder richtiger: die Ergebnisse ihres 
Handelns stehen ini schroffen Gegensatz zu ihren Motiven und ihren Wllnschen. 
Man kann wirtschaftliche Gesetze nicht durch reinen Willen und rücksichts
lose Energie überwinden. Das erführen die radikalen Jakobiner von 1792 
und das erfahren heute die Bolschewiki in Rußland. Schlagend ist der Nach
weis von K. geführt, wie die Ideologie nnd Wirklichkeit immer mehr in 
krassen Widerspruch geraten, wie die Logik der Dinge zu einer wider
strebenden Anpassung der Gedanken an die Tatsachen treibt und wie wir 
:zur Verherrlichung des Massenterrors gelangen, zu ein~m Rllckfall in mili
tlirischas Denken, wie ihn nur vjer Jahre Weltkrieg bewirken konnten. Die 
Tiefe dieses Riickfalls zeigt eben ein Vergleich mit 1789, der deshalb so 
lehrreich ist, nicht weil die Dinge sich wiederholen, sondern weil ähnliche, 
verzweifelte Verhältnisse ähnliche Irrwege als Auswege erscheinen lassen. 
Die Dinge wiederholen sich nicht. Wir können heute nuR der Geschichte 
lernen, da wir ja ihre Gesetze kennen. Das zeigt der Ausblick, den K. gibt. 
Er tritt riickhaltslos ein für die Demokratie, gegen die Diktatur als Will
kürherrschaft einer Partei, einer Gruppe oder einer Einzelperson. Er verwirft 
als politisch verfehlt-, ökonomisch unwirksam den Terror, besonders den organi· 
siertell Massenterror. Dies Urteil wird nicht gefällt im Namen einer über
irdischen Ethik, sondern begründet mit den geschicbtlichP.n Erfahrungen von 
zwei ,Jahrhunderten und mit den besonderen Ergebnisseu des proletarischen 
KlassenkaDJpfea; Geschichtliche Erfahrung und tief eingewurzelte sittliche 
Wertung stimmen hier zusammen, weil das eine nur der Niederschlag dea 
.anderen ist. 

Kritische Bemerkungen im einzelnen werden sieh vor allem zu jenen 
sozial-psychologischen Ausführungen machen Jassen, in denen die Wandlungen 
der Sitten im. Laufe des 19. Jahrhunderts skizziert werden. In dem weitge
spannten Rahmen bistoriach-materi11lisfücher Erklärung l11ssen sich neben den 
von K. aufgezeigten vorwiegend ökonomischen und militaristischen Ursachen
reiben auch noch Erfahrungen allgemein psycho!ogiscber Natur dnfügen, die 
durch den Namen FREUD gekennzeichnet sind. BesonderR die Reaktionen 
unorganisierter Massen, wie sie unsere Nachkriegszeit und auch 1789 aufweist, 
sind neben ökonomischen Bedingungen sicher ~uch durch Affektverdrängungen 
und ihre explosive Entladung zu erklären. Doch handelt es sich hier uru 
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Ergänzungen ond Verfeinerungen des Studiums, die auf dem von K. gezeich
neten Grundriß weiterzubauen haben. 

Ein besonderes Verdienst der K.11ehen Schrift und sicher eine ihrer frucht
barsten Anregungen bildet ihre ~charfe Definierung des so oft mißbrauchten 
vieldeutigen ßl>griffs der „Diktatur" und ihre Polemik gegen den mechanistisch 
angewendeten B~griff,, "\Veltrevolntion". Gerade das letztere Wort ist in der 
politischen und be8onders in der bolschewistischen Literatur zu einein Fetisch 
gewo1 dep, Man sucht sich keine klare Vorstellung von dem 1rnnz anders-, 
artigen Charakter der proletarisch-sozialistischen Revolution im Vergleich mit 
der bürgerlichen zu machen, und interpretiert das Wort Revolution im Ver
schwörersinne. Wohin die Praxis dieser konspirativen Propaganda zur künst
lichen Beschleunigung der Revolution führt, das haben München und Budapest 
gezeigt, und es wäre sehr erwünscht, daß eine möglichst objektive Darstellung
der Räterepubliken in Bayern und Ungam versucht würde. 

Ein Anfang in dieser Richtung ist die an dritter Stelle genannte anonyme 
Schrift der Münchener Tragödie, die· in den Abschn.itten „Die Rllterepubiik''• 
„Die Militadsieruog Bayerns", ,,Die Lehren aus der Tragödie" dte innere 
Verkettung de1· Ereignisse zu ermitteln sucht. 

Die ausführliche Darstellung des „weißen Schreckens" ist angesicht11 der 
Haltung der bürgerlichen Presse politische Notwendigkeit und auch geschicht
lich unerläßlich. Der „weiße Schrecken" in Finnland, München und Buda
pest weist ,überall die gleichen Züge auf und ist mindestens dem „roten 
Schrecken" auch in seinen abschreckendsten Formen gleichwertig, zumeist 
. aber ttberlegen durch kalte Grausamkeit und wahllose Rachgier. 

Wie diese Schreckensherrschaft, die Herrschaft von Erschreckten (ENGEL&), 

sieb aus der Diktatur einer Minderheit logisch ergibt, das zeigt auch OLl!ERG 

in den Kapiteln seiner ruhig-sachhrhen, anspruchslosen Schrift, die von den 
außerordentlichen Kommissionen zur Bekämpfung der Gegenrevolution handelt. 
Diese furchtbare Institution ist Pur möglich in dem Rahmen jener Gruppen
diktatur, wie sie O. in seinen Darlegungen ttber Theorie und Wirklichkeit 
des russischen Räteeystems beschreibt. O.s Briefe über das· Alltagsleben und 
l?en Zustand der russischen Volkswirtschaft lesen aich wie Illustrationen zu 
den theoretischen Ausführungen K.s, obgleich diese lll'd jene ganz unabhängig 
von einander niedergeschrieben wurden. 

Die geschichtliche Analyse der ersten Pariser Kommnne als Produkt der· 
großen französischen Revolution, die K. mit gewohnter Meisterschaft in leicht 
lesbarster Darstellung gibt und seine eingehende Beschreibung der b°ko
nomischen und politischen Triebkräfte der erstea und zweiten Kommune· 
mußten hier unberücksichtigt bleiben. Diese Kapitel werden sowohl dem 
Politiker und dem Historiker von Fach viele Anregungen im einzelnen und 
neue Einblicke in das Getriebe des historischen Geschehens geben. Sie ver
dienen in diesen Blättern von berufener Seite behandelt zu werden. 

o. JENBSJllN, Berlin. 
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WALLY ZEP.LEH, Sozialismus und Frane!lfrage. Berlin, Paul Caseirer 1919. 
8°. 106 S. (3.50. Mk.) 

Die sozialistische Literatur zur Frauenfrage ist, zum ·reit eozialpofüischcn 
Inhalts. In Broschüren werden einzelne Frilgen der Sozialreform behirndelt 
vom Standpunkt des sozialistiachen Gegeuwart.sp1·ogr11mms und der Oruud• 
anschauungen, wie sie In BEBJ<;Ls vielgelesenem Werk „Die Frau und der 
Sozialismus" populär-wissenscbaftllcb dargestellt sind. Die eo?:ialietischen 
Abhandlungen unterscheiden sich vorteilhaft von den Veröffentlichungen aus 
den Kreisen der bürgerlichen Frauenbewegung, durch ihre Einstellung auf 
die wirtschaftlichen Zusammenhänge, durrh die Eikenntnis der Abhlingig• 
keit der Stellung rler l"rau von der Wirtschattsform, wie sie zuerst ENGEI,R 

in seinem "Urspmng der Familie" großzügig geschildert hat. Neben diesen 
Schriften wird oft aus agitatorisch-pl'opagaodistischen Rücksichten die 
Stellung der Frau in der so?.ialistischen Gesellschaft gegenübergestellt und 
verglkhen mit der Lage der F'rauen, besonders aus der Arbeiterkla,se, in der 
heutigen kapitalistischen Gesellschaft Sehr spärlich sind die Beiträge, in 
denen die Übergangsstufen zwischen der kapitalistischen und sozialistischen 
Ge.sellscha.ft- unter dem Gesichtspunkt des ökonomischen und geistigen W11.ndels 
des Frauenlebens untersucht werden. Die sozit\lreformeriscbe Literatur denkt 
an Sicherung und Besserstellung der proletarischen Frau im Lohnverhältnis, 
während die Darstellung „der Frau im Zukunftsstaat" schon die Aufhebung 
der Warenproduktion voraussetzt. 

Dieser Mangel ist erklärlich, da die Arbeiterin jene zahlreichen Probleme 
der. in einem qualifizierten Berufe tätigen· F'rau, die sich vor allem aus dem 
Psychischen wandeln, nicht so intensiv empfindet, wie das Weib aus der 
nintclJcktuellen Shpäre", während wieder die Angehörigen der freien Berufe 
k.!,line Sozialisten sind und diese Fragt.n naturrechtlich behandeln oder nur 
Einzelreformen anatrebeo. Dazu kommt die ungeheure Rolle, welche auf dem 
Gebiete aller Familien• und Geschlechterfragen die Überlieferung spielt, eine 
tfberlieferung, von,, der sich auch die „radikalen" Frauenrechtlerinnen und 
Sozia!Mtinnen sehr oft nicht freizumachen vermögen. 

Der Weltkrieg mit seiner ungeheuren Ausdehnung der Franeu-Erwerbs
arbeit-, mit dem Eindringen der Frau in die Bureankratie und zahlreich& 
bisher den Frauen verschlossene Berufe, mit der Proletarisierung der gei~tigen 
Arbeit und der Erschütterung nicht nur der kapitalistischen Wirtschaft, son
dern aller überkommenen Anschauungen, hat auch das Frauenproblem völlig 
verändert.· Es ist heute uicht mehr eine Frage der grauen Theorie, sondern 
praktischer Politik, ob sieb die Entwicklung in der Richtung der Auflösung 
des alten Familicnhanehaltes vollziehen und zu einer Sozialisierung der 
Kinderaufzuc!it führen soll, oder ob die Gesellschaft im Interesse der Bevöl• 
kenmgsvermchrung und der Qualitätserhöhnng des Nachwuchses die- Frauen 
möglichst von der ErwerbR11rbeit befreien so11, damit sie völlig der Mutter
schaft leben können. E'ra.gen der mutmaßlichen seelischen Wandlung der 
modernen ])'rau, Fragen der Becinßussung feinster erotischer Regungen durch 
wirtschaftliche Umwähnngen, Zusammenhänge von Psychologie, Biologie und 

Arohi.,. f. Geechlchto d. Sodalitmua IX,,hng. -.. GrU1>borg. 11. 
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Soziologie greifen hier ineinander, so daß endgültige Lösungen hier nicht 
geboten werden können. 

E11 sind aber keine grundsätzlich neuen Probleme, die heute zur Debatte 
stehen. Alte Streitfragen sind verschärft nnd von theoretischen Meinungs
verschie<lenheiten zu praktisrheo T11gesfragen geworden. Wie wenig sich 
im Grunde die prinzipiellen Fragen gewandelt haben, beweiRt der Neudruck 
einer Aufäatzreihe, die vor mehr als zehn Jahren in den .Sozialist,ischen 
Monatsheften erschienen 1~t. Diese Diskussicn, eingeleitet durch einen die 
herrschen<le kleinbfü•gerliche Auffassung des üblichen Sozialdemokraten scharf 
heranRarbeitenden Aufäatz von li:DMUND FrscRER, zog alle Fragen des mo
dernen Jfrauenlehens in ihren Bereich und wurde durch die bedeutendsten 
Vertret.crinnen der ~ozialistischen Frauen über den Rahmen einer Gelegenheits
polemik gehoben. Deshalb verlieren diese Ausführungen trotz ihrer Llicken
haftigkcit und aes polemischen Charakters heute nichts von ihrer Frische, 
Zeit,gemäßbeit und Wissenschaftlichkeit. Sie zeigen .nicht nur die Differenzen 
zwischen dem Vertreter der heutigen Kleinfamilie und den Verfechterinnen 
genosaeuschaftlichen Großhl\ushalts, sie Jassen erkennen, wie zahlreich die 
Nii.ancen in Fragen der Gestaltung der künftigen Erziehung der Kinder und 
des Verhältnisses der Geschlechter sind unter }!'rauen, die in der Grundauf
fassung von der Entwicklung der Familie übereinstimmen. 

Das Kernproblem des angezeigten Buches der Frauenfrage d,,... Zukunft 
legt W. 7.. in ausgezeichneter Weise, mit seltener Klarheit und„logischer 
Konsequenz iu ihrem Aufsatz .Das Mutte?Rchaftsproblem". Das Ergebnis, 
zu dem sie gelangt, laut.et: "So, Rcbemt, mir, vereint sich vollkommen das 
Interesse der Mutter mit dem des Kindes, wenn nach dessen allerersten 
Lebensjahren die rein mütterliche Pflege in weitem Umfange zugunsten an
derer gesells,~haftlicher Institutionen zurücktritt, die in vollkommenerer Weise 
als das Haus dem Kindesleben angepaßte Entwicklungsbedingnngen schaffen 
Mnnten. Die Frau aber gewänne volle Muße für eine Berufstätigkeit, aie 
allerdings nicht, wie heute, ein wnhnsinniges und ruheloses Retzen bedeuten 
kann, ullll - weit entfernt, daß dadurch die naturgegebene Zärtlichkeit. 
zwisc:hf\n l\lntt.cr und Kind ertötet werden müßte, würde die Liebe zwischen· 
ihnen in den selteneren Stunden des Miteinanderseins, den Feststunden des 
Lebens, nur um 110 voller erblühen. Und ebensowenig brauchte dadurch der 
Einfhlii der mütterliclien Persönlichkeit anf die geistige und seelische En~ 
wicklung des Kindes geringei- zn werden." (S. 81/82.) 

füi d11r Bedeutung, die der soziologisch-psychologische Fragenkomplex, 
<len wir als l!'rauenfrage bezeichnen, filr die_Umwandlung der ko.pitalistisch~n 
in die sozialii!tische Gesellschaft besitzt, iat zu wünschen, daß die Gesichts
pnukte Jcs angezeigten Buches eif1·ige Erörtermtg und Vertiefung durch die 
Theoretiker linden. Es haurlelt sich lieute um !.i'ragen, die im Klassen- und 
un Lrc 1.1ensintcresse zahlrP.icher Rozial sehr wertv-0ller Pers&nlichkeiten unter
sucht unu gelöst werden müssen, im Geiste jener Vorurteilslosigkeit, des zu
kunft~freurligen Optimismus, der die jüngst verstorbene HEDWIG Dolnl be• 
see1ti>.. Ihr ist das Buch gewidmet und der Schlußaufsatz gegen die Idea-
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listen des Antifeminismu~ spiegelt die Gesinnung wider, aus der frucht,bare 
Anregungen und praktische Lösungsversuche geboren werden müssen. 

0. JENS~RN, Berlin. 

ROBERT LIEFM.ANN, Kartelle und Trusts und die Weitt>1bildung der volks
wirtschaftlichen Organisation. III., stark erweit. Aufl.. St-uttgart, Emst, 
Heinrich Moritz 1918. 815 S. (6,70 Mk.) 

Die neue Auflag·e von L.s bekanntem Werk bringt vor allem eine Er
weiterung über das kapitalhtische Organisationsproblem. Zur 
Bt>leuchtung dieser Frage zieht der Verf. nunmehr auch einige der inter
essanteren Ergebnisse seines seither erschienenen umf11ng- nnd inlr.iltsreil-hen 
Werkes über .Beteiligungs- und Finanzierungsgesellschaften!' (Jena 1913) 
herbei. Ei-ne wesent!ithe Neubearbeitung hahen auch erfahren: das III. Ka
pitel über die „Wirkungen der Kartelle auf die Abnehmer" und 
das V. Kapitel über die" W ei terb i 1 du ng der v olkswi rts c h aftlichen 
OrganisatiO"-n unter dem Einfluß der Kartelle und 'frusts". 
In letzterem ist besonders der 6. Abschnitt: flZusarumenfassen«le Betrnchtungen 
des Konkuttcnz- und Monopolprinzips in der heutigen Volkswirtschaft" neu 
hinzugekommen, auf den wir noch näher zu sprechen kommeu werden. Im 
VJ., dem Schlußkapitcl über „Die staatliche Regelung des Kartell
wesens" befaßt sich L. nunmehr eingehender mit der im Kriege akut ge
wordenen ]•'rage der staatlichen Kontrolle und Regelung des 
ganzen Kartellwesen-s und im weiteren Sinne mit der, gemde heute 
sehr zeitgemäßen, Frage des Vorrangs der staatsijozialistischen Zwangswirt
schaft gegenüber der freien Wirtschaft. 

Nachfolgend möchte ich nur einige mehT zwanglose Betrachtungen zu 
diesem, ein schier nnah8ehbares Stoffgebiet umfassenden und verarbeitenden 
Werke des wissensr.haftlich so produktiven Volkswirt.s anstellen. Die Weite 
des Aufgabenkreises, dfo sich L. damit gestellt hat, erhellt schon aus den 
Worten der Vorrede. L. will von einem gewissen Gesicht~punkto aus eine 
entscheidendere Charakterisierung der ganzen neuesten Entwicklung des 
,,modernen Kapitalismus" g_eben. 

Inwiefern ist ihDJ das gelungen? Da ruuß deutlich ein Zwiefaches unter
schieden werden: erRtene die Darstellung und konkretere Erklärung der jiing
sten wirtschaftlieh-organisatorischen Phänomene un8erer Wirtschaftsepoche, 
also der höheren kapitalistischen Organisationsformen, und zweitens deren 
letzte "rein-theoretische" loterpretation. Man (larf wohl sagen, daß L. die 
erste Aufgabe mustergültig gelöst hat. während 1win (eben .im 6. AbRchnitt 
des V. Kapitels) kurz angedeuteter Lllsungsversuch der zweiten !lurcbaut1 
nicht befriedigt. 

Zum ersten Punkt sei allgemein betont, daß in der ganzen volkswirt
schaftlichen Literatur kaum ein anderes Werk existiert, das ohne Schul
meisterhaftigkeit so knapp und leicht übersichtlich eiiJ RO reichhaltiges, an-
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schaulichee Bild vo11 den modernen, Mheren Fonnen des Zusammenschlasses 
kapitalistischer tJnterbehmuog&n gibt. wie das vorliegende. Ganz abgesehen 
von den Jfartellen und Trusts, diesen beiden elementaren Typen all 
der verschiedenartigen. »höheren kapitalistischen Organisationsgebilde", führt 
L. eine ganze Menge weiterer solcher Gebilde vor, wie z, B. die Syndi
kate, als Weiterbildung der Kartelle, die Komb.inationsunterneh• 
mun?en, als ,;ielleicbt interessanteste organisatorische Neubildung der mo
dernen Unternebmensentwitklung, ferner die Interessengemein.sehaf
ten, die Beteiligungen, die Kontrollgesellscltafteu, die Fu-
11ion en und schließlich.die Be teiUgu nga- und Fina1uieru-agsges ell
scb aften. - Besondeu ausfü.hrliob bandelt aber L. von deu deutschen. 
Kartellen und v9n den am er i k an i s c b e n Trusts. Man vermißt in ge• 
wisser Hinsicht ,in diesem ZUSAtn.Ulanhang etwa eine kune Dars.tellnng der 
verwandte.'.: Entwicklimg in E II g land. 

Unter der Fülle des Gebotenen erac.heinen uns, wie gesagt, besonders 
bedeutsam die Ausfflhrnngon L.s über di6 Kombinationsunterneh
m ll n gen und deren Verhältnis zu den Kartellen. Die ersteren versnch!ln 
auf grundsätzlich verschiedenem, aber nicht weniger be11.chtenswertem Wege, 
eine Höherbildung der vo1kswirt.scbaftlichea Organisation anzustreben als die 
Kartelle. Während diese „nur eine bloße Verstll.ndignng zwischen den Organi
sationen der einzelnen Wirtschaften" darstellen, erstreben jene einen eigent
lichen „Umbildungsprozeß der Einzelunternehmnng (S .. 209), und zwar in 
dem Sinne, daß sie die ·Produktion technisch wirtsi,;haftlicber ausgestalten 
woUen, eben durch .Kombination", d. h. durch .Umfassung der verschie
denen Produktionsstadien" (ebenda), durch .Angliederung weiterverarbeiten• 
der Stadien" (S. 211). }111,11 könnte sagen, daß wiihrend die Kartelle mehr 
horizontal zu organisieren trachten (Unternehmungen gleicher Prodnktioos
sta.dien, 11,ber verisehiedener Produlrte), .die Kombinationaunternehnrnngen mehr 
vertikal- wirken \Unternehmungen verschiedener Pr,,duktionsstadien, aber 
des gleichen Endproduktes). Die bekanntesten Beispiele für Kombioationen 
sind die Verbindung von Zechen, Hochöfen, Stahlwerken und Konstruktiou
·werkstätten, oder bloß einzelner dieser Glieder. L. zeigt nun sehr instruktiv, 
daß diese Gebilde vertikaler -Organisation darin die Grenzen ihrer Ausdehnung 
haben, daß sie "konstanten Massenbetrieb" erfordern. Darum werden die 
„reinen" Werke, die anpassungsfähiger sind, von den „gemischten" nicht 
völlig verdr'.tngt, In den Kombination~unternehmungen liegt jedoch ein nicht 
unerhebliches aul)ösendes Moment den Kartellen gegenüber. Kombination,. 
unternehmungen · sind nämlich, von den Lieferanten und von den Abnehmern, 
viel unabhängiger als reine Werke. Im Gegensatz dazu s~ellen ja bekannt
lich die Kartelle beute vielfach _gerade einen Schutt der Schwachen dar. Es 
ist wahrscheinlich nicht zuletzt der besonderen Ausgestaltung der gegenwär
tigen Wirtschaftsverfassung zuz1111chreiben, wenn · die Kombinationsunteroeh
niungeri r e 1 a t i v zu den Kartellen noch so schwach entwickelt sind, worauf 
L. vielleicht etwas zu wenig Gewicht legt. Die Gründe dafür sind einmal 
die Uns ta bi li tä t der heutigen Wirtschaftsordnung und anderseits die Zoll
politik der deutschen Ka1-telle mit ihren billigen Auslandverklmfen. Die 
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hocbbedeutsame Dumpingmöglichkeit bildete dollh kitzten Endes den eigent
lichen Kitt für die ganze mächtige .Entwicklung des deutschen Kartellwesen11, 
was von anderer Seite jedenfalls stltrker betont worden ist als 'Yötl L. (wobei 
auf die hllbsche Monographie „Die Außenpolitik der deutschc!n Eisenkartelle 
und ihr Einfluß auf die Schweiz" von lJr. EouARD FE~m, · ,,Zürcher Volks
wirtschaftliche Arbeiten", Heft 4, Zürich 1918, hingewiesen werden soll). -
Um L. gerecht zn werden, muß allerdings erwähnt werden, daß auch er 
.ausdrücklich sagt, daß die Kombinationsunternehmungen das KRrtellwesen 
11tark zu beeinflussen berufen sind, indem sie eine neue ttbergeordoete Form 
von Kartellen auf den Plan rnfen, ,,Auch die Kartellbildung selbst 
wird durch. d!e K.ombination~unternehmungen auf eine höhere Stuf'e gehoben, 
indem sie dahin wirken, daß an Stelle der- Spezialkartelle für nur ein be
etimmtes Proclukt Gi:uppenkartelle oder Generalkartelle, wie man 
-11ie nennen kann, fllr die gesamten Erzeugnisse -der betreffenden Industrie, 
welche in den k_ombioierten Werken hergestellt werden, eieb bilden." (S. 214;) 

Im 6. Abschnitt des IV. Kapitels über "Die Zukunftsaussichten des ,mo
dernen Kapitalismus"' tritt L. besondere nachdrücklich der noch vieUach ver
breiteten Ansicht e,itgegen, daß diese ~ungeheuren Kapitalzusammenballungen" 
{S. 248, dieser Ausdruck dünkt uns überdies etwas irreführend), die beson
ders durch die Entwicklung des „Efl'ektenkapitalif'mus" gekennzeichnet sind, 
-'l.nbedingt ein bedrohliches Symptom in unserem Wirtschaftsleben darstelle. 
Diese gewaltige „Mobilisierung des Kapitals trllgt wohl eiui{,-"08 zur Aus
dehnung arbeitsloser reiner Einkomme_n bei" (S. 249) und damit z11r Ent
faltung des Kapitalismus im üblen Sinne des. Wortes, aber im ganzen be
deutet diese tiefgreifende Um g es t a J tun g doch . eine bedeutsame H ö h e r
~ n t w i c k l u n g der Organisation. Man könnte sogar weiter gehen und in 
der durch eie. bedingten gesteigerten Ioterdeperidenz un~erer großen kapi.a
lietischen Unten1ehmuugen· in gewiBBem Sinne bereits die Anbahnnng eines 
.,,inneren Abbaues" unserer kapitalistischen Wirtschaftsordunng erblicken ! 
Alles in allem, L. ist die erste Aufgabe jener Darstellung und konkreteren 
Erklärung der höherei,. kapitalistischen Organisationsformen in der jüngsten 
Vergangenheit glänzend gelungen. 

Wie steht es nun aber mit der „rein-theoretischen", der letzten 
-synthetischen· Interpretation dieser ganzen Entwicklung, in der 
„zusammenfassenden Betrachtung des Konkurrenz- und Monopolprinzips in 
4ei: heutigen Wirtschaft" (Kap. V, 6. A.bschn.)? Ich erachte diesen Exkurs 
als völlig mißgliickt. Insbesondere glaube ich, daß L. eine, gan,: irrige Auf
fassung vom Wesen des Mo 11 o p o 1 s, im Sinne eines eigentlich tbeQre
tischen Begrilfs hat. Monopol scheint ihm „absolut zweckmäßige Regelung" 
su bedeuten. Eine genaue Definition dieses wichtigen Begrift'P.s gibt er 
nicht, aber er wirft die Frage auf, welches „die rationelle Organisationsform" 
-sei, die freie Konkurrenz od~r das Monopol (8. 251)? Olfenbar gla11bt er 
~lso den Begriff „monopolistisch" auf den Begriff „einheitlich" reduzieren 
~nd beide gleichsetzen zu können. Nun ist nicht zu bestreiten, daß ill der 
tu.glichen Umg-angssprache häufig diese Identifizierung erfolgt,; in aller gaten 
nationa.lökonomischen Theorie hat aber der Begriff „monopolii1tisch" von jeher 
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einen ganz andern. Sinn gehabt, nämlich den von .ausschließlich". So z. B 
schon bei RICARDO. Wie L. richtig erkennt, hängt der Monopolbegriff anfä. 
engste zusammen mit dem Begriff der „Konkurrenz". Allerdings sind das 
Korrelativbegrilfe. Mao kann sie aber nur dann als solche annehmen, wenn 
man „Monopol" im Sinn von „ausschließlichem Besitz" (eines Gutes) nimmt. 
,,Freie Konkurrenz" herrscht überall dort, wo kein .Monopol", kein „aus
schließlicher Besitz" an einem Gute besteht. .,Monopol" im Sinne von „ein
heitlicher Organisation" oder von „organisierter Einheit" steht in gar keinem 
Gegensatz, überhaupt in keiner direkten Beziehung zu „Konkurrenz". Auch 
die freie Konkurrenz kann hypothetischerweise zu „einheitlicher Organisation", 
zu „organisierter Einheit" führen. In dem besagten Abschnitt von L. schillert 
nun der Begriff .Monopol" in der Bedeutung bald von „einheitlich", bald· 
von „ausschließlich", wodurch eine heillose Verwirrung angerichtet wird. -
Dieser ganze neue Abschnitt trägt also nicht inur nichts zur Klärung der 
Meinungen bei, sondern er ist im Gegenteil dazu geeignet, sie stark zu trüben. 

HANS liONEGGER, Bern. 

KARL BücHER, Die Sozialisierung. 2. stark erweit. Aufl. Tübingen, H. Laupp. 
1919. 8". 128 s: (3.- Mk.) 

Der bekannte Volkswirtschaftslehrer will in der vorliegenden Schrift,. 
d.Je einen erweiterten Vortrag darstellt, die Leser mit dem Wesen der Sozia
sieruog bekannt machen. 

Einleitend bemerkt er, daß er persönlich „ von der Unausbleiblichkeit 
eines schließlichen Sieges des Sozialismus überzeugt" war, niemals aber 
geglaubt habe, daß er die Zeit .noch erleben werde, wo er Wirklichkeit 
werden wolle" (S. 21). Als Wissenschaftler vertritt aber B. den Stand
puuki: ,,Nol·h keine neue Wirtschaftsordnung ist im Laufe der Jahr• 
tausende auf einen Schlag durch obrigkeitliche Anordnung in die Welt ge
kommen." Die Sozialisierung versteht B. im Sinne des alten, von W AG.N ER 

besonders ausdrücklich und et·folgreich verfochtenen Staa.tssor:ialism\11! netw& 
so, wie sie dfo ältern unter uns bei den Eisenbahnen sich haben vollziehe!\ 
sehen". Die in der kiipitalistischen Gesellschaft l:>estehenden Lohnformen 
würden vom sozialistischen Staat übernommen werden: ,,also Stücklohn und 
Zeitlohn, unter Umständen auch Anteil am Reingewinn, Prämien u. dgl." -
Mit dem bekannten sozialdemokratisl'.hen Ökonomen Htu·ERDING stimmt B. 
darin überein, daß die sozialisfo1ten Betriebe nicht an die ArbeiteISchai't 
übergeben werden sollen, "denn damit käme man zur Produktivgenossen• 
schaft, die in Deutschland längst abgewirtschaftet" habe. Die expropriierten 
Kapitalisten sollen entschädigt werden. 

Welehe Betriebe sollrn dfr Sozialisierung unterworfen werden? - Gleich
wie Htu·ERDING antwortet- H.: Solche Zweige der Wirtschaft, die infolge 
der Kartellisierung fi'1r dit: Sozialisierung reif sind, d. h. Betriebe monopo
listiRchen Charakters, wie die Kohlen- und Eisenindnetrie. B. fügt hinzu: 
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überhaupt Bergwerke und Priva.t.waldungen. Von der Sozialisierung will er 
ausgeschlosseu sehen: E:s:portindustrie, auswärtigen Handel, Handwerk. Große 
-Schwierigkeiten bietet die Land,virtscbaft. Hier solle nur der Großbetrieb 
verstaatlicht werden, der Kleinbetrieb dagegen solle im Privateigentum 
bleiben, da er erwiesenermaßen einen höheren Ertrag liefere nnd deshalb 
auch vom volkiwirtscht\ftlichen Standpunkte aus vorteilhaft sei, 

B. verschießt sich auch den mit der Sozia.lisieruug verbundenen Schwie
rigkeiten nicht. Er sieht -vora.us den volkswirtschaftlichen Scliaden, der da.r
aus entstehen wllrde, daß in der Übergangszeit in allen für die Sozialisierung 
ju Betracht kommenden Prod~ktionszweigen die Errichtung neuer Betriebe 
Wld die Erweiterung der bestehenden verboten werden mllßte. Auf dem 
Wege zur Sozialisierung siebt er folgende schwerwiegende Hindernisse: 
Erstens, Deutschland ,sei kein isolierter Staat, sondorn stehe in engen Be
.ziehnngen mit der Weltwirtschaft; zweitens, die Sozialisierung (mit E:itschä
digung der Privatunternehmer) wllrde das schon ohnehin stark verschuldete 
Deutschland mit neuen Schulden belasten; drittens, eine politische Gefahr 
liege darin, daß Staatsbetriebe von der Entente alR Pfänder beanspntcbt 
werden könnten; viertens, die Sozialisiernng müßte eine gewaltige Steige
rung der Produktionskost.en herbeiführen. - Der sozialdemokratische Fllhrer 
Hulll bemerkte treft'lich, daß eine weitgehende Sozia.lisiernng:heute die „Kon
kursverwaltung des Kapitalismus" bedeuten würde. 

In einem Anhang wird interessantes Material gebracht: Resolutionen, Gut
.achten usw. 

Die Broschüre von B. zeichnet sich swar durch wissenschaftliche Tiefe 
-Oder Originalität der Gedanken nicht aus, aie stellt aber eine populäre Orien
tierung in den einechlil.gigen Fragen dar. 

M. GITERMANN, Zttrich. 





Aus der Literatur über die soziale Frage und über die 
Arbeiterbewegung in Deutsohland in der ersten HiHftti 

des 19. JahrhundMts. 
VON 

P. Mombert (Freiburg i. B.). 

Wir besitzen bis heute n<Jch keiuc, wisRenschaftliclten Aut'or
,lerungen genügende Darstellung der deutschen Arbeiterfrage u11d 
\rbeiterbewegung für die erste Hälfte des 19. ,JabrhnnJerts, also 

gerade fiir die Zeit, in welcher mit deru stärkeren Aufkommen 
1md dem Wachstum der Großindustrie eine Arbeiterfraii;e zu ent-• 
!'.ltehen und dann vor allem auch unter dem F~intluß des englischem 
1ind französischen Sozialismus eiue Arbeiterbewegung langsam 
einzusetzen begann. Das Gesagte gilt in gleicher Weise von Üvr 

Lage der Arbeiterklasse, wie auch von der Ent8tehuug und .Ent
wicklung dieser Arbeiterbewegung. Wir haben auch keine zeit
genössische Schrift, die hierfür einigen Ersatz böte, uncl gleich~ 
wertig neben die Darstellungen von FRIEDRICH ENUEl.ta; uu<l 
gUGEN1<: BuRET über die Lage der Arheiterklassc in F.ngland und 
Frankreich gestellt werden könnte. 

Wohl gibt es, an den verschiedensten Stellen zerstreut, mannig
fache Einzelu~tersuchungen und Vorarbeiten darüber. g9 sei fiir 
die Lage der Arbeiterschaft auf die bekannten Schriften. von 
TmJN 1), SAx 2) und ANTON 5) verwiesen. Eine sehr brauchbare 
Zusammenstellung älterer Lohndaten, auch die dafUr in Betracht 

. kommenden Quellen, hat F&. J. NEUMANN in einem Aufsatz ,,Zur 
Lehre von den Lohngesetzen" 4) gegeben. Auch in H. li'ECIIN1-a,s 

,,Wirtschaftsgeschichte Scblel!iens" ~) finden sk•h im letzten Ab
schnitte mancherlei wertvolle Mitteilungen. Füt die politischen 

1) Die Industrie am Niederrhein. T,eipzlg 1891. 2) Die Hausindustrie 
in Thüringen. Jena 1882-1888. 8) Geschichte der preuß. Fabrikgesetzgebung. 
Leipzig 1891. 4) Jahrbücher für Nationalökonomie. Ill. Folge. Band 4. 1892. 
5) Breslau 1907. 

.,\rcblv f. Ge1chlcbte d. 801iall1mu1 IX, hrsg. v, Grf1nb1r1f. 12 
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und sozialen Strömungen in der ·deutschen Arbei~er.scbat't, aucli 
für die 8telhmg, welche andere Kreise dazu eil)genommen haben, 
finden sirh hrauehbare Übersioliten bei TREI'l'SCHKE 1

) und 8YßEJ,'), 

ferner mancherlei \:>.ei HARTMANN ~), BRANDENBURG') ZENKER 5 ) 

und 8cHMnYr 6
), um um· einige der wichtigsten Autoren be"or• 

znbebeu. In anderen, großangelegten Oeschichtswerken, wie z. ß. 
in RT~-:RN8 „Geachichtc Europas von 1830-1848" 1) findet sich 
~o gut wie nichts über die hier in 1'"'rage kommenden deutscheu 
Vcrhiiltnisse. In dem .Ab111chnitt „Sozialismus und Kommu.nismns•· 
werden fast nur die tmglischeo und französi~chen Verhältnisse 
dargestellt. 

Für die Kenntnis der deuts~en Arbeiterbewegung jener Zeit 
komrnt da1111 noch vor alfom MEll,lllNGS „Geschichte der deutscho11 
Sodnldemokratie" 8) in Frage, in der sieh aullb noel1 manch audert>, 
Mer nicht t>rwilhntc Literatur, findet .. Auch die kleine Schrrn 
von KAHI,lm &) iiber W1uu;t..~ WE11"LINU, verdient hier gonann, 
zu wPr.den. 

Das 1885· erscbieuelle bekannte Buch GEORG ADLER!:\: ,,Die 
{¼eschicbte der ersten sozialpolitischen Arbeitorbewegnilgin Deutseh
l~nd rnit besonderl'r Berücksichtigung der auf ,de einwirkend~u 
'l'heorien" ist · die einzige Spezialarbeit, die wir bis heute in 
Deutschland über diese11 Gegenstand besitzen und infolgedessen 
durchaus unentbehrlich. Das Bueh besitzt aber dpch mancherlei 
hetr:ichtli.cbe Mängel. .l!~inmal war doch die dem Verfasser t'iir 
jene Zeit zu Gebote stehende Literatur eine recht, lückenhafte, ., 

1) Deult!che Gescliic:bte. IV. Autlage. 1897 .. Band 6, vor allem S, o07-!'t2S. 
2} Die B11grttad1111g des deutl!chep Reiches. Volksausgabe 1901. :&nd 1, puaim, 
3) Dfo Volk11l'rb0Jmng im Jahre 1848. Be~ia 1900. 4) ,Die deut.eche Revolution 
18-18. Lei11zlg 1912. 6) Die Wiener Revolu\ion 1848 und ihre sozialen Vora111• 
setzuu1,-en und Be:Uehu11gen. Wien 1897. ~) Die deutachen Flüchtlinge i11 
der Sehweiz und die erste deutsche Arbeiterbewegung 1833-1836. Zllrich 1899. 
7\ St11ttgart 1911. 1-l) 2. Auflaµ;e. Stuttgart 1908. 9) Hottingen-Zürich 1887, 
Weiter komrueu dafür in lt'rage: V.-U,1.ENTIN, Der Wohlatand in Westpreuße.n. 
'fühingcn 18:12; KAMl'ntEnm, Gcsehichte der GesellBcbaft.sklaeen in Deutsch
land. Berliu 1910; BERNSTEIN, Die Oeac\ich&e der Berliner Arbeiterbe\Yegung. 
Band 1. Berlin 1907, und LA Ul!'lllNBlilJlG, Geaclrlchte der ArbeiterbewegUDg 
in Ila.mburg•Altona. J. Teil. Hamburg 1911. Auch bei SOMBA.JlT, J;)er. mo
derne Kapitalismus, ünden ilch mancherlei Ausfllhr11ngen tlber die Lage der 
.Arbeitereobaft in der damaligen Zeit. Vgl. dUll ferner H,.Scru.tl"l'JilR~ Bei• 
trlg.., IUJ" aoaialeu üeschichte eea Jahre, 1848, in D. Neue Zeit m 1885 S. 21:l tr. 
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dann ist aber auch m. E. der soziale und wirtschaftliche Hinter
grund zu wenig beriicksiehtigt, ·auf dem sich diese ganze Be
wegung abgespielt bat und 1,uf dem sie groß geworden ist. So 
vielerlei Wertvolles nun die genannten Arbeiten und noch manche 
anderen, die hier nicht erwähnt worden sind, über die Lage der 
Arbeiterklasse und die Arbeiterbewegung in der ersten Hälfte 
des neunzehnten Jahrhunderts enthalten, so handelt es sich dabei 
doch immer ntir um einzelne Ausschnitte . und einige Hauptzüge, 
die au3 der gesamten Frage 1,ur Dari;tellung gelangen. Eine 
Darstellung der Lage der ArbeiterklasS1.' und der Arbeiterbewe
g·ung jener Zeit muß erst noch geschrieben werdeu. Es ist dies 
die Zeit, die nicht nur in rlieser Hinsicht, sondern ganz allge
mein bis beute das Stiefkind der sozial- und wirtsl'haftsgeschioht
licben ltorschung in Deutschland gP-wesen ist. Man kann ohne 
Übertreibung !lagen, daß wir über diese Seiten für das deutsche 
Mittelalter zum Teil wcsentlil'h besser unterrichtet siud als für 
diese Periode, welche erst wenige Dezennien hinter u11s liegt. 

Die folgenden Seiten sollen für eine s(1kbe Darstellung eine 
Vorarbeit, n ic b t mehr geben. Jijder, der sich in der eben ge
nannten Weise mit der ~ozialen Frage und Arbeiterbewegung iu 
Deutschland in j~ner Zeit beschäftigt, wird mit . der schon von 
GEORG ADLER beklagten Schwierigkeit zu kiimpfen haben, daß 
die in Betracht kommende zeitgenössiscl1e Literatur überaus zer
streut und schwer erhältlich, zum Teil überhaupt nnbekannt und 
nur durch Zufall auffindbar ist. Der folgenden Darstellung liegen 
die Scbl"iften aus einer privaten Sammlung zugrunde, die mancher
lei enthält, was beute so gut wie unbekannt ist. Nur r1 Sehriften 
(Nr. 15, 18, 88, 141, 201), stammen ans der Freiburger Univcrsi
fät.sbibliotbek. 

Diese Schriften sollen im folgenden ganz kurz in ihrem wesent~ 
liebsten Inhalte und in ihrer Bedeutung für die soziale Ge
schichte dieser Zeit charakterisiert werden. Da es mir darauf an
kommt,· vor allem nur ~11( die unbekannteren Schriften jener 
Periode hinzuweisen, so ist im folgenden die sozialistisch-kom
munistische Zeitschrlftenliteratur, als im wesentlichen bekannt, 
unberücksichtigt geblieben. Das gleiche gilt von zahlreichen 
Schriftstellern, die damals in der Arbeiterbewegung efue Rolle 
gespielt oder doch zur sozialen .Frage StelJang genommen haben. 

12• 
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Ich nenne hi'er: LoRJo:Nz STEIN, RonBERTUS, HILDEBRAND, STIRNER, 

WEITUNG, Hi:r.ss, MARX, ENGELS u. v. a., deren Schriften auK 
dem genannten Grunde unberüeksichtigt bleiben. Das gleiche 
b>ilt von den dat;nals erschienenen Lehr- und Handbüchern der 
NationaWkonomie und Polizeiwissenschaft. Aus dem gleichen 
Grunde w~rden auch die zahlreichen, aus fremden Sprachen. ins 
Deutsche übersetzten Schriften nicht erwähnt. Die folgende Da1 -
~te1lung beruht auch, v.n der einen genannten Ausnahme abge
sehen, lediglich auf den in dieser Sammlung vorhandenen Schriften. 
Sie erhebt also keinen Amipruch darauf, vollständig zu sein. Aber 
trotzdem mag es sein, daß damit doch einiges Bedeutsame und 
Wichtige zutage gefördert wird und {1.aß damit, was mein Haupt
zweck ist, dem ·klinftigen Geschichtschreiber der Arbeiterfrage in 
Deutschland eine nützliche Vorarbeit geleistet ist. 

Im Anhange sind alle diese· Srbriften mit du1:chlanfender 
Nummer versehen, in chronologischer Reihenfolge aufgeführt und 
ent:spl'cchende Nummern im Text verweisen auf diese Titel. Zur 
Ergänzung· ist vor allem das Literaturverzeichnis heranzuziehen, 
das sieb in dem zit. Buclte GEORG' . ADLERS. findet und _das auch 
mancherlei Schriften pennt, die mir nicht vorgelegen haben. -In 
einem zweiten Teile des im Anhange befindÜcben Schriftenver
zeichnisses wetden dann eine Reihe von Arbeiten angeführt, welche 
mir nicht zugii.nglich gewesen sind. Da sie auch bei ADLER nicht 
genannt sind, so habe ich es für nü~zlich gehalten, wenigstens 
den Titel derselben anzugeben. 

Wir wollen uns zunächst jenen Schriften zuwenden, welche 
für die Lage der Arbeiterklasse Material beibringen oder 
sich wenigstens vorwiegend mit ihr beschäftigen. 

Die ältesten mir bekannt gewordenen Arbeiten des deutschen 
Sprachgebietes, die sich unmittelbar mit der Lage der Arbeiter
klasse, u. zw. der Fabrikarbeiter beschäftigen, · stammep beide aus 
der Schweiz. · Die e-ine ist ein Aufsatz über die nachteiligen 
Wirkungen des Fabrik- und Maschinenwesens (13), die andere 
ein Bericht über die Fabrikarbeiterverhältnisse in der Baseler 
Industrie (56). Der erstgenannte Aufsatz gibt keine konkrete 
Schildetuug der Lage der Arbeiterklasse, wenn auch diese Seite 
der Frage berührt w:ird, sondern sucht vornehmlich die Einwände 
zu entkräften, welebe von den verschiedensten Seiten gegen Fa.:. 
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briken urnl Maschinen vor allem deshalb erbobe.u wordeu silttl, 
weil dadurch Arbeiter überfllissig würden, der Lohn gudriickt 
werde, die Jugend verwahrlose, die Abhängigkeit der Arbeiter 
vermehrt und ihr GQ1mndhcitszustand ungünstig bceiaßußt werde. 
Es handelt sich ahw hier um eine Apologie · des Pabrik„ und 
Mascbine.nwesens, aber immerhin eine recht sclbsfündige Arbe.it, 
die nicht uninterm1sante Gedankengänge aufweist. Dem an zweitel' 
Stelle· genannten Bericht liegt d'ie Beantwortung der F'rago zu
grunde: ,,Sind in unserem Vaterlande zwischen Fabrikherren uud 
ihren Arbeitern ne.bcn den bloßen Vertragsverhältnissen noch 
besoncltre freundschaftliche und vorsorgliche Einrichtungen vor• 
banden t W a.111 für? Und was wäre in dieser Hinsicl1t noch weiter 
zu tun. möglich?" Die . kleine Schrift gibt also für die Bascler 
Industrie ein Bild der. dort bestehenden Arbeiterwohlfahrtsein
richtungen. Daneben finden :sich noch Angaben iiber die Höhe 
der damals gezahlten Löhne und manche anderen Bemerkungen, 
welche zur Beurteilung der damaligen Arßeiterverhiiltnisse wiebtig 
sind. Wir hören z. B., daß in der B_andfabrikation der festl' 
Wochenlohn 6 bis höchstens 7 Franken beträgt, daß daneben je
doch Mehreinnahmen durch Überstunden· .oder Extt-aarbeiten zu 
Hause vorkommen. Wir hören Klagen über die Steigerung der 
Preise, so ,z. B., daH seit 40 Jahren die Mietzinse um fast cla11 
Doppelte gestiegen seien. Kinder werden schon vom 6 bis 7ten 
Jahre an bei 3-4 Franken Wochenlohn in doo Fabriken besch:iftigt. 

Kurze Zeit darauf erschi,m in Deutschland die bekannte Schrift 
von ScHNEEu, die sich mit der Not der Leinenarbeiter in Schlesien 
beschäftigte (72). ~ie gehört mit zu den wertvollsten Arbeiten 
iiber die Lage der Arbeiterschaft aus jener Z\it. Ein .lahr r;päter 
hat der gleiche Verfasser die Zustände der albeitcnden Kla8scn 
in nreslau geschildert (102). Beide Schriften, denen amtliches 
;\lateria] :i;ugrunde gelegen hat, haben schon öfters literarische 
Verwe11ung gefunden, so daß i-ich ein genaueres Eingehen auf 
sie an dieser Stelle erübrigt. 

)<jbenf'alls ,ler Lttge der Arbeiter in einem spczielJen Berufö 
ist der Aufsatz von. Dmn·un·rn übe1· die Ji~ürsorge für <las Los 
der )<jisenbahnarheiter (131) gewidmet. Auch hiel' · findeu t1ich 
wertvolle Angabtm iiber die ungün:;tigcn Arbciter\'erh:i.ltnis;;e iu 
der dt\maligen Zeit. nie Schl'ift dt1R Chcmnit:1.cr Pahrikantcn 
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DöBsTLING (132) steHt die Ernährungsverhältnisse der Arbeiter 
in den Mittelpunkt. Wir finden auch Angaben über die Wochen
verdienste von Arbeitern in einer Kattunfabrik und in einer 
Spinnerei. Ein großer Teil dieser Arbeiter konnte bei den da
mhh1 herrschenden Teuerungsverbältnissen mit ihren Löhnen nicht 
auskommen 11nd mußte öffentlich unterstützt werden. Eine Bes
serung <ler Verhältnisse erwartet der Verfasser lediglich aui:1 
handelspolitischen Maßnahmen, um dem Inland die Arbeitsgelegen-
heit z\t erhalten und die Alt.sfuhr zu vermehren. ' 

In den Jahren 1847 nnd 1848 sind dall41 noch zahlreiche 
weitere, recht lehrreiche Darstellungen über die Lage der Arbeiter
klasse erschienen: Alle in der von RRDEN herausgegebenen Zeit
scl1rift des Vereins für tleutlilche Statistik. DAEL (126) bat üher 
die Arbeitslöhne der handarbeitenden Klassen in Hessen, FLor: 
(124) über die Arbeitslöhne und Lebensmittelpreise in Altona 
geschrieben. Der Aufsatz von BACRMErnI: (127) behandelt neben 
den Arbeitslöhnen in Niederbayern auch die Ochaltsverhii.ltnisse 
bei der Lehrerschaft und Geistlichkeit und cinti auf amtlichen 
Akten beruhende Darstellung von REDENS (128) schildert die 
Verhältnisse der handarbeitend~n Btwölk.erung in Uohenzollem
Sigmaringen. lfän nnonym erschienener Aufäat.z gibt ein Bild 
der Arbeitslöhne nnd Lebensmittelpreise (129) in · einer Reihe 
größerer deutscher Städte und ein weiterer, welcher die mate
rje1len Zustände in Württemberg schildert (125), bietet m~nclie 
wertvolle Angaben fur die damaligen V erhä)tnisse der unteren 
Volksklassen. Der zweite, im Jahre 1848 erschienene Baud der 
Zeitschrift enthält einen Aufsatz über die Verhiltnisse der hand
arbeitenden Ht,völ)u.mmg in Wien (184). 

Alle diese Arbeiten sind natürlich von reeht verschiedenem 
Wert für die Erkenntnis der damaligen .Zustände innerhalb d(\r 
A1·beiteri,;chaft. In ihrer Gesamtheit enthalten sie aber doch recl1t 
viel wertvolles Material und geben ein ganz brauchbares Bild 
der damaligen Verhältnisse. Es sei hier nur hervorgehoben, daH 
DAEL und BACHMEIKU bereits mit Arbeiterbaushaltungsrecbnungen 
operieren, und daß z. B. der letztere auf dieser Grundlage zum 
Ergebnis kommt, daß in den gewöhnlichen Verl1ältnissen die Löhne 
der Taglöhner nicht ausreichen, um sieb den Uutel'halt für dit>, 
notwendigsten Bedürfnisse :verdienen zn können. 
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AllB dem Jahre 1848 stammt dann auch die. sehr warlllherzie,·e 
-!iebrift i\ber die Hungerpest in Oberschlesien (176), welche eine 
äußeret scl,iarfe Kritik an den damaligen preußis9hen Zuständ4)n 
iibt. Recht wertvolles Material über die Orgauiflu.tion der Arbeiter
verhältnisse, wie z. B. über Arheitsordnungen, Krankenfürsorge 
usw., enthält daµn die Srhrift des Ohersten ". PRI'l'TWI'l'Z iihcr 
die Sehanzer in Ulm (221). Die .Jahre 1851 nud 1852 haben 
,tann noch zwei ,vdtorc Schriften gebracht, aut1 clonen mancher
lei Jnteressa.11tcs über dit., uogün!.ltigc Lage der Arbeiterschaft. zu 
ontnehmen ist. Die eine von MINu·rou (234), dh~ auf amtlichem 
Material bernht, bcsrhiiftigt sich mit der Lage tlei· Weher im 
schlesischen Gebirge, die andere ist Jiu bekannte :·khrift rnn 
Vrncuow über die Not im Spessart (236). Dei· Aufi,1at1. von Vou: 
t228) iiber die l<'abrikbevölkcrnng im OhcrelsaJ.! schildert diei,;c 
:,le S,cbr vt.~rworfen und vbrkommen, bctc\nt ubcr aiwh ausdriick
liob, daß daran die rahrikh<•.rrcu z.11111 großt>n Teile 11chuld seien. 
l'~s findc11 sich fiir 1lic .lahre 1835 111111 18?;0 z. 'l', :1.11 r frau
z.iisischen ll.uellcn, den hck:umten Arbeiten \'u,1,1m~rcs, auf
hauentl, für die ·rnrschiedcnc11 Al'beiterkatt-gorien die Löhne an
gegeben. Wil' erhalten foruer iu recht afüwhaulicher Form He
reehtumgcn 111111 ,\.ngabe11 übur tli1· t.iiglicheu Mind6Htamigaheu von 
Arbeit~rfamilicn und cinz;elm~u Arbuiteru und ebenso eint! Rcibo 
,·on Bilanzen rnn Arbciterbanshalten. Rs werden dann weiter 
,Ue _geradt' in der elsäßischen Textilindustrie Ho hiiutigcn Wohl
fahrtseinricbtungen beschrieben. 1<:iu tieferC1s V cn1tändnis für 
dns Zweischneidige dieser Einriebtungcn, ebenso wie für die 
~anze Arbeiterfrage, fohlt jedoch. 

lt~s liegt auf der Hand, daf.i 1,1icb die Ht1hritlen, welche über 
flie Lage der Arbeiterklasse berichten, nicht reinlicll von jenen 
scheiden lassen, welche die Ursache der Notlage innerhalb tler 
Arbeiterschaft. schildern, oder die eigentliche Arbeiterbewegung 
zum Gegenstande haben. In )!ablreichen 8chriflen. geht die ß(•
handlung dieser Fragen in einander iibe1·, sotlaß sich aueb 
in denjenigen, die . in folgendem .be9Prochen werden, mitunt.er 
mancherlei über die Lage der Arbeiterschaft vorfindet, iwenn auch 
dabei diese Seiten der ]fragen niebr zurüekt?etc~n. 

Alle diese eben genannten Schriften zeugen von einer grollen 
Notlag~ und einem großen mend bei dea arbeitenden Klas11An 
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tler damaligen Zeit. Sie, beruhte nicht mn' auf cleu schlecbtm1 
Löhnen, den gesundbeitsschiid}iehon Zuständen in den F'abrik.•.m-, 
sie wul'de· vielmehr noch wesentlich versehlirt\ durch die ir.1 de11 
40er Jahren herrschende Teuerung, die uanu zu det· gwße11 Au"l
wanderung, zu einem Rückgang der Eheschließungen, zu einer 
Zunahme -der Sterblichkeit, ja, zu einem Rüekg;aug der Bevölke
rung in mant.:,hen Gebieten. Deutschlands geführt hat. So hat 
z. B. die BtwiHkerung Württembergs von den Jahren 1849-1862 
um 11332, von den Jahren 1852---1855 soga1; uni 6554.3 Personen 
abgenommen,. um erst im Jahre 1864 wie<h.-1· den Stand von 1849 
zu erreichen t). Damit hä11gt es zusammen, daß in jener Zeit 
die Literatur iiber die Lage der Arbeitersehaft untl ganz allge-:
uwiu iibor dir ZusLäude iu den unbemittelten Schichten, sehr 
engt· verquickt ist 1riit den Frng;cn, wie sie du·rch diese Teuerung 
aufgeworfen worden sintl. Man begegnet manchen Schriften, die . 
i.n den ~fittf'ln gegen die Teuerung :~nrh Hilfämittel sehen, um d·(•r 
Notlag·e der .\rbeiterschaft abzuhelfen. In diesen .fahren hat die 
Erörterung dieso-s Problem<; in Dentsc•,hand eine ganz besonder~ 
grolle Rolle gespielt. So hat die Deutsche Vicrteljahrssehrift damals 
eine ga11ze Reihe von Aufsätzrn darüber gebracht. Eine zu'1ammen° 
fa1,1:,;::>ndP ::;ehrift hat dann 1848 der bekannte Nationalökonom 
G. F. :::icnu1,,rn (178) darüber veriiffentlicht. (Vgl. auch Nr.110 2

). 

Ganz besonders reichhaltig ist auch die Literatur über die 
Lage und die Stelltrng der l:indlichen Arbeiter.- Die 
älteste, mir vorliegende ist · die von LrNDEMANN aus dem Jahre 
t832 (20). In den folg~ndon Jahren sind dann noch zahlreiche 
andere über den gleichen Gegenstand erschienen, auf die aber 
aus .Raumgründen. hier nicht im einzelnen eingegnngeu werden 
soll. · Ihre Aufzählung mag an dieser Stelle 'genügen: 20, 28, 
111, 130, 144--146, 174, 185, 187, 203, 268. Auch -das Buch 
vo.n NEBBIEN (17) ist fast gänzlich der Landwirtschaft gewidmet 
und behandelt fast nur die l\löglichkeiten, den Ertrag tles Landbaueß 
zn steigern und damit auch letzten Rndes dem Gewerbe zu helfen. 

Man' kann nun unschwer die Beobachtung machen, wie sich 
iu der deutschen Literatur dieser Zeit die Arbeiterfrage als sell;i-

1, Vgl. darüber eingehender MoVBERT, Studien zur Bevölkerungsbewe
, g-ung in Deut~hland. Karlsruhe 1908. 8. 106'"""120. 2} Ein großer Teil 

di<)ser · älteren Schriften findet sieh bei RoscHER, Über Koruhandel- und 
'r,t:uerunr,spolitik. 3. Aufl. 1852 g~nannt. 
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,;fü.rnliges Problmn ·crKt langsam uu<l nach und nach aus der :Fruge 
des allgemeinen Pauperismus und den Eriirterungcn · üher das 
Armt'nwesen los:rnHisen beginnt. Zuerst wird aller Notstand und 
alle Notlage der unbemittelten Schichten vom Btaudpunkte des 
.Armenwesens a.us behandelt und mit den üblichen Mitteln dei;
selben: Ikkiirnpfüng· der Betfolei, Wohltätigkeit, Arbeitshäuseru 
usw., bekämpft. Rs ist bekannt, daß schon in der zweiten Hälfte 
des 18. 1

) Jahrhunderts zahlreiche Schriften über die .. \rmut und 
Jas Armenwesen erschienen sind und auch in der ersten Hälfte 
dew 19; ,Jahrhunderts findet sieh eine überaus große Zahl von 
Schriften über diesen Gegenstand. Erst langsam beginnt sich 
dann aus dem allgemeinen Armuh1problem, ocler d':lru Pauperis
nms. wil~ man sich damals ganz ~llgemeiu ausdrückte, so etwa 
\'om Beginn d1:1r 40er hhre ab,'eine Lohnarbeiterfrage loszulösen, 
und in dem Maße, in dem dies geschieht, 11chmen die Schriften 
iiher den Pauperismus wesentlich au, diejenigen über die Arbeiter
frage erheblich zu. Dabei ist wt,keineswegs leicht, die Schriften, 
welche ill das eine (lder audere Oebiet zu rechnen sind, von 
einander zu trennen. Denn beide Gl'Uppen gehen, vor allem in 
der ersten Hälfte der ,Wer hhre noch sehr stark ineinander iiber 
und die Titel 'geben nicht immer ein richtiges klares Bild von 
dem Inhalte und der Problemstellung. 

' Wenn sieh v~r allem auch in den 40er ,Jahren, aucl1 in der 
zweiten Hälfte derselben, noch zahlreiche Schriften finden; in 
denen die Frage des Pauperismus mehr oder wenig~r offen be
handelt wird. so i;;chdnt dies in erE>ter Linie damit zusammen
zuhängen, ,daß gerade in diet1er Zeit als Folg-e der Mißernten und 
'l'euerung und auch der sonstigen qngünstigen wirtschaftlichen 
Verhältnisse in D0utsobland, auch noch bei anderen Schichten 
de1· Bevölkerung als hei der Lohnarbeiterklasse ein großer Not
mand geherrscht hat. 

1) So hat 7-, B. die Hamburg. Gesellschaft 1:ur Beförderung der Künsk 
und Gewerbe im Jahre 1790 eine Preisfrage 'gestellt, welche die zweckmäßige 
BeschliftigUDg· der fäulen und, widerspenstigen Armen bet:raf, Dcu Preis er
hielt F. W. WILKE für seine 1792 in Halle erschienene Schrift (1). In dieaer 
ganzen 11,lteren Literatur handelt es sieb jedoch nur uro Maßno.hß/.Elll der ao
genann,ten Armenpolizei, welche auch in den zahlreichen, damals erschienenen 
Lehrbüchern der Polizeiwissenschaft eingebend erörtert worden sind. Eine gut„ 
Cbersieht über dieee iiltere Literatur bietet der W cgwelser v~n ~ISTELIIUP.En (1~}. 
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Es soll nicht die Aufgabe der folgc1Jtll'11 Zeilen 1win, di&ie 
~cnhatle Literatur über die :P'ragc de,;; l':1upt•rismu1:1 auch nur 
einigem1aßcn erscböpfuml-uanusteHen. NuT an cinigen wenigt>n 
Schriften soll gezeigt werden, worin <Jas W eRentliehe di<'.scr Lite.
ratur bes~eht und welchen Zusammenl}ang sie mit den Prbbleruen 
der Arbeittirfrage haben. Wenn die Zahl dieser Sohritlen während 
der napoleo'ni1wben Kriege und in den ersten ,Jahren nach ihrer 
Beendigung l.,csooders grod ist, so hat dies eine Uri;aehe darin, 
dtui gera<fo clamals aus naheliegemlen Gründen sehr viel Not 
und Elt'nd in ncatschland gebem1cht haheu. So teilt z. R, Km:o 
(6) mit, daß allein in Berlin ·im Jnhre 1810 25000 Arme unter
~tützt und vcrptl~t worden sirid. · Diese ersten Schrifleu, deueu 
wir in diuser Zeit begegnen, haben es mit der allgemeinen Al'mut 
und mit nit~htt-i :uulerem zu tun. Rr sind die mannigfaltigsten Ursachett; 
anf welche der No_tsttrnd darna.li,,; zuriickgefi.ihrt wird. Von Ncbeu
ursadwn 1thh..._','lehen, spielt dabei vor allem die ~cblechte Erziehung 
der Me11sche11 1111d 1lie Übervölkernng eine Rolle. Daneben .finden 
sich eine Reibt• von Schriften, in denen auf die LTngttnMt der all„ 
gemeinen wirl!i1.,blltU1ebeu Lage abgehoben und eine Abhilfe in 
bande.lt1tH1litist·hen Maßn:\bmcn getmcht wird. Er scheint auch 
tat.11ächlkh der Ji'alJ_zu 11ei11, dun Jer schlechte Gang der Geschäfte 
nnd dio cl1ulnr1\h herbeigeführte Arheittdosigkeit da.mals eine grol."' 
RoUe guspie)t h11ben. Manchmal wh-d anch als Ursad1e der Not• 
Jage anf di1~ flchfochtc und unfäl1ige Rtattliche Verwaltung hinge
wiesen. Nur. gan:,. vereinzelt. wnd dabei, wie z. B. bei Li'rrnvrn 
(29) di1~ Arbeiterfrage gestrt~ift uud der Arbeit~lohn nnd auch die 
Reformhcstn~bungcn cles So~ialisrims behandelt. 

Mit den °lOcr Jahren i,t\bt bforin, wie bereits hervorgehoben, 
ein 1leutlichel' Wandel ein. Zwar treffen wir auch noch. hier zahl·
reielui Schriften an, welche das Armntspi·oblem im alten Stile 
weiter bcb:mddn. Hierher gehörnn z. n. die Schriften von Moi .t. 
(98) diejenige iibor die Zus0in1iP, in i>sterreicb (133), die
ieuigen von Z1rnNnER (176) und ARlmn (18H). Ihnen gegenübt•r 
finden wir ahcr nnn llUcb eine ganze Reihe anderor, die zwar 
auch noeh das Armutsproblem als sokbeR behandeln, aber dabei 
d~b -bereits mehr oder weniger - auf die Arbeiterfrage nud Ar
beitorbewe.gtmg Bezug nehmen. Schon W OEMIGE& (1>4) betont 
dt)D politischen Charakter dm1 Pauperismus und stellt der Ariuut 
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den großen Reichtum und die Tatsache gegeniiber, daß dieser 
Reichtum sfoh in immer weniger Bänden zusammenballe. Er 
erkennt ganz deutlich den sozialen Hintergrund der Frage: ,,Mit 
Notwendigkejt" wird der Reiche immer reicher, der Arme immer 
ärmer. Das Kapital, seiner Natur nach zum „ewigen lt'ließen be
~timmt, stagniert, Elend hildet die Kehrseite der Goldberge." Man 
sieht, daß man es hier in gewissem Sinne mit einem V o r l ä u f er 
der Verelendungstheorie z11 tun bat. In der Schrift yon 
E. R. ( 43) ist als Mittel gegen den l'auperisrous davon die Rede, 
eine Teilung der Arbeit im großen zum gemeinschaftlichen Zweck 
des Güt<'rcrwerbes durchzuführen. Der Aufsatz von 0. F. G. (71) 
stellt die Regelung der Arbeitsverhältniiisc in den Mittelpunkt 
und eine ~hnliche Betracbtungs'Ncise finden wir auch in den 
Schriften von HOFMANN (90) uud lREN.\us (100). Der Erstere, 
damals ki5niglichcr Jfäbrikenkommisat ius, beschäftigt sich weniger 
mit der Lage der I•'abrikarbeiter als solcher, behandelt vielmehr 
vor· allem die Vrage, inwieweit das Aufkommen der :Fabriken 
zur Vermehrung der Not beigctrngen habe. Auch •fo.EN,ius be
schäftigt sich mit diesem Zusammenhange in dem Sinne, 1lnß er 
die zunehmende Armut der arbeitenden Klassen auf die wachsende 
Konkurrenz von Maschinen und Fabriken . zurückführt. Er er
örtert bereits den Plan dner Organisation der Arbeit, der <laruals 
von Frankreich ans nach Deutschland vor1,udringen begann. 

Ähnliches gilt auch von der Schrift Sc1-111nTTIIBNN1',RS (177). 
Auch in ihr werden bereits die Fragen von Sozialismus und Kom
munismus besprochen. Das gleiche gilt auch von der Arbeit 
ßOLAUS (109), die sieb eingehend mit der Arbeiterfrage und den 
Plänen des franzfü,i,;chen Kommunismus auseinandersetzt. Die 
kleine Schrift des GRAFEN MoLTKE (179) he!,Jcb'.<iftigt sich nur 
mittelbar mit dem Pauperismus. Sie verdient vor allem deshalb 
Erwähnung, weil sie dem Sozialismus und Kommunismus in sehr 
ruhig abwägender Weise gegenübertritt und sehr viel inneres Ver
ständnis für diese Gedankenwelt zeigt. Sie ist ferner dadurch 
bemerkenswert, daß sie für die damalige Zeit sehr tief einschnei
tlende Mittt>;l zur Besserung der Notlage der unbemittelten Schichten 
vorschlägt. Der Verfasser fordert eine ein m a l i g c Ver m ö gen s
~ teuer, deren Ertrag den Zweck haben soll, dazu geeigneten, 
aber unbemittelten Personen die ökonomis<'hen Mittel zu geben, 
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11ich eine eigene Existenz zu grüuden ; die Sfouersittzc, die er 
vorschlägt, sind sehl' hohe und bleiben nicht wesentlich hinter 
den Sätzen zurück, welche für das Reichsnotopfer in Anwendun~ 
kommen sollen. Bei einem Vermögen von 100 000 '!':\lern soll 
die Steuer 12 °/o betragen und bei noch griißeren Vermijgcn bis 
auf 83 ° /o ani:;teigen. 

Auch das gründliche Buch von WoHJ.F'AllRT (97) verdient Er
,vähnung, weil es · aueb die soziale Seite der };'rage wenigstens 
z. T. erkannt hat und auch die damalige Arbeiterbewegung be
rücki!liobtigt. Die kleine Schrift von LIESE (181) ist dadurch 
interessant, daß sie wohl als eine der ersten einen eingehend 
au11gearbeiteten Vorschlag enthält zur Errichtung von Arbeiter
versorgungsanstalten in Tagen der Krankheit und Not, u. zw. in. 
l<'~rm von allgemeinen Versicherungskassen, zu denen die Arbeiter, 
die Angehiirigeu der wohlhabenden Schichten, Staat und Ge
meinde, regelmäßige Beiträge zahlen sollen. Auf dieser Hrnud
Jage sollen dann die Arbeiter im Krankheitsfalle freiu Kur und 
Arznei und einen Kranken)ohn von 1/2-¾ des täglichen Ver
Jienste1,1 und im li'alli~ der Arbeitsunfähigkeit für sich einen 
sog. Gnadcnlohn erhalt.en, dem dann im Todesfalle auch ein 
Goadentohn für die ilinterblicheueu entsprechen soll. Wir haben 
es also in dieser. kleinen &:,hrift mit einer Art von Vorläuferin 
der Gedankengänge zn tun, aus denen in unserer Zeit die soziale 
Versicherung des Reicbee erwachsen ist. 

Ähnlich wie beim P~uperismus liegt auch der Zusammen
bang zwischen Han.dwerker- und Arbeiterfrage. Auch 
auf diese so reichhaltige Handwerkerliteratur aus jeqer Zeit soll 
hier Aus Raumgriinden · nicht näher einge!;\'angen werden. Nm· 
ganz kurze Bemerkungen SQllen genügen, um das. Wesentliche 
anzudeuten. Will man diese Literatur richtig verstehen, so muH 
man ebenfalls davon ausgehen, <laß damals iu Deutsehlaml ~in 
:-!ehr großer Notstand geherrscht hat, unter dem auch der HancJ
werkerstand sehr zu leiden hatte. Zablreiühe Schriftsteller joner 
''rage, die über den Pauperismus geschrieben haben, auch Manche, 
die sich speziell mit der Arbeiterfrage beschäftigten, gelicn dabei 
auch anf die ganzen Verhält.nisse des Kleingewcrbei. ein und 
umgekehrt. Sehr häufig werden dabei Änderungen in der 
Oeworheverfässung 9der in den zollpolitischen Verhältnissen 
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zur Bekämpfung!" des allgemeinen Notstandes in Vorarhlag ge
bracht. 

Schon das Buch von FRANZ (4) gehört in den Kreis dieue1· 
8cbriften, wenn ei:1 sich aueb sonst vorwiegend mit der gewerb
lichen Ansbildung der Handwerker, der beruflichen Erziehung 
der Landwirte, überbanpt •vor. allem mit den E'ragcn der Landes
kultur befaßt. Typiscll fü1· daR Gesagte ist dagegen das um
fangreiche Buch von FR. SCHMIDT aus dem Jahr 1837 (34). In 
iLr hat· man es in gewisseh1 Sinne mit einem Handhnoh der 
Wirtschaftspolitik zu tun, in dem dann aueh ganz besonders das, 
Handwerkerproblem und der Gegensatz von Zunftzwang und 
Gewerbefreiheit erörtert werden, Probleme, · die ja damals die 
öffentliche Meinung sehr stark beschäftigt haben. Andere Schriften, 
wie die. von NIEBt.ER und RAU (7 -und 8), he.handeJn dagegen 
lediglich di~e letztgenannten Fragen. Bei RAu wird der Ein
fluß . der Aufhebung der Zünfte auf die Lage der Arbeite, bereits 
eingehender erörtert. Auch in dem Buche von lt'. BOLAU (26) 
werden diese ' beiden Probleme nebeneinander besproclten ('~·gl~ 
dazu weiter Nr. 12, 19 u .. 938). 

Aber neben diesen Schriften, die über den Pauperismus und 
die Handmrkerfrage handeln, und die Lage der Arbeiter und 
die, Arbeiterbewegung nur nebenbei abtnn, treten.· doch schon 
frühe manche Schriftsteller . · auf, die sich mit der Arbeiterfrage 
und Arbeiterbewegung als · selhstäudigem Problem beschäftigen: 

. Mitunter sind es freilich Äußerlfohkeiten, welche sie dazu geführt 
haben. Es kann keinem Zweifel unterliegen; ist ja auch bekannt, 
daß dies iu gan~ besonders hohem Maße unter dem Einfluß der 
Lehren des französischen und engfü1chen Sozialismus geschehen 
ist.; dessen Anschauungen schon recht früh in mancherlei Gestalt 
in Deutschland bekannt worden sind. Es waren ja die deutschen 
Handwerksburschen vor allem, durch deren Vermittlung diese 
Ideen zu uns gebracht wor(Jen sind. 

In einer Schrift von TzscHIRNER (11) über· die Gefahr, einer 
deutiChen Revolution ans dem .Jahre 1823 ist noch mit keinem 
Worte von der sozialen Seite dei Problems die Rede. Es wird 
in ihr im wesentlichen nur von den· staatsrechtlichen Ideen 
RossEA.US, von politisch Mißvergnügten tind studt-'lltiseben 
Schwärmern gesprochen. Das beginnt sieh in dem Jahrzehnt 
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1830-40 zu ändern 1). 1882 erschien die Schrift eines Geist
lichen, K. G. BRi..:TSCRNEIDE-g (18), die sieb mit dem Saint..Simo
nit1mus und dem Christentum beschäftigte, also den Zweck ver
folgte, das politisch-religiöse System der Saint-Simonisten dar
zustellen, das falsche und bedenkliche daran aufzuklären und 
seine Entstehung auf die damalige& Zustllnde in Frank.reich zu
rückzuführen. Ein umfangreiches Kapitel behandelt jedoch auch 
die politisch-industrielle Seite der Lehre. Sie wird von dem 
Verfasser bekämpft, weil er glaubt, daß die Ungleichheit für die 
gesellschaftliche Bildung sehr nüt~lich sei, und weil er meint, 
daß auch der Simonismus mit seinen Mitteln diese Ungleichheit 
nicht beseitigen könne. 

Das zwei Jal1re später erschienene Buch von VEn (23) über 
SAINT-SrnoN steht wissenschaftlich weit höher und zeigt weit 
größeres V crstäudnis für die Lehren des großen Sozialisten. 1838 
ist dann ein Rericbt übei; die revolutionären Komplotte der neuen 
.Zeit erschienen (38). In diesem ist schon in ganz erheblichem 
Umfange von dem Zusammenhange mit" den entsprechenden Be-. 
wegungen in Frankreich die Rede, ebenso wie von der bekannten 
Tätigkeit der deutschen Flüchtlinge im Auslande. In (ler Schrift 
ist 8'Dgegeben, . daß nach einem amtlichen Bericht für das Jahr 
1838 die Zahl der deutschen Flüchtlinge in Frankreich allein 
auf 13 000 geschätzt wird. 

Im Jahre 1840 ist dann eine deutsche Übersetzung einer Dar
stellung der Lehre lfouRtERS 2) und 1,wei Jahre später. LORENZ 

SriINs bekanntes Buch über den Sozialismus und Kommunismus 
des heutigen Frankreich erschienen 8), Von dieser Zeit ab zeigt 
sich ein enger Zusammenhang zwisehen der französischen und 
der deutschen Arbeiterbewegung. Wenige Jahre später sind 
zahlreiche Schriften über die Bewegung in Frapkreich er
schienen und eiue große Zahl französischer Schriften, weniger 

1) Die erste Nachricht über die Pläne OwENs scheint sich in dem von 
H. I,uDEN ·herausgegebenen Bericht über die Reise dea Herzogs ßERNBARl> 

v. SACHSEN-WEIMAB-EIMENACH durch Nord-Amerika in_denJabren 1825 und 
1828 Band 2 zn finden (Weimar 1828). Die erete dentache. Schrift iiber 
FouR!llR war wohl die TEl'PE!!l110Icls (252) aus dem Jahre 1884. Beide 
Scflriften lagen mir nicht vor. - 2) CHT.i"&OA, Kritische Darstellung der Sozial-· 
tbeorie Fouriers. Hrsg. von G. BA.CBJDRER; Braun11chweig 1840. - S) Leip
.zig .184:2. 
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englische, sind ins Dentscbe überset7,t worden 1
). ld1 he11utze 

die Gelegenheit, darauf hinzuweisen, daß auch 18-fü bereiht eiu 
kleine.r engl\scher Bericht über deu deuhwhen Kommunisruut1 er-
-echienen itlt 2). . · 

Dje weitere de u t. s c h e L i t e rat ur ii-ber clie soziale l<~rage 
und Arheiterbeweguug wollen wir nun in chronologischer 
Reihenfolge betrachten. Auch hierbei haben wir elil imru"r 
wieder, wie bereits oben betont, mit Schriften zu tun, in denen 
1nehr oder weniger auch · die Probleme des Handwerkerstande11 
oder die allgemeine Armntsfrage, berührt wt~rden. . Ähnlich wie 
in · den Schriften i\ber die . letztgenannten Geg-eustände, mit11nter 
:mc~ die eigentliche Arbeitcrft-age mitbehandelt wirrl, so scheu 
wir auch umgekehrt wie die Schriften, die ganz oder vorwieg0,1(} 
dieser Arbeiterfrage gewi~met sind, auch die anderen (fogen11tände 
mit einbeziehen. ·. Wir haben· es eben hier 1Uit ehu.11· Zeit zu tun, in 
der diese verschiedenen Frage!} dem RewuHtsein noch nicht immer 
gctr(lnnt erscheinen. Es sei dabei nochmals am1driicklicb betont, 
daß die bekann~ren Schriften hierüber au;; dieser Zeit im E'olgen
d1.m unberück'eichtigt bleiben. Vielmehr ist weine Hanptanfgabe 
~crade auf tlit, weniger· bekanliten hinzuweisen. 

Zunlehst iit als& die Notlage als Problem einer bestimmten 
Klasse etwM durcba,us Unbekanntes. Wenn wir auch sehen, daH 
in älteren Schriften auch auf die· Lage der „l!'abl'ibr~iter" cio-
1!:'egangen wird, wie es :6, B. KRuo in seiucm bekannten. Buche 
iih<'r dei't Nation~lreichtnm d-es preullischeu Staates (6) tut, so 

1) Eine große Zahl: deNelben· ist in tew zit. ßurbe 0-. AoLEw, .im 
Aobange aufgezlhl'- Ich f!lge dem oot!h von älteren O1>erset11ung• hinzu: 
Zwei'Rede.o. über die ErziE>hung der 11nteren Volksklassen nach CHANNINO. 

¾Urieb und Winterthur, 1843. Eine gen&ne Üborsetanng dieser. Reden er~ 
schien, Leipzig 1S*7; ferner P. E. TullNRULL, Österreichs 10:i:iale und polititehe 
Zustände. Aus d. Engl. übersetzt von E. A. M<mtAn·rv, Leipzig 18-l0j Au01-
': ANNE, Die Organiut.ion ~r Arb~it und Iudu11trie. Aus dem Jo'ran,iös., LeiJt
iig 1~-18; I. GAUME, Europa. im Jahre 1848 oder; Betr11chtungoa über d,ie 
Orguuislltion der Arbeit, den Kou11nuni&mu11 und das Cbri11t.entnm. Aus d. 
Französ., Regensburg 1819; Coonu1•, Die Arbeiterorganisationen, Geachicbto 
llnd The'lrie d. V6FRUche einer Reorganisation d. Gewerbe . • . AU9 d. Fntnzös. 
übersetzt von A. WAO:NER, Tübingen t852. - 2): Young Germany. An 
Aocount ot tbe lUse, Progress , aud preseiit poaition of German commlllliiim 
wl.th a memoir of Wilhelm W11itling; its founder, and a r•port of the pro
ceediuga at the buqnet gi1"en b1 the EngHah Sooialiata,. London 18", 
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finden wir ,loch, tlai! er einen Fabrikarbeit.erstand als solclieu 
noch nicht ke~nt. Denn dort, wo er von dem Wohlstande der 
,,lndustriösen Klassen' im Staate spricht (5. Kap., lL Ah.~ft\mUA), 
nennt er · nur die Handwerksgesellen uud rechnet noch zn der 
industriösen Klasse Schiifer, Hirten, Häusler, Einlieger usw. Dk 
umfangreiche Schrift J.es Grafen lIERBERb'l'ElN (14), dermr Ent-
wurf aus den Jahren 1821-22 stam~t, beschäfügt sich nur mit 
dem gesunkenen Reinertrag der Gewerbe, deneu er vor 11.Jlem , 
durch Herabsetzung der Steuern' und Abgaben helfen will. Vou 
einem besonderen Arbeiterstand, einer. Arbeiterklasse, weiß auch 
er noch nichts. 

Die erste, mir vorliegende Schrift, weiche auch den so:1,iak11 
Hintergrund des Notstandes, wenn auch uoclt sehr diirfü;·, betont, 
ist 1833 anonym erschienen (21 ). In ihr ist ~cholt davon ifü• 
Uede, daß der Großbetrieb den Kleinbetrieb 1.er11töre. .,Die ße
i;itzlosen stehen dann · einer geringen Zahl vot1 Reichen gogen

H.per uud -diese Arbeiter werden anfangen, ihr Übel'g0wicht i1\ 

der Zahl und in der Stärke zti fühlen." Dor kl_eino Aufsatz vou 
HUN1>ESHAGEN (25) dagegen, Hiebt. die Ursache deR Notstandes 
vor allem in den zu hohen Zöllen, die er beseitigt wissen will. 
Ein ;Jahr später bat der bekannte Jurist ZACHARIÄ in einer Ab
bandhmg „ Über tlie Regeneration . der burgerlichen Gesellsebaft 
<lnrcb eine Umgestaltung des Eigentumsrechtes·" (27), desjenigen 
Rechtes, nach welchem· bewegliche und unbewegliche Sachen .er• 
worbtm werden kiinnen und besessen werdent. zu den Lehren des 
Spzialismus, vor allem zu denje~igen von SA1NT78umN und OWEN 

Steh;µng genommen. . 
Ein preußisd1er Ingenieuroffizier hat ein Jahr darauf 

de,n Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Fabrikwesen 
untersucht (29). Er erkennt an, daß <lall Wachstum· der Ji'abriken 
Arbeitslosigkeit fi.it einzelne Klassen und Individuen zur Folge 
haben könne. In enger Anlehnung an (lie bekannte Schdfl de~ 
Engländers Un~; legt er jedoch dar, daß es sich dabei um ein 
notwendiges, aber vorübergehendes Übel handle. In einem anderen 
Aufsatze (30) behruidelte er im gleichen Jahre das Verhältnis der 
menschlichen Arbeit zu den übrigen der Industrie dienstbaren 
Kräften. In beiden Aufsätzen gelangen nur die wirtschaftlichen 
Seiten der J!~ragen zur Darstellung. Der V f. steht zu stark unter 
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dem Einffuß der klailsischen Nationaliikonomie, als daß er dm· 
eozialen Seite dieser Probleme tiefores Verständnis aµgewinnen 
könnte. Etgi\nzend sei nur noch hervorgehoben, daß sieb in 
dem letzt.genannten ,4ufäatze ziemlich eing~hcnde Erörterungen 
über die Möglichkeit einer weiteren ?:nnahme .der Frauenberuf.'-
arheit. finden. 

\!,Ur D1ESTERWEG \32) ist dir Arheiterfrage zum großen 'l'cil 
auch ein Erzichun~sproblem. Er bat aber bereits volles Ver
ständnis dafiir nnd zitiert zustimmend de'b ~afa CHATt<:At'HHlANns: 

.,Es wir,I eine Zeit kommen, wo man m1 niebt mrbr begreifen 
wird, daß es eine Zeit gab, itls einig('! Hnn!lerttausendf' und Mil
lionen (Taler) komma.ndicrt.en, während -- antlere, die neben 
nnd mit ihnen lebten, nil'llt wulhen, wornit sir ihre Bli.iü(\ deeken 
und ibr~n Hunger stillen 1-ollt.~,•· D. hiilt die hciltcbendc Fn
gleid1hei1 d<>s Besitztums fiir ein IJnglück <kr Mom-chheit. Er 
fordert einP ,itfoutliclte Beauf8ichtignng des V crhältnisscs zwischen 
l<'ubrikh•~rren uvid Fabrik:trbeitern. ..DMs jenr die Not ni1d das 
Rlcnd dieser henutzcn tlürten, .um den kärglichen Lobn nach 
Willkiir berabzuset1,en, streitet mit 1kn g-t'rnPinstcn Postulaten 
menschlicher Gerechtigküit. '· 

Das umfang.teiche Bueh rnn F. ScuMin'f (31) über ßevölkurung, 
Arbeibdohn und Pauperismus, neb1•nbei /!'CSagt, ein reell! wcrt
voHer Beitrag zur Bevölkerungslehre, behandelt ziemlich ein
gebend' auch die ttoziale Seite des Problems, Zunächst .in einem 
Abschnitt über die Zustände der Bevölkerung, dann in zwei 
Schlußkapite)n über den Arbeitslohn und den PauperbmlUs; all 
das, in <lieser Zeit eine große Ausnahme, mit genaoor Kenntnis 
der ausländiilehen Literatur. Es finden sieb hier weniger An
gaben über die Lage der Arbeiterklas8e nod die Höhe des Lohnes 
selbst, als z.' B., naob französischen Quellen interessante Mit-. 
teilnngen über das Verhältnis von tixeru- und Betriebskapital in 
Unternehmungen. Wo Lohnverhältnisse dargestellt werden, be
ziehen sich die Angaben fast regelmäßig auf England und 14~rank
rcich. 'Nur eine internationa!r Lobnstatistik, welche er naeh 
8ENIOR wiedergibt, enthält auch typi,mhe Löhne für 6ine Reibe 
deutscher Gebiete. 

1887 hatte dann die königliche Akademie gemeinnütziger 
Wissenschaften in Erfurt ein Preisausschreibm veranstaltet: ,,lst 

Alüi• r. Ge1ehiebte cL 8aziali8.,., IX, •••11, "• Gr;i11l>erg, 13 
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die Klage über die zunehmende Verarmung und Nahrungslosig~ 
keit gegründet, welche Ursachen hat- das Übel und welche Mitt.el 
bieten sich zur Abhilfe dar?" Soweit ich feststellen kann, sind 
dadurch die drei Schriften von Ko1,o (35), BAUR (37) und 
S. Jmmrs (253) veranlaßt worclen. Alle drei führen den 
eben genannten Titel der Preisfrage; die beiden erstgenannten 
Hegen mir vor. Die von BAUR ist preisgekrönt worden. KoLn 
kommt nicht wesentlich über das Niveau der älteren Schriften 
iibcr den PanperiSm\tS hinaus. BAURS Schrift steht wohl etwas 
höher, dringt etwas tiefer in die Zusammenhänge ein, ohne aber 
größeres Verständnis für den sozialen Hint~grund der Notlage 
an den Tag zu legen. Die Ursachen des Notstandes liegen für. 
ihn in der Hauptsache in dem I<'eudal- und Kastenwesen, der 
Ausländerei, dem Luxus, dem Krieg, der Dienstbarkeit auf 
deutschem Hoden und der strengen Gebundenheit des Wirtschafü1-
leben::;. · 
l 

Die kleine, im gleichen .Jahre erschienene Schrift von Roscu 
(.86) bietet ebenfalls nicht mehr. Sie geht auch auf die Notlage 
uut· ganz allgemdn ein. Man muß sich eigentlich darüber wundern, 
daß in solchen Schriften nicht in griißerem Umfange auch vo11 
dou spezielJen N otstä.nden tler Fabrikarbeiterklasse die Rede iRt. 
Man . denke nur daran, was ANTON in seinem obengenannten 
ßuehe über die preußische ~'abrikgesetzgebnng, über die I.age 
der Arbeiterschaft in diesen Zeiten mltteilt. Man kann dies 
wohl nicht anders als damit erklären, daß der Notstand in Deutscb
_land allgemein so groß war, daß darunter in den Augen vieler die 

, Beschwernisse nn<l die Notlage der eigentlichen Fabrikarbeiter 
gar nicht a.ls besondere· Erscheinung zur Geltung kommen konnten. 

Der' 1840 erschienene Aufsatz von S. (39) über die Ver
:inclenmg im Or<Janiamus der Arbeit, ist vor allem deshalb in;. 
t,eressant1 weil . er, um den Zusammenha~g zwischen Organismus, 

, Arbeit und sozialen Znstä.nden festzustellen, sieb in umfassender 
Wefse der historischen Methode bedient. Am Schluß wird aucll 
d:as Fabrikarbeiterproblem besonders abgehandelt. In den Ab
handfangen von KNAPP (40) fin(le1;1 sich Aufsätze über den Zweck. 
der A,rbeit im allgem~inen und iiber Ic'abrik und Manufakturen. 
Eio kommt darin bereitR ein ziemlich weitgehendes Verständnis 
fiir die Lage der ~"'abrik.arbeiter zum Ausdruck. Das· ist vor 
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·:allein nach der Seite hin der Fall, d~ vom Staate verlangt wird, 
~r solle Unterstützungsanstalten für Arbeitslose und Arbeitsun
iähige einrichten, · für Einschränkung der Kinderarbeit sorgen und 
verbiudeni, daß die ,Abhängigkeit der Arbeiter v9m FabrikhCl'ren 
:z_n uirnrträglichcn Zumutungen mißbi:aucht werde. 

Sehr interessant ist der Aufsatz Uber Vergangenheit, Oegen
wart und Zukunft der polit,schen- Ökonomie (41). Dahei gibt 
der Titel nicht: genau den Inhalt wieder, da e~ 11foh mehr um 
-die Zukunft der sozialen und wirtschaftlichen V Nhiiltnisi.e, a.lR 
um diejenige der politischen . Ökonomie handelt. Na.l\b A11111-
fübrungen, die sich vor allem mit den1 industrit>U-tecbui!id1e11 
}.i"'ortschritt und seinen. Wirkungen beschäftigen, wendet sich ,lt•r. 
ungenannte Verfasser der Betraebtung der sozialen Prohlcmc zu. 
welche diese nenere Entwicklnng geschaffen hat, vor allem der 
I.,ohnarbeitcrfrage. Er wendet sich hier scharf gegen llie klassische 
Nationalökonomie und tadelt c.lie Unmenschlichkeit, 1rtil dN ihre , ' 
Güterlehre „die Arbeiter in mehr als einer ß('lziehung behandelt:, 
-0<ler richtiger gesagt, keines Blickes würdigt", - Oie National
iikonomie betrachtet den Arbeiter nur als Wert erzeµg'emlc K rnft, 
ohne auf die rein menscblicbe Reite Bezug zu neh1uen untl ohne 
die wirklich klägfü•he Lage zn ~rüeksichtigl'il, in der si1'h c.lie 
große Masse der Arbeiter befindet. - EntRrhiedcu wendt1t sich der 
Verfasser gefell die Armenn:rsorgungsanstaltcn, welche dieses 
Problem nio u~d nünmer lüi,;en können. Er bespricht uann die 
Vorschläge der französischen und englischen Sozialisten uud 
kommt selbst zum Ergebnis; daB zunächst durch staatlichen Zwang 
alle Kinderarbeit abgeschafft„ werden müsse. Er selbst schfügt 
eine Organisation der Arbeit vor, entweder freiwillig oder, besser 
uoch, 'unter staatlichem Druck, mit dem Zwecke, die geg-eusä,tz
lichen Interessen wn Kapital und Arbeit dadul'('h auszugleichen, 
daß die Arbeiter zur Teilnahme an Kapitalbesitz und am Gmviun 
herangezagen werden. Sie sollten das Recht haben, sieb mit 
ihren Erspa.rnissen am Unteruebmeu zu beteiligen, und hci Ver
größerung des Kapitals wäre ihnen ein V ortu~recbt eiuzuräuµieu. 
Ein von den Arbeitern zu wählender Ausschuß hätte ein Kon~ 
troUrecht über die richtige Durehfäll!'aug dieser, BestimruungeJ1. 
Freilich sollten auoh Maßnahmen getroffen werden, um der wachsen
den Konkurrenz der Iinternebmungen vonubeugea. 
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Im Jahre 1842 hat dann der Statistiker ~'ALL,\'l'I (44) in einer 
akademischen Rede in Tübingen auch den Sozialismus mit be
handelt un~ denselben in sehr warmer Weise gewürdiITT. ,,Den
noch · bleibt ihm der Ruhm, die soziale Aufgabe der Gegenw4ut 
scharf erfaßt, und ihrem Zeitalter voraneilend, zum Teil die Krafl 
ihres Lebens an deren Entzifferung gesetzt zu haben." Die Schritl 
von L. SCHRECK (45) gibt nur eine Beschreibung einiger be
währteil Anstalten zur Unterstiitzung :innerer Volksklassen. Dai-: 
kleine Buch von J. G. HOFFMANN (46), ·iiber das Verhältnis der 
Staatsgewalt zu den Vorst~lungen ihrer Untergebenen setzt sfoh 
aus verschiedenen Abhandhmgen zusammen, welche der preußischen 
Akademie der Wissenschaften · vorgelegen haben. Es beschäftigr 
sich unter anderem mit den Wirkungen des Man~els an Eigen
tum auf die Lohnarbeiter und behandelt dabei auch das Ver
hältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Als strengen, 
Individualisten liegt ihm vor aUcm daran, die Arbeiter '.4U soJeher 
Einsicht nnd Willenskraft zu erziehen, daß sit). jegliche Bevor
w.uudung vop irgend einer Seite entbehren können. Die kleine 
m,ter Nr. 4 7 genannte Scl1rift gebt nicht weiter auf die sozialen 
und wirtschaftlichen Probleme ein. 

Mit dem Ablauf des Jahres 1842 beginnen die Schriften über 
den Sozialismus und die OrganiRation der Arbeit häufiger zu 
werden. Das Buch von LoR1~Nz Snrn, llie Schriften W.J<~ITLINGi

waren erschienen, von dell Schweiz uud l1'rankreich gingen in 
dieser Hinsicht sehr starke Einflüsse nach Dentschlantl hinüber. 
Die öft'entlicbe Meinung begann sich in Deutschland 1n steigen
dem Maße mit der kommunistischen ßcwt!gung zu,. besd1ä.ftig(\ll 
(vgl. 48). Gestützt auf historische Untersurhungen hat sieb dann 
1843 .ein Doktor KAISER (49) gegen die Forderungen des 8<1~s
mus gewandt. Im gleichen · Jahre erschien ein kleiner A\-tikel 
von L. BunL: ,,Das Arkanum der Spenerscben Zeitung gegen 
die Not der unteren Volksklassen" (60). In der Zeitung war 
die Meinung vertreten worden, ·daß die Neigung zu Unznfrieden
heit und zu Unruhen daher rühre, daß die Pflege chr.istlfoher 
Gesinnung vernachlässigt worden sei. Gegen diese Auffässnng 
wendet sich BuHL mit sehr scharfen Beµierkuagen, .die vollei,; 
Verstiindnis für die soziale Seite des Problemes zeigen: ,,Nein, · 
es gibt ein besseres Mittel, Ausbrüche der Un1ufriedenheit untt,J; 
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den Proletariern zu verbiiten, es ist sehr einfach und besteht 
darin, daß sie eine befri~igende Stellung gewinnen oder viel
mehr, daß sie aufhören, Proletarier zu sein." 

Ebenfal1.s 1843 ist eine kleine Schrift eines Doktor KrnsoH
BAOM. (51) ers~bienen mit dem viel versprechenden Titel: ,, Vor
sthläge zu den radikalsten sozialen Reformen." Sie zeichnet 
sieh j~docb unr durch recht abenteuerliche V orscbJäge aus. Der 
V cri'asset· ist ein Anhänger von MALTHUB 1md beh·ae,btet die Über
völkerung als die \}rsache alles sozialen Übels. Er schlägt 
vor, e11 solle keinem Staatsgliede, selbst nicht dem gekrönte11, 
gestattet sein, mehr als zwei Kinder im Hause zu behalten nntl 
als clie Seinen anzuseheu. Alle übrigen K_iudei.- sollen d<>m Staate 
anheimfall~n und von ibm aufgezogen. werden. Rine besondeTe 
Seite 'der Fabrikarbeilerfrage _ behandelt 4Wr ebenfalls 1843 er
-schienene Aufsatz PERTH,\4ERS (52). Es ist hirr vor allem von 
dem Zusammenhang zwischen Maschinenwesen und Arbeiterfrage 
die Rede. Die hierdurch hervorgerufenen Miß~fäude können uarh 
PERTHAIJ<:RS Ansicht einzig durch eino 11taatliche Organisation der 
Arbeit gelöst werden. Der Staat muß den „antisozialen Interessen 
der: Arbeitgeber" entgegentreten. Der Verfasser verlangt eint• 
Art der Vergesellschaftung im Betriebe - wan dtmkt nnwillkürlioh 
·an das jetzt vorgeschlagene System der Betriebsräte. ,, Eine V er
bindung aller in einer Fabrik beteiligten Jlersonon (lnrch ei11 
korporatives Band untl durch ein gemeinsames Interesse . . -
So würde sich organisch verbinden, was jetzt sich widerstrebt. 
Es muß ein Mittel gefunden werden, <lurc.h welches es zur Sache 
des individuellen Interesses .des Arbeiters gemacht wird,,_ clrtß er 
.an dem Gedeihen des Ganzen an dei· Fabrik Antieil nehme.'' 
Dazu muß der Arbeiter zur Teilnahme am Kapitalbe1itz und am 
Gewjnn, aber auch an dem Gange der Unternehmung tterange
wgen werden. In diese11 Vorschlägen lehnt sich PERTilAI,ER an 
den oben erwähnten Aufsatz der deutschen Vierteljal1rs11chrift 
an (41), auf den er atic.h ausdrücklich Bezug nimmt. 

WILHELM SCHULZ gibt in seinem, heute le\der gttnz in V-er
,geBSenheit geratenen, Buche (58) in einem Abschnitt über die 
materielle Produktion recht wertvolle und selbständige Be
obachtungen über den. Znsamtnenbang von Arbeit und Maschinen
wesen, der j:1 in dieser Zeit aus naheliegenden Griinrlcn se 
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häufig erörtert worden ist. Die kleine Schrjft von K.REYHER (65) 
s91l deshalb kurz erwähnt werden, weil in ihr ganz. eingehend 
von der Verwaltung der Berg- lind Hüttenwerlte usw. die Rede
ist, ohne ,daß aber das Verhältnis zu den Arbeitern und Ange-
11tellten mit einem Worte gestreift wiirde. 

Ans dem Jahre 1844 liegen eine recht große Zahl von 
~hriften über die Arbeiterfrage und Arbeiterbewegung vo1·. Da. 
ist zuniicbst eine anonyme Sc b r i f t ; ,, Über clen vierten Stand 
und die sozialen Reformen" (57). Sie war erstmals in ~rtikeln · 
in der Magdcburgcr Zeitung erschienen. Im Mittelpunkte· ste"ht 
fiir den Verfassr,r die l<~n,cheinung des Proletariats, unter dem 
er ~:ehr zutreffend eine Menschengruppe vol'steht, die ·arbeiten 
will und kann, d'er cs aber bei Gelegenheit an Arbeit" und an 
ordentlicher Verwertung dersefüen fehlt. Der Proletarier braucht' 
deshalb im Augenblick u~d1 nicht 1.u darben, aber er ist immer 
in Gefahr, bei ungiinstiger Wendung der DJuge dem Elend an
beimzufollcn. Es finden sich <lann noch kritische I•;rörterungen 
iiber deu Soziitlismns nnd Kommunismus, d'ie beide, was <lamal~ 
11icht n11zu häufig der li'a\l war, streng begrifflich voneinander 
i5eRehimlcn w~l'den. Nad\ der Antiifllt des Verfassers ka.nn man 
die Notlage nur du roh Assoziation, durch. gute Volk1d1ildung und 
dureh ßottiiligung deR ganzen_ V,olkes am politischen Leben mit_ 
Erfolg- bekäm1,fe11. Der· in dein gleichen Jahre in den prenßischcn 
l'rovinzialbfättern erschienene und unter Nr. ö8 im Anhang ge
nannte Aufsatz entbiilt nichts Bemerkenswertes. W csentHeh tiefet· 
bat schon Smmmc.u~ (69) in seinem Buche Uber lndui,trialismus 
und Armut die sozia~en Zusammenhiinge erkannt. Ji~e darf sich 
nfo~t darum handeln, den A.rmen zu versorgen. ,,Denn 1ler 
Mensch soll sieb nicht versorgen lassen, er soll rn:1 selbst tun ; 
olme diese ,'l'ätigkeit. wir1l die menschliche Freiheit in ilim auf
gehoben.'' Sm::Dmllus wendet sich YOf allem gegen 1len s'?ge
nannteu Industrialismus, worunter er' die. Richtung in dcl' Wiri,-
schaft eines Volke1,:1 versteht, bei welcher die grii.ßte Masse tler 
Produktion ohne jede andere Riicksicht erzielt werden soll. Mi1 
Nachdruck weist er dari.rnf bin, welch unglinstige · Wirkungen 
dies für die Lage der Arbeiter habe. Als Hauptfehler des In
<lustrialistnus e,rscheint ihm,· daß ,diQ Produktion nicht nach den 
·Bedürfnissen bemessen wird, sondern 4aß die ßedürfniRse i~ucb 
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da, wo sie noch nicht vorhanden sind, .hervorgerufen werde·n 
müssen, utn der grenzenlosen Produktion Rautn zn gebeb. 
„Dadurch entsteht eine nene Potenz der Bedürfnisse, nämlich 
das Bediirfnis, Bedürfnisse zu sebaft'en." Man sieht, daß StrEDEKUS 

wesentliche Eigenheiten der kapitalistischen Wirtschaftsordnung 
klar erkannt und ihre sozia1en Nachteile au~h vol1irommen ge
würdigt hat. Das Ideal ist für ibo eine Bedarfädeckungswirt
schaft, wie wir es heute ausdrücken wi\rden. 

Das von A. HE1,LF.R bearbeitete liucb Preuffon der Beamten
staat (60) bespricht neben anderen Länrlern anch die. sozialen 
1md pofüisrl1en Zustände Preußens. gs wei·den dabei nurncherlci 
gesellschaftliche Probleme erörtert, die jedoch mit der sozialen 
Prage kaum za~mmenbäugen. Ringehendei· ist. die:; der Fall 
im Ruche:, ,.l)as Volk un1l dir .P:irtbeicu" (ül). Hier 
werden in · einem besonderen, den; lfa.dikalii,mus gewidmetem Ab· 
t{Chnitt dessen Znsammenbänge mit der Revolntiou · behandelt, 
und dabei wird ·auch die 1!,rage tll's Kommuni1mrni;, eriirtert. , hl1 
gleieben Jahrt'\ ist a·:rnn auch die schon bekanntere SPbritl von 
I<'. HARK<Hn' (62) üh,~r dil' Riurlcmisse der Zivilisation und 1':man~~ 
1mtion der unt<-nm Klassen Cl'tiChienen, l~r tritt vor allcn1 flir 
dnen ausgfohigen Arbeiterschutz ein, wie fiir dmi \' erbot der 
Jl,abrikarbeit für Scbulkiuder, Einführung eine~ Maximalarbdts
tag~s für E1·w:tcbsent1 und einer Krankcnvc1~ichernng. h~s ifit 
eine der wenigen Schriften dieser Zeit, iu_ der das 'fmck-Hystem · 
behandelt und scharf kritisiert wird. T•~1· wüusd1t ft•rn<w (';ine 
Gewinnbeteiligung, um das· Verhiiltnis z.wischen Arbeiter 1111cl 

Unternehmer zu bessern. ßARKOR'l' bat ein ungemein warmes 
l~mpfinde11 für <las 1'~lend der Proletarier, wie es steh <lamals 
vor aflem bei den seblesiscben Webern zeigte. Dem Sozi:iliswm; 
und Kommunismus gegenüber hat er sich bekanntlich stark "ab• 
lehnend verhalten. Auch rler Aufsatz von W. J\J. (S3) beschäftigt 
sich mit ,ier Lage dieser schlesischen Weber. Das Buch HER

WEGUR (64) ist so bekannt, daß an dieser Stelle nur darauf hin
gewiesen zu werden braucht, dafi sich ill ·· ihm vor allem ein 
bemerkenswerter Aufsatz iiber Sozialismus uncl Kommunismus 
vorfindet. Auch in diei>em Jahre hat sirb }i'AT,f,ATI wieder mit 
den Problemen der Arbeiterbewegung beschli.ftigt (65). Hier be
handelt er clas Vereinswesen der Fabrikarbeiter; dai. Heilmittel 
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der Notlage erblickt er darin, daß sich mittels solc4e, Vereine 
ein neuer Stand der Arbeiter allS. · dem, Proletariat bild~ möge. 
Diese Vereine müssen von den besten ihrer Klasse iM Leben 
gerufen werden, um · dann allmählich ~uch die anderen zu sich . 
heraufzuziehen. 1'.,AW-ATI glaubt, d.aß es S'o möglich sei, den 
Arbeiter aus seiner Lage, in der er nichts hat und nichts gilt, 
h~rausznreißen. Freilich .verlangt ~r eirie Beaufsichtigung dieser 
Vereine, weil die Arbeiter. noch niehi die Stufe erreicht hätten, um 
sie sich ganz allein überlassen zu können. Den wirtach6ftlich
sozialen Hintergrund der Arbeiterfrage hat er freilich nicht erkannt. 

Die w ahlpredigt des Prcdigfamtskandidaten 'BEREND über 
,,Jesus bei d~u Zöllnern und Sündern" (66) wendet sich reclit 
entschieden gegen die :,iozialen Mißstände seiner Zeit. Er geißelt 
vor allem das Streben nach Besitz ltnd Vermög~n · und wendet 
sich dagegen, daß der Mensch. dies ausschließlich für eich erwirbt 
und nun; was Gemeingut aller Meuschen sein sollt(', ausschließ
lich das Rigeutum eines einzigen wird. ,,l\iit dem nifangreichen 
Werke S-rRO!lfEYERs über die Organisation der Arbeit' (67) haben 
wir es -auch wohl wieder mit einer bekannteren Schrift z~ tun. 
Die Probleme der Arbeiterfrage finden hier eine ganz eingehende 
Behandlung. Es fehlt hier an Raum, um diese, wenigstens nach 
manchen Seit_en hin, gedankenreiche Schrift eingebender zu 
würdigen. Nur wenige Hinweise müssen genügen, ihren Haupt
inhalt, vor allem ihr" Ergebnjsse, kurz. anzu\i.euten. STBOHMEYEk 

sieht in der Einrichtung; nnd Ausiibrlng des · Eigentumareqbtes 
eine Kränkung des Urrecb.tes der nichtbesitzenden K!asaen, ohne 
dab<·i doch dem St~n,Jpunkte der Kommunisten hinsichtlich der 
Gleichheit in den gesellschaftlichen Verhältnissen beizupflichten. 
Eigentum soll nur durch eigene Arbeit entstehen dürfen. Die 
Früchte der Arbeit sind unter alle Mit.glieder der Gesellschaft 'in 
genauem Verhältnis ihres Beitrages a.n Kräften und l<'ähigkeiten 
entsprechend zu vert~ilen. In der herrschenden Wirtschaftsord
nung gilt vor allem das Recht des Stärketen, dal! von den Macht
habern der Gesellschaft zugunsten der reichen Besitzer ausgeübt 
wird, Ausführungen, in denen, wie man sieht,· der G~danke delil 
Klassenstaates angedeutet wird. Demgegent\ber muß die Gesell
schaft Vorkehrungen treffen, um jedem ihi:er bedürftigen Mit
glieder Arbeit und binrtiichenden Lohn zu sichern. 
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Das Buch von MuND't' (68) iiber die Geschichte der Gesell- • 
sebaft ist heute nicht mebr sehr bekannt. Es ist historisch an
gelegt und beschäftigt sich ganz eingehend mit den Problemen 
des Sozi!l,lismus und Kommunismus, denen er zwar keineswegs 
b~pflicbtet, für die er jedoch sehr warmes V erständ'nis an 'den 
Tag legt. Es ist vor allem der Gedanke der Assoziation, für 
den er sich begeistert und von dem er glaubt, daß er an die 
Stel~e des ·Oesetzes der Autoritiit unter der ,Völkern treten wer.de. 
Auch das Bu~h ÜLtrnm~ (69) über den Sozialismus und Kom
inunismns gehört nicht zu den gan'.l. unbekannten Schriften jener 
Zeit. Er gibt zunächst eine recht gute Darstellung der damaligen 
sozialistischen und kommitnistischen Lehreu, um dann <lerngegen
über seine eigenen, stark religiüs gefärbten Ansehaunngen dar
zulegen. Er· tritt dem .Sozialismu~ und Komriumisnrns ohne 
Voreingenommenheit gegenüber und nähert sich auch deren An
t1cb~mmgen in, manch wichtigen Punkten, klo vor allem hinsiebt
licb - der Frage von. ßesiti und Eigeutmn. .,.\ber ein absoluter; 
persönlicher Besitz de~ Reichtums ist so wenig natürlich und ver
nnnftgcmüß alis ein absolutes Herrschen.'' Die kleine Schrift 
iiber cla~ prenl.iische Biirgertn1,11 (75) enthfüt nicht viel Uber die 
S(•zialen Znständ(', Neben rein politischen Fragen ,wird in dn 
Hanpti;iache nur Ja,.; Hnudwerkt.\l'{Jt"Oblem erörtert. 

Im .Jahre' 18'4.5 sind dann zahlreieht1 VNöffimtlicbungen 
über die Arbeiterfrage ,und Arbeiterbewegttng erschienen, · von 
denen aber eiu Teil :so bekannt. ist, daH es genügt, an dieser 
Stelle daraui hinzuweisen. So (las Buch von GRÜN, übOI' 
die S<.l:t.iale Beweguug in Frankreich und Belgien (76), der von 
MoSEl:'i HEss herausgegebene Gesellschaftsspiegel (7 7) und die 
VQD' PüT'l'M.ANN herausgegebenen Jahrbücher zur gesellschaftlichen 
Reform (7'8). In ihnen allen ist sehr viel Wertvolles über die 
damaligen i-uzialen Zuständt· und die damalige soziJtle Bewegung 

. 1 

in Deutscbh111d zu fimlen. 
Daneben aber gab es aud, in <liet.em ,fahre· eine große Za.hl 

kleirlercr Schriften. die heute wuhl so gut wie unbekannt .sind 
und tlie ~eswP.geo in der bisherigen Weise kurz charakterisiert 
werden sofüm. • Auch hier t~eft'en wir solche' an, die in der älteren 
Weise auch di~ Lohn,1·beiterfrage nnr im.Zusammenhang mit der 
allgemeinen Notl:igt u'lld Armut betrachten. Ilierbcr gebfüt z. B. 
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die Schrift des Kriegsrates VON HATTORP' (79). Der Verfäs1!er 
1ersteht unter Notstand, daß es den einzelnen an demjenigen 
mehr oder weniger wirklich fehlt, was sie zn i-.rem Wohlbe
finden no~dürftig gebrauchen. Er spricht auch kurz von den 
Nachteilen der Ausdehnung des Fabrikbetr;ebes, für den eigent„ 
licben Kern der Arbeiterfr~e aber hat er kein Verständnis. Einen 
nicht . viei anderen Charakter trägt die Schrift des Berliner Armen
kommi'ssionsvorstehers LIEDKE (80). Sie enthält mancherlei inter
essante Angaben über die Armenpflege in Berlin in den Jahren 
1829-40. Bei 331663 Einwohnern in diesem letzten Jahre er
hielten insgesamt 9 478 Personen ATmenunterstütznng. Die Ur
sache der grollen Armut sieht er nicht in dem Mißverhältnis 
zwischen Lolm uml Lebenskosten, a1!eh nicht in der nnsic:heren 
Existenz des Arbeiters im Alter und bei Krankheit Ul"lW., sondern 
vor allem in mange]nder Spar11amkeit für den Mehrbedarf an 
Lebenskosten im Winter .. 

Die umfangreiche Schrift von 1'.,1scmm über „Dos 'l'eutsehm1 
Volkes Notl1 und Klage (81) geht ganz allgemein auf den Not
st.and ein, widmet auch der Notlage der Ji'ahrikarbeiter einig~ 
kurze Bemerkung,m, ohne aber bierbei etwas Beachtenswertes vor
zubringen. JJie im gleichen Jahr('I ersd1iencne Sehritl von KEu„ 
„Die Noth der Armen'• (82) ist, wenn inan so wjll, einer der 
ersten sozialen Romane, die .. wohl in deutscl>er Spraebe ersebit~!1en 
~ind. Es ist eine gut gemeinte, wenn aurh etwas rührselige Ge
~chicbte, deren Ornndgedanke in den Worten !!ich a.usdriickt: 
,, Wenn man, die Armen, diese Feinde der mem"cblicben Gesell
schaft, diese l<'urcbt aller· Reichen, erst zu Menschen wer,len~ 
Mense.ben ~ein Hißt, so werden Rie z11 l're:nnden. i.ter Menschheit. 
werden." Der Verfasser war 5 .Jahre Jaug Volksschullehrer in 
einer . !lächsischeu Stadt, wo . er die Armennot, vor altem uarb 
ihrer geistigen 8eitc hin; kennen lernte. ,,Noch ~tebt's uns voi~ 
Augen - sagt er in der Vorrede - wie ich in den Jet.zt.eu 
Tagen meines Schullehrerlebens einen hohen Regierungsbeamten 
tlurcb meine Schuh~ führte und ihn mit tiefen Seelenschmer,wn 
auf die geistlosen und 1lumpfen Gesfohter einer großen Zahlblut
armer Kinder der Stadt aufmerksam machte und ihm die Schwierig
keiten fmhilderte, je~zt das bereits verwahrloste Seelenleben zu 
wecken und umzubilden." 
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HEINZftJNS Buch (83} über· die preußische ßureaukratie gehört 
deshalb hierher, wen iµ. . ihm auch der schlesische Aufruhr er
örtert wird. Der Verfassth' wirft Regierung und Bureaukratie ihr 
verhängnißvoJles Vertuscbungssystem vor, das an dem schlesischen 
Elend ein gutes Teil der Schuld trage. 1 Bei freier Presse und 
Volksrepräsentation, wodurcb · die armen Weber öffentlich hätten 
zu· Worte kommen ki>nnen, wfüe dns Unglück verhütet worden. 
Die umfangreiche Schrift von BErrzrncll (84) siebt in dem Geld 
und seiner Despqtie. die Gru.ndursacho alles Übels. · Dagegen 
müsse vor allern angekämpft werden. Um die Lage der Jf'abrik
arbeiter zu bessern, sr,htägt er eine Organi~ation. der At'beit· vor, 
wenn er auch davon einen ziemlick merkwürdigen Begriff hat. 
Jede Fabrik soll ,Flieh so organisieren, daß sie ihre eigcu.cn Ar
heiter verköstigt. Damit kann sich die Lebenshaltung der Ar-· 
heiter vorbilligcn, obne daß daraus der Fabrik Mehrkosten er
wachsen. Dio kleine ·Schrift von ßmn, .(85) über die Not der 
arbeitenden Kla~scu M ,·on sehr warmem ·Verständnis für das 
11oziale Rlend erfilllt und enthält mancherlei bemerkenswerte 
Züge über den damals herrschenden Not1dand untt;r clen Arbeitcm 1). 

„So sagte mir der 67 Jahre alte Weber Anton Be~er, wohuliaft 
Nr. 107 in f.\cihi)n11b<1rg, mit Preudentränen in den Augen, er 
bätte bei der urnngclnden Arheit das Gliick gehabt, daB in der 
Niihe 2 Pferde krepiert wären, deren Fleisch i_hn, E1cin Weib 
.\ntonie und seine ll Kinder eine Zeitlang erhalten hätte." Die 
8chrift · niml\lt; nuch Bezug· auf füe bekannte königliche Kal>incttR
orcler vom 211. hktoher 1844, die den Anstoß zur Stiftnrig von 
Vereinen filr das Wohl der arbeiteode1r Klasse gebt~n so]ltc. Die 
.Meine Schrift zeichnet sieh auch dadurch ~ms, daß sie das Problem 
der Arbeiterfrage . von dem der Armut streng geschieden babl~il 
will. • Das Elefld dieRer J>roletarier bat nichts mit der .Armut als 
1:1olcher zu tun; es ist vielmehr das Prinzip der freien Konkurrenz, 
.das mit der Zunahme von Fabriken und Maschinen Arbeiter über.
flüssig gemacht und lohndrückend gewi\'kt hat. Dagegen kilnnen 
aber '1iese Verein~ mm Wohl der arbeitenden Klasson mit · Ei·
fn)g nichts ausrichten;· Sie müßten höchstens in der Lage seiu, 
neue' und lohnende Arbeitsgelegenheit zu schaffen. $0 we~det: 

·, -1). D-;;-r- gleiehe Verfasser hat auch in ande1er ·Hinsicht 'an den damals i.Q
Preußen ~errschenden Zustindt.n scharfe Kritik geübt (Vgl. N. 70). 
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sich BUHL slso eltl8chieden gegen diese Vereine, da sie Erhebliche& 
zagttneten der Arbeiterlduse nicht erreichen könnten. 

Die kleine Schrift von BÄUERLEIN und ScHurn•zE (86), die es 
ebenfalls mit det Arm~t und . der Arbeitslosigkeit zu tun bat, 
wird bereits durch ihr Motto "Was meine Kinder maehen können,. 
brauche ieb voa Fremden nicht ·fertigen zu lassen" charakterisiert. 
Der Aufsatz von_ JACHM:ilN (87) sieht ein, daß die Frage des 
Pauperismll' nur zu Ui84'ln ist, wenn es gelingt, allen Menschen 
Arbeit zn verschaffen. · Jn diesem Zusammenhange bescbäfdgt 
er &ich auch mit dem Sozialismus. W esentlic~ interessanter . ist 
die kleine Schrift von BooF:MEI(, einem Kattunfabrikanten, iiber 
die Zll8tändc der arbeitenden Klassen (88). Sie ist aus einem 
Vortrag in einer Vel'tlami,nlung deutscher GewerbetreibeJ1der her

, vorgegangen und will die Frage vom praktischen Standpu~kt 
des Fabrikanten e.us betrachten. Wir haben es hier mit einer 

· sehr vorlll'teilsJosen and für die damaligen Zeitverbältoisee recht 
veretändigea Schrift zu tun. Es wird Jn . ihr ohne weiteres an
erkannt, ,,daß d~ arbeitenden Klassen zum grQßen Teile -einer 
Verbesserung ihrer Lage bedürftig und als v~rnünftig freie Wesen 
auch Z'1 fordem ~erechtigt sind". Dabei werden, was in der 
damaligen I ,iteratur rooht selten der Fall war, l<'äbrikarbeiter und 
Heimarbeiter Rcharf l'Oneillltndcr geschieden. F'ür die ersteren 
empfid1lt er in erster Linie gegenseitige Unterstützungskassen. 
Dagegen kann "r sieb mit dem Gedanken einer Orga11isation der 
Arbeit oder einer Gewinnbeteiligung der Arbeiter nicht befreunden. 
Das Heilmittel gt1gen • die Notlage."_dcr Heimarh~ter. sieht er in 
dem Übergang der Ifousindustrie in geschlossene· Etablissements, 
also zum Fahrikhetrieh, und nimmt damit Vorschläge voraus, die 
ja au(~h in der pcueren Zeit gemacht worden sind. Er verlangt 

.' at,eh die Aufstellung von Fabrikinspektoreu, ,,um die Interessen 
<\er Jt'abrik~crren sowohl als die der Arbeiter mit den Er
wartnu~en und Ansprüchen der übri~~ Staatsangehörigun im 
Einklange zn erhalten". · ' · 

In dem gleichen Jahre sincl dann noch manche andere Schi:iften 
erschienen, di~ sich , mit den eben erwähnten Vereinen für das 
Wohl der arbeitenden Klassen befassen. Man sieht aus der da-
maJigen Lit~ratur, daß der königliche Erlaß von 1844 ziemliches 

.Aufsehen gemacht hat und mannigfach erörtert worden ist .. Da-
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hin gehört einmal eine Schrift des Historikers A. ScmuoT (89). 
Sie ist dadorcli' nützlich, daß sie unter den Beilagen einige amt
liche Urkunden abdruckt, welche für die soziale Geschichte jener 
Zeit von Wichtigkeit sind : das Patent über die Wicder~elebung 
des Schwanenordena; die bereits erwihnte Order iiber die Zen-

, tralvereine für das Wohl der arbeitenden Klasse; das Statut 
der Berliner Lokalvereine usw. Im Mittelpunkt der Schrift steht, 
wie damals so häutig, das Assoziationswesen, worunter 8cH1nnT 
die freie Ve1·briidernng mit dem Zwecke der wechselseitigen 
Unterstützung, oder der gegenseitigen Assekuranz, also eine V cr
brüderung der Intel'essen, versteht. Diese Gedanken wurden 
damals vor allem auch von CHEv ALIER in sciuen bekannten Ar
beiten vertreten. SCHMIDT macht ins einzelne gebende Vorschläge, 
.wie diese :Assoziation auszugestalten sei. In den Dienst dieser 
Ideen will er die genannten Vereine gestellt wissen. In einem 
Punkte· gebt er wesentlich über seine Zeit hinaus, indem er einen 
Vorschlag macht, der eine gewisse Xhnlichkeit mit den modemen 
Tarifverträgen aufweist. Rr hält es nämlich für billig,· daß perma
nente Kommissionen V'on Arbeitgebern und Arbeitern bei der 
Jl'astsetzuog des Arbeitslohnes mitwil:ken. · 

Für JACOBI (90) handelt es sich in seiner Schrift über die
arbeitenden Klassen vor allen Dingen um ein Erziehungsproblem. 
Er betont aber daneben doch mit allem Nachdruck, daß es- ganz 
besonders notwendig sei, dem Erwachsenen dauernd Arbeitsge~ 
legenb.-,it zu verschaffen, die ihm einen redlichen und hinreichen
den Erwerb ermöglichen. Zu diesem Zweck will er vor allem 
A.rheitsnaob.wefse eingerichtet wissen, und wenn damit das Ziel 
nield genügend erreicht werden soUte, dann muß der S~t fii-r 
weitere · Arbeit sorgen. Die Schrift des Fabrikenkommissarius 
.J. G. IloFl<'.MANN, den wir oben schon kennen gelernt haben. 
wendet sich vor allem gegen die eben besprochene Schrift BAUM

RTARKS, der ihm hinsichtlich der Interessen der Arbeiter viel zu 
weit gebt. Die kleine, an o n y m e Schrift „Was uns not tut" 

_ (92) stellt eine11 Sorideia.hdrnck von 6 Artikeln a.nlil der Königs
berger Allgemeinen Zeitung dar. Sie .beschäftigt sich zunächst 
in ablehnendem· Sinne mit dem Kommunismus und Sozialismus 
und bezeichnet den letzter()n, rlen damaligen Zeitverhältnissen 
durchaus entsprechend, als eine Qrg~nisation der biirgerlichen 
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·Gesellscbaft, mit dem Zwecke, ,,allen Gliedern derselben eine 
nach iqren Fähigkeiten und nach ihrer Wahl geeignete.Tätigkeit 
für das 'Gesamtwoh~ zuzuweisen". Die Ursachen der Notlage 
,des Proletariates erblickt er erstens in einer „ widerrechtlichen 
Vermehrung der Bevölkeruog", zweitens in der frühzeitigen Er
tötung und dauernden Unterdrückung des Sittlichkeitsgefijhls und 
-drittens in der eingetretenen StQrung des richtigen N erhältnissefl 
der subjektiven und objektiven Erwerbsfähigkeit und der hier
von abhängigen .Lebenstätigkeit der einzelnen Mitglieder dt,r 
bürgerlichen Gesellschaft. 

Sehr eingehe1,1d hat KAR.L HAGEN (93) die ~'ragen des Prole
tariates und des Kommunismus behandelt. Er spricht dabei auch 
von den Kirchen- und Staatsbeamten, von den Schullehrern und 
dem Gelehrtenstand, die von. ihm alle infolge ihrer unznreichen
,den Bezahlung zn den proletarierhaftcn Existenzen gerechnet 
werdeu. Er spl'ioht ausdriicklich von den Proletariern der höheren 
Stände, denen man bisht\r viel zu wenig Beaclituug geschenkt 

' 1 

habe. Seine Darlegungen über den Kommunismus, dem gegen~ 
iiber er eine ablehnende Stellung einnimmt, ·beginnen mit einer 
eingebenden historisohen,Erörternng, um dann in eine Besprechung 
des gesellachaftlichen Systeijl's tkr Gegenwart, wie er es nennt, 
ausz.umlinderi. · Auch für ihn ist der Gedanke der Asso7:-iation 
das Allheilmittel. · Er versteht darunter Einrichtungen, die ei, 
den Ärmeren und den 'Unbemittelten ermöglichen, ihre Kräfte, 
Talente un'd i'hren, FleiJl zu vereinigen, um gemeinsam ein .Ge
schäft zu betreiben, .dess.en Gewinn dann unter die Teilnehmer 
verteilt witrd.. Es ist a.iso der Gedanke der Produktivas~oziation, 
dem \,Vir hier. begegnen. 

· Das ·werk von OTTO Lil'NING (94), das wohl schon etwas 
bekannter ist, enthält von dem Herausgeber einen Aufsatz mit 
Verbesserungsvorschlägen über die Lage der arbeitenden Klassen, 
von 1~ MEYER einen Artikel über , die Arbeit und dann von einem 
ungena·nnten Verfasser kurze Bemerkungen· über den Sozialis
mus· und schließlich noch eine Darstellung der .Lehren Louxs 
BLANCS iiber die Organisation der Arbeit. LüNING erklärt, daß 
der Notstand vor allem hervorgeht durch die ·Trennung des Ar
beiters, welcher die Sache protl11ziert, und des li'abrikherrn, 
welc-het sie. verwertet. MEYER .will ,die Notlage ·der Arbeiter 
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dureb eine Organisation der' Arbeit behehen. Die Arbeit muß 
ein gemeinsames Wirken zu einem gemeinsari1en. Zwecke werden, 
wobei der Zweck die BeförderutJ.g der Glückseligkeit der Menschen 
iRt. Triiger . einer solchen Organisation der Arbeit sollen die Ge
meinden \-Verden. Sie sollen sieb zu einem gemeinsamen Ver~ 
bande, zu einer C¼esellschaft, · umgestalten, tlie allen ihren Mit-

' gliedern J\rheit verbürgt un<l dem Ad,eiter die l!'rüchte seiner 
Tätigkeit zufließen läßt. Man erkennt deutlich den Einfluß ,der 
Gedanken Loms ßLANcs. 

Im gleichen Jahre bat dann l. G. Ho1,·FMA!iN zwei weitere 
Arbeiten veröft'entlieht, die sich mit <lclJ\ Arbeitertiroble\ll be
schäftigen (96-96). Die erstere enthält einen Vortrag in der 
Kgl. Akademie der_ Wissenscbaft<>n und gebt. zicmlir.h eingehend 
auf die Verb}lltuisse zwischen Arheit,geber uu4 Arbeitnehmer ein, 
um tlie wirtsobaftlicben Bestrebungen der letzteren znt Ver
hesse1·ung ihrer Lage gegen mannigfache Vorurteile diel!cr Zeit 
in Schutz zu neh1i1en. Die zweite Scbdft beschäftigt sich vor
wiegend mit dem Zustand· der Fabrikarbeiter, den er als die 
,vunde Stellei der Bevölkerung in dieser Zeit bezeichnet.. In ein
gehenden Darleg11ngen über Steuerbelastung und Steuerdruek 
sucht HoFFllU.NN die damals 10 weit verbreitete Meinung zu wider
legen, daß der .PauperillllUS seine Hauptursache in der Höbe der 
Abgaben habe. 

Im Jahre 1846 eNeheint, von H. l1ü'l"l'MANN herausgegeben, 
der Prometheus, Organ zor sozialen Reform (103), auf das aber, 
als bekannter, hier nicht genauer eingegangen werden soll. Es 
sei nur auf den dort enthalteaeu, 8ehr iJ1struktiven Aufsatz von 
E. WELLER „Die soziale deo.tscbe Presse" verwiesen, eine Arbeit, 

· die heute at1 wichtige Quelle zur Geschichte der deutschen Ar
bciterbewegtang wohl verdient, wieder einmal abgedruckt zt1 
werden. Auch das kleine B.ueh von F. BAJJI'ISCH (Pseudonym 
fiir llEG-EWiscn) (104) »Eigentnm,und Vi1lkinderei" s~heint etwas 
bekannter zu sein. , BAL'tISCU, dem wir J.a auch eine Übersetzung 
des betreWenden M.u,TBus'schen We1·kes verdanken, steht voll
ko~ruen auf dessen Standpunkt und erkl~ den Pauperismus 
restlos ans dem. zu starken Wachstum der Bevölkernug. · Die 

• kleine Schrift ·von RICK (105) entbält nichts bemerkenswertes. 
·Wesentlich interessanter ist STEIN1tUNs Schrift „ Über Pauperis-
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· Dill• und Kommunismus (106). Sie geht von dem Gegensatze 
zwischen Besitzlosen und Besitzenden und der Tatsache aus, daß 
~ich diese materielle Uogleiehheit immer mehr Rteigere, .,indem 
der Besitz von Tag z11 'l'ag mehr einzelnen zufällt, das Ver
mögen immer mehr in wenig1w Hände kommt''. Der Verfasser 
Hpricht eingehend, vor allem anf fhund englischer und fran
zösischer Znstämie, von tler· fortd::iuernden Verschlechterung der 
l,age · d(ir Arbeiterklasse. Wir lemrn ihn aurh in gewissem Sinne 
als Anhänger einer ökonQmil-1rhcn Gesrhiehtsauffnssnng 
kennen. ~r meint nämlich, dafi die g•>.,genwiirtig·e 8tufö der 11:nt.
wicklung vor nllem an dem li'ebler leide, ,, daH das Re eh t unserer 
Hegenwart nicht dem Stande ihrer J n du R tri c hinlänglich t'nt
spricbt~. Die Leitung und Verteilung von Nationalwrmögrn und 
Nationaleinkommen sei nicht genügend geordnet. llnter df'n 

· Besserungsmitteln, die er vorschlägt, 11ei vor allem hrnorgehoben, 
•~ß der Arbeitslohn •lnrd, pofo\itivc Gesetze fixiert Wünfon tuüsi-P. 

Der tietgriindige Aufsatz von l,. STEIN übt•r das Verhiiltni,; 
des Arbeitidohne11 zum ~ozialismus und KommuniRmn:;. ( 107) geht 
durchaus von dem Grundgedanken dea Proletariate,-, .,,ter ße
,,rechügung der Einzelpet8önlichkeit", aus. Es werrlen 1,1wrst dni. 
Wesen ~on SozialismmJ nnd Kommunismus und dir .Eigentüm
lichkeiten ihrer Literatur dargestellt, die STEI_N in der neuartigen 
Lehre von der Verteilung des Nationaleinkommen~ sieht. Diese 
Vcrtl'iilung; dieses Verhiiltnis von Arbeit und Lohn, , scheint ihm 
viel wich~ger als · di~ Negierung des Privateigentums. Dabei 
hebt er die beiden Tatsachen, Recht auf Arbeit und gleichen 
Lohn flir gleiche Arbeit, als ganz hesofulers wiahtig hervor und' 
bchandeit die letztere Frage eingebend im Zusammenhang mit 
tl,em Maschinenproblem. Es sei dann noch -.uf die kleine Schrift 
von STuomrnvER (108) . hingewiesen, die sich in ihrem ersten 
Abschnitt besonders stark mit der Lage der Arbeiterklasse be
schäftigt und die herrschenden Zustände lebhaft kritisiert. 

Das Jahr 1847 brachte dann aus \der F~der von B. BAJJElt 

(113) die erste geschichtliche Darstellung der sozialen und poli~ 
tischen Verhältnisse der eben besprochenen Jahre, ein Bueh, das 
auch reiches Material über die Arbeiterbewegung dieser Zeit ent
hiilt. Die umfangreiche Schrift von DITT1ucu (114) über die 
Erl_ösung des Proletariates durch eine O~ganisation der Arbeit 
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ist sehr unklar und verworren geschrieben, aber trotzdem kann 
man sie in gewissem Sinne, vom Standpunkte jener Zeit aus, 
als eine Mt Handbuch der So:iiialpolitik bezeichnen. Die Dar
legungen über die Verhältnisse ~er Arbeiter beginnen mit einem 
fiktiven Arbeiterhudget, um festzustellen. was eine Arbeiterfamilie 
von 5 Köpfen mindestt-ns irerbraucbcn muß, um ihre Kraft immer 
in· gleicher Frische zu erhalten. Dem Buche fehlt aber jedes 

. tiefere Verständnis für die Tendenzen der damaligen Arbeiter-
bewegung. . Es trägt in dieser Hinsicht auch ein rocht patriarcha
lisches Gepräge. Ähnlichen Charakter 1.eigt die kleine Schrift 
des Grafen DOHNA (li5). Sie erkennt die Notlage der ar
beitenden Klassen als .unbestreitl,are Tatsache an, sieht aber eine 
Hauptursache derselben ·in der GenußsMht und der zn geringen 
Sparsamkeit der Arbeiter selbst. Immerhin betont DOHNA ander-
1-leits wieder, daß der gewöhnliche 'l'agelobn, vor aUem auch durch 
clie Konkurrenz der Arbeiter, herallgodrückt werde, weit sie nicht 
organisiert seien. Seine positiven Vorsebläge gebeu schon weiter. 
Er steht einem Recht a.uf Arbeit nicht ablehnend gegenüber und 
wiinscht, dall der Staat, dem Wunsche der Arbdter nach 
Vereinigung nachgebend, dieselben organisieren soJle, Die 
8chrift, die sich daraus auf staab1$011iaHstischen Ideen auf~ 
baut, enthält den . vollständigen Entwurf ffh' eine Organisation 
tler Arbeit. 

Der Vortrag eines Selt weh.er Pfarrers über den Korn• 
munismus (116) kommt zn einer abl~bnenden Haltung diesem 
gegenüber, weil ihm eine zu sinnlich .materieJte Auffä.ssuug zu
grunde liege. DagegeR mißt er dieser Arbeiterbewogung sehr 
große Wichtigkeit bei, weil sie einem tatsächlich vorhandenen 
Bedürfnisse entspräche und weil ihr 1mbest?eitbar große tat.säch
liche Mißstände zugrunde w.gen. L!EDU (117), den wir schon 
einmal erwähnt haboo, berfobtet in der Sebrüt über die lfob11ng 
der Not der arbeiteuden Klassen iibor dt}:ll Grundgedanken ciuer 
damals bestehenden, ganz e4;~uarfigen SJ)at'g~i:Usehaft, die. eine 
Art Vf>D Konsumveroin '1arsMlte. lm Frübjahr und Soauuer er
folgten die 8pareinlageu der Mitglieder, und mit diesw Ueträ.gen . 
kaufte dann di~ GeseUscbaft im gmßen, vor aliem. Kartoffeln und 
'Brennmaterial, um sie 1,u Beginn des Winters an die MitgJieder 
onuprechend der Höhe ihrer Einlage zu verteilen. 

14 
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BERENDS verspricht sieb in der Sehrift über die Not der ar
beitenden Klassen (119) vor allen, ricl von den neu gegrün(letcn 
Vereinen zum Woltle der l•~tztcren. Er l<'gt ober doch den Ila.upt
na(hdrnok «uiranf, daß ew dies1:n Vc1·eimm gelingt, den Arboitern 
,\.rbeit l,'11 vcrseba.tfen, uud daH ''Ci!' i1.llem diese auch an der _Ver• 
waltung be,1,eiligt sinJ. Die kleine Schriil von Su.cMnEnGEJ: (120) 
beh:mdtilt nur die Industriernrhältnisije, ohne die Arbeiterfrage 
näher zu berilkren. Der Anfsab~ v,,n FALI.A.'L'I {HH) _ über Be
griff 1111d WMen deA Sozialismus und Kommunismus beschäftigt 
sich auch kritisch -mit dfosen .\nRcbauun,en. Itn gleichen Jalne 
i~t dann das bekannte Ru~h von UE~SEN. ijber die Prolefa.tier (192) 
l,rschieneu. Die tm;t~n Abschnitte sind rein historischer Natnr 
uud behs.ndtl/Jl die Verhältnisse iru Altertum und Mittelatter, ent 
tler letzte Ab1tmhnitt geht nuf ,fü, 0-egenwnrt ein. 

Eh1 Zeichen für das danrnl~ .allerorts aUgemeiuo. große Inter
e&se an diesen Fragen siml die in IJeipzig und Dresden gehaltenen 
Vol'leimngen Yon Btt!:DERMANN . iib~ den Sozfofüntms und ,lie 
soziale F'rage (185). Der. Verfä.RRer l1r~ngt der Arbcito1·bewegung 
ein fiil" jene Zeit t<>,eht tiefes Venifä11dois entgegen, wenn er auc,b 
noch Rehr stark im ßanue der Lehre deij deutschen Mancbelltet· 
tumes steht._ Er betClnt, welch tiefe Wahrheiten dem Sozi:\fü1ftlus 
zugrunde lieg<m und welch edle, crba.heQe Ziele t•r verfolge. 
i'reilioh muß man d!'bei immer im \.uge haben, daß der damalige 
&zialismu~ im Gegensatz zum Kommunismus ein sehr stark 
bürgerliches Gc,präge getragen bat. BmDEUIL~NNs Uaaptcinwan,1 
gegen ihn ii,1t i,chr bcmcl'ke118wert: efol sei erford~rlicla, daß die 
politische Heform der sozialen vorausgehe. Das Un~ekcbrte 
hält er für ein großes Unglück; man tQüsse deshnlb vor llllem 
die politii;r,hc Bildung und Reifü · des Volkes ,fadurch fördern, 
daß ml.iu es a.n ,fer Regie1·11ng- und am Staabileben teilnel1men lasse 
und in allen Fragen des füfentlfolt<.'n L1,beus die freieste Debatte 
und Aussprache gestatte. --f!;r~t durch Mfobe politiffl}b" Freiheit 
werde tlas Yolk reif gcuug, um a\lch saehgf>tnäß au der n~t~. 
wendigen sozialen Umgestaltung mitarbeiten zu können. 

Die Jahre 1848 uud 1849 hal,en dann, wohl v11r allem 
unter dem Eindriiek auch· der pf?litisobon · Ereigniss~ eine H~oh .. -
flnt von :-3.ohriften über die, so:tiale Frage und tiber die Arbeiter
hewegung gebracht. Das tiemlich ntnfangreiche B~ch von 'l'nEY-
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~OHN (l 36) beschäftigt sich ent.gegeu seinem Titel eigentlich gar 
nicht mit der At-beiterfrage, sondern vorwiegend mit handelspoli
tischen Problemen. Es handelt lilich hier um eine Beantwortun,\\· 
d{lr Preisfrage der Gesellschaft des Ackerbaues, des Uandeh; Timl 
der Kttnste in Chalons: L'abaissem~nt Je nos tal"ifes de Oouanes. 
soit de protl'ction, soit d'impots, et I::t suppressiou des prohi
hitions, sont--ils u&iles a l'agricultnre, a J'industric et aux claHSt'ii 

ouvrieres de France? Die kleine Schrift des bekannten Natio
nalökonomen und Manehestermannes KARL AnNDT (137) gehl 
von der MALTimsscben Bevölkeroogslehrt1, auf deren Boden ,for 
Verfasser steht.. aus.. Er führt darauf dfo Notlage der Arbeiter
klasse zur\lek und lehnt alle Besitzgleichheit ah: der mensch
lichen Freiheit widerstrebend ab. Die Schrift ,·on DENNO (139) 
zeichnet sieb fUr die heutige Zeit als besoßllers w?rtvoll aus, 
Ja sie eingebentl über die soziale Literatur der .labre J.845---48 

. befi.ch~t. Erst wird die Arbeiterbewegung im Ansland nnd in 
einem weiteren Abschnitte diejenige in Dentscblantl dargeßtl'.llt. 
Besonders dim,er letztere Abschnitt ist literarhistorisch recht wert
vcül. Ein dritter Abschnitt befaßt sich mit der sozialen Poe~ie 
und dem sozialen Roman jener Zeit. 

EscHNERS Schrift 9 0ie l!eue Phönix-Periode der Staatswissen
schaft (138) setzt sich in sehr allgemeiner F'orm mit dem Sozialis
mus auseinander. Sie wirft ihm vor allein vor, da.ß er keine 
Ahnung davon habe, tlaß ganz ohne Rücksicht auf die Gesell
icbaft.s<mlnung- das MißverbältniM zwischen Volkszahl und Exi
steuzmitteln u'nahwendbat einen Notstand in der Bevölkerung 
hervorbringen müsse. Sie erkennt ilie Schattenseiten (ler bürgcr
liehen Geselliwhait dttrchaus an, vor allem, daß die Ungleichheit der 
Vermögen und die freie Koi:iknrrenz vielerlei Miß~fände zur T1'olg-e 
habe, ol10e aber irgendwie brauchhare Heilmittel selb,:;t vorzu~ 
sclllagen. Escmnms Ansclrnuungen gruppieren eich alle um die 
MAL'rnussche Bevölkerungslehre. Dagegen will er vor allem den 
krassen Ge.gensatz zwischen arm null reich bekämpfen: Er 

, spricht von . einer großen, kostspieligen Hescllsebaft und sagt: 
,,Die Summe, welche der Putz jedes einzelnen kostet, bestiru"'1l, 
an einei.n einzigen Ahend zu repräsentieren, wiiruo tmf irun1er 
die Existenz einer Haushaltung sichern." ,, Hunderttausend Menschen 
müssen fünf lange Tage hindurch für 'einen Durchschnittslohn 

a• 
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von 6-6 Groschen täglich 14 Stunden arbeiten, damit dieser 
(llanz eines Abends gescbaff en werden kam1. '' 

Die Schrift des J>astors ARMK"N"I<X!BT über den Kommunismus 
(140) E!tcht dieser Bewegung ohne je.des Ver11tlindnis gegenüber, 
nnd das gleiche gilt auch von SCHEIDTM.ANNB' Schrift (142) ii.bcr 
den glefohen Gegensta:nd. Dio Schrift ~ines Arztes, Dr. E1MER~ 

(141), siebt die Ursachen der sozialen Bewegung nicht in Be
sitznngleichbeit llnd •Annut, sondern im Bewußtsein der ungleicb,en 
Verteilung von Rechten und Pflichten. Die Hilfe siebt er dem
gemäß nur in politischen Reformen nach der <lemokratiscltcn Seite 
hin, während er die soziale Notlage, wie so viele andere da.;. 
mals1 auf die zn starke Bevölkerungszunahme znriickführt. 

Ei11en weiteren -Gegner von Sozialismus nnd Kommunismus 
finden wir danu„ seinen 'sonstigen allgemeinen Ansch:titun~en 
entsprechend, in dem bekannten Staatsrechtskhrer F. W. ~l'AHL 

(143). Die Schrift von STOCKER über die politisch-soziale Reform 
in Preußen (147) geht von den allgemeinen Idealen der kfasi:isC\hcn 
Philosophie und dem Hnmanitätsgedanken atts und kommt auf 
dieser Grundlage zu sehr weitgehenden sozialen Forderungen. 
Die allgemeine W ohlfabrt soll fo Znkunft als der alloinJge lfaß
stab auch für die ganze Entwicklung des Privatlebens gelten, 
wie. er es ausdrückt. Die Staatsgemeinschaft soll verpflichtet sein, 
jedem seinen Fähigkeiten entsprechend angemessene Beschä.ftigung 
zu sichern Ul\d die. nnversohttldet Arbeitsunfähigen vor Mangel 
1.11 schützen, Dem Kapital muß eine Richtung gegeben werden~ 
welche der allgemeinen Produktionsfähigkeit weniger feindlich 
ist, als dies heute dureh die Exploitation der Arbeitskraft mittels 
freier l{onkurrenz der Fall ist. Ein Genera.lkongreß der Ar
beitenden, . repräsentiert durch außerordentliche Bevollmächtigte, 
die aus direkten Urwahlen hervorgehen, soll zusammentreten, um 
mit den Ministern eine Körperschaft ztt bilden, deren Beschl~see 
Gesetzekraft erlangen, wenn sie von der zweiten Kammer ge
nehmigt sind • 

. Die kleine a.n o ny 1n e Schrift „ Wohin iübrt •lie Organisation 
der Arbeit" (148) verwirft alle diese neuartigen Vorschläge, in
dem sie darauf• hinweist, daß es sich bei der llebuug der Not
lage der Lohnarbeitersehaft weniger um ein Verteilungs- als wn 
ein Produktionsproblem handle. ,,Mit einem Worte, der Reich-
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tum, den unsere sebarfsiunig2ten Neuerer dem Volke verspre"hen, 
ist t)icbt auf der ßrde vorhanden, er muß erst erzeugt werden, 
und solange man nicht bewerkstelligen kann, daß 2 mal 2 fünf 
wachen, kann man itucb nicht die M,msclien mit mehr Gütern 
dieser Erde beglücken, als sie selbst erzeugen." Die. Schrift von 
CLEMENS-SIMON (149) bringt einen 1rnue-n Vorschlag iur Org·ani
sation der Arbeit, Vorschliig<:> wie sie gerade in diesen Jnhreu in so 
großer Zahl &llfgetaucht sind. Bei diesem Vori-lcldag soll jedoch die 
Rolle des Privatkapitals in der Giiterproduktwn unberührt bleiben. 
Der Kern des eingebend ausgearbeiteten l>rojektes liegt darin, 
a.n Stelle der Privatunternehmungen ausgedehnte Gesellflchafts
nntemebunuigen zu errichten, die alle miteinander in harmo
nischem Zusaminenhange et.eben sollen. Die Preise sollen vom 
Rtaate kontrolliert und die Arbeiter solku :.tn:Statt willenloser 
Diener Gesell~pafter werden, je nach d~m Werte der votl ihnen 
gefe1gteten Arbeit. Lücuow (150) hehandelt den gleid1cn t }egen
stand, ist aber von sanz anderem Geiste beseelt. Es sind vQr 
allem zwei Grundsätze, die er durchgeführt. haben will. Einmal 
das Recht auf Arbeit und dann "Wer nicht arbeitet, soll auch 
nic.ht essen". Die Schrift i.st wohl unmittelbar aus der Berliner 
Arbeiterbewegung hervorgegangen. Um diese Gr11ndsätz<1 <lurch
zuführen, · sollen staatliche Nationahverkstätten errichtet werden. 

Aus den gleichen Kreisen wohl stammen dann die „ße
trachtttngen ein es d eu tscl1en Pro l etarj ers" (180), eine 
kleine, sehr kluge Schrift, die wesentlicb üher das meiste hin
ausragt, was in der damaligen\ Zeit über diese Fragen gesohri~ben 
, word~n ist. Auch dem Verfasser schwebt eine Organisation der 
Arbeit in Anlehnung an die Idt:en Lom:s BLANCS YOr. Diese 
Organisation soll den Arbeitern einen Anteil am Gewinn sichern. 
Außerdem sollen zur. Besserung ihrer Lage Mindestlöhne eingo
fitbn werden. Sehr viel versr,richt sich der Verfasser Yon Pro
duktivassoziationen, die unter Garantie des Sta.at('i einzurichten 
seien. Ein eingebender Entwurf ist von ,ihm für die Art der 
Gewinnbeteilignng ansgearbeitet worden. Auch das. Bu~h von 
T1füELDI (151) beriihrt sieb nach manchen Seiten bin mit den 
I'roblemen des Sozialismus. Uie Menschen stehen a.n Zahl nicht 
hinter den Subsiste11zmitteln iur\ick. ghJ jeder Mensch hat das 
Recht„ zu exietiereJl. . Diese Existenz . ist aber für jeden nnr 
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dann möglich, wenn keiner mehr hat, als er verbraucht, da eonst 
ein anderer·, zu wenig haben muß. Rs ist die Aufgabti der Staats
gewalt, diesen Zustand herbeizut'ühren. Erst wenn alle Menschen, 
unabhängig von der Gunst einzelner P1·ivater,. gewonnen haben 
werden, was sie brauchen, werden sie, frei sein, weil nur frei ist, 
wer eine gesicherte Existenz hat. 

Die im gleichen Jahre erschienene anonyme Sc h rit't über . 
der Pariser Arbeiter Traum und Erwachen: (163) warnt vor dem 
Sozialistnus und Kommunismus, ohne aber irgendwie Tieferes in 
dieser Hinsk.ht zn bieten. Die Schrift ein es .Arbeite re an 
die Arbeiter und Arbeitgeber (152) will lediglich allf die Be
ziehungen beider Ornppeu beruhigend und versöhnend ein
wirken. Eine andere kleine )~fohrift (154), die sieb ebenfalls mit 
der Abhilfe des Notstandes .ttnter der Arbeiterklaste b~bäftigt, 
wendet sich vor allem gegen die Vorzugsst~llung, wetcbe der 
große U nternehmcr dem Lohn- und Heimarbeiter geg,eniiber durch . 
seinen Kapitalbesitz habe. Die .daraus hervorgehende Macht. des
selben müsse der Staat einsc.hränken, denn „ unbescliränkte An~ 
wendung des Kapitals zum Vorteile des Be~itzes ist unmoralisch. 
sobald daraus ein N acbteil für die · weniger Wohlhabenden ent-

, springt". Fiir den Verfasser der ebenfalls anonymen Sebrift 
„Zur Arbeiterfrage" (155) liegt der Kemponkt derselben f,'euiger 
in der Lobnhöhe und Arbeitszeit, als darin, daß es so häaftg an 
Arbeitsgelegenheit flir den arbeitswilligen Arbeiter fehlt. Abhilfe 
für diesen Mißstand gieht die Schrift, in der dentUeh der Unter
nehmerstandpunkt :6Um Ausdrnok kommt, ganz allein ia voll• 
t.fändiger Handelsfreiheit nach außen und innen. Die Schrift 
von BLEIB'l'RBF (156) wendet sieb unmittelbar an Deut%chlands 
Industrielle. 8ie geht davon aus, daß die Industrie die Schultl 
an der V crruehrung des Proletariat:-1 trage, und daß es ,deshalb 
notwendig sei, dadurch einen Ausgleich zu sehatf en, daß immer 
wieder eine entsprechende Zahl von Proletariern in den Staml 
selbständiger Gewerbsleute aufrückten. Das soll durch die 

· Griiudang von Hilfskassen, LU denen auch die Arbeitgeber bei
zutragen Mtten, erreicht werden. Die Arbeiter sollen in diese · 
Kassen jährlich pro Kopf 3-6, die Arbeitgeber 1-2 Taler ~in
legen. Mit Zinsen ständen dann nach 10 Jahren für je<len Ar
heiter 80, nMh 20 ,Jahren sogo.r 200 Taler znr Verfügung, die 
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· ihm dann znt Begründung diw.r Relbständigcu E.xistt»1i al\bln-
bändig-en wären. J,;int-n roout eigenartigen nn,l 1111klar{'.,u Vor-

11!1Cblng ri1acbt ,for Kaufmann A. 11omTz (167). füwh ihm hat 
hochwcr1igo Scl11~itle111iin7,c hoh~ Leoün11mittelpreise, kleine Sdieide
u1fut:r.e niedere zur ·Folge. ~r will <l~ment1,prcchend dui·cb oiu~ 
1ndorung der deutschen Müu:1.verfasimng. den. htrrsthenden Not• 
stand iitikämpten. 

, lll einer Schrift. ül1er <lie so,.iak Frage (158) v(irlangt ein 
Tudd'a.brikant .\rucit VOlil 8taat fiirjedcn }Hißigün, Brotfiir 
jeden Invaliden und frC\icn Untcrril'J.t füt· jedes Arbeiterkind, 
Er fordert aber weiter auch, <laß tler Mtaat Minimallöhne ein.führo, 
<lau1it jeder Arlicit,•r 11ehei1 seinmu tä~lid1en Brote nocb einen 
.Notgn~t1chen fiir die Zeiten von Arbeitslosigkeit, Krank.hei:t usw. 
habe. llic ~1hrift von K tmim (15\l), die s.ich ebenfalls tnit der 
Frag('. dt!H ProfotariateR bescbäfti~·t, · steht . .ijl ibrc11 AnschauURf,'tll 
orheblich b&nter ihrer Zeit zurv.ck. Die l~1salehon des Notstaudes 

· liegen ffü ihn iu dor 1'ei1ung des Hnmdbesitzei,;, in der uube• 
1,mhränkten GewN·b'efrei.heit uud <lcr Yielkindcrei ·der unter"n 
Klasaeu. Das Heilmittel sieht or in eiuer orgauisiert.en Aas„ 
wandtwuog na(~b Amurika .. Dit., Scbritl einei; Arbi,itgebMs 
tl60) Uher .\rhci! tLnd Oeld erblickt den hcnipunkt des .Prob
leins darin, 1lai tlt;r allgentdnc Volki,;wohlstand \'t't1t1C>ltrt w~rde, 
hw~ut di,· Wegt\, dfo dnrn führen, ülme jtdMh a.ui die Ar• 
beitorfragt1 gemwi,r eiozuf;eheu.. Die Schritt eine~ Ost.pre~ßcn 
1161) über den NottJtand, der unteren Volkskhlss<m sit1ht die Cr
@acb~,i de111Je1ben vor allem in politischetl F,1.ktoret1. scliJägt also 
,•or allem politische Reformeu v.or, ohne d1·c ,;o.1ialc nud _wi~
~ehaftlfohe Seite der Arbeiterfr-.tge t-ieft)r zu bcriiluen. H11,1.o (162) 
i;eht bei 'nutracbt1rng .der Lösung· der soifalcu Frage davon aus., 
iiaß in aJlcn Ständen 1ler Bevölkerung ein Nl'.lt'3tand vorl1and.en 
sei. Er will eine zi~mlich tief eingreifoude ll'roigauisat.iou 1le:-1 
iift'entlichen und wirt1c-haftlieben LebenF.t: ersteins, kein iirl,eits" 
fähiger StaatRbiifger darf ohne Arbeit ,.1rwerlwn; aweitens. keiuem 
,,rwerb&f"ahigen i:,taa.tsbürgcr darf t·s an Ou\.e,genh cit zum Erw11!·he 
durch Arbeit fehlen; drittens, der Erwerb muh cle tl\ Et-,vt'rbeudtit1 
die znr ExiijteJlZ notwendigen ltittel bieten. 

FRIEI>RJ.<:Il Rom1ER, der bckan~e V~rfässer der Lehre Yotl 

d~n · politische~ Parteien, bat in seiner kleinen St' brift Uher Üt\n 
. . 
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vierten Stand und die Monarchie (163) in gewisl!'eru Sinne ein 
soziales Königtum proklamiert. Die Initiative für den. vierten 
Stand ist für ihn die Grundla.:,"'ß der Monarchie. M. LEIOES• 

Dom<' (164) will Arbeitsnachweise und Ar}:>eitcrversorgungsvereinc 
einrichten, WAON1<~1i (165) vor allem den Lan1lbau heben und 
damit der Auswanderung vorbeugen. Die anonyme ffohrift 
über die Sclbsthilfä der arbeitenden Klassen (166) sieht neben 
einer Art von Gewinnbeteiligung ein wichtiges Ziel vor allem 
darin, · daß. die Arbeiter tlurch l,illi~r Pru1so und bessere Be• 
l!lchaffenheit der Waren mehr f'iir ihr Gel<l erhalten. Gemeinsame 
Siedelungen der Arbeiter mit gemeinsamem Einkauf der wich
tigsten Bedarfsartikel und gemeinsame Mahlzeiten der .A.rbeiter 
11iml • einzurichten. Die 8chrift bietet eingehende Berecbnungeu, 
nn1 die Dttrehführbarkeit eines solchen Projekte~ nachzuweisen. 

Auf die vcrschiedenRt.en Pragen des sozialen und wirtschan• 
Hohen LebMs geht die E m an z i p a t i o n tiberschriebene Schrift 
( 167) ein. Für den Verfasser ·besteht die Hauptgefahr der sozialen 
Entwicklung darin, daß die Kluft z wisllhen Besitzern und Nicht~ 
besitzern immer grö_ßer -wird, daß der Arbeiter allen seinoo Fleiß, · 
sein Streben oJu•,h Verh~ss.~rung seiner Lage, vergeblich aufwendet, 
dnß er i;ich iiberaU1 w1,hhi er sieb wendet, hinter den Besitzenden 
znrückgedrangt Riebt. Nur etne gründliche ~eorganisation der 
Arbeit kann diese Mifü:.tinde beheben. ,,Die Gesellschaft muß 
dem nützlichen Arbeiter durchl\us die Mittel garantieren, die er
forderlich sind. um ilnu einen frohen und heiteren Lebensgenuß 
z11 verschaffen." Der Verfasset· schlägt eine Assoziation vor, a.ber 
nicht eine eiosoitige der Kapitalien fiir Privatzwecke wie bisher, 
sonden, eine i;iolche der Arbejter und Handwerker, um die Er
richtung eigener • Betriebe zu ermöglir-ken. Der· bekannte Sta
tistiker DJETERIC~ (168) behandelt vor allem die Zasammenhänge 
zwischen Kapit.af und Arbeit und geht auch auf die Angriffe des 
Sozialilsmns g0€;en Besitz und Eigentum ein. Er steht . rettlos 
anf dem Stan~l'pnnkte des · ökonomischen Individualismus und 
wende·t ~ich g1egen alle diese Reformvorschläge. ,,Wenn volle 
Preiheit gewä~~rt wird ... , dann muß der Arbeitet· sich von selbst 
orga11isieren ~md dann kann er sich auch in genügender Weise 
selbst helfen} Aber · alles, was das Eigentum antastet, ist, ein 
Eingriff in 1tiese Freiheit und deswegen ohne weiteres. zu ver-

' 
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werten. Die kleine Schrift von Tk11.ow-Cmrnr.:11ow (169) will 
vor allem durch Änderungen auf dem Gebiete tles Realkredit~ 
11,ildernd auf den Gegensatz von Besitzlosen und Besitzlinden 
einwirken. ~r i,,abrikbesitzer M. LrnmmT (170) will 1.inslo~c 
Pfandbriefe auf Grundlage des Yorhn.ndeuen Grnndbesitzes aus
geb<\n. diese nls bares Geld zirkulieren lassen und hofft damit, 
die vorhandene Notlage in eitel Wohlstand und Reichtum ver
wandeln zu können. ßunc1unn·r will auch durc:b recht kindliche 
Veränderungen ini Heldumlauf und in der Besteuerung. den Not
stand beh"tiben, und ein Anohym us (172) eine Verbesserung 
der Arbeiterzusüinde durch den Abbau der Srhutzzölle; erreichen. 

Die kleine geistrefohe Schrift von REGNER (173), die in Form 
-eines Briefwechsels mit fingierten Personen gesehriebeu nnd dem 
Gesindel der ganzen Welt, insbesondere dem von Wien, gewidmet 
ist, il,t im. wesentlichen nur eine sarkastische Schildernng der 
vc,rhandenen -sozialen Mißstände unter der Herrschaft _des Geld
AJstems, mit der Hespreclnmg verscbil'rlener Möglichkeiten, hier 
bessernd einzuwirken. In diesem Jahre treten mwh 1lie Arbeiter• 
vt>reinl", vor allem auch diejt•nigen fiir 11a;; Wohl «er arbeit1imlen 
Kl:l;Sseu, init eigenen Veröffentlichungen liervor. Von dm1 Mit
tc il 11 n gen des Zentralvcrf'ins (242) beginnt im Jahre 1848 

, der erste Band zn erscheinen,· d<"r z. T. recht interess:,nte Bei
tr~e ~nthält. Das Programm des Verein~ für sozialpoli
tische Reform (189) ist auf sozialem Gebiet~ liberaus be• 
sebeiden. Es will die Grundge1lanken dt>rSTEIN-lIA1mENBE.ROschcn 
Reform restlos verwirklichen helfen; vor aJlem a]~o vollste poli• 
fo1c1u~ Freiheit. Auf wirtschaftlichem Gebiete wird eine p·ro
J.,'l'essive t:inkommensteucr, sowie der Schutz des kleinen und 
i:nittleren Gewerbes gegen· die Übermacht des Großkapitals ge
fordert. Was zttgunsten der ärmeren Klassen \;orgesPhlagen ist, 
bewegt ßich d!lgegen so · gut wie alles im Rahmen urmenpolizei~ 
lieber Maßnahmen. Die BeschlÜiiSC des: Arbeiterkongresses 
z n Berlin (183), aus dem dann clie dents,:he Arb1>.itPner
brüdemng 1) her-rorgegangen ist, sind wie4er bekannter, so <laß 
sich ein genaueres Eingehen darauf an · dieser Stelle erilbl"igt. 
Die Beschlüsse bauen sieb · vor allem auf dem Gedanken einer 

' . 
1) Vgl. dazu Die Arbeitorverbrüderung 1848/4-9. , Hrsg; und eingeleitet von 

ll. QUAROI. Frl\llkfurt a. 'M. 1900, 
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:-;dbflthilfe der Arbeiter in Assoziationen auf. V<1n den lt'orde-
1·unger, an den Staat sei, abgesehen· von rein politischen, our die 
genwmt, daß die W erkiührer iD den Fabriken unter Hinzuziehung 
dtr Arbeiter zn wähfo11 seien. Die Beschlüsse . besehäfti'gen sich 
nncb ganz eingebend mit den Fragen der Volkebildung. 

In den ,fahren 1849 und 18i>O sind dann eine ganze Reihe 
v-0n Schrültin iiber die AJ-beiterfrage erschienen, die d'lll'eh das 
bekannte Prei~augscbraibeu des Königs MAX \'On Bayern ange
regt waren: ,,Durch welche Mittel kann der materiellen Not der 
unteren Klassen dn Bevölkerung Deut~chlands und insbesondcr
heit Haycr)ls itn1 :1aveckmäß~sten und nachhaltigsten abgeholfen 
werden? Nach einem l:kriltllt von GR!.':GKR (216) sind damals 
656 Schriften eingegnngeu, die· sich um den l)reis bcworbfü1 
liaben. Wk viele davon gednwkt worden i,;ind, ist mir nicht 
bekannt. · Von deu veriitfentlicl1ten liegen mir 11 vor (Nr., 189/1•4- - · 
1111d .217/21). ln der Beilage .zur Augsburger Postzeitung Nr. 106 
vl\m 26 .. A.ugu~t 184!1 ist der ,~Berid11 ller :,,ur Beurteilung der 
~ingek.oro~um,m Elabo,ral(; über die König}. .Preisfrage niederge
,se~tfm Kommissiml" an den König veröffentlicht. Von den 666 
eingt-lg~genen Schriften stammten 547 von bayerisebcii. Bewerbern, 
101 aus den a.u<leten d~utsche" Staaten eins<·hiießlirh ö~t~ieh 
und 8 i.ius tfom A1Jsla1ulc. 

l1reisgekrö11t wurde die Schrift des Freiherren von Hoi,r.
i:!eJWlU:;Jt (21 'i ), Sie heban<lelt in einl<•itenden;, ziemlich a11 dt•r 
Oberfläche bleibenden gesehichtlich~n Betrachtungell die Ursachen 
des ~of.standcl'I im ':4llgemeinen, 1;odann diejrnigen, die mit der 
modernen ~t11a.rsr~rfäss.ung zusammenl1ängen. Eine Hauptursnclte 
der :srotlagf! sieht H. im Gegensatz,i ;1,wisdw11 Kapit,al lind Arbeit. 
,:r frägt deshalb : ,, Wie kann dieRe,· Hcl'l'scha.t't des Geldes etn 
Endti gt~nuwl1t wc.r<lm, oJcr d,,c:b alh1,iih1ich eine innero Einheit, 
eine Au11glcichnng der b1teresken in der bürgerli.c~en G-esellll«Jltaft 
herbei~fiihrt we.i·Mu :,.. . Dit'I l\IitM, die er l·orschlägt, :siud alle 
m<-hr c,der wenig·er ,h~11 Oedankengfüigen dt:r alteu Annenpolizei 
cuinorncnea. Eine Attsnal,mt, da.vo,n macht mw dt'>r Vorschlag; 
,laß die Arbeiter Mt'.11 zn Veroinen organisieren sollen, um gegen~ 
ill,t!r ihren .F11brikh(•rren cm bt-ställlliges nnd ·wfrkrmmt't Orgau 
iu besitzen. Das llucb von_ l. M . .M.\p•.1, (lfül), eiue:m Pfarrer 
und 8chnlinspoktur, legt ebenso, wie es nuch flor.zscuu~ g~ .. 
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tan hat, der üt,ervölkerung . unli ihrer Bekämpfung zur Bebung 
des Notstandes große Bedeutung bei. Unter den Maßd~hmen 
zug\lllsten des Proletariateit werden vor allem solche zur Gründung 
von Versorgungsanstalten für alte uud invalide Arbeiter, Scbut7..
bestimmungcu · gegen ,)villkürliche Entlassung und staatliehe Be
stimmungen iiber die Höhe des Lohnes 11nd die Läuge der Ar
beitszeit hervorgchobe11. Wir finden in dieser Schrift, wie in so 
manchen ancforen diest~r Zeit, einen scharfen Unterschied zwischen 
Fabriks• uud Eisenbahnarbeitern gemacht. Das hil.ngt einmal 
damit zusammen, daß der Eisenbahnbau damnls in Dentscbland 
eine sehr große Rolle spielte, dann aber aueh damit, daß der 
Eisenbahnarbeiter· durch den dauernden Wechsel des Arbeitsortes 
mit • dem Fortschreiten des Bahnbaues in einer ganz besonders 
ungünstigen Lage wa.r. Mußte er doeh jedeg gereb-elten Wohn-
sitzes und jede8 · geregelten Familienlebens cmtbebren. · 

Die Schrift von EscBERICH, einem Gerichtsarzte (218), geht 
~von. aus, daß es ein ausreichendes Heilmittel gegen die mate ... 
rielle Notlage nicht gäbe. ,,,ote Not und i.hre Wirkw,g, der 
Stand der 'Armut, sind nnsterblieh in der menscblich.en Ge8cll
seµaft." Als Ar.it legt er besonderen Wert auf Lebenshaltung 
nnd Ernährung und verwirft des„alb alle Kommmstcuern. Vot1 
Interesse ist sein Vorschlag, ·nach· dem Muster <lor englischen, 
französischen und belgist-hen Enqueten eine, sich ilber ganz 
Deutschland erstrecliende und von einem volkswi.rtschaftlichen 
Zentralansachuß g.eleitete Untersuchung üller die VerhältuiHse der 
haudarbeiteuden Volksklassen ~urchzufiihren. .Der Kernpunkt 

. der Notlage liegt für ihn in der fehlenden Arbeitsgelegenhi'1t, 
der man rnr allem durch handelspolitische Maßnahmen 3:bhelfon 
müsse. Unter den za.blreiehen Vorsehfügen, die er zur Verbe~1mg 
1ler Notlage macht, verdient Hervorhebung, daß . er sieb einem 
zuerst ,on 'l1Hfä1Don HlLDEGARD {265) ausgesprochenen Gedanken 
anschließt. Es h~ndelt Rieb darum, die Intestaterbfolge zugunsten 
eines Erbfond11 ffü Unbemittelte zu ändern. Für nabe Verwandte 
soll zu diesem Zwecke eine Erbst1haftsstener eingeführt, für Ver
wandte eutferntereu Grades .das Erbrecht giuwich i.mgunf:lten eines 
solehen Ponds auf gehoben weJ'den. 

Die kleine Schrift von H. C. ßRUlil)lER {219) behandelt die 
Notlage in den versehiedellSten ständen nnd Schichten. Nur ein· 
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ganz kurger Raum ist der Lobnarbeiterklas~ gewidmet. Irgend• 
welches Vel'lltändnis fiir den tieferen Kern der Arbeiterfrage, wie 
wir es wenigstens in den beiden erstgenannten Schriften in et
was a.ntretfo11, fehlt bei BRUNNER ganz. Die Schriften: über die 
Preisfrage deR Königs il9fl, von ScJILWHfflHROLT, (192), 
über die Arbcitcrfra,ge in Bayern (193) und von GBEGER 

(194) können alle das J>roblem der Armut nicht von dem der 
Lohnarbeiter trennen. Die let~ter1m und ihre besonderen V ei'
hä.ltnisse werden überall nur mehr nebenbei erwähnt. We11ent• 
lieb bedeutender ist die k)P-inc Schrift von PRI'I"l'\VJTZ (a21). In 
ihr steht die Lobnarbeiterfragt'I im Mittelpunkt, was wohl damit 
zusammenhängt, daß der Verfasser als Ingenieuroberst und Bau
direktor der ßnndesfestung Ulm durch seine 'l'ätigkeit vielfach 
mit den Arbeitern beim 1!"'estangsbau in Berührnug kam und 
vieles mit eigenen Augen sehen konnte, was d~n anderen eut• 
ging. E:r bat ja auch den Schanzern in Ulm (221) eine eigene 
kleine Schrift gewidmet, von der oben bereits die Rene gewesen 
ist. In seiner .Beantwortung der Preisfrage :linden sieb, wenn 
auch in enger Anlehnung an die Lehren des ökonomischen Iu
dividua.lismus, eingehende Erörterungen der Faktoren, von denen 
Nachfrage und Angebot auf dem Arbeitsmarkte nnd die Höhe 
des Arbeitslohu,es abhängen. - S~iner Meinung .nach ist aber der 
Unternehmer nie imstande,, den Arbeitslohn zu drücken, souderta 
die Menge der vorhandenen Arbeiter drückt sieh den Lohn geg~n• 
seitig selbst herunter. Er erkennt die Bedeutung der Arbaioor~ 
vereine- durchaus an, solange sie auf gesetzlichem W ~.ge Ver
besserungen der Arbeitsbedingungen erringen wollen. Als An• 
bät,ger des ökonomi11cben Individualismus wendet er sich jedoeh 
gegen alle Maunabmen, um den Arbeitslohn geF10tzJich zu regeln,_ 

Die Schrift von KARLSON (190), einem Litei·a.ten, wie er 
sieb selbst nen11t1 steht ebenfalls nach mancherlei Ricbtnng bin 
wesentlich höher als, die ebengenannten Arbeiten. Er gebt von 
allgemeinen ökonomischen Gesichtspunkten aus und behandelt 
die Arbeitsteilung und dat1 Masehinenprohlem im Zusammenhange 
mit dem Notstand der Arbeiterklasse. Die Hauptun111ehe de&• 
selben erblickt auch er- in der mangelnden Gelegenheit zu ntib:~ 
lieber Arbeit und sieht es als eine der Hauptaufgll.ben des. St4ates 
ao, fiir die Soba:ffung von Arbeitsgelegenheit zu sorgen, wenn-
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gleich er ein Recht auf Arbeit ablehnt.. Die Schrift von MEBZ 

(220) ist eine der wenigen dieser Prei&Bcbrit\en, die · sieb ein
gebender mit dem Sozialismus, vor allem wieder mit 8AINT-8IMoN, 
1''0UiclER und L. BLANC, beschüftigeu. MEnz macht die ver
schiedenartigsten Vorschläge, vor allem zur Bebung von Handel 
und Gewerbe und znr Unterstützung der Auswanderer. Seine 
Stirke liegt in für die damalige Zeit sehr beachtenswerten Vor
schlägen zur Durchführung einer großzügigen inneren Koloni
sation. ~'iir die eigentliche Lohnarbeiterfrage fehlt ibm das Ver
ständnis. 

Überblickt man diese, eben kurz charakterisierten l1 Schriften, 
die sieb um den Preis des Königs beworben haben, so ergibt 
sieh, daß sie sich alle, mit Ausnahme der.von PRrrrw11•z, weniger 
mit der Lage de1: Arbeiterklasse und der Arbeiterfrage als mit 
der aUgemeinen, damals herrschenden Notlage beschäftigen. Zum 
Teil sin.d sie daranf bereits durch die }'ormulierung der Preis
frage hingewiesen · worden, zum Teil hängt dies ahtir aueh lla
mit zus.ammen - diesen Ei.ndrntk hat man deutlich -, da.ß den 
Verfassen die Lohnarbeiterfrage als besonderes Problem noeh 
nicht voll zu Bewußtsein gekommen ist. 

F ti r 18 4 9 liegen dann noch mancherlei Schriften über die 
gleichen Fragen v-.>i:, die unabhängig von. der bayerischen Preis
frage entstanden sind. Die von DEGENKOLB (212) verlangt aus
reichende Arbeit und den menschlichen Bediirfnissen angemessenen 
Lohll. Das erklärt er als die Losung und dae gerechte Ver
langen der arbeitenden · Klassen. Als Mittel zur Durchführung 
dieser ldtle schlägt er eine Förderung des Landbaus und der 
Jndnstrie vor und J.>etrachtet dabei ganz eingehend die Produk-. 
tionsverhältnisse seiner Ze~t. Dabei kommt er aber nicht genauer 
darauf' zu spret1hen, wie nun den Arbeitern wh-klich geholfän 
werde!.' könne. Die kleine Schrift zur Lösung der sozialen Frage 
(213), anscheinend ein Sonderabdruck aus der Neuen preu!,1sehen. 
Zeitnng, führt, wieder die ganze Notlage auf die Über, olkerung 
zurück, wobei allein eine ,große Auswanderung udfen kaon. 
Auch dieser Autor hat den -Kern der Arbeiterfrage• noch nicht 
gesehen. LEVI~STEIN (195) beschäfügt sich vortngsweise J_Dit 
den allgemeinen ludustrieverhä.ltnissen iu Deutschland nnd sieht 
die Ursachen der „sozialen Stöl'Ungen" darin, daß die Industrie 
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dnreh sehutw:öUe zn i,tark und :w sebnell angewachsen sei, 
während man ller, Entwfoklung des A.ckerhaues Z\\ gerin~s 
Interesse gewidmet habe. Graf voN ßm.;ssu:n (196) siebt dio 
fTrsaebe rl~s Notstandes, mit manchen anderen Schriften jc11cr 
Periode, im ungenügenden Vorrat an Geld und seiner m&ngel
baften Zirkulation, anf welche die damals vorhandene Teuerung 
allenthalben zurückgeführt werden mfü,se. ,Der Pastor GEITRNER 

(197) behandelt die soziale Frage in durchaus patriareba.Iiseh
cari'tativero Sinne. Der. Wiener Advokat Wn~nNER-MAITHSTEIN 

(J 98) wendei skh vor. allem gegen den S()zialismus .und will 
r.eigen, daß an der bostebenclen Ordnung ni<',htR gebessert werden 
könne. Wx~ttE (199) ist durchaus recbtsgm;chichtlich orieuti,ert, 
obn"e auf die derzeitigen Probleme der Arbeiterfrage einzugehen. 
[m glefohen Jahre ist dann auch der bekannte Brief von FR. HAk· 
KO.lfl' an dfo Arl.>eiter er11cbicoen (200), der sich, ohne für die 
L1>hnarboiterfrage tieferes Verständnis an den 'I\tg zu legen, mit 
sehr flacl1en Argumenten gegen den SoziaHsmtt!s und Kommuni11-
mtts wendet und VO'l' allem keinerlei deutlichen Begriff vom Wesen 
des Proletariates, irn Gegensatz zu zahlreichen anderen Sehrifteu 
jener Zeit; besitzt. ,,Nicht ab8r rechne ich zu den Proletariern 
den hravt1n Arbeiter; dem Gott dnrcli die Kraft seiner Hii,nde 
nud deu gesumlen Menschenverstand ein Kapital verlieb, welches 
ihm niemand rauben kann, CR sei denn Krankheit und Alter. 
Der wird seho:u clurchkotnm1~n, wenn jene hcise Buhen die Ruhe 
und die öffentliche Wohlfahrt nicht stören. Diesen ehrenwerten 
J.e,tten muß geholfen werden durch Hebung 1ler Gewerbe, Vor
schulikassen, guten Unterrkht für die Kinder und Sichcri.tellung 
gegen Krankheit und Invalidität." 

Das Rueh von M1cm~LET: ,,Die Lösucg der gesellschaftlichen 
Frage" (201) swllt das soziale Problem wieder in einen größeren 
Zusammenhang hinein und zeigt S{lfört ~ein liefos Verständnis 
dafiir cl:1durcb, daü eR Eigentum un<l Arbei.t einander gegenüber
stellt. ,,Habe ieh kein Eigentum, so kann ich n'icbt l\rbeiten und 
muß verhungern.'' M. beschäftigt sich eingehend .mit dem Recht 
auf Arbeit und macht darauf aufmerksam, c:}aß schon das allge
meine preußische LandreC'ht (Teil II, Tit. XIX, § 2) ein solches 
statuiert habe. Es beißt hier nämlich: ,,Denjenigen, welchen es 
an Mitteln und Gelegenheit, ihren und der Ihrigen Unterhalt selbst' 
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zü verdienen, ermangelt, sollen Arbeiten, die ihren Kräften und 
f.'äbigkeiten gemäß sind, a11gewiesen werden." Die Ursad1e de!-\ 
i,;\~tuls sieht auclt er in der Übervölkerung. Er i;agt vom Mem1chen„ 
geschlechte· sehr schön : ,,Liebe und Arbeit sind <lie l3edinguugcn 
seiDl'S Hlüeke,;. Aber die Liebe geht zu :::chnell und die Arbeit 
zu langsam." Auf die Lehren der Kommunisten konnnt ,1r ein• 
gehend zu sprm.:hen. Der Kern sejner Vorsebliige litigt uBrin, 
,laß es die erste Aufgabe der Geset\F-r,bat't t'\ei. dem ,\rbeiter 
lohnende Arheit zu vetf'ehafi<'n, ,,also den Wert dp,r Arbeit der 
Zufälligkeit ztf entreißen''. 

M.it del' Schrift von t8. ßÄHT,ER über die Entstt!buug der Ar
beitslosigl~eit (202) · ergreift. ein }fann a.Ul-l dem Arheitentande 
d•s Wort. Sie warnt dfo 'Bogiiterte11, vn1 tlen dringenden Rufen 
det Arbeiter ttitht ha.1·tnäckig die Obrcn zu verstblicßen und 
gleichsam in l1rutaler 11nd drohender Stöltung den Ga)lg der Dinge 
ahznwarten. Penn dadurch wünlon sie tlcn Komm1111itnoua nur 
gewaltMm heraufbescbwiiren. HÄlll,Eit will zwar nfobt Eigentm:n 
und B,wJitz aut:uitcn. s,ibiitzt aber den Kommunismus, weil er die 
He.dürfniasc mit. p:c111einsamen Krä.ft~u produzieren wm,. so daß 

. damit die Arbcitwzeit auf 6- -7 Stunden bcrabg~se~t und . mehr 
½Pit für dit'\ Enhvicklung deR. geistigen J~bens gewonnen werden 
könne. ltr versteht es ni<'ht, daß wir uu,c nicht 80 ci.niµ;en könnt~n, 

·· daß jeder Arbeitswillig(} bescbäft.igt werden kamt. Seine posi
ti.ven V Qt~<'hläge gipfeln jedocb darin, daß Yor alielll die Ma~o11inen 
entfernt werden uud di<.• Gewer1le durch Zölle gegen fr~mde Ein-

. füb:r ge1,;chützt werden miisscn, mn diei;m •ioppelte, für 11and
wetker und Arbl'it,,r iCO gefiihrlicl1e Konkurrenz ~u bt~1-miti!,".'t'll. 

Die kleine, 11 n-0 n y in e, Hcbrif't über die 'fheorfo de!I Hov.ialism ux 
(204) bekennt sich zwur a\!I Gegnerin · desselben. erke~ut aher 

· :doch eine Reibe von Grundbu:;ache11 dr1:1f.leföen als riehf.ig und 
b~herzigenswert an. lt~in tur1 f a. u g r üi c b e;. B u c, b , das ron den 
Mittc-1n, den Zustand <ler Arbefü~r zu verbcssen11 handelt (205) 
und ebenfalls 'lS49. ersehieneli ist, bleibt ia wesentlfohe~ Punktt~n 
hinter s1!illcr Zeit zurti("k, indl;lt» das Grundproblem der AtbPitcr
fragc · dem Verfasser noch nicht recht zn Bewllßtsr.in koinmt. Ji~r 
spricht von tler V errnehruug tler Arbeit., von der Hetegenheit nir 
den .Arbeiter, Eigentum zu erwerben, von den Mitteln, um zo 
verbitten, daß der Arme teile W a.ren teurer bezahlen 1nuß nlFI 
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der :Begüterte nnd noch von mancherlei anderem mehr, ohne da!> 
es ihm aher gelµngen wäre, auf den inneren Zusammenhang 8.Her 
tlieser Mißstii.n<le hinzuweisen. Das .l$ttch der nächsten Zu
kunft (206) hat t'S entgegen seinem Titel nicht mit den sozialen 
V crhältnis$8n zu tllll, 11o-nden1 enthält nur absurde, politisch~ 
Prophezeiungen: i.i~r kiinftigc, Kriege oder, daß z. B. im Jahr~ 
1850 Tiirkenpfcrde im Kölner Dom stehen werden. Das fütch 
des bekannten Na.tional3konomen F. G. ScHl'LZE über die Ar
beiterfrage (207) ist au.eh zu bekannt, als daß eine genauere 
l'harnktedstik desselben an dieser Stdle notwendig wäre. Es 
u;t sehr geeignet für eine kur.t.e Orientierung über die sozialen 
Ansebaunngen jener 7lett. 

'Gun~ unbekannt seheint dagegen der Antrag des bekannten 
volkswirjsch1tftli0hen Schriftstellers LA.VERGNE-PEootUIEN (208} 
aus deßl; Jahre 1849 in der ersten preuUischen Kammer zu sein. 
„Die Kammer wolle beschließen: Oie Regiemng zur Errichtung 
uines sozialpolitischen Zentralinstitutes .aufzufordern, clcssen Aut: 
gabe ee sein \Vird, in ununterbrochener Beobachtung die gesell
schaftlichen Verhältnisse zu erforschen ; die darauf' beziiglichC\1 
Gesetzentwürfe oder praktischen Unternehmungen vorzuhereiten 
oder zu begutachten; flir die Ausbildung der Gesellschaftswissen
schaft zu einer ErfahrUJJgswissenschaft als Untel'lage zu dien eu 
allen auf Erkenntnis und Reform der Gesellschaft gerichtete Be
st.rebung~n einen Mittelpunkt darzubieten und die Staatsregierung 
mit der Entwicklung der Oeseßscbaft in stetem gegenseitigen 
Rapport zu l:'rhaltel1'." In der Begrlindung zu lliesem Antrag 
wird g~nz besonders auch auf die Zustände der Arbeiterklasse 
und den l'allJ)('l'ismns und die Notwendigkeit ihrer Erforschung 
hingewiesen. 

Zwei Sellriften dieses Jahr~s beschäftigen sich speziell mit 
der Revolution. Die \"on STAHL (209) behandelt nur ihre Jloli
tisch~staatsrechtliebe Seite, während die WAGNERS. (210) auch 
ihren sozialen Hintergrund eingehe.-ier darstellt. und ,·or allem 
auch die Arbeiterfrage n1it einbezieht. Aber alle diese Aus
fülmmgen bleiben zu sehr an del" OberlUiche haften. Aueh W. 
fohlt tlb(•n das Verständnis für den tieferen sozialen Kern der 
Arbeiterbewegung. Die Schrift von RuGE (211) über die Gründung 
Jer Demokratie ist so bekannt, daß sie hier nur erwähnt 1,u 
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werden braudit. Es liegen mir aus dem ,fahre 1849 ferner noch 
vor: die Atatuten deR Berliner Bezirks der deutschen Ar~ 
beitP-rverhriideruug (21-1) ·1mtl ein Bericht über seine 'fätigkeit 
auf dem Hehiet der Gesundheitspflege (215). 

Was 184n/4!l vor allem eine solche Hochflut Vün ~chriften 
über den allg;emeiuen Notstand, die soziale Ji'ragc und die Ar
beiterbewegung hervorgehra1•ht hatte, war, neben der wachsenden 
Entwicklung dieser letzteren Uewegnng selbst, vor allem 11uch 
die politische Gämng und ganz besonders die wirtschaftliche 
Notlage gewesen'. Mit dem Beginn dc•r 50er. Ja_bre wurden die 
politischen Verhliltnisi;e hwar ruhiger, ahcr der wirtschaftliche 
NotiJtand besserte Hieh nur ganz vorübergehend und setzte von 
neuem ein. Man kann diese 1<:ntwicklung atn besten aus einigen 
Zahlen der Bevölkerungsbewegung, in denen sich .ja sympto• 
matisch die wirtschaftliche und soziale Lage der Bevölkerung 
widerspiegelt, erkennen. · 

Im Durchschnitt Ee kamon im deutschen · Es betrligt der 

der Ja11re: Reiche allf 1000 Ei11w1lhuer horeehneto Wandcr-
Flbeschließungen SterbeOOle verhust 

1841---43 8,3 28,3 tö373 
18.44-46 8,1 27,2 101414 
1847--49 7,8 29,f; 305955 
1860--.62 . 8,2 27,9 294468 
1853-65 7,2 28,4 4743m 
1856- 58 8,1 :J7,H 133170 
1859-61 8,.\ :J6,4 136 83l. 

· Man sieht deutlfob, daß die .Jahi-e 1847/49 und 1853/fi& die 
Höhepunkte des wirtschaftlichen Notstandes gebildet habeu. :\ns 
1lie1iem Grunde gehört aueh die sozialpolitisebc Liti:watur in der 
~rstcu Hälfte d& 6Crer .Jahre uoch durchaus in den Kl'eis der 
~chriften, von d<"nen bisher die Rede gewes(\n ist. Hat j11 auch 
noch daR Jahr 1850 13eantworttingen der Preisfrage des KönigM 
von B·aycrn tir!ebt. So sollen im folgenden wenigstens einige 
dieser Sehriften noch kurz charakterisiert werden. Soweit. dio 
.ro.ir vorHegm1de Literatur tiabei ein nllgemeinere1.1 Urteil erlaubt, 
tlaut die Zahl die.ser Schriften mit dem Beginne der 50er Jahre
ganz .erheblieh ab. Es mag dies wohl damit tusammeubängen,. 
daß · die politischen Verhältnisse ruhiger geworden sind. 

A1cbi'7 f, Gesohicbte d; Sczfalisnu„11 IX, hror;, T,Qrü D ber(l. 
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Das 1850 ~rschienene. tsucb: Leben und_ Meinungen eines 
P-l'oletaricri,. (222) ist in gewissem Sinne ein Tendenzroman mit 
dem Zwecke, auf dem· Umwege einer einfachen Erzählung den 
Leser von Kommunismus, Atheismus und Demokratie fern1.uhaltea. 
Es ist ::t.llch ausdrücklich als Eigentum des Verei11S zur Verbreitung 
b'11ter und wohlfeiler Volksscbriften bezeichnet. Die im gleichen 
Jahre erschienene , Sebrift des bekannten konservativen Staats
rechtlers vo~ HALt.ER (223) wendet sich in erster Linie gegen 
alle, welche das Eigentum nud die Grundlage der gegenwärtigen 
Ordnung angreifen wolleb. Er sieht das -einzige Heilmittel gegen 
diesen Notstand in der Rückkehr zu friiheron Verhältnissen. Eti 
ergibt sich für ihn, "daß <ler gegenwärtige, sonst .nuerhiirto Not
stand der ärmeren und geringeren Klassen nur allein von der 

· uatur- und roohtRwidrigen Gleichmacherei„ d .. h. von der Schwä.cbung, 
Heraubung un<l Verni(•htung aller deijeniger P1m~ouen und Kom
munitäfon herriibrt, dio durch ihr bii11e11's und gesicherterea Ver
u,ögen allen übrigen Klasst>n eb1•11 fortdauernde Nahrungs- und 
Jtjrwerhsquellen iiil'uen, ihnen Arbeit und V crdicm1t gelu;n". Man 
1:1ieht, die Sozialpolitik der Romantik kommt in diesor Schrift noeb 
<'inmal zu vollem Ausdruck. 

Die s"ziale Oeschichtc der Revolution in Üstcrreir.h von V10-

LAND (224) geht fl.Uch geilaue1· auf die Arheiterhewcgnng und 
die somitigcn sozi1ilen Jt'aktoren dieser Zeit ein. lm gloichen 
Jahre hat auch knmL (225) seinen bekannten Aufsatz über den 
vierten Stan-<1 e.J'tlcbeinen lassen, der nicht lange darauf in 1Jcm
lich di>t· gleichen. Gestalt in sein Buch iiher die bürgt'\rliche Ge
sellschaft (Stuttgart 1851) übergegangen ist. fi~s sei an dieser 
Stelle nllr bemerkt, daß bei RmuL nicht nur von dem matcriollen, 
sondern a,ncb ganz eingoltcnä von dem geistigen Proletariat die 
Rede ist. Am f>. J\\Di 1849 hatte der Zontralausschuß für die 
innere. Mission der deutschen ovaugetischel\ Kirche ein Preisans-. 
scnreihen erlassen1 · um vom evangeliscb-ebristlichen Standpunkte 
aus mit V enneidung politischer Parteifärbung die imzialen Zeit
fragen zu beleu.cbten. Von 22 eingegangenen Schriften hat die 
des Generalsuporitltendenten VON lu.PFF (226} den Preis erhalten. 
Ihr fehlt ·aber alles Verständnis für den ökonomischen Hinter
g-rund der sozialen lkwegtntg. Du Haapthitilmittet gegen_ die 
Rl.'volutio21 liegt iu der Hand von Kirche und Schule and die 
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Aufgabe des 8taateB besteht dariu, in eniter Linie die innere 
Mission zu stärken. Die kleine Schrill von SuRINGAR (227) ist 
ein Zeichen dafür, wie es auch in dieser Zeit noch Arbeiten 
gibt, die bei Betracbung der sozialen Frage vollständig in deu 
HedankeJ1kreis des älteren Armenwesens zurückverfallen. Die 
kleine Schrift des Grafen ARNI.M-BLU.MBERG (229) kommt zu einer 
scharfen Verurteilung des bisherigen Lebens · der höheren Stände, 
ohne aber 'ijie sozialen Zm;ammenhänge allgemeiner zu berühren. 
In dies~m Jahre bat auch Ji'u. HARKOtrr seine kleine, bekanntere 
Schrift über die Volksba.nken (230) erscheinen la:,3en. Auch 
das umfangreiche Buch von ZYRO (231) ist so ziemlich im Stifo 
der älteren Schriften über das Armenwesen gehalten. l>ie kleine 
Schrift von BoRN (233}, einem Berliner Kauf rnanu, bewegt sich 
ganz in den -Gedankengängeu von SMITU und SAY und komnlt 
zu dem manchesterlichen Ergebnis, daß die viel angeföindete 
Herrschaft des Kapitals „die sogenannte Ausbeutung des Menschen 
durch die Menschen" ihren genügenden Reguhi.tor in der Freiheit 
•\es Erwerbes und der des .Austausches finue. 

Das utnfaugr\'.iche Buch "Von A. WmMANN über tlie Gesetze 
·der sozialen Bewegung (2ß5) stellt das Wesen der Persönlichkeit, 
der Gesellschaft und des Staates und d:mn demn Zuimmmen
wi~ken dar, ·einmal im statischen uud dann im dynamiscben 
Sinne. Dabei werden auch die verschiedene11 sozialistischen 
Richtungen dargestellt und kritisch besprochen. W10M.ANN ist 
einer der wenigen deutschen Schriftsteller jener Zeit, der sie.h 
literarisch auch eingebender JUit PROUDHON und dem christlichen 
Sozialismus, wie z. B. LA111ENNAJS und r. LEROUX, beiilcbät'tigt 
hat. Für ihn liegen die sozialen Gegensäti~ in der unnatürlichen 
Kluft :.(;wischen Kapital und Al'beit begründet. 1Jie Fragen des 
Eigentums gehören für ihn • zu de~· allerbrennendsten und er er
kennt das Verlangen des Sozialismus ~ls gerechtfertigt an, daß 
,,die Gleichheit vor der allen alles und . jedeiu das gleiche ge
währenden Nat.ur und· die richtige Errettung vor dem .Plache des 
Privateigentums die Grundartikel der sozialen Religion sein,sollen". 
Er bestreitet jedoch nur, daß ~amit etwas Neues ges~gt sei, dellD 
die Sozialisten, predigten nur,, was das Chrit.ttentum überall predigt. 

1852 isf dann ein weiterer sozialer Ro~an ergchienea (237). 
Auch hierbei handelt es sich um eine Tendenzsehrift mit dem 

15• 
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· Ziel 1 gegen <lie de1tn1k:tiven Tendenzen der neueren Zeit,· be- · 
sonders ihre Philosophie, anznkämpfen un~ somit „aus dem Leben 
ftir das Leben Nützliches und Heilsames zn bieten". Der zweite 
ß~rger- und Bauernbrief von HAIUWR,'l' (238) beschäftigt sich nur 
mit innerpolitischen und landwirtsehaftlicben Fragen. Im Jahre 
1853 hat der Nationalökonom K BAUMSTARK in einer Rede zur 
Geschichte der arbeitenden Klasse (239) auch di.e Arbeiterbe
wegung der 40er .Jahre · behandelt. .Man kann aber nicht sagen, 
'daß er flir diese neue Ideenwelt bl'trächtlich'es Verstiindnis an 
den Tag legt. Er spric,ht VOil d{·ll „unsinnigeil französischen 
Nationalwerkstätten", den „ botlenlose)l ÜWENschen Gütergemein
schaften", von einem „bollenlosen .Recht anf Arbeit" usw. Eben
falls 1853 ist eine recht interessante Schrift über die Arhe'iter
w oh nun gen in ß a t1 e l ersehienen. .Sie enthält brauchb1ue 
Sebildemngm1 der damaligen Wolmungsznstände nnd re.cht an
ischauliche Kostenbereohnungen für Arheiterwohubäuser Jener Zeit. 
lljiri' Zweifä.milicuhaus :ws Stein hat damals mnd 4000 Franks ge-
kostet, «He Kosten fiii- ein 8familienhtuts wtwden auf 15 000 Franks 
veranschlagt. Dabei wissen wir, daß gerade in dieser Zeit 
Wobtmng~ nud Mi~tpreise t1ehT stark gestiegen sind (vgl. Nr. 56). 
J!~ine gute, zusammenfassende Darstellung mancher damaligen 
sozialen H"strebungen bietet MuNDT (241). Seine Darlegungen 
beziehen sich .iedoc,h fast nur auf die Wohnungsfrage, bieten aber 
in dieser Hinsicht recht Beatihtenswertes. Brancbbarc Angahen 
über die damaligen sozialen Zustände und ·sozialen Anschauungen 
enthalte11 dann die oben schon eim;nal erwähnten Mit t c il u n gen 
des Zentralvereins (242). Es sei an dieser Stelle nur dar• 
auf hingewie~en, daß sil1h in dem letzten Jahrgange, S. 351/388. 
das Bücherverzeichnis des Vereins abgedruckt findet, das eine 
recht wertrnlle Quelle für die so-iiate Literatur jener Zeit d'lfl!~ 
stellt, Es finden sich darunter auch zahlreiche Schriften, die mii· 
für Jen Zweck der vorliegenden ßetrachtungen nicht zur Ver
fügung standen. 

Die. Schl'ift eines Arbeiters über die Lag,e der licbwei
z~risd1en ~.,abrikbevölkerung (243) enthält eine reebt lehrreich~ 
Darstellung des Lebens des Arbeiters in seiner Familie und in 
der Fabrik, über seine Lag(, in Krankheit, Alter und Arbeits
losigkeit. . Ein umfangreiche$ Ruch· hat 1855 L. BESSER über 
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Armut oder Arbeit (244) verötfentliebt. Die ausschlaggebt:nd<~ 
Ursache fiir den Notstand und die Höhe des LobneR ist fiir ihu 
das zu starke VolkswachRtum. Die Schrift lies Grafen DotlNA 
(245) enthält nichts Bemerkenswertes. Wesentlich interessanter 
ist auch noch beutEI dai,: Bntb von HonEMli:R übf.\r die industrielle . 
RewJlution (246). Nach einer Darstelluug der Entwi<'klung d,w 
erzgebitgi~chen Industrie werden die industrielle }'rnge, die 
sozialo Frage. uud die Verbest\erung der Zu11tiimle besprochen. 
li~s handelt sich jedenfalls um ein Buch, das YNsfämlnit, für die 
ueuaufkommondc Großindustrie an den 'i'ag legt, wcuu uucb der 
Verfasser· mit dem tieferen Kem der Arbeiterbewegung nocl1 nicht 
vertraut ist. BxscnoREN (247) hes~biftigt sieb ebenfalls mit den 
Verhältnissen des. Erzgebirges. Er geht anch auf die Arbeitel·
verltältnisse -ein, bcbaQdelt ·aber doch mehr die wirtscbafts- aJi; 
die sozialpolitische Seite der :brage. · 

l8ö7 hatte in '(lrankfurt a. M. eiu internationaler Wohltätig
kci&skongreß ge~..;. det1seu geschäftsführender Aussobuß fiir je,le!\ 
l,and eine gedriingte Schilderung des Zustandes der Arbeitrr
und der Armenbevfükerung gefordert hatte. Uie ents1,rechend e 
f>arstetlung für llreußen liegt in der Sehrift von L1:·rTR (24R1 
vor. Sie geht nicht sehr in die Tiefe, bewegt sich auch 1-1tmk 
im Charakter der Schriften über Armenweseu, oietet aber doc.h 
auch 1uanche11 brauchbare l\iatcrial übet die damaligen Zustfüulc, 
wie z. ß. über die typischen Löhne in mancl1erlei Gewerben. 
Die Einrichtungen zuio Wohle der Arbeiterklaß~ finden sich l>e• 
sonders .eingehend · dargestellt. Eine weit wichtigere Quelle filr 
die Lage der Arbeiterschaft geben die umfangreichen M i t t e i-
1 u ngen der Z iiric berisch en .F abdkkom mission (249). Tm 
MiUcJpuuktt~ dt>l" Darstcliuug stl~ht die Fabrikgesetzgebung anderer 
Kantone und Staaten sowie die des Kantons Zürich selbst. Da.
neben findau sich abor auch Erhebungen über den Einfluß tler 
Fabriken auf den Oesundheitszustaud der Arbeitet· und da.f! Armen
wesen, Angaben iiber · l<.,abrikordnungen, Krank~nkassen usw. 

Um uun zum Scblm1se das Ergebnis dio.scr Üher!lieht in wenige 
Worh.s Zll&ammeuzufässen, so sobeint es mir vor ailem ho
nierkenswert. zu sein, worauf oben schon hingewiesen worden ist, 
wie spät uud langsam sieb in Deutschland die e.igcntliehe Ar
bt\iterfrage aus dem allgemeinen Pauperismusproblom losgeliist 
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hat; aber auch, wie lauge sie noch mit · der Notlage der tfand
werker vielfacli zusammen behandelt worden ist. Beid& ~at-_ 
sachcn hängen wohl in erster Linie mit dem damals in Deutsch
land ganz allgemein h~rrschenden Notstand und der ungünstigen 

· wirtsr.haftlichcn, Lage, vor allem auch un,ter den Handwerkern, 
zmia.mmen. Bildeten doch die·Frngen: Gewerbefreiheit oder Zunft
zwang, Schutzzoll oder Frei~andel, Belastung durch zubohe Steuern 
usw., dan1als stehertde Kapitel innerhalb der Erörterungen, mit 
denen man nicht nur ~em Handwerker helfen, sondern überhaupt 
den allgemeinen Notstand beheben wollte. 

Es verdient. '.ferner H'erv~rhehung, in wclcb weitgehendem 
Maße damalt1 die Übervölkerung al~ Ursache der Notlage hinge„ 
r;1,tellt worden ist untl wie häufig man dnrch Unterstfüzung • det· 

• AilRwanderung, ab(~r auch durch innere Kolonisation diesen Not• 
Rtand bekämpfen wollte. Ist das ja doch a11ch die Zeit, in det 

1 

. die deutschen Regierungen durch Erschwerung rler Ebeschließnngeh 
oder staatlich unterstützte Auswanderong das gleiche Ziol zu. er• 
reichen strnhten. Nicht weuig<;r häufig aber als dieser Zusammen
hang 'lWisd1en Volbwachstum un,l Unterhaltsmitteln findet sicl1 
dann in diC8el' Z~it rle~ schnell anwachsenden Oroßbetrie~es das 
Maschinenproblem iu seineni Zusammenhange mit der Arbeits• 
gclegenheit erörtert. Scheint doch, dieRefl ,Sehriflen nach zu 
schließen, Mangel an Arbeitsgelegenheit eine iier· wiehtigsten Ur~ 
s1'ehen der damaligen Notlage in · der Arheitersehaft gewe~en zu 
~efo. S1,eiifis1'h deutsch ist es, jedenfalls auch eine Nnebwirknng 
der kl.assiscben Philosophie, · daß 11owohl die Armuts- wie auch• 
die eigentliche Arbeiterfrage so häufig als sittliches .. nnd als Er:;. 
zieliungs1Jroblem behandelt werden. Man findet überhaupt gar 
ni<1ht 80· selten in diesen sozialen Schriften deutliche Anklänge 
an die Lehren der PESTAL07.Zl und BAsimow, oder der großen 
deutsclien Philoi.ophcn. 

Jf~inzelne hiirgcrliche Schriftsteller haben sich schon recht frtifie 
mit den Gedankengängen und Bestrebttngen vo11 S9zialismus und 
K01nmunismui. vertru.nt gemacht, und treten ihnen z. T. sehr un
befangen und vert1fä.ndnisv~H gegenüber .. Das iRt aber nur bei 
einem kleineren '!'eile derl'all. . Die meisten bürgerlichen Schrift
steller jener Tage haben 1ioch tiicht den ideofogi!lchen und ge
Nclls.r.haftlichen Kern der ·Lohnarbeiterfrage gesehen. J)ie meisttin 
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t.ennen wohl den Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit. und 
suchen ihn. in irgendeiner Weise auszugleichen. 

Man macht ferner die Beobac~tung, daß in all diesen Schriften 
von den deutschen Vertretern des Sozialismus und vor alleru des 
Kommttnismus nur in sehr geringem MaJ!e die Rede ist. SAINT

~IMON, FouRIER, CoNsm~mANT, aucl1 OWEN, sind sehr gut be- · 
kannt und· stehen in der Regel im Mittolpunk.te der Er<irterungen. 
Von deutschen V crtretern dieser Riehtvng wird damals nur hie und 
_da WEI'l'LlNO ,erwii.hnt. Dio übrigen hört man kattm nennen. Nur 
das Buch von Ji'RIEDUICH ENGELS über dio Lag(I der al'beitentlen 
Klassen in Engla~d wircl hie und da anerkennßnd zitiert, während 
in dieser ganzen Literatur bis hinein in die 50er ,Jahre die Namen 
von RoDBERTl18 und KARI, MARX so gut wie nicht vorkommen. 

Eine ganz besonders große Rolle s11ielt in. <liPtmr ganzen Zeit 
d~r Gedanke der Assoziation der..Arbeit, worunter aber so ziom
Üch jeder etwas anderes versteht. Die efoen verstehen darunter 
(len frlliwilligcn Zusa.rnmenscblitß der Al'beiter zum Zwed,1~ der 
Gi:iiwlung von Hilfäkassen \\n{\ Gewtwkvcrcineu, itbcr I\Uch iur 
genosscoschat'tlichen Griiudung eigener Untcrnehniuugon. Andere 
begreifen darnntor den Znamwenschluß von Arbeitern und \Toter

. nehmern, z. B. in J!'onn von Gewinn.~eteiligung oder Beteiligung 
der Arbeiter am Unternehmungskapital, also (fon V l~rsuch einer 
Ans11öhuung · der Gegl'nsiitze zwiscboo Kapital un1l Arbeit. Die 
l'inen wollen diel\e Ziele nur auf dem Wege freiwilligel" Überein
kunft erreichen, andere glauben, daß dies nur durch staatlichen 
Zwang möglich sei. Der Gedanke der Assoziatiou i1&t also in 
dieser Zeit ein lt>ercs Schlagwort gewesen, liinter dem sich die 
mannigfaltigsten Ideen und Vorscl1läge verbC)rgeu habt'n. 

Zunl Schlusse -sei noch tfarauf hingewiesen, <laß mau 111cbon· 
recht frühe manchen Schrifü1tellern begeh--net, boi denen lieh wich:
tige spätere Anschauungen mehr oder w1miger dontlicb ausge
sprochen finden. leb hebe nur hervor, daß es gar nicbt so wenige 

' sind, die dara.uf hi.tagewiesen haben, daß der,Gegensatz zwischeu 
atm ~nd reich lmmer mehr zunehme. und daß sich die Lage der 
~itersehaft immer mehr vert1'}bloohtere. Es bandolt sieb hier 
ebeQ um Zu$8Dlmenbänge und Ta~achen, auf die, mcicbte~ sie 
nun zutreft'en oder nicht, ein unbefangener, aufQ1.erk11am1~r He
obach_ter der Zeitverhältnisse nur zu Jeicht stoßen -mußt(•. 
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1847. 68 s. 

t Hl H: H. NEUll(ANK, Die Aufhebung 
tle~ Proletariats mit .Riicksieht auf 
1_1reclit•Gesetze, ,vucher-lfos11tze 
uud Amten• V1>rwaH:urig. Leipzig 
1847. 76 8. 

11\), J. BJ,;JH}XlJfl, Wie ist dor NotJ1 der. 
arbeitenden Klass1;:n abzuhelfen? 
2. Aufl. 1,eipiiig 1f!47. 88 S. 

120. J. )illl,UUllROER, Betracbtungeu 
ilber die wohlt.hlUigen Wirkungeq, 
und Folgen· der Arbeit Jm Allge
meinen. Mmeatl. der){annfäktnr, 
.lndu11trie m. besonderer Buziehung 
IUJi'dieSchwuiz. ZUricb1847. r,öS. 

191. FAt.1,,),:r1, Zur Vetstllndigung über 
'Begrltftu1.d Wesen ·lleii tfocialismu~ 
und Oo1111nu-oitmua. (Zeit<>chr. f. d. 
gei. .Sta;\tswt,s. 1847.) 

122,• ij. W. B1~nn, l>ie Proletal'ier. 
Stot~rl i~7. 4fl& 8. 

128. VON R1<11>EN, Erwerhama.11,gel, 
'Massenverarmung,M111senverderl,
nis; deren Ursachen o. HeÜmitt.el. 
(Zei~cbr. d. Yerein11 f. deutliche 

. Statistik. 1. ,Jahrgang. Berlin 
1'847.) . 

124. A, FLOR, Arbeit11li>hne u. Lebene
mittelprcise, auch Wohlfätigkeite
anstlllten in Altona. Ebt1nda. 

125. Blicke auf die nrntericllen Zustl!.Jld<• 
in Wlltt.embel'g. Von einem Wlir• 
temberger. Ebenda. 

126. Fn. ÜAJ.:1,, Obtn" die Arbeitslöbno 
der arbeitenden Volkekla11san -in 
Rhcinhesiir.n. I~bernla. 

121. A, DAi''ltMAn-1:, Arh,~itslöhne und 
Gehalte in der .l,,uu:lwirtschaft u. 
den flewcrben, heim Lehrtlrper
dOm!l· und bei der Gefatfüihkeit in 
Niecli'tsayflrn. Ebenda. 

128. vnli! Rmn,:N, Die Verbli.ltnisije dei
bandarheit~~len ßp~ lllkol'IUlg fm 
}'ürstQntum-Hohcm:ollern--Sig1n~
ringen. J<1b~nds.. 

129. Vg)., Znsammenst.illuug der Ar
beitelöhne und Lebensm'ittelpreise 
von Hamburg, Bremen, T,ilbo<'k 
un1l Frunklul't. .El.ienda. 

lßO. E. Piu,z, Dfe Stellung der Arbeiter 
· bei der J..:uidwirtscli,ift,. Breslau 

1847. 20 s. 
181, VON l)r•1·Fu1tTH, rne r'ürsurge für 

,las· Los· der 1'Ji1enbahnarbeitol'. 
(Deutsch. Vierwljahrs,il'hrift 1847.) 

152. 0. Di.11')•l'r1,1NH, Der Arhoitgeber 
nud die I.i!hno der Arbeiter. Be
trachtung mit Rücksicht a11f die 
Zustände in Chemnit'T., Chemnik 
ltt47. fo 8 • 

1Slt. Soziale und polit. Z1.1stti,ude Öilter-
- reiohs 1X1it b6Sondercr l3e~ehuog 

auf. den Pauperislnus. Leipzig 
1847. B'J2 s. 

164. ,Paiiperismus u. Indnskie. (Deat• 
· sehe Vierteljllhxs1Jeh1i{t 18i7 .) 

185.1):. B1F..OEltMAli'N, Vorle1nnge11 llb. 
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Sozi&liamu1 und soziale Fragen. Frage politisch-sozialer Reform in 
Leipzig 1847. 283 S. Preußen. 4:•. Dresden 18~. 4:7 S. 

1~. P. D. THEYSOHN, Die Grundur- 148. Wohin führt die sog. Organisation 
eache des Arbeit~ngels, der zu• der Arbeit? I,P,ipzig 1848. 15 S. 
nehmend„n Verarmung und des 149. CLEMEN1>-81MoN, Theorie einer 
Verdel"bena der Europli.er. Zwei- Arbeits-Organisation im Staate • 

. brlleken 1848. 3ä5 S. Wien 1848. 18 S. 
ta7„KARL AltND, Die naturgemJU:le 150.LOcaow, Die Organisation· der 

Vertbeiluag der Gtlter gegenlber Arbeit Wld deren ·Ausführbarkeit. 
dem Communismu• u. der OtgQi• Berlin 18t8. 15 S. 
ntion der Arbeit des Louis Blanc. Hit. A.. FJiUßllDl, 1>18 Eigelltum. Stutt-
Franklurt a. M. 1848. 59 S. gart 18'8, 148 B. 

188. B. ~(;HE~ Die neue Phönix• 1152. An. die Arbeiter und A.rbeitsgeber. 
Periode der Sta1.tswis11enaoha.ft. Ein wahres Wort in ernster Zeit 
Zürich 1848. 83 S. von einem Arbeiter. Berlin 18'8. 

189. BENNO, Die Bewegung des Soeia· 15 s. 
lismu.s, Ifamanismus und Demo- 163. Der Pariser Arbeiter Traum nnd 
cratismus unserer Tagt'I, Bautzen Erwachen. Ein~, ort der W arnuog 
1848. 123 S. an die · DeutRchen. •~tuttgart 

140. F. AmncNR,·u1•, D. Communiamus 1848. iö S. 
nech eoinem Ursprunge, Wesen u. 1öi. Vorsr.hlltge ziir Abhülfe des Noth-
einzig untrügl. Heilmittel geschil• stand es d. Arbeiterklasse. Bocknn• 
dert. Celle 1848. SS $. heim 184-9. 8 8. . 

, 14:1. Ew:nm, Der heutige Sozialismus 156. Zur Arbeiterfrage. Berlin 1848. 
und seine prinzfpielle Verdorben• 12 S. 
heit. 'Freiburg 18\lS. 81 S. 156. G. BLlilfBTREU, Industrie o. Proltt· 

142. ScaEilYl'M.ANN,DerCommunisuiue tari11,t.· Eia Wort zur ~ehtirzigung 
und daa Proletariat.. Leipsig 1848. all Deutschlands Industrielle. 
197 S. Frankfitrt a. M. 1848. 12 S. 

HS. F. W. STAHL; K'.ritik der aoeial&n 1o7. A. M.0~1·z, Ein VorRchlag ?;. Ver· 
Refomea Frankreich• und. ihrer l>easertm,g :der socialen Zustände 
Folgen. Erlangen 1848. 68 S, mittelst ~iner Finanz-Operation. 

144. H. Sctt11MA01rnn, Vorschlii,ge Zll Stettin 1848. 8 S. 
gesetzl. Bestimmungen über"'die 158. Die"ozialeFr~ei. Vordergrunde? 
Stellung der ländl. Arbeiter in Oder die drei Hauptforderungen 
Mecklenburg. SchweriD.1848. 48S. der Arbeiter an deu Staat: Arbeit 

145. 8ETTI,:GAl!l1'1 Aul~itung zur Wirt- · fttr jeden l\filßigen, Brot für jeden 
schaftsführuog auf größeren Land• Invaliden, freier Unterricht ftir 
gütern mit bell. Berilckaichtiguiig jedes Arbeiter-Kind, ii'l Uu-er Au-
der Lag~ des läotllich!ln Arbeiten. fiihri>arkeit aachgewiesen 'fOJl 

Oppeln 18!8. 143 S. emem Tach!abrikanten. Orilla• 
UG. B. ScaUM.A.CRlill\1 Verhandlungen l>erg 1848. ~t S. 

über die Stellung der Tagelöhne? 

1

. 1ö9. A. W. Kausm, Zur Abli.ttlle. dea 
auf den Höfen. Sebwerin 1848. . Proletariat.4!. Klberfeld 1848. 208. 
24: S. 160, Arbeit llll<l Geld. Voa eine h• 

14.7, S·l'!iCltt!:B, Beiu.g zur LösUllg der beitgeber. Leipzig 18'8. 16 8, 
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Hit. Der Not,hstand der unteren Volks
Jtlaeson mit seinen augenfälligen, 
nahen 11. entfernten Ursachen 11. 
den ausflihrburen sicheren Millt9ln 
zu seiner radikalen Beklmpfnng. 
Von einem Ostpreußen. Königs-
berg 1848. 84 8. · 

16'.l. IlKLV, Lüstmg- der s01,i11lonFrage. 
Berlin 1848. 4!j 8. 

168, F. RonM:i,;s, Der vierte Staud und 
dioHonarehio. Mttncb1iu 1818. 24S. 

164:. M. L&mESDORf', Vorschläge für 
Arbeiter und Arheitgeber, sowie 
zur Verbesserung der sittlichen 
Erz.iehung u. Hildun~ der Jugend. 
Leipzig lBH:!.. 20 s: 

165. J. P. WA!INRH, wa~ i~t die Ur-· 
aache de11. NotbKtandes der Ar• 
beitorklasllt. uud in weleher Weise 
kann de111srullen ontgegeng-ewirkt 
werlli-n?l?rankfurtl\. M.1848. 218. 

HI&. l)ic Scll,sltlUfo ,teil arbeite11deo 
K.Jas,;eu durch Wirt.ecbaftsvereine 
und innere An~ie,Jelung. Berlin 
184-8. 86 S. . 

167. Emanzipation. Retrachtungen ilb. 
die sozialen Vt-rbllltniese. Von 
dem Vorfas~erd.Freiherm v.EuJen• 
Spiegel. Breslau HH8. 1.00 S. 

168. W. 1>,~·:1·1,iuc1, tiber preußische 
Zustände über Arbeit nn.d Kat)ital. 
Berlio 1818. 71i S. 

169. B0LOW•CUMMEuow, Über die 
gegenwärtige allge10.. Kreditlosig
keit und über die Mittol, sie gründ• 
Uch z. beseitigen. Berlin 1848. 85 S. 

170. M. Lrn.BER'l'1 Wie, ist det gegen
wärtigen Geld.kri11i11 sofort uud auf 
immer kräftig entgegenzuwirkeq? 
Sehwedt 1848. fö S. 

171. B. BLlIUJlfillYr, Entwurf ein·es 
Fi11anz-Planes zur BBSeitigung des 
allgem.hetraeheuden Geldmangels. 
Berlin 1S48. 14 S. 

172. Ist von SchiUzzöllen oder von 
freiem. Verkehr- die Verbesaerung 

der Atb.eiterzustilnde zu erwart1>0? 
Fra.nldu'rt a. M. 1848. 18 s. 

178. Tn . .Rrmltn, Die Welt ohne Geld. 
Buch für die Arbeiter. Wien 
1848. 69 s. 

174. A. SciHNElt:R, WaK verla'1gt der 
deutsche L&ndmann im gegenw. 
Zeitpunkt? Breel1m 1~8. lf, S. 

175. Die HungcrpeMt in Oberschlesien. 
Beleuchtung oberscble,ischer und 
preuß. Zustllnde. Mannheim 1848. 
172 s. 

176. U. ZE\ump;n, Die Not oer Ver
armung oder der Paupcri~lllUR u. 
die Mittel dni::cgen. Mit besond. 
Rücbicht uuf den Kanton Zürich. 
iunch 18-18. n s. 

177. P'. Scmtl"l'TUENN'l.:tt, Über Pau
perismus und Pr0Jetari11t. Frank-
hirt a. M. JH48. 91 8. . 

178. }l'. G.S(,U\IL~J.i, Über den deutschen 
· Kornhandel u. die deutsche Volk1-

bi11Juog mit bC111ond. lletiebuq au.f 
die Sichtr11pg der Armen gegen 
Brottont11og. Jen& 1848. 100 8. 

179. GKU' M. Mo1,TK~, Einige· He
merku11ge11 über eine au ver
eucheude Ausgl<,ich1U1g zwischen 
lliilfäbcdilrfiigkeit u. Wohlstand. 
Ha!llbu.rg 18-18. l6 S. 

180. BetrM:Mutlgeo oine11· deutschen 
Proloeariors. München t 848. 80 S. 

1S1. E. Lwsi,1, Über IHfentl. V er&orgUDg 
der a.rbeiteudeu Volkaklaase in 
'l'ageu ocr Krankheit und Not. 
Ar11,.~berg 1848, 100 S. 

182. ProgcQlnLO des Vereins ftlr ~zial
polit. Reform. Berlin 1~i8. 4:3 S. 

183. BescblU5se d. Arbeit.er-Kongre11sea 
:i:11 Berlin vom 28. Aug. bia 8. Sep4. 
1848. Berlin lt-Wl. 26 S. 

184.. Die Verbältuisse der h~ndarbeiten
den ßeviilkerong in· Wien. Von 
oinem Bewohner Wiene. Zoit.llchr. 
d. Vereins f. deutsche Statistik U. 
:Berlin 18-l8, 
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185. DJe Emancipation der Tagelöhner. 
Güstrow l84:9. 82 S. 

\86. O, F. RtlilCKE, Einige Beobaeh
tuugen uad Erfahrungen tl.ber die 
Quellen der 7:llnehmenden Armut 
bei den Landbewolmern. Quedlin
burg 1849. · 46 S. 

187 . .T, St1fUFJ•'EK1', G~da:oken.' Uber die 
Kozialen Zustände u. Verhltltnissl'! 
dtlt Ll\ndbowohnl!t u, vornehmlich 
die der Arbeite!', Königsberg 
184,!1. 40 s. 

188. D. A111,:tfo, Zlll Veram,ungllfrage, 
mit be•ond. ;ßerttobichtigµng defl 
thoßb,,uogthum11 Baden. Rastatt 
184!). liO S. 

t89 . .J. M.l\C\ nm, DieNothden1ntersten 
Volksklaaseu und ihl'e Abhilfe. 
Erlan~ren 1819. 182 S. 

190, ÄA ltL~oN,Retraehtungeu ilberden 
, Noth~ta11d der niederen Volks
klaijscn in Deutschland u.nd vor

. nehm!ich in Bayern. '8füuchen 
1&i9. 70 s. 

19 l. Die T' reis frage des Köoigs, IJeant
wortet nach Vemno.ft und Wahr
heit. München 184:9. ö5 S, 

192, N. voN 811HL1CHTE1Htou,, Beitrag 
z. L,i~ffng der Pr~isaufgabe: Durch 
welche ~lit.tol kium der mat&iellen 
:'lloth der nnt.eren Klati,;ien de1· Be
v,ilkernng 1'eutschland~ und in
R1111dt>rheit Ba.vems am zweck
mJLiig,;ten und nachl,altig-sten .ab
geholfen werden? München 1849. 
24- s. 

193. tibcr die .A.rbeiterfmgo in Bayern 
aus Anlaß .Jcr Prei~!ragc des 
Königs. .MüMh,c.n 18!\l. 48 8. 

19-t J. B. Gmw.En, Durch welche~fütel 
kann der materiellen Notb der 
unteren Klassen der Bevrilk.t>rilng 
Deutsch lan dw u. ill~onderh. Bayerns 
am zweckn1ii.ßigst,en u. Dl'cbbal
tigsten abgeb.olfe1, werden. Mün
chen 1849. 63 S. 

195. LEvn,is·rmN, Zur Geschichte 1111a. 
Zeit. IlI. Zur Arbettsfrage. Berlin 
1849. 16 s. 

19ttl31tM' v. Bl\111Slll.Ell, l>ie sozialen 
Fragen und ihre &antwortung. 
Berlin 1849. 39 S, 

197. F .. <hwr-rNER, Btodt. für die Ar• 
heiter! Ein Beivag zur Lösung 
der ~ozialen Frage vom praktiscb
religiöa-sit,tl. Standpunkte. Bres
lau 1849. 68 S. 

198. Wll,l>Nifü•AlAITH!:ITEil'i, Popullre 
Oesprliche über. menschliche Be• 
fltiunnung u. Würde, tiber Recht 
il. Freiheit, Eigentnm, Güterv-er
teilung, Reichtm11 u.. Armut, Ar
heitslohn, Arbeit,slo!iigkeit u. Ua
aehinengebranch, rote Republik u. 
Brüderlichkeit. Wit'D 1849. 48 S. 

l!l9 .. J. W1mnut, Da,; deutsche Recht., 
der Schuti der Arbeit. Leiezig 
1849. 4~ s. 

2()0. F. RAl{Kon·r, Brief an die l\.rbeiter-~ 
Berlin 1849. 4 ~. 

201. !'. l,. 1\hcma,E·r, Pie Lüsnng der 
geseU11c.haftlicben Frage. Frauk
furt a. d. O. 184 9. 149 S. 

202, S.- BÄHL(,JK, .Die l!Jutstehung der 
Arbeitslosigkeit uml das Z<"tstörto 
Ha.ndelR•<Jewerbc uo,l Verkehrs
leben ... oder die Viilker am Vor
abend einer Bfachea fürchterl. Er
schütterung. Reru 1849. 9H S. 

203. K. J,'. Sn1N!!lLt, Vorschläg·e zur
Verbe11seru ng der !\ rbei terv erhli.lt
niss<•, namentlich auf dem I,aude. 
Gekrönt,,. f'rei,eschrift. Berlin 1849. 
63 s. 

204. Die 'l'heorie de<! Sodalisruus 11nd 
· die erfahrungsm11ßige Praxis des 
gesunden .Mensehen-Verstaudes, 
.Leipzig 1849. 42 S. 

206. Von den Mit.teln, den Zustand der 
Arbeiter gründlich und · auf die 
Dauer zu vt<rbe.sst<rn, BeTlin 1849. 
172 8. 
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206. Das Buch der nächsten Zukunft. und ihre Ursachen. Gekr. Preis-
Oder Vorgesichte (Vorgeschichten) schrift. Augsburg 1850. 148 S. ; 
u. Prophezeiungen aus dem Volke II. unveränderte Aufl. 1850. 
II.her die nächsten polit. u. sozialen 218. EsCHERICH, Vorschläge z. Milde-
VerhlUtnisse des Jahres 1850. rung d. materiellenNothd. unteren 
Berlin 1849. 24 S. Volksklassen. Stuttgart 1850. 70S. 

207. F. G. ScHULTZE, Die Arbeiterfrage 219. H. C. BRUNNER, Über N oth und 
nach den Grundsätzen der deut- Hülfe in allen Ständen u. Klassen. 
sehen Nationalökonomie. Jena Landshut 185!). 102 S. 
1849. 188 S. 220. L. MERz, Über die Linderung d. 

208. LAVERGNE-PEGUILHEN, Antrag herrschendenN othstandes, mit Be-
an die Kammer die Regierung zur nützung der über die Preisfrage 
Errichtungeinessozial-politischen des Königs Max II. von Bayern 
Zentralinstitutes aufzufordern. erschienenen Schriften. Regens-
Drucksachen der I. Kammer. 4°. burg 1850. 116 S. 
Berlin 1849. 8 S. · 221. M. VON PRITTWITz, Die Schanzer 

209. J. STAHL, Die Revolution und die in Ulm. Ein Beitrag zur prakt. 
constitutionelle Monarchie. 2. ver- Volkswirtschaft. Nebst einer Ab-
mehrte Aufl. Berlin 1849. 113 S. handlungüberdieNotderarbeiten-

210. E. FR. WAGNER, Kritische Be- den Klassen und deren Abhilfe. 
merkungen u. Enthüllungen über Ulm 1850. 94 S. 
viele Vorgänge und Verhältnisse 222. Leben u. Meinungen eines Prole-
der neuesten Zeit, oder die europ. tariers, Ein Buch für arme Leute 
Revolutionspropagande in · ihren u. armer Leute Freunde. Zwickau 
Wirkungen. Berlin 1849. 133 S. 1850. 222 S. 

211. A. Ru GE, Die Gründung der Demo- 223. C. L. v. HALLER, Die wahren Ur-
kratie in Deutschland oder der sachen und die einzig wirksamen 
Volksstaat u. der sozial-demokrat. Abhülfsmittel der allgem. Ver-
Freistaat. Leipzig 1849. 78 S. armung und Verdienstlosigkeit. 

212.DEGENKOLB,Arbeits-Verhältnisse. Schaffhausen 1850. 112 S. 
Frankfurt a. M. 1849. 82 S. 224. VIOLAND, Die soziale Geschichte 

218. Zur Lösung der soz. Frage. Berlin · der Revolution in Österreich. Leip-
1849. 37 S. zig 1850. 280 S. 

214. Statuten des Berliner Bezirks der 225. W. H. RIEHL, Der vierte Stand. 
deutschen Arbeiter-Verbrüderung. (Deutsch. Vierteljahrsschrift 1850.) 
Berlin 1849. 11 S. 226. S. C. VON KAPFF, Die Revolution, 

215. Bericht über die Wirksamkeit des ihre Ursachen, Folgen und Heil-· 
Berliner Bezirks der deutschen Ar- mittel. Gekr. Preisschrift. Ham-
bei~er-Verbrüderung. I. Gesund• burg 1851. 151 S. 
heitspflege. Berlin 1849. 22 S. 227. W. H. SURINGAR, Betrachtungen 

216. J. GREGER, Urtheil über die Frhr. über die Organisation der unteren 
v. Holzschuher'sche Preisschrift u. Klassen der Gesellschaft, mit bes. 
d. Vertheidigung meines Mittels für Rücksicht auf das Armenpatronat. 
Armenhilfe. München 1850. 1508. Öhringen 1851. 45 S. 

217. A. v. HoLZSCHUHER, Die mate- 228. VoLz, Die Fabrikbevölkerung des 
rielleNothd. unteren Volksklassen Ober-Elsasses im Jahre 1851. 

Archiv f, Geschiehte d. Sozialismus IX, hrsg. v. (lrttnberg. 16 
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(Zeitschr. fllr d. ges. Staatswiss. 
1851.) 

229. GRAF ARNIM • BLUMBEKG, Die 
höheren Stände, wie sie seinsollten, 
und wie sie sind. 1851. Ohne 
Verlagsort. Gedr. :in Berlin. 29 S. 

230. FR. HARKORT, Über Volksbanken. 
Berlin 1851. 24 S. 

231. F. F. ZYRO, Anti-Pauperismus oder 
prinzipielle Organisation aller Le
bensverhältnisse zu Unterstützung 
der Bedürftigen u. zu Verminde
rung menschlichen Elends. Bern 
1851. 397 s. 

232. A. K., Die Ursachen des Pauperis
mus unter den deutschen Hand
werkern. (Deutsche Vierteljahrs
schrift 1850.) 

283. D. BORN, Über die Freiheit des 
Gewerbes und der Wirksamkeit 
des Kapitels auf die Lage der ar
beitenden Klassen. Berlin 1851. 
23 s. 

234. A. VON MINUTOLI, Die Lage der 
Weber und Spinner im schles. Ge
birge u. die Maßregeln der preuß. 
Staatsregierung zur Verbesserung 

. ihrer Lage. Berlin 18ö1. 124 S. 
235. A. WIDMANN, Die Gesetze der 

SOZ, Bewegung. Jena 1851. 326 s. 
236. R.VrncHow,DieNothimSpessart. 

Würzburg 1852. 56 S. 
237, G. K. (G. KLOTH), Der Fabrikherr. 

Eine Geschichte der jüngeren Zeit. 
Aachen 1852. 500 S. 

238. FR. HARKORT, Zweiter Bürger- u. 
Bauernbrief. Elberfeld 1852. ·22 S. 

239. E. BAUMSTARK, Die Geschichte 
der arbeitenden Klasse. Greüs
wald 1853. 54 S. 

240. J. B. (,T. BALMER), Über Arbeiter
Wohnungen in und um. Basel. 
Im Auftrage der Kommission für 
Fabrikarbeiterverhältnisse. Basel 
1853. 64 s. 

241. TH. MUNDT, Neuere Bestrebungen 
zu einer wirtscha.ftl. Reform der 
unteren Volksklassen, bes. in nord
deutschen Verhä.ltnissen. (Deutsch. 
Vierteljahrsschrift 1855.) 

242. Mitteilungen des Zentralvereins für 
das Wohl der arbeitenden Klassen. 
I.-III. Jahrgang u .. neue Folge. 
1848-55. Beilin 4 Bde. 1849-55. 

243. Von: einem Arbeiter, Die Lage der 
schweizerisch. Fabrikbevölkerung 
und Vorschllige zur Hebung der
selben. Winterthur 1855. 52 S. 

244. L. BESSER, Armut oder Arbeit. 
Leipzig 1855. 342 S. 

245. B. GRAF zu DOHNA, Analyse der 
socialen Not. Berlin 1856. 32 S. 

246. H. BoBEMER, Die industrielle Re
volution mit bes. Berücksichtigung 
auf die erzgebirgischen Erwerbs
verhältnisse. Dresden 1856. 136 S. 

247. L. BESCHOREN, Die Neubelebung 
des Eisenhüttenwesens als Mittel 
gegen den Nothstand im Ober
Erzgebirge. Freiberg 1856. 28 S. 

248. A. LETTE, Über den Zustand der 
Arbeiter- und Armenbevölkerung 
im preuß. Staate und die Gesetz
gebung zur Verbesserung dieses 
Zusta.ndes. Berlin 1856. 102 S. 

249. Mitteilungen aus den Akten der 
züricherischen Fabrikkommission. 
Zusammengest. und bearb. von 
J. J. TREISCHLER. 2 Bde. Zürich 
1858. 295 u. 68 s. 
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250. FR. H11:uSINGER, Deutschlands 
Wohlstand an Stelle des durch die 
Übervölkerung hervorgebrachten 
Notstandes, Frankfurt a. M 1830. 

251. I. B. KASTNRR, Der Revolutionis
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Die neueste. Sozialpolitik in North Da,kota. 
Von 

Halvdan Koht (Kristiania). 

Sozialismus ist beinahe ein verpöntes Wort in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Im Staate New York sind die sozia
listischen Mitglieder aus der Legislatur eben jüngst verwiesen 
worden, aus keiner anderen Ursache als weil sie ihren Sozialis
mus offen bekennen. Der Weltkrieg ist schuld daran, daß di& 
Sozialisten wie wahre Landesfeinde betrachtet werden, weil sie 
dem Eintreten Amerikas in den Krieg prinzipiellen Widerstand 
entgegengesetzt haben; deswegen befinden sich die sozialistischen 
Führer, so z.B. auch der Präsidentschaftskandidat EuoENE V. Dsus, 
augenblicklich im Zuchthaus, und die sozialistische Agitation 
wird in jeder Weise gehemmt und verfolgt. Es ist aber auch 
leicht verständlich, daß der Sozialismus von vornherein der ameri
kanischen Gesellschaft und Denkweise fremd und feindselig 
gegenübertrat. Die gesamte Entwicklung hat dem Charakter 
des amerikanischen Volkes einen Zug starken Individualismus 
aufgeprägt und fast nirgends ist dem Kapitalismus so freier 
Spielraum gewährt worden wie in Amerika. Die organisierte 
sozialistische Bewegung hat darum dort mit überaus großen 
Schwierigkeiten kämpfen müssen und ist nur spät und langsam 
herangewachsen. Dennoch wagte ich es, als ich vor zehn Jahren, 
nach längerem Aufenthalte in den Vereinigten Staaten, die dortig~a 
gewaltigen Gegensätze zwischen Großkapital und Arbeit schilderte 1), 

darauf hinzuweisen, daß sozialistische Ideen tatsächlich in hohem 
Maß die innere Politik der Staaten beherrschen, und zu prophe
zeien, daß die Sozialisierung in Amerika vielleicht rascher in 
Erscheinung treten möchte als in manchen anderen Ländern. 
In der Tat erzielten damals im nächstfolgenden Herbste die 
Sozialisten einen bei den Staatswahlen bedeutenden Erfolg, u,nd 

') Vgl. mein Buch: Pengemagt og arbeid i Amerika, Kristiania 1910. 
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als noch bemerkenswerter erschien mir, •daß der Gedanke öffent
licher Regelung der kapitalistischen Wirtschaft in den alten 
Parteien, besonders bei den Republikanern, immer kräftigeren 
Widerhall fand. Geschichtlich ist es ja weniger wichtig, daß die 
Menschen sich Sozialisten nennen, als daß sie sozialistisch han
deln. In ineiner Geschichte der Sozialdemokratie 1) glaubte ich 
dann auch, gestützt auf die späteren Ereignisse, wiederholen zu 
können, daß der Sozialismus - wenngleich nicht unter dieser 
Etikette_.__, in der aktuellen amerikanischen Politik stetig bedeutsamer 
hervortritt und den Problemen der Gegenwart. sein Gepräge auf
drückt. Ich habe nun ein neues Geschehnis zu verzeichnen, 
das diese meine Auffassung zu bestätigen scheint und das eben 
aus diesem Gesichtspunkte lebhaftes Interesse gewinnt. Ich meine 
die Bauernpolitik von North Dakota. 

Dieser Staat, einer der jüngsten innerhalb der Union, weil 
erst seit einem Menschenalter, seit 1889, konstituiert, hat auf 
besondere Teilnahme von europäischer Seite Anspruch, da mehr 
als zwei Drittel seiner Bevölkerung direkt europäischer (darunter 
zu 30°/o norwegischer, zu 15 °/o deutscher) Herkun(t sind. Die 
Deutschen wie die Skandinavier bilden in Amerika im allgemeinen 
ein etark konservatives Element der Gesellschaft. Man sollte 

· also meinen, daß ihr Konservatismus noch Steigerung erfahren 
müßte, wo sie sich, wie in North Dakota, als Bauern nieder
gelassen haben. Geschichtliche Erfahrung lehrt aber, wie ich 
glaube, daß eine bäuerliche Gesellschaft, gerade kraft ihres na
türlichen Konservatismus, unter gewissen Bedingungen zu einer 
ausgesprochenen radikalen Politik hingetrieben wird; dann näm
lich,_ wenn sie sich gegen fremde Wirtschaftsformen, besonders 
gegen einen städtischen Kapitalismus, wehren muß. Eine der
artige Umwandlung des bäuerlichen Konservatismus tritt uns 
z. B. gleichermaßen im alten Attika wie im modernen Nor
wegen entgegen, in besonders scharfer Ausprägung aber in Amerika. 

Während des letzten halben Jahrhunderts sind über die 
Vereinigten Staaten mächtige Wellen. eines Radikalismus gerollt, 
der Forderungen mehr oder weniger sozialistischen Gehaltes er
hoben hat, und die Träger solcher Forderungen sind eben die. 

1) Sosialdemokratie, historisk yversyn, Kristiania 19.15. 
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Bauern gewesen. Ich erinnere an die Grange-Bewegung der 
70er Jahre, die Farmer' s - A 11 i an c e der 80er, die Populisten 
der 90er. Alle diese Strömungen zogen ihre Stärke hauptsäch
lich aus der bäuerlichen Bevölkerung, namentlich des Nordwestens, 
und richteten _sich offenkundig gegen den vordringenden Kapita
lismus, die Eisenbahnkompagnien und die mächtigen Trustkor
porationen. Zu ihren Zielen gehörten die Überleitung aller 
Kommunikationsmittel in den Besitz der Regierung, die gesetz
liche Regelung der Preise der industriellen Massenartikel, die 
Rettung der Erzeugnisse der bäuei-Iichen • Wirtschaft aus den 
Wirbeln der Spekulation, sei es durch öffentliche Kaufpflicht und 
öffentliche Niederlagen, sei es durch freiwillige Kooporation. 
Tatsächlich gelang es auch, diese Forderungen teilweise durch
zusetzen: einige durch Unionsgesetze (wie den Interstate 
Co mm er c e Ac t von 1887), einige wieder durch staatliche 
Maßnahmen. Allerdings jedoch nur teilweise. Niemals ist es 
·gelungen, eine neue politische Partei auf Grund solcher radikaler 
Wirtschaftspolitik mit Dauercharakter zu organisieren und inner
halb der alten Parteien siegte immer wieder der soziale Konser
vatismus, der kapitalistische Freiheitsbegriff. All die geplanten 
Eingriffe in das Wirtschaftsleben erschienen als allzu sozialistisch 
und als gar zu un-amerikanisch. Der Kampf gegen den Kapi
talismus hat jedoch immer aufs neue die Bauern auf den Plan 
gerufen. · Während der letzten fünf Jahre hat er in North Dakota 
ein neues Zentrum gefunden, und die dortigen Bauern haben 
bewußt ein Bündnis mit den Arbeitern für ihre radikale Politik 
gesucht .. 

North Dakota ist ein fast reiner Bauernstaat. Die Quelle 
seines Reichtums ist hauptsächlich der Weizenbau und die über
wältigende Mehrheit der · Bevölkerung besteht aus selbständigen 
Farmern. Der prächtige Ackerboden, besonders im Red River-Tal, 
hat einen steten Strom von Einwanderern angelockt und die 
Einwohnerzahl ist in den zwei Jahrzehnien von 1890 bis 1910 
von kaum 180 000 auf 580 000 angewachsen, hat sich also· mehr 
als verdreifacht. Der Gesamtwert der Höfe hat im Jahre 1910 
fast 1 Milliarde Dollars erreicht, und ihr ,Ertrag wurde gleichzeitig 
mit 180 Mill. Dollars angeschlagen, wovon auf den Weizen 109, 
auf den Hafer 24 und auf den Leinsamen 151 /2 Mill. entfielen. 
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Der Überschuß dieser Produkte wird gröstenteils nach _den großen 
Märkten in Minnesota, namentlich nach Minneapolis und Duluth 
ausgeführt. Doch hat man während der letzten Jahre immer 
mehr begonnen, die Rohprodukte innerhalb des Staates selbst 
zu bearbeiten. Besonders in der Stadt Grand Forks sind große 
Mühlen entstanden und auch andere Industrien, für die die ein
heimische Urproduktion die nötigen Rohstoffe bietet, sind im 
Aufblühen.. Insbesondere fehlt es auch nicht an Kohlen und 
Petroleum. Das Land wird bereits nach allen Richtungen von 
Eisenbahnen durchzogen; und so entwickelt sich neben der 
Bauern- eine immer zahlreichere Arbeiterklasse. 

Lange hatten sich die Bauern ökonomisch und politisch als 
freie Herren im Lande gefühlt. Sie hatten den Boden kostenfrei 
erhalten, er warf bedeutenden Ertrag ohne großen Aufwand an 
Arbeit und Kapital ab und die Erzeugnisse fanden leicht und sicher 
Absatz. Allmählich aber wurde es anders. Es zeigten sich die 
Schwierigkeiten, die ;Begleiterscheinungen der kapitalistischen 
Wirtschaft zu sein pflegen. Der Betrieb forderte immer mehr 
Arbeit, immer mehr Maschinen, immer mehr Geld, Kredit mußte 
in Anspruch genommen werden, und im Jahre 1910 war bereits 
mehr als die Hälfte der Farmen hypothekarisch belastet. Früher 
schon hatten viele Wirte von der eigenen Scholle weichen müssen 
und 1910 wurde bereits ein Siebentel aller bäuerlicher Betriebe 
von Nichteigentümern bewirtschaftet. In dem Maße, in dem 
die Farmer in das Getriebe der kapitalistischen Gesellschaft 
hineingezogen wurden, drängte sich ihnen immer stärker die 
Erkenntnis auf, daß sie keineswegs so frei und selbständig lebten, 
wie sie sich eingebildet hatten, daß sie vielmehr von den großen· 
Eisenbahngesellschaften und den mächtigen Trusts, außerstaatlichen 
Organisationen insgesamt, ganz und gar abhängig seien. Gegen
über der Willkür der Eisenbahnen in der Festsetzung der Tarife 
für die Beförderung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, sowie 
der Lagerhäuser bei der Entscheidung über deren Gradierung 
und Preis versagte die vermeintliche Freiheit vollständig: die 
Gestaltung ihres Einkommens und damit ihrer ganzen Lebens
bedingungen lagen tatsächlich in fremden Händen. 

So bildete sich denn allgemach die Überzeugung heraus, daß 
die Bauern einfach um ihren rechtmässigen Lohn betrogen würden. 
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Die Statistik erwies, daß die Elevatoren von MinneapoJis im 
Laufe von zwei Jahren - '"om Herbst 1910 bis zum Herbst 1912 -
etwa 51/2 Mill. hl. erstklassigen Weizen übernommen, während 
desselben Zeitraumes aber 7 Mill. hl. Weizen gleicher Qualität 
verkauft hatten - ohne daß doch vorher irgend ein Quantum 
eingelagert gewesen wäre, während andererseits am Schlusse der 
Kampagne noch etwi,t 40 000 hl. erübrigten. Von zweitgradigem 
Weizen hatten dieselben Lagerhäuser im gleichen Zeitraum 
7 Mill. hl übernommen und fast 8 Mill. auf den Markt bringen 
können. Wie hatte dies anders geschehen können, als daß die 
überschüssigen Mengen erster und zweiter Qualität den von den 
Farmern eingelagerten entnommen waren, die also falsch gradiert, 
d. h. als minderwertig ausgegeben und demgemäß nicht zu ihrem 
vollen Werte bezahlt wurden? Ganz ähnlich war der Vorgang 
b.ei den Elevatoren von Duluth und die Farmerbevölkerung des 
Nordwestens vermochte auszurechnen, daß sie durch diese falsche 
Gradierung des Weizens alljährlich um 3-400 Mill. Mark betrogen 
wurde. 

Ähnlichen betrügerischen Manipulationen kam man auch in 
den Berechnungen der Frachtspesen auf den Bahnen und auf 
anderen Gebieten auf die Spur. Und gleichzeitig konnte fest
gestellt werden, daß dieselben Kompagnien, die sich so auf 
Kosten der bäuerlichen Arbeit bereicherten, fast keine Staats
steuern zahlten, so daß die Bauern noch dazu die ganze Schwere 
der Steuerlast tragen mußten. Nicht genug daran gestalteten sich 
die Prämien, welche die großen Versicherungsgesellschaften for
derten, unmäßig hart und nicht wenige.r unberechtigt hoch wurde 
der Darlehenszins empfunden. Der Theorie und den Gesetzen 
nach sollte in all, den genannten Bezieh urigen freie Konkurrenz 
herrschen, tatsächlich aber merkten die Bauern, daß sie . es immer 
und überall mit einer und derselben Geldmacht zu tun hatten, 
daß sie überall auf den gleichen organisierten Kapitalismus stießen 
und daher ihm gegenüber stets den kürzeren ziehen müßten, wenn 
nichts unternommen würde, um diese Gebundenheit zu brechen, 
unter der sie so sehr litten. 

Aus dieser sich immer mehr vertiefenden Erkenntnis heraus 
entbrannte der Kampf, und sein Ablauf war ein ganz typischer. 

Die Farmer. begriffen, daß sie ihrerseits sich ebenfalls organi-
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sieren müßten. So schufen sie denn kooporative Genossenschaften, 
die ihre eigenen Elevatoren bei den Bahnhöfen errichteten. Sie 
erreichten damit, daß sie ihren Weizen in größeren Partien ver
kaufen konnten und die Lagerhausausgaben verminderten. Da
mit war aber die ökonomische Unabhängigkeit noch lange nicht 
erreicht. Denn nach wie vor waren sie gezwungen, ihren Weizen 
an die 'l'rusts in Minneapolis und Duluth · zu verkaufen und 
blieben also den Gradierungspraktiken der , dortigen Elevatoren 
ausgesetzt. Dies zeitigte den Plan, eigene Elevatoren bei den 
großen Endbahnhöfen zu errichten, um so das Getreidegeschäft 
ganz in eigene Hände zu bringen. Wie aber das dazu erforder
liche Kapital beschaffen? Diese Lösung dieser entscheidend 
wichtigen Frage schien nur mit Staatshilfe möglich. So wurde 
mit innerer Notwendigkeit die 'Forderung laut: der Staat solle 
den Kooperativgenossenschaften Kredit zur Verfügung stellen und 
die Bewegung erhielt dadurch bereits politischen Charakter. 

Sofort aber stieß sie auf ein früher nicht in Betracht gezogenes 
Hindernis: die ganz im altliberalistischen Geiste aufgebaute Ver
fassung des Staates verbot die Gewährung öffentlichen Kredits 
in der angestrebten Art. Es galt demnach zunächst, die Ver- . 
fassung zu revidieren. Eine nicht leichte Sache und jedenfalls 
zeitraubende Sache! Nach der Verfassung von North Dakota 
tritt die Legislatur nur alle zwei Jahre je im Monat Januar 
und auch da nur für eine Session von nicht mehr als sechzig 

. Tagen zusammen. Wie in den übrigen Unionsstaaten herrscht 
auch in North Dakota das Zweikammersystem. Das Abgeord
netenhaus wird alle zwei Jaµre, und zwar je im November, völlig 
neugewählt, der S.enat hingegen wird immer nur je zur Hälfte 
erneuert. Eine Verfassungsänderung aber setzt nicht nur die 
Zustimmung beider Häuser voraus, sondern muß auch noch durch 
direkte V ~lksabstjmmung bestätigt werden. Es darf also nicht 
wundernehmen, daß es eines vierjährigen Kampfes bedurfte, 
bis die für die Bestrebungen der Farmerbevölkerung notwendige 
Verfassungsänderung durchgesetzt werden konnte. Im Jahre 1913 
lagen endlich die Beschlüsse der Legislatur vor und sie wurden 
vom Volke mit großer Mehrheit bestätigt. 

Der Kreditbeistellung an die bäuerlichen Kooperativ
genossenschaften stand nun grundsätzlich nichts i;nehr im Wege. 
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Allein die Kreditbeträge selbst konnten nicht vor dem Zusammen
tritt der neuen Legislatur im Januar 1915 angesprochen werden. 
Diese Legislatur aber lehnte die Bewilligung solcher Kredite ab -
trotz alles politischen Drucks der Kooperativgenossenschaften, 
den diese zu üben nun schon ganz wohl gewöhnt waren und 
verstanden. Die Republikaner in den gesetzgebenden Körpern 
betrieben ihre eigenen Geschäfte, die Demokraten desgleichen, 
und der einzige Sozialist konnte vollends nichts ausrichten. Das 
Resultat vieljähriger schwerster Kämpfe schien damit nullifiziert 
und der Volkswille zur Ohnmacht yerurteilt gegenüber den alten 
politischen Organisationen. 

Die Schlußfolgerung aus dieser Tatsache war naheliegend: 
die Macht der alten Parteien mußte gebrochen und in die Hände 
des Volkes übergeleitet werden, dieses mußte selbst die Verwaltung 
übernehmen. Der Mann, der diesen Gedanken der Verwirk
lichung zuführte, hieß A. C. TowNLEY. Er war ein wohlhabender 
Farmer gewesen, hatte aber im 'Herbste 1914 nach einer Miß
ernte von Baus und Hof weichen müssen und sein ganzer Haß 
wendete sich daher gegen die organisierte Geldmacht, die ihn 
aus seinem Heim vertrieben hatte, dieselbe Geldmacht, die er 
uneingeschränkt auch die Politik beherrschen sah. Im Frühjahr 
1915 begann er eine heftige Agitation gegen diese Zustände. 
Er rief eine neue politische Organisation ins Leben: t h e Non
p ar t i s an League, die sieb das Ziel stellte, die politische Ge
walt zu erobern. Mitglieder der parteilosen Liga sollten nur 
Bauern werden -können, sie sollte aber zugleich mit den Organi
sationen der Arbeiter fest zusammenstehen: im Bunde miteinander 
sollten Bauern und Arbeiter den Staat beherrschen. Die pro
grammatischen Forderungen der Liga wurden von einer Dele
giertenversammlung im April 1916 formuliert und bei den Staats
wahlen vom Monat November errangen ihre Kandidaten einen 
überaus glänzenden Sieg. Es gelang ihnen nicht allein, den 
Gouverneurposten und fast alle übrigen Staatsämter mit Leuten 
aus ihrer Mitte zu besetzen, sie eroberten auch 87 von den 113 
Sitzen des Abgeordnetenhauses, und 18 von den 25 zu besetzenden 
Mandaten des Senats. In diesem verfügten sie nun allerdings 
noch nicht über die Mehrheit, immerhin aber waren sie schon 
stark genug, um in der Legislaturperiode von 1917 einen Teil 
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ihres Programms durchzusetzen, und dieser reicht aus, um den 
Geist ihrer Politik mit genügender Deutlichkeit hervortreten zu lassen. 

Auf gewisse Punkte dieser neuen Gesetzgebung, wie z. B. 
auf jene über das Frauenwahlrecht, Schulwesen, Wegbau und 
Bauwesen, Verbesserung des Zivilprozeßverfährens u. dgl., soll 
und braucht hier nicht näher eingegangen zu werden. Manches da
von ist zwar sicherlich auch Mittel im Kampfe gegen das Groß
kapital, andere Beschlüsse aber kennzeichnen diesen Kampf und 
die Art, wie er geführt wurde und wird, noch besser. 

Vor allem galt es, die Tyrannei der Eisenbahnkompagnien 
zu brechen und diese zur Rücksicht auf das gemeine Wohl zu 
zwingen : sie wurden verpflichtet, unterschiedslos allen Verfrächtern 
die Waggons in gleicher Art zur Verfügung zu stellen und auf 
ihrem Boden den nötigen Platz auch für andere als ihre eigenen 
Elevatoren einzuräumen; damit also auch fortan die Ge
schäfte der Kooperativgenossenschaften nicht mehr zu hemmen. 
Ein besonderes Gesetz sichert und fördert noch die geschäft
lichen Rechte der letzteren. Weitere Gesetze stellten den Be
trieb von Elevatoren und einigen anderen bäuerlichen Groß
geschäften unter staatliche Konzession und regelten die Behand
lung des Getreides innerhalb des Staates. Eine Steuerreform 
unterwarf für die Zukunft Eisenbahnen, Expreßkompagnien, 
Banken und die sonstigen gleichartigen Großunternehmungen 
einer ihrer Leistungsfähigkeit angepaßten Steuerpflicht und auf
erlegte ihnen also die Selbsttragung ihres verhältnismäßigen An
teils an der staatlichen Steuerlast. Eine besondere W egerhaltungs
steuer wurde für Automobile eingeführt und die Steuersätze nach 
der Schwere der Kraftwagen abgestuft. Große Vermögen trifft 
fortan eine 15 ¾ige Erbschaftssteuer. Eine staatliche Kommission 
unter dem Vorsitz einer Frau wurde ernannt, um die Arbeits
verhältnisse der Frauen und Kinder zu überwachen. Die Sonn
tagsarbeit wurde verboten. Die Lohnansprüche der Arbeiter er
hielten strengeren Schutz und die Arbeiter wurden ausgiebiger 
als vorher gegen Betriebsunfälle gesichert. 

Diese reiche gesetzgeberische. Tätigkeit von zwei Monaten 
zeigte klärlich die neue Richtung, in der sich nunmehr die Politik 
des Staates bewegte. Aber all das war nur ein bescheidener 
Anfang. Im Monat November 1918 schritt das Volk neuerdings 
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zu den Wahlurnen und wieder errang die Nonpartisan League 
einen überwältigenden Sieg. Diesmal fiel ihr die Mehrheit auch 
im Senat zu, so daß sie in der Legislaturperiode vom Januar 1919 
die gesetzgebende Gewalt vollständig in ihren Händen hatte. 
Wie sie diese nun benützt und was sie nun durchgesetzt hat, 
das darf man getrost als tiefgreifende Revolution bezeichnen. 
Und es bat seinen guten Sinn und volle Berechtigung, wenn die 
bezeichnete Regierung die Sammlung der neuen Gesetze unter 
dem Titel" Th e New D ay in No rtb Dakota" veröffentlicht hat. 

Die siegreiche Bauernpolitik zeichnet sich durch eine Reihe 
Gesetze im Interesse der Arbeiterklasse aus. Eines dieser 
Gesetze, dessen erster Artikel lautet: ,,Der Staat North Dakota 
verkündigt hiermit, daß das Wohl des Staates in hohem Maße 
von dem Wohlergehen der Lohnarbeiter abhängt", hat endlich 
eine öffentliche Arbeiterunfallversicherung eingeführt. Amerika 
ist überhaupt mit dieser Reform spät nachgehinkt und erst 
während der letzten sechs oder sieben Jahre ist sie in den 
meisten Staaten der Union durchgedrungen. Das zitierte neue 
Gesetz von North Dakota ist nach dem Muster der einschlägigen 
Gesetzgebung Deutschlands und New Zealands abgefaßt und 
unzweifelhaft vom Standpunkte der Arbeiter eines der vorteil
haftesten in Amerika. - F2rner ist nunmehr der achtstündige 
Arbeitstag für Frauen festgelegt, u. zw. in der Weise, daß sie 
nicht mehr als 48 Stunden in der Woche und 8 1 /2 Stunden im 
Tage arbeiten dürfen. Dieses Gesetz gilt jedoch nur für die 
Städte. Die Kommission für die Unfallversicherung ist aber er
mächtigt, alle Frauenarbeit zu regeln und auch ein Lohnminimum 
für Frauen festzustellen. - Die Gewerkschaften sind öffentlich 
anerkannt, indem der Staat sich verpflichtet hat, alle staatliche 
Druckereiarbeit durch ihre Mitglieder besorgen zu lassen, und 
besonders wichtig ist es, daß nunmehr den Gerichtshöfen verboten 
ist, gegen Streiks mit ihren Injunktions einzugreifen. Von weit
tragender Bedeutung im Interesse der Arbeiter ist endlich das 
Gesetz zur öffentlichen Unterstützung des Hausbauens. Es gebt 
in seinen Hilfebestimmungen zwar nicht so weit, wie manche 
europäische Gesetze, z. B. wie das norwegische, es bezeichnet 
jedoch einen offenen Bruch mit der bisherigen amerikanischen 
Praxis und erweitert das Gebiet der sozialen Tätigkeit des 
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Staates um ein bedeutendes, ist somit in dieser Hinsicht prin
zipiell von nicht zu unterschätzender Wichtigkeit. 

Hat man es bei all dem mit Maßnahmen zu tun, die wesentlich 
mittelbar gegen das Großkapital sich richten, so kommt den neuen 
Steu.ergesetzen direkter Kampfcharakter zu. Die Erbschaftssteuer 
ist so erhöht worden, daß sie für große Vermögen bis 20 ''/o an
steigen kann; neu eingeführt ist eine staatliche Einkommen
steuer mit einer Progression von 1/4 bis 10 °/o und mit höheren 
Sätzen für Kapital- als für Arbeitseinkommen. 

Der Schwerpunkt der neuen Gesetzgebung liegt aber in den 
eigentlichen Bauerngesetzen. Im Interesse der Farmer hat der 
Staat die - gerade in jenen Gegenden besonders wichtige -
Hagelversicherung übernommen und es wird behauptet, daß die 
Farmer von North Dakota schon im Herbste 1919 etwa 15 Mill. 
Mark ersparten : dank der hierdurch eingetretenen Verminderung 
der Versicherungsprämien im Vergleich mit deren Ansetzung durch 
die privaten Versicherungsgesellschaften. Von gleichem volks
wirtschaftlichen Nutzen ist ferner die Errichtung einer neuen 
Staatsbank, die alle öffentlichen Geldmittel sammelt und die 
Bauern mit billigem Kredit versieht. Ein staatliches Büro ist 
nun mit der Durchführung der Getreidegradierung betraut und 
sichert so den bäuerlichen Erzeugern den vollen Preis ihrer Er
zeugnisse. Die Frachttarife der Eisenbahnen sind gesetzlich 
festgelegt, d. h. tatsächlich effektiv verringert worden. 

Schon diese obengenannten Maßregeln entspringen einer neuen, 
bisher ganz „ un-amerikanischen" volkswirtschaftspolitischen Auf
fassung und tragen in hohem Maße staatssozialistisches Gepräge. 
Noch mehr aber gilt dies von den neuen Gesetzen über den 
Getreidehandel. Zur Einführung eines staatlichen Getreidehandels
monopols ist es freilich nicht gekommen. W oh! aber ist nun
mehr der Betrieb des Getreidegroßhandels an staatliche Kon
zession gebunden und deren Erteilung erscheint an Garantien 
für eine loyale Behandlung der Produzenten geknüpft. Außer
dem ist eine staatliche Mühlen- und Elevatorengesellschaft mit 
einem Grundkapital von 20 Mill. 'Mark ins Leben gerufen worden, 
die das Getreide kauft und verkauft und Mühlen betreibt. Ihre 
sowohl wie auch der Staatsbank Leitung erfolgt durch t h e 
Industrial Commission, die sich aus dem Gouverneur des 
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Staates, dem Staatsadvokaten und dem Minister für Landwirt
schaft und· Arbeit zusammensetzt. Die Bildung dieser Getreide
handelsgesellschaft wurde natürlich von den Vertretern des pri
vaten Getreidehandels als rein sozialistisrhe Maßregel verschrien 
und angefochten. Der betreffende Beschluß der Legislative mußte 
daher, um in Kraft treten zu können, vorerst die Volksabstimmung 

. passieren. Diese fand :am 26. Juni 1919 statt und ergab die 
Bestätigung des Gesetzes mit großer Mehrheit, so daß dann die 
neue Gesellschaft im darauffolgenden September ihre Geschäfte 
beginnen konnte. Es braucht kaum betont zu werden, daß die 
privaten Getreidehandelskompagnien alles getan haben, um die 
Verwirklichung des öffentlichen Handels zu hindern und zu stören. 
Dies hat aber nur den Plan der Nonpartisan League gezeitigt, 
im Anschluß an die frühere Maßregel öffentliche Absatzagenturen 
in Minnesota und anderen Staaten einzurichten. So schließt sich 
kraft innerer Folgerichtigkeit an das eine Glied der Kette ein 
neues an. 

Der Kampf in North Dakota ist noch nicht zu Ende. Für 
die bevorstehenden Wahlen im nächsten Herbst ist bereits eine 
heiße Agitation entbrannt, und die Liga der Parteilosen wird von 
ihren Gegnern nacheinander als sozialistisch, anarchistisch, bol
schewistisch und deutschfreundlich verdächtigt. Mehr ins Ge
wicht als diese Angriffe von feindlicher Seite fällt aber, daß auch 
innerhalb der Nonpartisan Le~ue selbst gewisse Gegensätze zu
tage treten. · Angesichts dieser Spaltungsmöglichkeiten erhoffen 
daher die Gegner bei den Herbstwahlen den Sieg. Welcher 
Seite immer nun dieser sich auch zuneigen möge, unzweifelhaft 
ist jedenfalls, daß die bisher so erfolgreiche Bewegung der Non
partisan League ein deutlicher Beweis für das Vordringen 
neuer stark sozialistisch gefärbter Ideen in der nordamerikanischen 
Union ist. 

Übrigens ist die Bewegung längst nicht mehr auf North Da
kota allein beschränkt. Seit Neujahr 1917 hat sie sich über das 
ganze Bundesgebiet ausgedehnt und im Herbste 1919 bestanden 
bereits in dreizehn. Staaten Tochterorganisationen der Nonpartisan 
League mit zusammen 23Ö 000 Mitgliedern. Ein Jahr zuvor, im 
Dezember 1918, wurde ein allgemeiner Kongreß in St. Paul ab
gehalten, auf dem ein gemeinsames Programm zur Annahme 
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gelangte. Es richtet sich gegen Spekulation und Kapitalismus ; 
- es bezielt die Überführung sämtlicher Kommunikationsmittel in 

öffentlichen Besitz ; es fordert, daß Post, Telegraphen und Tele
phon, das Bankwesen und die Expreßkompagnien allen Speku
lationsgeschäften verschlossen werden; es erstrebt die Herabsetzung 
aller Frachttarife; es verlangt endlich die Aufhebung aller Ein
schränkungen und alles Zwanges, die während des Krieges der 
Arbeiterklasse auferlegt worden sind. · 

Das Schicksal dieser neuen Partei ist im Augenblicke sehr 
ungew1ß. Sicher aber ist, daß die Bewegung, der sie entsprungen 
ist, in starker Zunahme sich befindet, und besonders scharf zeigt 
sich das Streben, die Bauern und die Arbeiter zum gemeinsamen 
Kampf gegen den Kapitalismus zu vereinigen. Am 12. Februar 1920 
hat eine all-amerikanische Zusammenkunft von Bauern und Ar
beitern in Chicago ·stattgefunden. Die Hauptverbände, die hier 
vertreten waren, waren die Assoziation der Farmers von Nebraska 
und die Gewerkschaft der Lokomotivführer. Der nächste Zweck 
dieser Zusammenkunft war, die Grundlage für eine große Koopera
tivgenossenschaft zu schaffen, um durch sie die Produzenten 
und die Konsumenten einander näherzubringen. In den De
batten trat eine merkwürdige Einheitlichkeit bei der Interessenten
gruppen in den Anklagen gegen den Kapitalismus und dessen 
Verurteilung zutage und dies führte unwillkürlich von den 
Fragen der Kooperation zu solchen der Politik hinüber. Man 
forderte Gesetze und staatliche Maßnahmen zugunsten der Koope
ration, d. b. man betrat denselben Weg, den die Farmer von 
North Dakota schon früher eingeschlagen hatten. Von „Sozialis
mus" wollte freilich niemand etwas hören und wissen. Tatsäch
lich a,ber ist er bereits in den Herzen aller lebendig. 
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Vorbemerkung. 

Unsere Kenntnis von der äußeren Entstehungsgeschichte des 
Kommunistischen Manifests hat lange ausschließlich auf den 
kargen Mitteilungen seiner Verfasser 1

) und auf den WERMUTH• 
STIEBERschen Auszügen aus den Polizeiakten 2) beruht. Sie hat 
dann durch MEHRINGS ausgezeichnete Arbeiten 3

) grundlegende 
Förderung und Vertiefung erfahren, sowie nach ihm weitere Be
reicherung durch BERNSTEIN, ANDLER und GusTAV M.HER 4) -

1) Vgl. KARL MARx, Herr Vogt. London 1860. S. 34f. - Derselbe, 
Enthüllungen über den Kommunistenprozeß in Köln. N euer Abdruck mit 
Einleitung von. FRIEDRICH ENGELS und Dokumenten. Hattingen-Zürich 1885. 
Zit. nach dem IV. Abdruck mit Einleitung und Anmerkungen von FRANZ 
MEHRING, Berlin 1914. S. 2!:1/41. ' 

2) WERMUTH und STIEBER1 Die Kommunistenverschwörungen des neun
zehnten Jahrhunderts. 2 Teile. Berlin 1853. 

3) l<', MEHRING, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie. 2Teile. Stuttgart 
1897. I, 58/i83; Einleitung und Anmerkungen zu seiner Ausgabe von Aus dem 
li t er arischen Nachlaß von Marx; Engels und Lassalle. 4 Bde. Ebenda 
1902. II; Biographische Einleitung und Anmerkungen zur Jubiläumsausgabe 

, von WILHELM WEITLING, Garantien der Harmonie und Freiheit. Berlin 1!108. 
S. XXXIV ff.; Karl Marx, Geschichte seines Lebens. Leipzig 1918. S. 54/156. 

4) FRIEDRICH ENGELS, Grundsätze_ des Kommunismus. Eine gemeinver
ständliche Darstellung. Aus dem Nachlaß herausg. von EDUARD.BERNSTEIN. 
Berlin 1914. - CHARLES ANDLlilR, Le Manifeste Communiste, 2 vol. I. 
Tra.dllCtion nouvelle, avec les articles de F. ENGELS dans La Reforme (1847 

. A-1$48), II. Introduction histodque et Commentaire. Paris 1901. - OusTAV 
MAYER, Friedrich Engels in seiner Frühzeit 1820-1851. Berlin 11120. S.104/310. 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus IX, hrsg. v, Grünberg, 17 
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des Briefwechsels zwischen MARX und ENGELS 5) nicht zu ver
gessen. In jüngster Zeit endlich bat ERNS']) DRAHN sich um die 
Erforschung des alten Problems durch Ausgrabung zweier voll
kommen verschollener Urkunden von größter Wichtigkeit ver
dient gemacht 6). Immer noch aber hatte man es mit Stücken 
bloß einer zerrissenen Kette zu tun, zu deren vollständiger Zu
sammensetzung das Schlußglied fehlte. Nun bat auch dieses 
sieb gefunden. Im Frühjahr 1920 hat es mir, bei Gelegenheit 

• anderweitiger Studien in der meiner Leitung unterstehenden 
ANTON MENGER-Bibliothek, ein glücklicher Zufall in die Hände 
gespielt. Allerdings nicht als Erstem, wie ich mehrere Monate 
später aus der Lektüre der vortrefflichen ENGELS-Biographie 
GusTAV MAYERS ersah: MAYER hat das - erste und einzige -
Heft der Londoner Kommunistischen Zeitschrift, das im 
September 1847 schon, ein halbes Jahr vor dem Erscheinen des 
Kommunistischen Manifests, das Motto: ,,Proletarier aller Länder 
vereinigt euch!" an der Stirne trug, vor mir, auf dem Berliner 
geheimen Staatsarchiv, entdeckt 7). Übrigen~ ist e~, wenigstens 
dem Titel nach, auch bisher nicht unbekannt gewesen. GEORG 
ADLER erwähnt es bereits vor mehr als einem Menschenalter 8) -

allerdings ohne es zu Gesiebt bekommen zu haben und offenbar 
nach einem von WELLER herrührenden „Wegweiser auf dem Ge
biete der sozialdemokratischen Literatur" 9

); und MAX NETTLAU 

5) Der Briefwechsel zwischen Friedrich Engels und Karl Marx 1844 
bis 1883, Herausg. von A. BEBEL und Eo. BERNSTEIN. 4, Bde. Stuttga.rt 
1913. 

6) DRAHN, Zur Vorgeschichte des Kommunistischen Manifests und der 
Arbeiterinternationale, in Die neue Zeit XXXVII/2 (1919), 131/138. Es 
handelt sich um zwei - ursprünglich in Demokratisches Taschen
b u eh für 184:8 (Leipzig, Verlag von E. 0. WELLER 1847), S. 282/299 er
schienene - Adressen des Bundes der Gerechten vom November 1846 und 
Februar 184:7. - DRAHN hat sich mit ihrem einfachen Wiederabdruck be
gnügt - die erste Adresse übrigens auch nur gekürzt reproduziert. Das 
von ihn weggelassene Stück findet sich unten in der Anmerkung 90. 

7) Vgl. MAYER a. a. 0. S. 298, 4:20. 
8) Vgl. GEORG ADLER, Die Geschichte der ersten sozialpolitischen Ar

beiterbewegung in Deutschland. Breslau 1885. Anhang S. IV, Anm. 1. 
9) Anhang zu E. WELLER, Die Freiheitsbestrebungen der Deutschen im 

18, und 19. Jahrhundert, dargestellt in Zeugnissen ihrer Literatur. II. Aufl. 
Leipzig 184:8. S. 2. Vgl. auch ADLER a. a. O. VII und IV. 
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zitjert 1899 nebst dem vollständigen Titel auch das Inhaltsver
zeichnis des Hefts, auch er übrigens ohne dessen Inhalt 21u kennen 9 "). 

Wichtiger jedoch als diese durch publizistische Gewissen
haftigkeit gebotene Feststellung ist ein anderes. Die neu 
aufgefundene Zeitschrift, an sich schon eine der interessantesten 
Urkunden aus der Frühzeit des modernen Kommunismus, ge
stattet im Zusammenhalt mit anderen von früher her bekannten, 
eine nunmehr lückenlose Schilderung der Vorgänge, welche 'die 
Entstehung des MARX-ENGELSsehen Manifests gezeitigt haben, 
und eröffnet so das Verständnis auch für vieles, was bisher gar 
nicht oder nur schwer zu erklären war. Sie in einer unver
kürzten Neuausgabe wieder allgemein zugänglich zu machen, 
erscheint daher nicht nur gerechtfertigt, sondern auch geboten. 

Mit ihr zugleich veröffentliche ich noch einige andere Ur
kunden aus den Jahren 1847 /1848, die mit ihr organisch 2lil
sammenhängen. Vor allem den von der Zentralbehörde des 
Bundes der Gerechten ausgearbeiteten Entwurf eines kommun:isfi
schen Glaubensbekenntnisses; sodann die Statuten des Bund·eii 
der Kommunisten von Ende 1847, die nur in dem - helite 
kaum noch aufzutreibenden - Buche von WERMUTlI-S'l'tEBER 10) 

zu finden sind; endlich die Forderungen der kommunistischen 
Partei in Deutschl,and nach Ausbruch der Februarrevolution. Sie 
sind nach dem Revolutionsjahr vollständig verschollen und erst 
1885 hat sie ENGELS einer weiteren Öffentlichkeit wieder bekannt 
gemacht 11). Merkwürdigerweise jedoch nur teilweise. Vollständig 
sfhd sie erst 1909 wieder publiziert worden ~ an einer S~lle 
aber, an der sie erst recht unbeachtet geblieben sind 1

') und 
ohne daß sie ihrer ei~entlichen Bedeutung nach erkannt worden 
wären - ja, ohne daß ihre eigentliche Bedeutung damals auch 

9 a) Vgl. NETTLAU (die handschriftliche, -in bloß 50 Exemplaren auto
kopierte) Bakunin-Biographie. London 1898/1900. II, Anm. 1784; ferner 
dessen :Marxanalekten, im Arch. f. Gesch. d. Sozialismus u. d. Arbeiterbewe
gung. VIII, 394, Anm. 2. 

. 10) A. a. 0. I, 239/243, Anlage X. 
11) Einleitung zum Kommunistenprozeß a. a. O. S. 41. Vgl. auch '.MmirnING, 

Gesch. d deutsch. Soz.Dem. I, 361. · · 
12) In der Doktordissertation von GusTAV LÜDERS, Die demokratische 

Bewegung in.. Berlin im Oktoher 184-8 (Abhandlungen z. mittl. u. neueren 
Geschichte XI). Berlin und Lfipzig 1909. S. 151:1/160. · 

17* 
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nur- hätte· voll erkannt werden· können. In der Gegenwart aqer, 
in der der .Übergang von der kapitalistischen zur sozialistischen 
-Gesellschaft .»iemandem mehr als bloße Phantasmagorie erscheint, 
da überall Sozialisierungspläne und Sozialisierungsbestreb~ngen 
an der Tagesördnung sind, da in Sowjetrußland die Diktatur 
des ,Proletariats aufgerichtet worden ist, heischt gerade jener 
Teil der 11 Forderungen", den ENGELS seinerzeit nicht mitgeteilt 
bat,· besondere Aufmerksamkeit. 

I. 

Die Entstebungsgeschichte des Kommunistischen Manifests 13). 

Die französische Revolution hat die ökonomischen und rechts
philoRophischeil Voraussetzungen für den Sozialismus formuliert; 
·11-ud sie auch schon hat den ersten Versuch zu dessen Verwirk-
0lichung nach. vorausgegangener Erringung der politischen Macht 
·geseh~n. Dieser verfrühte Versuch mußte mißlingen. Nachdem 
,GRACCHUS _BABOEUF und DARTHE ihn am 27. Mai 1797 mit dem 
;Tode gebüßt hatten und. sieben andere Verschworene zur Depor- · 
:tation verurteilt worden waren, verschwand jede kommunistische 
Regung. von der Bildfläche. Im napoleonischen Frankreich war 
noch, kein Raum für 'eine solche. Erst mußte das „System der 
_natürlich.en Freiheit'' und die moderne kapitalistische Produktions
weise zu volferer Entfaltung gelangen, damit die Kritik ihrer . 
Segnungen und in weiterer Folge die Negation der geschichtlich~n 
Privateigentumsgrundlage in Gesellschaft, Wirtschaft und Recht in 
_den ]\fassen Widerhall finden und eine ·selbständige proletarisch
kommunistische Bewegung emporkommen konnte. Wir begegneµ 
'denn· auch den Anfängen einer solchen erst an der Wende von 
den dreißiger zu den vierziger Jahren· des vorigen Jahrhunderts. 
Wurde ja• überdies ihre organische Entstehung durch die Gestal
'tung der politischen Verhältnisse nach dem Sturze des Kaiser
reichs mehr als ein halbes Menschenalter hindurch gestaut. 

Indem die b.ourbonische Restauration die Errungenschaften 

, ·:: :.lß):'Vgl., ,\11!1 folgenden die in den Anm. 1, 3, 4 und 8 zit. Literatur; 
J~rn~~:.Gßü~BERG, ,Art., ,,Sozialdemokratie" und „Sozialismus", im Wörterbuch 
der Volkswirtschaft (lli. Aiµ!,, Jflna 1911); II 800 f., 804. 
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der großen bürgerlichen Revolution von 1789 in Vrage steßen 
zu wollen schien, einigte sie nochmals den „D'ritten ·~fand'"· zu 
gemeinsamem Kampfe wider sich. Aber auch nach der Juli
revolution und der endgültigen Ergreifung der Macht durch die 
Großbourgeoisie gingen noch die bürgerliche Demokratie und. das 
Proletariat einige Zeit zusammen: ,,nicht eins zwar, aber doch ver
einigt" im Ziele der Herstellung der Republik als der nicht nur 
an sich besten Staatsform, sondern als derjenigen auch, die· im
stande sei, allen Übeln und Beschwerden abzUhelfen. Wo man 
daher damals einer Arbeiterbewegung, od·er besser: einer Be
wegung auch unter Arbe,itern begegnete, stand sie im Dienste des 
Republikanismus. Dies gilt ebensowohl von den beiden Kristal
lisationspunkten der · republikanisehen Agitation zwischen 1830 
und 1834,_ der Societe des Amis du Peuple und der So
ciete des Droits de l'Homme, wie von den wiederholten, 
in diese ;Jahre fallenden republikanischen Erneuten. 

Wandel hierin brachte erst die strenge Repression des „Bür~ 
gerkönigtums" gegen den Republikanismus nach dem Lyon~ 
Pariser Aufstande von 1834. Sie drängte die republikanische 
Agitation aus der Öffentlichkeit in geheime Gesellschaften. In 
diesen aber gewannen - vermöge ihrer gegen früher notwen-' 
dig demokratischeren Organisation - naturgemäß allmählich 
die proletarischen Interessen und Aspirationen die Oberhand. 
Ihr Ziel ward nicht mehr die Republik allein, sondern auch die 
Ausdehnung des Egalitätsprinzips auf das wirtschaftliche Ge
biet. Damit langte die Entwicklung auf demselben Punkte wie.: 
der an wie die von GRAccnus BABOEUF geleitete „ Verschwörung 
für die Gleichheit", deren Geschichte kurz zuvor BAB0EUFS ein
stiger Genosse, PHILIPPE BuoNARROTI, ans Licht gebracht hatte 14

) 

(1828), und der „Babouvismus" feierte seine Auferstehung. Seine 
Führer aber, ARMAND BARBES und Lows-AuGUSTE BLANQUI, 
übernahmen mit den Zielen des Meisters auch dessen Taktik, 
gründeten erst die Societe des familles und nach deren 
polizejlicher Sprengung (1835) die So c i et e des Saisons, ver~ 
breiteten aufrührerische Flugblätter mit der Aufforderung zu 
sozialer Revolution und zu politischem Mord und versuchten am 12. 

14) PH. BuoNARRoTr, Comipiration pour l'egalite dite d:e Babeuf. 2 vol. 
Bruxelles 1828. 
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und 13. Mai 1839 eine ähnliche bewaffnete Erhebung wie „die 
Gleichen'' im Mai 1796. Sie wurde selbstverständlich sofort und 
miti Leichtigkeit niecfergeschlagen. Die beiden Führer wurden 
~m Tode verurteilt, jedoch zu lebenslänglichem Kerker begna
digt, aus dem sie erst die Februarrevolution befreien sollte. 

Ihnen hatten sieb gesellt und wurden daher ebenfalls in 
die, Niederlage verwickelt die Sektionen des Bundes der Ge
r-e.c M e n. 

Dieser hatte sich - in zu der angedeuteten französischen 
ganz paralleler Entwicklung - aus dem zwei Jahre zuvor von 
d~n deutschen Flüchtlingen in Paris gestifteten, demokratisch
republikanischen (Geheim-) Bunde der Geächteten durch 
Sonder~usammenschluß der tatkräftigsten und extremsten, der 
w,eitaus überwiegenden Mehrheit nach proletarischen Elemente, 
unter Führung des ehemaligen Göttinger Privatdozenten WIL
HELM SCHUSTER gebildet 1ö). Er stand programmatisch sowohl 
als auch taktisch auf demselben Boden wie die Societe des Sai
sons und hing auch eng mit ihr zusammen. Seine Verfassung 
war ·sehr• kompliziert 16). Wesentlich an ihr war, daß die früher 
geheimen Vorstände, denen gegenüber unbedingte Gehorsams
pßicbt bestanden hatte, fortan durch Wahl bestellt wurden. -
Unter- den Mitgliedern des Bundes traten neben einigen Lite
raten, darunter auch der aus Danzig stammende Arzt HERMANN 

EwERBElC!i, vornehmlich hervor: der seit 1833 heimatsflüchtige 
frühere. Gießener Student KARL ScHAPPER (1812 -1870), der aus 
sejnem Schweizer Asyl vertrieben, sich nach Paris gewandt hatte 
1\Dd· sich dort als Setzer fortbrachte ; der aus dem Fränkischen 

lfü Na!}b- den aus den Jahren 1845/46 stammenden Mitteilungen von 
~LD ~UQ!il (Zwei Jahre in Paris. Studien und Erinnerungen. 2 Bde. 
4~!.P,~ig, b,ei Wilh. Jurany 1846. I, 338 f.) traten von den etwa 500 Mitgliedern 
des J:lulJ~es der Geächteten vier Fünftel in den Bund der Gerechten iiber. 

Hi) Die Statuten des Bundes sind nicht erhalten. Nach RUGE (a. a. 0.) 
gliederte. er sich in „Gemeinden" zu je zehn Mitgliedern; zehn Gemeindevor
steher bild~~ e~nen „Gau"; die Vertreter ~er Gaue bildeten die „Halle", 
welch,e. aµ,, ihrer Mitte einen „ Vorstand", dem die geistige Leitung oblag, 
U!ld ein,e11 „:aeistan,d" zur Kontrolle wählte. Aus den Beiständen sll.mtlicher 
Hallen setzte sich die „Beihalle" zusammen, welcher die Besorgung der · 
mianziellen Angelegenheiten und der Sekretaria.tsgesehli.fte, sowie die Schlich• 
tung von · Vereineetreitigkeiten zufiel. 
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stammende Schuhmacher HEINRICH BAUER; endlich der Schneider
geselle WILHELM WEITUNG (1808-1871), der im Auftrage des 
Bundes im Jahre 1838 sein kommunistisches Glaubensbekennt
nis: ,,Die Menschheit wie sie ist und wie sie sein sollte", 
schrieb 17

). 

Im Gefolge des Maiaufstandes von 1839 wurden SCHAPPER 
und BAUER nach längerer Haft von der französischen Regierung 
Landes verwiesen und gingen nach London. Hier knüpften sie 
die abgerissenen Bundesfäden wieder an und gründeten gemein
sam mit - dem am 19. Juli 1849 als Revolutionssoldat im Ba
dischen gefallenen - JosEPH MOLL, seines Zeichens Uhrmacher 

· aus Köln, unter Ausnutzung der englischen Vereins- und Ver
sammlungsfreil!eit, am 7. Februar 1840, den öffentlichen Deut
schen Arbeiter-Bildungsverein als Werbebezirk für den 
Bund, der bald in London mehrere Gemeinden\ zählte. Auch 
der Bildungsverein teilte sich in der Folge in zwei. Vereine mit 
den Sitzen in Westend (191 Drury· Lane, High Holborn) und 
Ostend (Castle, Goodman's Style Whitechapel). Sie zählten Ende 
1846 gegen 500 Mitglieder 1h). 

Die gleiche Taktik wurde mit Erfolg auch in der Schweiz 
eingehalten, wohin sich WEITUNG, nachdem er zuvor die zer
sprengten Pariser Bundessplitter gesammelt und - unter EWER-

. BECKS Führung - neu gruppiert hatte, im Sommer 1840 zu 
kurzem und im Frühjahr darauf zu dauerndem Aufenthalt be
geben hatte. Dank seiner und seines eifrigen Anhängers und 
Helfers AUGUST BECKER Propaganda entstand hier eine weitver
zweigte, mehr oder weniger auf den WEITLINGschen Kommunis
mus eingeschworene Organisation. Und sogar in Deutschland 
fehlte es - wie ENGELS berichtet 1~) - nicht an zahlreichen 

17) Vgl. über WEITLING: MEHRING in der zit. Jubiläumsausgabe von 
WEITLINGs Garantien usw.; ferner EMIL KALER, Wilhelm Weitling. Seine 
Agitation und Lehre. Rottingen-Zürich 1887. Ganz wertlos ist die Dissertation 
von F. CAILLE, Wilhelm Weitling theoricien du communisme 1808-1870. 
Paris 1905. 

18) Vgl. Demokrat. Taschenb. für 184:8, S. 296. 
19) Einleitung zum Kommunistenprozeß a. a. 0., S. 32. Vgl. ferner 

H. LAUFENBERG, Gellchichte der Arbeiterbewegung in Hamburg, Altona und 
Umgegend. Hamburg 1911. I, 90 f.; BERNSTEIN, Die Geschichte der Berliner 
Arbeiterbewegung. Berlin 1907. I, 2 ff. 
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Sektionen, die sich den polizeilichen Nachspürungen m.it Ei:folg 
zu entziehen wußten. 

Die Zentralbehörde , hatte seit 1840 ihren Sitz in L9ndon. 
Hier lag auch der Schwerpunkt der Mitgliedschaften, seitdem -
die Kommunistenverfolgung in der Schweiz eingesetzt hatte und 
WEITLING selbst nach fast einjähriger Haft am 21. Mai 1844, 
filr fünf Jahre Landes verwiesen, über die deutsche Grenze ge
schafft worden war. Dieser örtliche Zusammenhang konnte auf 
die Dauer nicht 

I 
ohne tiefgehenden Einfluß auf die Londoner 

Bundessektionen und die oberste Bundesleitung bleiben. 

-Auf dem Festlande hatten sich die Mitglieder fast zur Gänze 
rekrutiert und· rekrutierten sich auch noch in den vierziger Jah
ren aus wandernden Handwerksgesellen. Von Kleinmeistern 
ausge,beutet, erhofften und erstrebten sie doch selbst die Meister
schaft und so von zünftigen Vorstellungen und Vorurteilen be
fangen, hatten sie weder Blick noch Verständnis für die immer 
siegreicher hervortretende kapitalistische Welt und daher auch 
nicht für das eigentliche Wesen ihrer Klassenlage l!o). Dazu kam, 
daß die gewohnte Enge der heimatlichen Verhältnisse für sie 
auch in der Fremde nicht aufhörte. Überall lebten sie national 
aneinandergeschlossen; und erleichterte dies die gegenseitige 
Übermittlung von Kritik gegen die Gegenwart und von Wün- . 
sehen, Hoffnungen und Bestrebungen für die Zukunft sowie die 
revolutionäre Agitation von landsmannschaftlicher Seite her, so 
hielt es doch anderseits den wirtschaftlichen und politischen Vor-

20) Vgl. auch Brie fw e eh s e 1 I, 40: ,,Mit den Straubingern hier denke 
ich durchzukommen. Die Kerle sind freilich gräßlich unwissend und durch 
ihre Lebenslage gar nicht präpariert. Konkurrenz unter ihnen gibt es gar 
nicht. Der Lohn hält sich immer aui einem und demselben Niveau, der 
Kampf mit dem Meister dreht sich gar nicht um Lohn, sondern um den 
Gesellenhochmut usw •... " (ENGELS an MARX, Oktober 1846); I, 88 : ,, ... Die 
Weitlingerei und Proudhonisterei sind wirklich der kompletteste Ausdruck 
der Lebensverhältnisse dieser Esel . . • Die Einen sind echte Straubinger, 
alternde Knoten, die Anderen angehen1le Kleinbürger ... " (ENGELS an MARX, 
14. Januar 1848). Ganz ähnlich stand es natürlich auch innerhalb der fran
zösischen Handwerksgesellenschaft. Vgl. (die Neuausgabe von) AGRICOL 
PERDIGUIER, Memoires d'un Compagnon. Preface par DANIEL HALEVY. 
Editions des ()ahiers du Centre, Moulins 1914. 
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stellungskreis in wesentlich nationalem Rahmen 21
). Ganz anders 

im gewaltigen Emporium an der Themse. · 
Im industrialisierten England war die großbetriebliche Ent

wicklung der Produktionsweise unendlich vorgeschrittener als 
auf dem Kontinent, Frankreich nicht ausgenommen; war das 
Proletariat zur zahlreichsten Bevölkerungsgruppe geworden ; waren 
die Klassengegensätze zwischen Kapital und Arbeit lä.ngst nicht 
mehr bloß latent, sondern zu schroffer, stetig sich steigernden 
Ausbildung gelangt, allgemein sichtbar und allgemein wahr
genommen; tobte der Kampf der Arbeiterschaft um politische 
Gleichberechtigung und soziale Besserstellung; ~var bereits in 
vielen der Gedanke lebendig, daß die politische Parteibildung 
durch die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Interessen be
stimmt werde. Wie das al1es auf Kopf und Herz des jungen ENGELS 
wirkte, nachdem er im Spätherbst 1842 englischen Boden betreten 
und auch mit englischen Sozialisten und mit Chartistenführern.Be
ziehungen angeknüpft hatte; wie es ihn reifte; wie es ihm die 
Einsicht in die wahre Natur der bürgerlich-kapitalistischen Gesell
schaft sowie in deren Verhältnis zum Staat erschloß und ihn so 
zum revolutionären Kommunismus, zum wissenschaftlichen Sozia
lismus hin führte: das wissen wir jetzt in allen Einzelheiten aus 
GusTAV MAYERS liebevoller Schilderung von ENGELS' politischen 
und sozialen Lehrjahren in England 22). Natürlich aber blieben 
auch die Londoner Gerechten von den Eindrücken aus ihrer 
Umwelt her nicht unbeeinflußt, wenngleich es ihnen nicht w'ie 
dem ENGELSsehen Genius g,egeben war, sich aus eigener Kraft 
zu· voller Klarheit über ihre Bedeutung durchzuringen. Der 
Augenblick mußte kommen, in dem sie sich von der Lehre, der 
sie anhingen und die nacheinander sämtliche Phasen des fran
zösischen und englischen Kommunismus und Sozialismus, sowie 
der deutschen Philosophie durchlief, weg und jener von MARX 
und ENGELS zuwandten. Dieser Prozeß wurde noch dadurch 

21) So lautet§ 1 der Statuten des Bundes der Geächteten: "Der 
Bund ist ein aus deutschen Männern bestehender Bund; Deutsche sind alle 
der deutschen Sprache und Sitte angehörende Männer." - Freilich war der 
,,Zweck des Bundes Befreiung und Wiedergeburt Deutschlands und Verwirk
lichung der in der Erklärung der Menschenrechte ausgesprochenen Grund
sätze." Vgl. WERMUTB-STIEBER a. a. 0. I, 177. 

22) A. a. O. S. 124/181. 
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vorbereitet und beschleunigt, daß sich das personale Gefüge des 
Bundes allmählich wandelte und daß er aus einer deutschen 
zu einer internationalen Vereinigung wurde. 

Diese Entwicklung setzte zunächst im Londoner Arbeiter
bildungsverein ein, in dem sich je länger je mehr Angehörige 
der verschiedensten Nationen - Schweizer, Elsässer, Holländer, 
Skandinavier, österreichische Slawen, Russen, Ungarn - zu
saminenfanden, die sich im Verkehr mit Ausländern vorwiegend 
der deutschen Sprache als Verständigungsmittel zu bedienen ge
wöhnt waren, und griff bald auch auf den Bund selbst iiber, 
der ja die tüchtigsten Kräfte aus den Bildungsvereinen an sich 
zu ziehen und sich aus ihnen zu ergänzen pflegte. Bedeutsam 
wurde auch der engere und enge Zusammenhang der führenden 
Männer des Bundes mi~ den Gruppen andersnationaler, nament
lich französischer und der demokratischen polnischen Flüchtlinge 
sowie mit den radikalen englischen Vereinigungen und mit her
vorragenden Chartistenführern. Auf den an revolutionären Ge
denktagen veranstalteten Versammlungen und Banketten begegnen 
wir stets auch MOLL und ScHAPPER; der letztere war auch an 
der Anfang 1845 erfolgten Gründung von The Democratic 
Fr i e.n d s o f A 11 Na t i o n s beteiligt, deren - erste - "Address 
to the Friends of Humanity and Justice among the Nations" 
LOVETT zum Verfasser hatte is); und neben dem Chartisten 
G. JuLIAN HARNEY, dem Franzosen JEAN A. MICHELOT, dem 
Schweizer HENRI HUBERT, d'em Skandinavier PETER HOLM und 
dem Ungarn A. NEMETH, befanden sich auch MOLL und ScHAPPER, 
jener als Präsident, an der Spitze a'er auf HARNEYS Initiative 
im Herbst 1845 gestifteten Gesellschaft der Fr a t e rn a 1 Demo
c rat s t 4

). Anläßlich der damals wegen des Oregongebiets drohen
den kriegerischen Verwicklungen zwischen Großbritannien und der 
nordamerikanischen Union und dann wieder des Krieges zwischen 
dieser und Mexiko 26) wendeten sich die Brüderlichen Demokraten 

23) Vgl. (die Neuausgabe von) Life and struggles of WILLIAM LOVETT, 
with an introduction by R. H. TAWNEY (Bohns Popular Library, Social
Economic Section LXXXII1LXIII). 2 vol. London 1920. II, 314 f. 

24) Vgl. TH, RoTHSTEIN, Aus der Vorgeschichte der Internationale (Er
gänzungshefte der Neuen Zeit XVII). Stuttgart 1913. S. 4 ff.; M. BEER, 
Geschichte d. Sozialismus in England. Ebenda 1913. S. 407. 

25) Vgl. auch Anm. 109. 
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mit zwei Aufrufen, vom 4. März und 4-, Juli 1845, ,,An die ar
beitenden Klassen Großbritanniens und der Vereinigten Staaten" 
und darüber hinaus an „die Arbeiter aller Länder" mit der 
Mahnung: ,,Freiheit und Gerechtigkeit und zuletzt Friede und 
Glück stehen euch bevor, wenn ihr lernen wollt, euch über natio
nale Antipathien und nationale Vorurteile hinwegzusetzen. Thuet 
für euch selbst, was die Regierungen nicht für euch thun wollen!" 
Eine Mahnung, deren Ausklang: ,,Auf Nationen, knüpft das 
heilige Band, Einigt euch mit Herz und Hand 16) !" an das „Grou
pons nous et demain L'Internationale sera le genre humain" 
erinnert. Die Losung der Fraternal Democrats: ,,Alle Menschen 
sind Brüder" war fortan auch auf den Mitgliedskarten des Ar
beiterbildungsvereins „in wenigstens zwanzig Sprachen zu lesen, 
wenn auch hier und da nicht ohne Sprachfehler" (ENGELS). 

Immerhin blleb der internationale Charakter des Bundes zu
nächst noch rein äußerlich. Allein er verinnerlichte sich in dem
selben Maße, als sich einerseits der Einfluß der MARX-ENGELS· 
sehen Anschauungen bemerkbarer machte und andererseits aus 
den Erfahrungen mit den Konspirationen und Putschversuchen 
seit 1830 die Überzeugung sich aufdrängte, ,,daß jede Revolution, 
um siegreich zu sein, europäisch sein müsse" und daß sie, um 
europäisch zu werden, nicht in konspiratorischem Schatten sich 
bereiten dürfe, sondern an das Licht öffentlich-propagandistischer 
Parteibildung zu treten habe. 

ENGELS war bereits. 1843 mit SCHAPPE& und BAUER in Be
rührung gekommen. Ihre Einladung, dem Bunde beizutreten, 
hatte er jedoch folgerichtig abgelehnt. Auch MARX hatte wäh
rend seines ersten Aufenthalts in Paris - November 184-3 bis Ja
nuar 1845 - ,,persönlichen Verkehr mit den dortigen Leitern 
des ,Bundes' wie mit den Führern der meisten französischen 
geheimen Arbeitergesellschaften (gepflegt), ohne jedoch in eine 
dieser Gesellschaften einzutreten" 27

). Zuviel Trennendes lag noch 
zwischen den beiden Freunden und den Gerechten, zuviel Miß
trauen auch obwaltete noch zwischen ihnen. Seit 1845 wurde 

· es jedoch allmählich anders. 

26) Demokr. Taschenbuch f. 1848. S. 2641272. 
27) MARX, Herr Vogt. S. 35. 
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Am 11. Januar dieses Jahres war MARX auf Andrängen der 
preußischen Regieru,ng wegen seiner Mitarbeit am Pariser V o ra 
wärt s von GmzoT. aus Frankreich verwiesen worden und hatt~ 
sich nach Belgien, dem damals auf dem Kontinent verhältnis
mäßig sichersten politischen /Asyl, gewandt. Hier ließ er sich 
in Brüssel nieder, wo sich ihm kurz darauf ENGEL?. zuge~ellte, 
seit dem Herbst 1843 mit ihm in unzerreißbarer Freundschaft 
zu gemeinsamer Lebensarbeit für die Sache des Proletariats ver
bunden. Gleich im Sommer 184-5 unternahmen sie dann beide 
eine sechswöchentliche · Reise nach England, wo MARX erstmals 
einen tieferen Einblick in die englische ökonomische Literatur 
gewann und mit den Männern vom linken Flügel des Chartis
mus in Fühlung trat, während ENGELS seine alten Verbindungen 
mit ihnen auffrischte und die Wiederaufnahme regelmäßiger l\Iit
arbeit am No r t her n Star verabredete. Daß s

0

ie damals auch 
mit den Häuptern der Londoner Gerechten nioht außer Verkehr 
geblieben sind, darf wohl als selbstverständlich angenommen 
werden. 

Nach ihrer Rückkehr nach Brüssel finden wir sie die näch
sten paar Jahre mit der Vollendung ihrer Selbstverständigung 
und der Herausarbeitung des Gegensatzes ihrer Ansicht gegen 
die ideologische der· deutschen Philosophie, mit dem Aufbau und 
der Fundamentierung der materialistischen Geschichtsauffassung 
und damit befaßt, diese rücksichtslos gegen frühere Freunde und 
alte wie neue Widersacher zu verfechten und sie gerade in Ar
beiterkreisen zu propagieren. Denn wichtiger, als die Ergeb
nisse ihrer wissenschaftlichen Forschung „in dicken Büchern 
ausschließlich der ,gelehrten' Welt zuzuflüstern", erschien ihnen 
die Gewinnung zunächst des deutschen und darüber hinaus des 
europäischen Proletariats für ihre Weltanschauung als der ihrer 
Überzeugung nach einzig zuverlässigen Basis für die Revolutio
nierung der Gesellschaft. 

Allmählich hatten sich im Laufe dieser zwei Jahre eine Reihe 
von alten und neuen Freunden und Anhängern in Brüssel eins 
gefunden: MOSES HEss; der spätere Redakteur der Neuen Rhei
nischen Zeitung ERNST DRONKE; der Schlesier WILHELM WoLFF; 
d~r einstige Artillerieleutnant JOSEF WEYDEMEYER; der jüngere 
Bruder von MARXens Gattin, EDGAR VON WESTPHALEN; der ehe-
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malige preußische Aktuar und eifrige Weitlingianer SEBASTIA~ 
SEILER 28

); schließlich auch WEITLING selbst, der nach seiner 
Vertreibung ans der Schweiz über den preußischen Schub nach 
Hamburg und von dort, im August 1844, nach London gelangt 
war, wo er mit einiger Unterbrechung die nächsten siebzehn 
Monate verlebte - anfänglich zwar sehr gefeiert, aber in seine 
"Systemfängerei" eingesponnen, unfähig zu weiterer Entwicklung 
sowie zu dauernder Verständigung und fruchtbarer Zusammen
arbeit mit · den über ihn hinausgewachsenen ScHAPPER, MOLL 
und BAUER, daher denn auch in höchstem Maße enttäuscht und 
verbittert. Die belgische Hauptstadt wurde so der Mittelpunkt 
der von MARX und ENGELS neu entfachten kommunistischen Be
wegung, der sich auch einige Brüsseler, Kölner und Pariser an.
schlossen. Bis zum Erscheinen der - von AnALBERT VON BORN
STEDT seit Beginn des Jahres 1847 zweimal wöchentlich heraus
gegebenen - Deutschen Brüsseler Zeitung ohne Organ 
für eine öffentliche Wirksamkeit, suchten MARX und ENGELS 
Ersatz in einem regelmäßigen Korrespondenzverkehr mit den 
Führern des Kommunismus und politischen Radikalismus in den 
europäischen Zentren und richteten zu· diesem Zweck das K o m
m uni s t.i s c h e Korrespondenzkomitee in Brüssel ein. 
Diesem, Verkehr schloß sich auch die Zentralbehörde des Bundes 
der Gerechten an. Daß eine gleichgerichtete Verbindung mit 
den Engländern bereits durch den Londoner Aufenthalt der bei
den. Freunde praktisch angebahnt war, haben wir gesehen. So 
galt es denn nun auch und vor allem, die Franzosen für sie zu 
interessieren, indem man ihnen begreiflich machte, daß hinter 
der ziffermäßig so winzigen Gruppe um MARX lebendige Kräfte 
(Stünden, die bei keinem politischen Kalkül vernachlässigt wer
den diirften. 

Zu diesem Zwecke verlegte ENGELS in der zweiten August
hälfte 1846 seinen Wohnsitz nach Paris. Aber auch aus einem 

28) Verfasser der Schriften: ,,Das Eigentum in Gefahr! oder was haben 
Deutschland und die Schweiz vom Kommunismus und Vernunftglauben zu 
fürchten?" Bern, bei Jenni 1843, sowie „Der Schriftsteller Wilhelm Weit
Jing und der Kommunistenlärm in Zürich. Eine Verteidigu.ngsschrift, die 
bereit11 gesetzt . war,. aber . vom Walliser Staatsra.t unterdrückt, jetzt .für das 
Publikum geboten wird", Ebenda 1843. 
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anderen Grunde noch. Es sollten auch die Gerechten in der 
französischen Hauptstadt, dem Vorort der Revolution, für die 
neue Auffassung gewonnen werden. 

ENGELS fand die drei dortigen Gemeinden - deren zwei 
sich vorwiegend aus Schneidern, die dritte aber vornehmlich aus 
Möbelschreinern zusammensetzte - in vollster Zerfahtenheit. 
Auch in ihnen gärte es. Ein Teil der Mitglieder, in erster Linie 
EwERBECK selbst, empfanden lebhaft die Unzulänglichkeit der 
WEITLINGschen Ideen und Pläne und hatten sich ihnen bereits 
entfremdet; dafür aber drohten sie unter den herrschenden Ein
fluß von KARL GRüN (1813-1887) und mittelbar von PRoUDHON 
zu geraten "9

). Um so leichter zugleich und notwendiger erschien 
unter diesen Umständen ENGELS' Mission - zumal sich am 
30. März 1846 MARxens Bruch mit WEITLING vollzogen hatte 80) 

und seine Auseinandersetzung mit PROUDHON sich vorbereitete 31
). 

Wie sich ENGELS seiner Aufgaben entledigte, wie er namentlich 
den Klärungs- und Reinigungsprozeß innerhalb der Pariser Ge
meinden förderte, bemüht, ihnen - sowohl den WEITLINGschen 
„Löffelkommunismus'', wie die „Straubingeridylle der GRüNschen 

29) Vgl. Briefwechsel I, 26, 29/30, 37/38,'41/44 (ENGELS an das 
Brüsseler Komitee, vom 21. Aul!'ust, 16. September und 23. Oktober; an MARX, 
vom 18. September und Oktober 1846). Auch RuGE (a. a. 0. I, 340) er
zählt ungefähr gleichzeitig von dem Meinungszwist zwischen den "Tailleurs" 
und den »'Ebenistes": ,,Es versteht sich, daß die sozialen Probleme, ,vor
nehmlich die Gütergemeinschaft, als das beste Mittel, um zur Aufhebung der 
Sklaverei der Arbeiter zu gelangen, und die Religionsfrage die Gegenstände 
der Erörterung bilden. Die 'Ebenistes sind die freisinnigen Handwerker, die 
vom Christentum emanzipiert sind und sich dabei auf FEUERBACH gründen. 
Ihnen gegenüber stehen die Tailleurs, die mit WEITLTNG, dl·saen Ruhm sie 
sich aneignen, am Christentum festhalten. (Sie) haben die Mystik auch in 
die Politik gebracht und denken an eine unmittelbare mysteriöse Emanzi
pation ohne Rücksicht auf den Staat." Nicht ohne Interesse sind auch KARL 
GuTzKow, Briefe aus Paris. Leipzig 1842. II, 102/127. 

30) Vgl. hierüber MEHRING, Einleitung zu "Garantien Jusw.", S. XXXvit; 
ferner den Bericht ANIENKOs, deutsch von J. Z. u. d. T. »Eine russische 
Stimme über Karl Marx", in Die Neue Zeit I (1883), S. 236 f., sowie den 
Bericht WEITLINGs selbst, bei KALER a. a. 0., S. 72 f. 

31) Die Vorrede zu MARX, La misere de la philosophie. Reponse a la 
Philosophie de la misere de M. Proudhon (Bruxelles 1847) ist vom .15. Juni 
1847 datiert; Das Buch entstand im Winter 1846/47. 
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menschentümlichen Phrasen" und die „ vergrünten PROUDHON
schen Floskeln" auszupauken, wissen wir aus seinen eigenen 
Schilderungen 32

). . 

Inzwischen wuräe der Korrespondenzverkehr mit der Londoner 
Zentrale des Bundes der Gerechten ein stetig regerer. MARX be
nützte ihn, um „durch eine Reihe teils gedruckter, teils litho
graphierter Pamphlets das Gemisch von französisch-englischem 
Sozialismus oder Kommunismus und von deutscher Philosophie, 
das damals die Geheimlehre des ,Bundes' bildete, einer unbarm
herzigen Kritik (zu unterwerfen), statt dessen die wissenschaft
liche Einsicht in die ökonomische Struktur der bürgerlichen Ge
sellschaft als einzige haltbare theoretische Grundlage (aufzustellen) 
und endlich in populärer Form (auseinanderzusetzen), wie es 
sich nicht um· Durchführung irgendeines utopistischen Systems 
handle, sondern um selbstbewußte Teilnahme an dem unter 
unseren Augen vor sich gehenden geschichtlichen Umwälzungs
prozeß der Gesellschaft" 33

). Immer dichtere Fäden liefen hin
über und herüber. Ras'1h und rascher tr_ieb der Bund, wenn
gleich nicht ohne starkes Widerstreben, von der alten Richtung 
ab und in die von MARX-ENGELS gewiesenen Bahnen 84

). 

Im Herbst 1846 wurde die Zentralbehörde neu gewählt. Zu
gleich trat die stille Umwälzung, die sich mittlerweile im Schoße 
des Bundes und namentlich unter seinen führenden Persönlich
keiten vollzogen hatte, zutage. Daß mit der „Systemkrämerei" 
aufgeräumt werden müsse, sehen alle ein. Sie täuschten sich 
au.eh nicht über die Unhaltbarkeit des alten Bundesgefüges und 
dessen·' fortschreitende Zersetzung durch inneren Hader und pro
grammatische Unklarheit. Sie erkannten die Verflachung der 
kommunistischen Bewegung, vorab in der Schweiz, ihre lächer
liche Entartung in Kleinkram 35

) und ins Religiös-Schwärmerische, 
die auflösende Wirkung des Krieges zwischen „kommunistischen 
Christen" und „Atheisten" infolge der Eigenbrödelei WEITLINGS 
selbst schon und erst recht AUGUST BECKERS, des „Propheten 

32) BriefwechsJ I, s. Anm. 29; ferner S. 23, 31, 40, 45, 5~. 
33) MARX, HeJ Vogt, S. 35. . 
34) Vgl. zur folgenden Darstellung hauptsächlich: Demokrat. Ta.schenb. 

f. 1848, s. 282/299. 
35) Ebenda, S. 300/304; Brief ~Aus Lausanne" vom Juni 1&.l:'T. 
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.;\LB,RECHT", des unwissenden Spekulanten GEORG KuHLMANN, 
der Verschwommenheit JuLius TREICHLERS. Sie empfanden da
her, angesichts der Zeichen der Zeit und des augenscheinlich 
heraufziehenden Revolutionsgewitters, ,, welches das Schicksal der 
Welt wahrscheinlich für Jahrhunderte entscheiden wird", das 
dringende Bedürfnis nach scharflU' Formulierung der kommu
nistischen Lehre und ihrer reinlichen Abgrenzung gegenüber dem 
konkurierenden Fourierismus und den unter der Bezeichnung 
Soziali!'!mus sich breitmachenden sozialen Reformprojekten kon
servativer Prägung. Sie wurden so zum Ergebnis hingedrängt: 
man müsse unter Absonderung von der „großen Philisterarmee" eine 
eigene international-revolutionäre, jedoch nicht mehr konspirato
rische Bewegung ins Leben rufen, mit eigener Fahne und eige
nem Parteiprogramm, ,,einem: einfachen kommunistischen ·Glau
•bensbekenntnis", das allen zur Richtschnur dienen könnte". 

Geschehen sollte das auf einem - dem ersten - Bundes
kongreß, der mit Adresse vom November 1846 auf den 1. Mai 
1847 nach London einberufen wurde. Außerdem aber wurde 
für 1848, nach vollzogener Reorganisation des Bundes, ein All
gemein er Komm1,1nistischer Kongreß in Aussiebt ge
nommen, ,,zu welchem dann die Anhänger der neuen Lehre aus 
allen Weltgegenden, und zwar öffentlich, eingeladen werden 
·sollten". 

Man sieht, wie weit der Einfluß MARX-ENGELSseher Gedan
kenreihen auf die Londoner bereits gediehen war. Zugleich je
doch auch, daß diese vorläufig nicht entfernt daran dachten, li!ich 
der Leitung der Brüsseler zu unterstellen. Sie waren vielmehr 
entschlossen, die Zügel nicht bloß des reorganisierten Bundes, 
sondern auch der angestrebten kommunistischen Einheitspartei 

._in eigenen Händen zu behalten. Wiegten sie sich ja sogar in 
der Hoffnung, bis zum 1848er Kongreß „eine solche Einigkeit 
und Kraft zu erlangen, daß (sie) imstande sein werden, der 
ganzen Sache eine gute Richtung zu geben". 

Ob sie als Kommunistisches Korrespondenzkomitee 
in London das Brüssel er, d. h. MARX, von ihren Plänen ver
ständigt haben, darf füglich bezweifelt werden; Keinesfalls ist 

· die Mitteilung, weriri sie. erfolgt sein sollte, eine _vollständig offene 
gewesen - wie sie denn d::n.nals_ in. ihren Äußerungen überhaupt 
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noch ziemlich hinterhältig gewesen zu sein scheinen 36). Sicher 
aber haben MARX und ENGELS, da Indiskretionen von Bundes
mitgliedern trotz schwerer Strafandrohungen natürlich doch vor
kamen 31

), von der Sache erfahren und sich darüber ihre Ge
danken gemacht. 

Sie konnten übrigens ruhig zusehen und ihre Zeit abwarten. 
Die Londoner überzeugten sich bald von ihrer Unfähigkeit, die 
begonnene Aktion aus eigener Kraft zu Ende zu führen. Ihr 
Aufruf fand nur geringen Widerhall. Die „Persönlichkeiten", 
d. h .. die persönlichen Zwistigkeiten, hörten nicht auf. Die ein
geforderten Berichte über die Lage in den einzelnen Gemeinden 
liefen nicht ein. Vielfach erhielten sie gar keine Antwort. Und 
so. sehr sie glauben mochten, sich darüber im klaren zu sein, was 
Hie programmatisch nicht mehr oder nicht wollten 38), so unsicher 
fühlten sie sich der positiven Aufgabe gegenüber: ein kommu
nistisches Glaubensbekenntnis neu aufzustellen. So entschloß 
sich denn die Zentralbehörde am 28. Januar 1847 zur Entsen
dung MOLLS nach Brüssel, um mit MARX über seinen (und 
ENGELS') Eintritt in den Bund der Gerechten zu verhandeln, 
ihm . ,,einen mündlichen Bericht über den Zustand der Dinge (in 
London) .zu erstatten, sowie umgekehrt seine eigenen Mittei
lungen . entgegenzunehmen" 3~). 

~6) ,,Nicht einmal gerade heraus kamen (die Jungens) in der Diskussion, 
g er a <(e wie die London e ~," schreibt ENGELS in einem undatierten, aber 
von dem Herausgeber - wie man sieht, mit vollem Recht - in die Jahres
wende von 1846 auf 1847 verlegten Brieffragment (Briefwechsel I, 54). Der 
bisher unverständliche (vgl. Briefwechsel I, Vorbemerkung S. XVI) Hinweis 
auf ,,~ie Londoner" findet nun seine Erklärung. Nach MARX' Erzählung 
(Herr Vogt, ß. 35) hat ihm MOLL im Auftrage des Bundes die beabsichtigte 
Einberufung des Kongresses nach London erst gelegentlich der Einladung, 
dem Bunde beizutreten, also in den letzten Januar- oder ersten Februartagen 
1847, eröffnet. 

37) Vgl. Briefwechsel J, 43 (ENGELS an das Brüsseler Komitee, 23. Ok
tober 1846) ü\Jer einen Bericht KRIEGES (vgl. Anm. 78) an die Halle: 
„Natürlich habe ich das Sendschreiben gelesen, da dies aber Eidesverletzung 
war, worauf Todesstrafe, Dolch, Strang und Gift stehen, so müßt ihr das 
nirgends hinschre; ben." 

38) Vgl. auch die Kommunist. Zeitschrift unten S. 287/289. 
„ 3!!) Vgl. den Wortlaut der Vollmacht MOLLS bei MEHRING, Einleitung 
1 

zu Kommunistenprozeß, 8. 10 f. 
Archiv t. G~schic4t!I et. $o;i~lismus IX, hrsg. v. Grünberg. 18 



266 CARL GRÜNBERG, 

Die unmittelbare Folge hiervon war: daß MARX und ENGELS 
der an sie ergangenen Einladung folgten, daß sich das Brüsseler 
Korrespondenzkomitee in eine Bundessektion der Gerechten um
wandelte und daß die Zentralbehörde - nunmehr im Einver
nehmen mit den beiden Freunden - den angesagten Bundes
kongreß mit Adresse von (Ende) Februar 1847 40) auf den 1. Juni 
verschob. 

Motiviert wurde die Vertagung damit, daß „ unerwartet Um
stände eingetreten sind, welche besondere Vorsichtsmaßregeln 
nötig machen". Ob damit die Verfolgung französischer Kommu-. 
nisten im Anschluß an die durch die ' Mißernte von 1846 und 
die Teuerung hervorgerufenen Hungerkrawalle 41 ) und die dadurch 
ausgelöste besondere Bösartigkeit der Pariser Polizei gemeint 
war 0

), ist nicht festzustellen. Sicherlich aber ist auf den Ver
tagungsbeschluß auch die Verhandlung mit MARX von entschei
dendem Einfluß gewesen. Nicht nur der im Vergleich mit der 
vorangegangenen Adresse weitaus schärfere und bestimmtere Ton 
derjenigen vom Februar weist darauf hin, sondern viel mehr 
noch die Umschreibung der Tagesordnung für den Kongreß und 
die Aufsf ellung neuer programmatischer Fragepunkte, welche ~en 
Gemeinden zu vorbereitender Erörterung empfohlen wurden. 

Als Gegenstände der Tagesordnung wurden festgesetzt: 
1. Rechenschaftsbericht der abtretenden Zentralbehörde; 

Neuwahlen; Bestimmung des kiinftigen Sitzes der Zentral
behörde. 

2. Statutenrevision. 
3. Formulierung eines kommunistischen Glaubensbekennt

nisses. 
4. Schaffung eines öffentlichen offiziellen Parteiorgans. 
5. Organisations- und Propagandafragen. 

Man geht wohl nicht fehl, wenn man namentlich die Punkte 
1, 2, 4, 5 auf Wünsche von MARX-ENGELS zurückführt. Und 

40) Daß die Adresse vom "Februar 1847" erst geraume Zeit nach der 
Zusammenkunft MOLLS mit MARX ·ergangen ist, ergibt sich aus der Bemer
kung in ihr: "Wir haben in Frankreich und Belgien provisorisch 
von Neuem organisirt." 

41) Vgl. über diese: EuGENE FOURNIERE, Le regne de Louis Philippe 
1830-1848 (Rist. socialiste, sous la direet. de JAURES VIII). Paris, S. 538/540. 

42) Vgl. Briefwechsel I, 59 (ENGELS an MARX, 9. März 1847). 
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nicht minder dürfte in der Ergänzung der ursprünglichen drei 
Fragepunkte auf sechs ein Niederschlag der Unterredung MOLLS 
mit MARX zu erblicken sein. 

Diese sechs Fragen bilden den Ausga~gspunkt für das Frage
schema im ENGELSsehen Vorentwurf des Kommunistischen Mani
fests, den uns BERNSTEIN zugänglich gemacht hat. Sie erklären 
zugleich die Katechismusform dieses Entwurfs. Nicht ENGELS 
hat sie gewählt. Sie rührte von der Zentralbehörde her und 
auch ENGELS bat sich, wie alle anderen, in der Diskussion der 
Pariser Gemeinden an sie gehalten. Es ist daher sicherlich von 
Interesse, die analogen Fragen hier und dort einander gegen
überzustellen. Sie lauten 

in den Bundesadressen 43
): 

1. Was ist Kommunismus und was 
wollen die Kommunisten : 

2. Was ist Sozialismus und was 
wollen die Sozialisten ? 

9. Auf welche Weise kann die Ge
meinschaft am schnellsten und leich
testen eingeführt werden ? 

Kann sie ohne weiteres eingeführt 
werden; oder müssen wir eine Über
gangsperiode annehmen, um wlthrend 
dieser Zeit das Volk zuerst zu e1·
ziehen, und wenn, wie lange soll die

selbe dauern ? 

bei ENGELS 43): 

1. JVas ist Kommunismus? 
14. Welcher Art wird die neue Ge

sellschaftsordn1mg sein' müssen? 
15. Die Abschaffung des Privateigen

tums w,ar also früher nic,ht möglich ? 
20. Was werden die Folgen der 

schlie/Jlichen -Beseitigung des Privat
eigentums sein ? 

21. Welchen Einfluß wird die kom
munistische Gesellschaftsordnung auf 
die Familie ausüben? 

22. Wie wird die kommunistische 
Organisation sich zu den bestehenden 
Nationalitltten verhalten? 

28, Wie wird sie sich zu den be
stehenden Religionen verhalte1;1 ? 

24. Wie unterscheiden sich die Kom
munisten von den Sozialisten? 

16. Wird die Aufhebung des Privat
eigentums auf friedlichem Wege mög
lich sein? 

17. Wird die Abschaffung des Privat
eigentums mit einem Schlage möglich 
sein? 

18. Welchen Entwicklungsgang wird 
diese Revolution nehmen ? 

19. Wird dil!Be Revolution in einem 

43) Die Fragen 5, 6, 7 der Zentralbehörde wurden im November 1846, 
die anderen: 1, 2, 4 im Februar 1::i47 gestellt. Die Numeriemng bei ENGELS 

nach desoen Vorentwurf a, a. 0. 
18* 
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Kann und muß sie im großen ein
geführt werden, oder muß man zuerst 
kleine Versuche machen? Soll man 
bei der Einführung Gewalt b1·auchen 
oder muß die Umgestaltung auf fried
lichem Wege geschehen? 

4 .. Welches ist die Stellung des Prole
tariats der hohen und niederen Bour
geoisie gegenüber? Ist eine Annähe
rung an die niedere oder radikale 
Bour,qeoisie von unserer Seite ratsam, 
itnd wenn, auf welche ·weise ist die
selbe am leichtesten und sichersten zn 
bewirken? 

5. Welches ist die Stellung des Prole
tariats den verschiedenen religiösen 
Parteien gegenüber ? Ist eine Annähe
rung an die eine oder die andere Partei 
möglich und ratsam, und wenn, auf 
welche Weise ist dieselbe am le.ichte
sten und sichersten zu bewirken? 

6. Welches ist unsere -Stellung in 
Beziehung auf die sozialen und lcom
munistischen Parteien? .Ist es wün
schenswert und möglich, eine allgemeine 
Ve1·einigung aller Sozialisten zustande
zubringen, und wenn, ai~f welche Weise 
kann diese Vereini_qung am schnellsten 
und sichersten herbeigeführt werden? 

einzigen Lande allein vor sich gehen 
können? 

25, Wie verhalten sich' die Kommu
nisten zu den übrigen politischen Par
teien imserer Zeit ? 

Und dazu sind noch später an Ergänzungsfragen hinzu
. gekommen. 

Im zentralbehördlichen Entwurf: 
7. Was ist der Pt·qletarier? 

bei ENQELS: 

2.-13. Was ist das Proletariat? 
Es hat also nicht immer. Proletarier , 
gegeben? Wie ist das Proletariat ent
standen ? Unter welchen , Bedingungen 
findet dieser v;rkauf...._von Arbeit der 
Proletarier an die Bourgeoisie statt? 
Wtlche Arbeiterklassen gab es vor der 
industriellen Revolution ? Wodurch 

· 1mterscheidet sich d,ir Proletarier vom 
Sklaven ? Wodurch unterscheidet sich 
det· Proletarier vom Leibeigenen ? Wo
durch unte1·scheidet sich der Prole-
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tarier vom Handwerker? Wodui·ch 
unterscheidet sich der Proletarier vom 
Manufakturarb~ter? Was waren. die 
nächsten Folgen der industriellen Re
volution und dei: Scheidung der Ge
sellschaft in Bourgeois 1tnd Prole
tarier? JVas waren die weiteren Folgen 
der industriellen Revolution? Was . 
folgt aus diesen sich regelmäßig wie
dtrholenden flandelskrisen ? 

Auf dem Kongreß vom l. Juni konnte MARX nicht erscheinen. 
Geldmangel hinderte ihn daran. An seiner Stel[e kam für die 
Brüsseler Gemeinde WILHELM W 0LFF. Als Vertreter der Pariser 
Gemeinden nahm ENGELS an den .Verhandlungen teil. 

Von den ·letzteren und den gefaßten Beschlüssen läßt sich 
nun ein inhaltlich getreues Bild rekonstruieren. 

Man besprach die Grundzüge einer Statuteorevision. Der 
Bund der Gerechten streifte durch sie die alten konspiratorischen 
Eierschalen bis auf geringe Reste ab und wandelte sich in eine 
demokratisch organisierte Propagandagesellschaft, den Bund der 
Kommunisten, die sich von Gemeinden über Kreise und 
Leitende Kreise zum Kongreß und zur Zentralbehörde aufbaute 
und deren gewählte Organe jederzeit von ihren Wählern absetz
bar sein sollten. Als Zweck des Bundes aber wurde angegeben: 
„ Der Sturz der Bourgeoisie, die Herrschaft des Proletariats, die 
Aufhebung der alten auf Klassengegensätzen beruhenden bürger
lichen Gesellschaft und die Gründung einer neuen ohne Klassen 
und ohne Privateigentum." Zu einer Beschlußfassung über das 
neue Statut kam es jedoch nicht. Nicht allein, ')'"eil es - wie 
ENGELS fast vier Jahrzehnte später aus der Erinnerung erzählt -
erst den Gemeinden zur Diskussion vorgelegt werde~ sollte, 
so~dern vor allem, weil sich zweifellos auch nicht geringe Wider
stände gegen die erwähnte Zweckumschreibung geregt haben. 
Sonst wären ja wohl, da diese durchaus in der Richtung der 
MARX-ENGELSsehen Auffassungen sich bewegte, die beiden Freunde 
sofort mit der Abfassung des kommunistischen Glaubensbekennt
nisses betraut worden. 

Das war jedoch bekanntlich nicht der Fall. Über diesen, 
den wichtigsten Punkt der Tagesordnung giengen vielmehr die 
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Meinungen stark auseinander. Die Zentralbehörde hatte selbst 
einen Entwurf vorgelegt 44), dessen Wortlaut aus den beiden 
Adressen vom ·November 1846 und Februar 1847 ohne jede 
Mühe herauszuschälen ist. ENGELS allerdings konnte sich mit 
ibm unmöglieb zufrieden geben. Anderseits fanden MARxens und 
seine - wahrscheinlich auch schriftlich niedergelegten"'~) - Vor
schläge keinen ungeteilten Beifall 46). · Man verblieb also dabei, 

. erst nochmals die Meinungsäußerung der Gemeinden über das 
von der Zentralbehörde entworfene Bekenntnis einzuholen, wobei 
desse_n Frageschema, vielleicht gerade auf ENGELS' Initiative, 
einige Ausgestaltung erfuhr 47). 

Nur in einem Punkte wurde Einigung erzielt. Es wurde be
schlossen, eine Kommunistische Zeitschrift als monat
liches Organ mit der Aufgabe ins Leben zu rufen: ,, für die Be
freiung des Proletariats zu wirken und, damit dieselbe sobald 
als möglich zustande komme, alle Unterdrückten zur Vereinigung 
aufzufordern." 

Hatte so de1· Juni-Kongreß lediglich vorbereitende Bedeutung, 
während die eigentliche Entscheidung erst auf einem zweiten 
Kongreß, am 29. November 1847, fallen iwllte, so zeitigte er 
doch ein Ergebnis, das eigentlich die künftige Entscheidung 
schon vorwegnahm. Von 'MARX formuliert 48

), sprang in jenen 

44) Vgl. Kommunistische Zeitschrift, untel). S. 287, Abs. 2 und den Ent
wurf selbst unten S. 330. 

45) Anderes ist kaum denkbar. Damit stimmt auch die von BERNSTillN 
(a. a. 0., Vorbemerkung S. 3) überlieferte Mitteilung ENGELS': für das Kom
munistische Manifest hätten er und MARX zunächst jJJder selbständig einen 
Entwurf aufgesetzt und seien dann erst gemeinsam an dessen endgültige 
Abfassung gegangen. Nur daß diese Konzepte nicht, wie BERNSTEIN meint, 
in die Zeit vor dem November-, sondern vor dem Junikongreß fallen 
und daß es sich bei ihnen um keine förmlichen Entwürfe des Glaubensbe
kenntnisses, sondern zunächst um ganz allgemeine programmatische und tak
tische Meinungsäusserungen, nach der Art der bereits erwähnten „Pamphlets", 
gehandelt hat. 

46) Vgl. Briefwechsel I, 83 (ENGELS an MARX, 24. November 1847): 
,, .•. Dieser Kongreß muß entscheidend sein, as this time we shall have it 
all our own way." Im Juni hatten sie es eben nicht .ganz nach ihrem 
Willen" gehabt. Vgl. unten, Anm. 57. - 47) Vgl. oben, S. 267 f. 

48) Vgl. Anm. 43. Daß die zündende Formel weder aus dem Kreise 
der Zentralbehörde noch von ENGELS stammt, zeigt ein Blick auf des letzteren 
Entwurf wie auf denjenigen der Zentralbehörde, resp. die beiden Bundesadressen. 
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Tagen der klingende Ruf auf und hallt seither dul'ch die Welt: 
Proletarier aller Länder vereinigt Euch! 

Wir begegnen ihm, wie schon erwähnt wurde, erstmals als 
Motto auf dem Probeheft der Kommunistischen Zeitschrift 
im September 1847. 

Die nötigen Geldmittel für das Blatt waren durch Sammlungen 
in den beiden Londoner Bildungsvereinen aufgebracht worden; 
die Setzerarbeit leisteten die vereinszugehörigen Schriftsetzer un
entgeltlich; und man dachte sogar an die Anschaffung einer 
eigenen Presse und an die Begründung einer eigenen Buch
druckerei, um „auch noch andere das Proletariat verteidigende 
Broschüren drucken zu können". Die Redaktion führte ScHAPPER 49

). 

Dieser und im allgemeinen die Männer der Zentralbehörde 
waren nun allerdings bereits sehr stark von den neukommunisti
schen Anschauungen beeinflusst - aber doch immer noch mehr 
negativ als positiv. Dies tritt denn auch in fast allen Artikeln 
des Hefts zutage, jenen mit der Überschrift: ,,Der preußische 
Landtag und das Proletariat in Preußen, wie überhaupt in 
Deutschland" ausgenommen, den man beinahe mit Gewißheit 
ENGELS zuschreiben kann 5'

1
),' als einem der „Gelehrten, die ihre 

Mitwirkung versprachen." Der schwierigere Teil der Arbeit blieb 
also MARX und ENGELS noch zu tun übrig. 

/ 

Sogar in Brüssel war die Sache weniger einfach, als es auf 
den ersten Blick scheinen mochte. Hier hatte MARX Ende August 

49) Der Veteran des Kommunismus FRIEDRICH LESSNER hat das aus• 
driicklich M. BEER gegenüber bestätigt, wie dieser G. MAYER sowohl als 
auch mir mitgeteilt hat. - In seinen „Erinnerungen eines alten Kommunisten. 
Vor 1848 und nachher" (in PERNERSTORFERs Deutsche Worte XVIII (18!!8) 
- englische Ausgabe u. d. T. ,,Sixty Years in the Social-Democratic Move
ment. Befor 18-18 and after. Recollections of an old, Commnnist. London 
1907) erwähnt LESSNER allerdings die Kommunist. Zeitschrift nicht, obschon 
er einen größeren auf CABET bezüglichen Absatz aus ihr reproduziert. Vgl. 
unten Anm. 81. 

50) MAYER (a. a. 0. S. 287) zieht ebenfalls ENGELS' Autorschaft in Er
wägung, um sie jedoch schließlich zu verneinen und anzunehmeu: ,,daß der 
Beitrag, nach den eingehenden Gesprächen, die sie mit (ENGELS) hatten, von 
ScHAPPER, MOLL oder einem ihrer jüngeren Genossen verfaßt winden sei." 
Dagegen spricht jedoch die vielfach zwieschlächtige Art der übrigen Artikel, 
wähi;end der, hier fragliche aus einem Guß ist und vom Boden der mate
rialistischen Ges~hichtsauffassung aus mit Sicherheit abgefaßt erscheint. 
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1847 den Deutschen Arbeiterverein gestiftet 51), nicht ohne bei 
dieser Gelegenhelt so manche aus seinem Kreise vor den Kopf 
zu stoßen und ihre RanKüne zu wecken 5~). Diese äußerte sich 
in dem Versuche. BoRNSTEDTS, SEILERS u. a., während MARX 
vorübergehend nicht in Brüssel weilte, ,,ein kosmopolitisch-demo
kratisches Souper zu arrangieren und eine Gesellschaft it la Fra
ternal Democrats" als Konkurrenzorganisation gegen den Arbeiter
verein imd mit der Spitze gegen MARX ins Leben zu rufen ~3

). 

Der Plan gelang auch ..:__ nur anders als seine Urheber es sich 
gedacht hatten 61

). ENGELS wusste die Intrigue zu vereiteln. Auf 
dem Bankett vom 27. September, an dem neben Belgiern und 
Deutschen, auch Franzosen, Schweizer, Italiener, Polen und ein 
Russe (BAKUNIN?), im ganzen 120 Festgäste teilnahmen, wurde 
ein vorbereitender Ausschuß bestellt, in den auch als Vertreter 
der Deutschen ENGELS entsendet wurde, der sich jedoch nur als 
Platzhalter für den abwesenden Freund, als „den zur Vertretung 
der deutschen Demokratie zumeist Berechtigten", betrachtete. 
Und als sich dann am 7. November die neue As_sociation 
democratique, welche sich die Vereinigung und Verbrüderung 
aller Völker zum Ziele setzte 55), konstituierte, fiel eine der beiden 
Vizepräsidentenstellen MARX zu. 

Auch in Paris, und in Paris erst recht, gab· es allerhand 
,, Teufelskonfusion". Während ENGELS' Abwesenheit war der Reini
gungsprozeß weiter vor sich gegangen und kurz vor seiner Rück
kehr „waren die letzten Grünianer (aus dem Bunde) herausge
worfen" worden, ,,eine ganz~ Gemeinde", an deren Stell~ er 
gleich eine Propagandagemeinde einrichtet'e 56). Was a.ber für 
den Augenblick und mit Rücksicht auf den bevorstehenden Kon
greß wichtiger war: in der Diskussion über den Programment
wurf der Zentralbehörde stieß er nicht allein auf „die langwierig-

51) Vgl. MEHRING, in Liter: Nachlaß II, 344. 
52) Vgl. Briefwechsel I, 64 {ENGELS an MARX, aus Brüssel 28. September 

1847). 
53) Ebenda I, 65. 
54) Ebenda I, 65/73; Loms BERTRAND, Histoire de la democratie et du 

socialisme en Belgique depuis 1830. Bruxelles 1906. I, 20\J/212, 257. 
55) Näheres über diti Association democratique bei BERTRAND a. a. 0. 

257/268. 
56) Briefwechsel I, 78 (ENGELS an MARx, 10. November 'f847). 



Die Londoner Kommunistische Zeitschrift und andere Urkunden. 273 

sten Gegenreden bei den Arbeitern", sondern auch auf die Oppo
sitio~ von HEss, durch welche jene erst eigentlich genährt wurden. 
In den Gemeinden war überhaupt „gegen diesen flauen Kohl 
durchzugreifen nicht möglich". Sie stimmten einem von HEss 
;,gottvoll verbesserten Glaubensbekenntnis" zu, das der Mentalität 
von Handwerksgesellen besser entsprach. ENGELS vermochte es 
erst in der Kreisberatung zu Fall zu bringen, worauf er vom 
Kreise mit der Abfassung eines neuen betraut wurde. So kam 
jener Vorentwurf zustande, dessen katechetische Form mit der 
eines Manifestes zu vert~uschen ENGELS unmittelbar vor seiner 
Abreise nach London .MARX vorschlug 57

). Um den zu erwarten
den Widerspruch innerhalb der Gemeinden zu vermeiden, wurde 
der - nicht ungefährliche - Ausweg gewählt, diese überhaupt 
nicht nochmals zu befragen, sondern die Programmfrage unmittel
bar im Kreise zu erledigen 5~). Aber mit einigem Widerstand 
auch in diesem mußte ENGELS trotzdem rechnen 5"); und seine 
Wahl zum Kongreßdelegierten erfolgte ebenfalls nicht ohne 
Opposition 60

). 

Immerhin, und darauf kam es wesentlich an, waren nun die 

57) Ebenda I, 84 (24. November 1 S47): ,, Überlege Dir doch das Glaubens
bekenntnis etwas. Ich glaube, wir tun am besten und lassen die Katechis
musform weg und titulieren das Ding: Kommunistisches Manifest. Da 
darin mehr oder weniger Geschichte erzählt werden muß, paßt die bisherige 
Form gar nicht. Ich bringe das hiesige mit, das ich gemacht habe, es ist 
einfach erzählend, aber miserabel redigiert, in fürchterlicher Eile. Ich fange 
an: Was ist der Kommunismus? und dann. gleich das Proletariat .. ," 

58) Ebenda I, 78/79: ,,Dem Mosi habe ich, ganz unter uns, einen 
höllischen Streich gespielt. Er hatte richtig ein gottvoll verbessertes Glau
bensbekenntnis durchgesetzt. Vorigen Freitag nun nahm ich dies im Kreise 
vor, Frage für Frage, und war noch nicht an der Hälfte vorgekommen, als 
die Leute sich für satisfaits erklärten. Ohne alle Opposition ließ ich mich 
beauftragen, ein neues zu entwerfen, was nun nächsten Freitag im Kreis 
wird diskutirt und hinter dem Rücken der Gemeinden nach London geschickt 
werden. Das darf aber natürlich kem Teufel merken, sonst werden wir alle 
abgesetzt, und es gibt einen .Mordskandal." 

59) Ebenda: "Das hiesige ist noch nicht ganz zur Bestätigung vorge
legt, aber ich denke, bis auf einige ganz kleine Kleinigkeiten es so durch
zusetzen, daß wenigstens nichts gegen unsere Absichten darin steht." 

60) Ebenda I, 81 (15. November 1847): "Gestern Abend war Deputirten
wal1l. Nach einer höchst konfusen Sitzung wurde ich mit zwei Drittel ge
wählt. Die Opposition war blos scheinbar." 



274 ÜARL GRÜNBERG, 

formalen Voraussetzungen für den Kongreß erfüllt 60 a) und am 
27. November trafen MARX und ENGELS in Ostende zusammen, um 
tags darauf gemeinsam die Überfahrt über den Kanal anzutreten. 
Hierbei hatten sie ausreichende Gelegenheit zu nochmaligem 
gründlichem Gedankenaustausch über ihre auf dem Kongreß zu 
beobachtende Haltung und natürlich auch über den ENGELSsehen 
Vorentwurf. Daß auch MARX einen solchen ausgearbeitet haben 
sollte, ist nicht anzun~hmen. Innere und äußere Gründe sprechen 
gleichmäßig dagegen. Nicht bloß, daß der Briefwechsel keine 
Hindeutung darauf enthält - es sei denn eine negative 61

): 

schwerer fällt ins Gewicht, daß MARxens ganze Art nicht darna<',h 
war, sich in eine ähnliche katechisierende Beantwortung des 
zentralbehördlichen Frageschemas einzulassen wie ENGELS. War 
ja übrigens auch dieser dazu nur durch die besonderen, tradi
tionell gegebenen Verhältnisse innerhalb der Pariser Mitgliedschaft 
gezwungen gewesen, und der von ihm abgefaßte Katechismus 
sollte nicht als seine persönliche Meinungsäußerung vor die 
Konferenz gelangen, sondern als eine kollektive der Pariser 
B u n d e s s e kt i o n. Für MARX aber lagen die Dinge in der hn, 
Frühjahr 184 7 aus dem Korrespondenzkomitee rasch gebildeten 
Brüsseler Sektion anders. Sie bestand vorwiegend aus Intel
lektuellen und zählte auch einige sehr vorgeschrittene, persönlich 
hochbegabte Arbeiter in ihrer Mitte. Hier war etwa einige . per
sönliche Eifersüchtelei, aber keine innerliche Gebundenheit wie 
bei · der Masse der Pariser Schneider- und Schreinergesellen zu 
überwinden.· Hier galt vielmehr und · entschied MARxens Wort 
und ist daher überhaupt keine besondere kollektive Stellung
nahme der Brüsseler Mitgliedschaft als solcher zum 
zentralbehördlichen Entwurf ·des kommunistischen Glaubensbe
kenntnisses erfolgt. Was aber M~Rx persönlich zu diesem dem 

60a) Ob der zentralbehörilliche Entwurf auch in den Londoner Ge
meinden Gegenstand besonderer Erörterung gewesen ist, bleibt im Dunkeln. 
Wahrscheinlich ist es nicht. Die Debatten im Arbeit er-ß i l d n n gsv ere in 
während der Monate Oktober und November 1817, von denen NETTLAU 
(Marxanalekten, i. Arch. f. Gesch. d. Sozialism. VIII, 393 f.) berichtet, sprechen 
nicht dafür, der ausdrückliche Hinweis der Zentralbehörde (Komm. Ztschr. 
s. unten S. 287, Abs. 2), dass sie den. Entwurf den fest I ä n d i s c h e n 
Freunden zur Begutachtung übermittelt habe, dagegen. 

61) Vgl. Anmerkung 57. 
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Kongreß vorzutragen hatte, das hatte er der Zentralbehörde 
wiederholt schon seit 1846 in seinen „Pamphlets" und neuer
dings wieder in den Verhandlungen mit MOLL sowie nachher 
auseinandergesetzt: ,,daß die ökonomische Produktion und die 
aus ihr mit Notwendigkeit folgende gesellschaftliche Gliederung 
einer jeden Geschichtsepoche die Grundlage bildet für die poli
tische und intellektuelle Geschichte dieser Epoche ; daß dem
gemäß die ganze Geschichte eine Geschichte von Klassenkämpfen 
gewesen ist, Kämpfen zwischen ausgebeuteten und ausbeutenden, 
beherrschten und herrschenden Klassen auf verschiedenen Stufen 
der gesellschaftlichen Entwicklung; daß dieser Kampf aber jetzt 
eine Stufe erreicht hat, wo die ausgebeutete und unterdrückte 
Klasse (das Proletariat) sich nicht mehr von der sie ausbeuten
den und unterdrückenden Klasse (der Bourgeoisie) befreien kann, 
ohne zugleich die ganze Gesellschaft für immer von Ausbeutung, 
Unterdrückung und Klassenkämpfen zu befreien" 62). Und diesen 
Grundgedanken seines späteren Manifestes sowie die taktischen 
Folgerungen hieraus hat er auf dem Kommunistenkongreß, an 
dem Vertreter der Mitgliedschaften von Deutschland, Frankreich, 
der Schweiz, Belgien und England teilnahmen, in zehntägigen 
heißen Debatten verfochten und durchgesetzt. 

Sie dauerten bis zum 8. Dezember und endeten mit der An
nahme der neuen Statuten, sowie damit, daß MARX und ENGELS 
einstimmig beauftragt wurden. das „Manifest der kommu
nistischen Partei" auszuarbeiten. 

Mit der Fortsetzung seiner Propaganda in Brüssel und mit 
den Vorträgen über Lohnarbeit und Kapital im dortigen deutschen 
Arbeiterverein beschäftigt, wohl auch infolge anderer Hemmungen 
und der räumlichen Trennung von ENGELS mußte MARX erst 
nochmals an die Erfüllung dieses Auftrages gemahnt werden 63). 

In den ersten Februartagen 1848 aber kam er ihm nach und 
drei Wochen darauf verließ die weltgeschichtliche Urkunde die 
Presse - gleich unvergänglich durch Inhalt, formschönen Auf
bau und erschütternd suggestive Kraft. Fortan hatte das Prole
tariat mit der Theorie, die ihm unaufhaltsamen Aufstieg und den 

62) ENGELS, Vorwort zur III. autoris. deutschen Ausgabe des .Manifests 
von 1883 .. 

63) Vgl. MEHRING, Einleitung zum Kommunistenprozeß S. 14. 
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endgültigen Sieg verbürgte, seine Charte, sein taktisches Pro
gramm, seinen Schlachtruf. 

„ Wir erhielten das Manifest gleichzeitig mit der Kunde vom 
Ausbruch der Februarrevolution in Paris," erzählt FRIEDrtICH 
LESSNER in seinen Erinnerungen. In der Tat, das Gewitter, das 
solange drohend am Himmel gestanden, hatte sich entlad.eo. 
Paris war wieder einmal der Mittelpunkt alles revolutionären 
Geschehens und wieder schlug in ihm das Herz Frankreichs nicht 
nur, sondern Europas. Sollte gehandelt werden, so mußte es -von 
dort aus geschehen, Sofort löste sich die Londoner Zentralbe
h_örde auf und übertrug ihre Befugnisse auf die dem Schauplatz 
der Ereignisse nähere Brüsseler Kreisbehörde. In der belgischen 
Hauptstadt war jedoch inzwischen der Ausnahmezustand prokla
miert worden und hatte eine wilde polizeiliche Hetze gegen die 
politischen Fliichtlinge, vor allem gegen die deutscheh, eingesetzt. 
Auch MARX - ohnehin im Begriff, einer Einladung der Pariser 
provisorischen Regierung zur Rückkehr nach Frankreich zu 
folgen - erhielt am 3. März einen Ausweisungsbefehl. So löste 
sich denn am gleichen Tage auch die Brüsseler Kreisbehörde auf 
und bevollmächtigte MARX zu diskretionärer Leitung der Bundes
geschäfte, sowie zur Konstituierung einer neuen Zentralbehötde 
in Paris nach freier Wahl .; 4

). Diese erfolgte denn auch einige 
Tage später unter Heranziehung von ScHAPPER, MoLL und 
BAUER, die ebenfalls aus England herbeigeeilt waren, sowie von 
ENGELS, WILHELM WOLFF und WALLAU (der jedoch nachher 
wieder ausschied). MARX wurde zum Präsidenten, ScHAPPER 
zum Sekretär bestellt 65

). 

Von vornherein hatten die Verfas·ser des Kommunistischen 
Manifests ihr Hauptaugenmerk auf die für Deutschland · er
wartete bürgerliche Revolution gerichtet, ,,weil es diese unter 
fortgeschritteneren Bedingungen der europäischen Zivilisation 
überhaupt und. mit einem viel weiter entwickelten Proletariat 
vollbringt als England im 17. und Frankreich im 18. Jahrhundert, 
die deutsche bürgerliche· Revolution also nur das unmittelbare 
Vorspiel einer proletarischen sein kann" 66

). Aus allen Kräften 

64) Vgl. den Wortlaut des Beschlusses bei BERTRAND a. a. 0. S. 206. 
65) Vgl. Briefwechsel I, 92 (MARX an E:-1GELS, März 1848). 
66) Kommunistisches Manifest IV. 



Die Londoner Kommunistische Zeitschrift und andere Urkunden. 277 

waren sie daher um ihre Förderung bemüht. Nicht etwa jedoch 
durch Bildung einer abenteuerlichen Legion zu bewaffnetem Eina 
fall und gewaltsamer Aufrichtung der Republik auf deutschem 
Boden, wie GEORG HERWEGH, von RoRNSTEDT verleitet, sie unter
nahm 67

). Sie rechneten mit den selbsttätig wirkenden gesell
schaftlichen Kräften, die es nur über die Bewußtseinsschwelle 
der Massen. emporzuheben galt. Aber auch bei dieser organi
satorischen Arbeit hat der Kommunistenbund als geschlossene 
Organisation in der 1848er Revolution keine Rolle gespielt. Nicht 
nur wegen seiner numerischen Schwäche und der Schlafmützig
keit der Mitgliedschaften, sogar nicht zum wenigsten am eigent
lichen Revolutionsherde in Paris, die natürlich in der kurzen 
Frist seit den Dezeqiberbeschlüssen des zweiten Kommunisten
kongresses nicht hatte beseitigt 'Yerden können 68

), sondern vor 
allem weil sie durch . die Ereignisse eben als geschlossene 
Organisation überflüssig und recht eigentlich sogar zweckwidrig 
geworden war. 

Schon in der ersten Märzhälfte griff die Umsturzbewegung auf 
Deutschland über und hißte am 11. März in Wien, wie eine Woche 
darauf in Berlin siegreich ihr Banner. Nun standen alle Wege zu 
umfassendster, öffentlicher Propaganda offen und alle mußten 
benutzt werden. Das konnte aber nur in dezentralisierter, den 

67) Vgl. (EMMA HERWEGH), Zur Geschichte der deutschen demokratischen 
Legion aus Paris. Von einer Hochverräterin. Grünberg 1849. 1 Wiederabdr. in: 
Briefe von und an Georg Herwegh, hrsg. von MARCEL HERWEGH, Paris, 
Leipzig, Müi1chen° 1896. S. !Bl ff.) Der A p p e l au x braves ci t o y e n s 
de Ja Garde mobile, in welchem diese um ihre, nach errungenem Sieg-e 
niedergelegten Waffen gebeten werden, ,,afin qn'elles servent de parrains 
pour notre Republique allemande", und der Appel au P_eupJe de Paris 
et a Ja Nation frant,aise vom 18. März 1848, in dem die Bitte um 
Unterstützung für die Legion auch damit bPgründet wird, daß: ,,la majeure 
partie de notre legion se compose deja et se · recrutera parmi Ja classe des 
travailleurs qui cederont, en partant de Paris, Ja pJace a autant de leurs freres 
fran~ais pour aller chercher, avec la liberte, du pain dans leur pro,.re patrie," 
in Les murailles revolutionnaires de 1848. XVIl 8 edit. Paris. 
II, 325, 425 f. 

68) Vgl. Briefwechsel I, 88, 97 (ENGELS an MARX, 14. Januar und 
25. April 1848), Berichte W. WoLFFs aus Breslau vom 18. März und 
DRONKEB aus Koblenz vorn 5. Mai, Bomrn aus Berlin vom 11. Mai, in 111EH· 
RIJ'!GB Einleitung zum Komrnunistenprozeß, S. 15/19. 
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wechselnden örtlichen Bedingungen angepaßter Weise geschehen: 
unter steter Bedacbtnahme darauf, daß nirgends noch von einem 
sofortigen Siege des Kommunismus die Rede sein konnte, daß 
es vielmehr überall darauf ankam, erst gemeinsam mit der Bour
geoisie die alten Gewalten niederzuringen, die absolute Monarchie, 
das feudale Grundeigentum, sowie die rückständige KleinbürgE)rei. 
Freilich sollte anderseits diese vorübergehende Vereinigung mit 
der Bourgeoisfe in keinem Augenblick zu einer Einheit mit ihr 
werden. Nie sollte unterlassen werden, ,, bei den Arbeitern ein 
möglichst klares Bewußtsein über den feindlichen Gegensatz 
zwischen Bourgeoisie und Proletariat herauszuarbeiten, damit die 
deutschen Arbeiter sogleich die gesellschaftlichen und politischen 
Bedingungen, welche die Bourgeoisie mit ihrer Herrschaft herbei
führen muß, als ebensoviele Waffen gegen die Bourgeoisie kehren 
könne, damit nach dem Sturz der reaktionären Klassen in 
Deutschland sofort der Kampf gegen die Bourgeoisie selbst 
beginnt" 69). 

So zerstreuten sich denn die Mitglieder des Kommunisten
bundes in die Heimat; und „ wo immer sich in den Revolutions
jahren die deutsche Arbeiterklasse mit einigem Klassenbewußt
sein regte, waren Mitglieder des Bundes die treibenden Kräfte" 70). 

Es konnte dies freilich - entsprechend der wirtschaftlichen und 
allgemeingesellschaftlichen Zurückgebliebenheit Deutschlands und 
erst recht Österreichs 71

) - an nur wenigen Orten der Fall sein. 
MARX selbst kehrte, auf die Nachricht von dem am 18. März er
folgten Ausbruch der Revolution in Köln, ebenfalls dorthin zurück 
und begründete dort, im Verein mit ENGELS, DRONKE, FERDINAND 
und WILHELM WoLFF, GEORG WEERTH, die Neue Rheinische 
Zeitung als „Organ der Demokratie" im oben angedeuteten 
Sinne. Dem Zweck aber einer Lebendigerhaltung des Bewußt
seins im Proletariat von seiner besonderen geschichtlichen Sen
dung auch in der augenblicklichen Lage sollten die siebzehn 

69) Kommunistisches Manifest IV. 
70) MEHRING ebenda, S. 19. 
71) Nach Wien begab sich gegen Ende August MARx·selbst. Die von ihm 

dort angestrebte Klärung der Arbeiterbewegung hat er auf dem damals noch 
ganz steinig-unfruchtbaren Boden nicht. erreicht. Vgl. G. HERMANN (pseudon. 
f. CARL GRÜNBERG), Karl Man: in Wien, im Wiener Kampf I (1908), 266f.!71. 
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Forderungen der kommunistischen Parte.i in Deutsch
! an d dienen, .die noch vor MARXens Abreise aus Paris von der 
Zentralbehörde formuliert und dann als Flugblatt verbreitet 
wurden. 

„ Verbreitet" ist allerdings wohl zuviel gesagt. Es wil'd 
wenigstens nichts darüber berichtet; und was die Presse anbe
langt, so scheinen sie nur in die radikale Berliner Zeitungs
h a 11 e Aufnahme gefunden zu haben, offenbar durch Vermittlung 
STEPHAN BORNs 71 a). Wurden sie ja auch in Bundeskreisen selbst 
als unzweckmäßig empfunden. ,,Wenn ein einziges Exemplar, 
unserer siebzehn Punkte hier verbreitet würde - schrieb ENGELS 
von Barmen aus am 25. April an MARX - so wäre hier alles 
verloren für uns" 72}. Und in einem Koblenzer Bericht DRONKES 
an die Zentralbehörde vom 5. Mai wird im Anschluß :m den 
Vorschlag „eine Petition in Art der Chartisten ... für das sog. 
Parlament auszulegen" ausdrücklich betont: ,,die ,Forderungen' 
würden nicht so berücksichtigt werden" ''3). Das in der Rhein~ 
provinz, dem sozial, wirtschaftlich und politisch fortgeschrittensten 
Teile Deutschlands! 

In der Tat, die siebzehn Punkte sind in der deutschen Re
volution ebenso fast unbemerkt geblieben wie das Kommunistische 
Manifest selbst, dessen Verbreitung ja übrigens jnfolge der sich 
überstürzenden Ereignisse seit seinem Erscheinen: der Auflösung 
der Londoner Zentralbehörde, der Sprengung der Brüsseler, der 
Abreise der leitenden Männer aus England, Belgien, Frankreich, 
noch gar nicht hatte vor sich gehen können. Die „Forderungen" 
mögen denn auch durch das Bedürfnis mitveranlaßt worden sein, 

· rasch einen . Ersatz für das Manifest 'in den augenblicklichen 
Kampf zu werfen. Allein es kommt ihnen noch eine darüber 
hinausgehende, selbständige geschichtliche Bedeutung neben dem 
Manifest zu: als dessen Ergänzung und teilweise Erweiterung. 

71a) Während des Drucks machte mich Herr Dr. NETTLAU, wie auf die 
in der Anm. 9a zit. Angabe aus seiner Ba k uni n • Biographie auch auf die 
weitere (ebenda I, Anm. 440) aufmerksam, dass die "Forderungen" im Jahre 
1848 auch in der Deuts eh en All gern einen Z ei tun g 12'J::l/24, und nach
mals in Schwarzes Buch! I, 68/69 abgedruckt wurden. 

72) Briefwechsel I, 97. 
73) Vgl. MEHRING, Einleitung z. Kommunistenprozeß, S. 97. 
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Das Manifest begnügte ,sich mit der Formulierung „despotischer 
Eingriffe in das Privateigentum und in die bürgerlichen Produk
tionsverhältnisse . . . als Mittel zur Umwälzung dQr ganzen P1·0-
duktions weise" in der Richtung zum Kommunismus hin. Es 
setzte also die bereits erfolgte Aufrichtung der Diktatur des Prole
tariats nach Überwindung der Bourgeoisie als herrschender Klasse 
voraus. Ein analoges Detailprogramm dagegen für die Hal
tung des Proletariats in der geschichtlichen Phase des Übergangs 
erst -zur Vollentfaltung der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft, 
z_ur Herrschaftsantretung der Bourgeoisie und während ihrer 
Herrschaft fehlt im Manifest. Zum Zukunftsprogramm ge
sellten sich nun die siebzehn Punkte als Gegenwartsprogramm .. 

Die Umgestaltung Deut~chlands zu einer einigen unteilbaren 
Republik, . die Einführung des allgemeinen und gleicp.en aktiven 
und passiven Wahlrechts und von Abgeordnetendiäten, die all
gemeine unentgeltliche Volkserziehung, die allgemeine Volksbe
waffnung (1, 2, 3, 4, 17) sollten ebenso dem fürstlichen Abso_lutis
mus und seiner Hauptstütze, der Kleinstaaterei, ein Ende machen 
und der formalen politischen Demokratie die Wege bahnen, wie 
die entschädigungslose Grundentlastung mit dem Feudalismus, 
die Trennung von Kirche und Staat mit der Machtstellung der 
er~teren aufräumen (6, 13). Aber auch sozial und wirtschaftlich 
sollten die alten Mächte, einschließlich der Bureaukratie, an der 
Wurzel getroffen werden: durch die Verstaatlichung aller ,,fürst
lichen und anderen feudalen Landgüter' (7), die Verstaatlichung 
der Grundrente von allem Pachtboden (9), die Differenzierung 
der Besoldung sämtlicher Kategorien von Staatsbeamten ein,zig 
nach Maßgabe des durch den Familienstand bestimmten Bedürf
nisses (12). 

Mit nicht geringerer Wucht als gegen die sozialen Gewalten 
aus der Vergangenheit kehrten sieb die „Forderungen" gegen die 
neuen, die industrielle und die Finanzbourgeoisie. Denn sie 
sehen vor: die Verstaatlichung aller Bergwerke, aller Transport
wege und -mittel, aller Hypotheken auf Bauernland, des gesamten 
Bank- und Kreditwesens bei gleicbzeitig~r Ersetzung der Gold
und Silberz'~·kulation durch Staatspapiergeld (7, 8, 10, 11); ferner 
die Beschränkung des Erbrechts und die vollständige Verdrängung 
der Verbrauchsabgaben durch starke Progressivsteuern (14, 15). 
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Die dem Staate durch all das zufließenden Einnahmen sollten 
ermöglichen: eine Herabsetzung der öffentlichen Lasten von Bauern 
und Kleinpächtern (9); Unentgeltlichkeit der Rechtspflege (5), der 
Schule (17 /1) und der Benützung der Verkehrsanstalten durch 
Unbemittelte (11); darüber hinaus aber auch eine Umorganisierung 
der Volkswirtschaft durch modernst-großbetriebliche Ausgestaltung 
auf den verstaatlichen Gütern (7), die Verwendung der Armeen 
auch als produktiv-tätige Arbeiterheere (4), die Garantierung des 
Rechts auf Existenz bei Arbeitsfähigkeit in Nationalwerkstätten, 
bei Arbeitsunfähigkeit aber durch Versorgung von Staats wegen. 

Man sieht, die siebzehn Punkte sind ausführlicher als der 
einschlägige Teil des Kommunistischen Manifests, auch soweit sie 
rein wirtschaftspolitischer Natur sind; in einigem bleiben sie 
hinter ihm zurück, in anderem decken sie sich mit ihm oder sie 
gehen weiter; auffällig ist das Fehlen jedes Hinweises anf ge
werblich-industriellen Arbeiterschutz. In vielem erinnern sie leb
haft an Maßnahmen der bolschewistischen Revolution nach dem 
9. November 1917 - nicht zum wenigsten in der Begründung 
der Konfiskation des Grundrentenbezuges von Pachtboden mit 
dem alten „Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen" oder im 
Wortlaut der „Forderungen": Der eigentliche Grundeigentümer, 
der weder Bauer noch Pächter ist, hat an der Produktion gar 
keinen Anteil, seine Konsumtion ist daher ein bloßer Mißbrauch 
(9/111). Wie sie waren, mußten aber die siebzehn Punkte den 
schärfste.; Widerstand aller besitzenden Klassen herausfordern, 
während ihnen die Massen, namentlich die ländlichen, geringe 
Ausnahmen abgerechnet, vollkommen verständnislos gegenüber
standen. In dem vo·m zweiten Demokratenkongreß in Berlin am 
30. Oktober 1848 beschlossenen Programm taucht zwar ein großer 
Teil von ihnen auf - bezeichnenderweise, ohne daß ihrer Her
kunft mit einem Wort gedacht würde 74

) -, aber gerade bei den 
wichtigsten und verhältnismäßig leichtest praktikablen erscheint 
die Spitze entweder abgebrochen oder umgebogen 75). 

74) Vgl. LüDERs a. a. 0. S. 89. 
75) Abgelehnt wurden: die Verstaatlic.hung der b1uerlichen Hypotheken; 

die Minderung der Abgabepflicht von Bauern und Kleinpächtern; die Forde
rung unentgeltlicher Benutzung der Transportmittel durch Mittellose; die 
Kennzeichnung des Drohnenchara.kters nicht selbstwirtschaftender und großer 

Archiv f. Geschichte d, Sozialismus IX, hl'llg. v. Grünberg. 19 
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All das ist klar und eigentlich selbstverständlich. Rätselhaft 
bleibt beim kommunistischen Gegenwartsprogramm von 1848 nur 
eins : weshalb ENGELS, als er das längst vergessene geschicht
liche Dokument wieder ans Licht brachte, einen so großen, und 
keineswegs den uninteressansten und unwichtigsten Teil unter
drückt hat. Darüber wird viel!!'icht eine nächste Untersuchung 
Auskunft geben. 

Grundbesitzer, Die Verstaatlichung privater Bergwerke sollte nur gegen 
Entschädigung in Form einer 20jährigen Rente von 4 ¾ des Kapitalwertes 
stattfinden, die grundsätzlich gleiche Bemessung der Beamtenbesoldungen 
durch die nächsten 25 Jahre hinausgeschoben werden. Ebenso fehlten im 
Demokratenprogramm die rein politischen Forderungen der Kommunisten 1-3 
Vgl;.l,ODERS a. a. O. S. 161 f. Auch gegenüber dem Versuch BORNS, den 
Demokratenkongreß für das Problem der Organisation der Arbeit zu inter
eesieren, verhielt sich derselbe ganz indifferent. Vgl. LODERs ebenda, S. 89/92. 
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q)rolttltlatt. 

~ •ti • C ~ommuni,ttrc,Je ~eitf eijri ft. 
"llroltfarin allrr liin~,r urrtlnigt eud) ! " 

Ur. 1. \!onbon, im et_,trmber 1847. 

~ir rrfud)m alle ~eunbe unfem! Untmu~men\! !m !fu\!lan\)e (Efnfcnl>ung_en 
uon !frtifcln uno \Betletfun!Jen au.f bief~ .\Blatt franco an bm ,,!Bifoun9\!1>min für 
!frl>riter", 191. Drury Lane, High Holborn, London, cin3uf~icfen. l):lrti\! flit 
'.lleutfd!fonb 2 Wor. ober 6 .ltrcuier~. für iranfte~ un'o !ZM9ien 4 eoud; für bie 
0d)n,tt! U llfa~en. 
-3 n ~ a t t :-@inkitu.no.-'Der 2fudn,anberungd1>lan bell llliirqerti {foM.-1'er preuf!. 

~ant>tao uni, bnil i}lroletariat in IJ)rrujirn, rote iibn~aupt in !Drutfd)lanb.-l:lk 
t--eutf~•n !fuilll)an'oem.-lJ)olitifd,e unb fo3inlt »lei,ue. 

Einleitung. 

Tausende Zeitungen und Zeitschriften werden gedruckt, alle 
politischen Parteien, alle religiösen Seelen finden ihre Ve1·treter, 
und nur dem P1·oletariat, der ungeheueren Masse de1· Nichts
besitzenden, war es bis jetzt noch nicht gelungen ein dauerndes 
Orgart zu finden, das ungetheilt seine lnteressen vertkeidigt, das 
besonders den Arbeitern bei ihrem Bestreben sich auszubilden als 
Leitfadm gedient hätte. Freilich wurde schon oft und vielseitig 
unter deii Proldariern das Bedü1fniss eines solchen Blattes gefühlt, 
und auch an mehreren Orten schon der Ven;uch gemaclit, ein 
solches zu gründen; aber leider immer ohne Erfolg. In der 
Schweiz erschienen kurz nach einande1' ,,die junge Generation''", 
,,die fröhliche Bo#chnft," die „Blätter der Gegenwart;" in Frank
reich das „ Vorwärts," die „Blätter der Zukunft;" in Rhein
preussen der „Gesellschaftsspiegel" etc. 77

), aber alle gingen nach 

76) Das Originalheft zählt 16 Seiten in Antiqnadruck. Die "Politische 
und soziale Revue" ist doppelspaltig gesetzt. Die Wiedergabe erfolgt genau 
nach dem Original auch mit dessen Druckfehlern. 

77) Die junge Generation. Monatsschrift. Red. v. WILH. WEIT

LING. Bern, Vivis, Langental 1842/43. (17 Hefte.) -- Fortsetzung der nn 
WEITLING bereits ein halbes Jahr nach seiner Ankunft in der Schweiz be-

19* 
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kurzer Zeit wieder zu Grunde; entweder sch1·itt die Polizei ein, 
und vertrieb die Redakto,·en, oder es mangelten die zur Fort
setzung nöthigen Geldmittel; die Proletarier konnten nicht helfen, 
die Bou,·geois wollten nicht. Nach allen diesen missglückten Unter
nehmungen wurden wir schon seit längerer Zeit von vielen Seiten 
her a11frrforrlert, einen neuen Ve1·such zu wagen, da hier in Eng
land völlige Pressfreiheit existire, und wir folglich keine Ver
folgungen der Polizei zu fürchten hätten. 

Gelehrte und Arbeiter versprachen ihre Mitwirkung, aber noch 
zögerten wir, weil wir befürchteten, dass auch bei uns nach kurzer 
Zeit die zur Fortsetzung des Blattes nöthigen Geldmittel fehlen 
würden. Endlich wurde der Vorschlag gemacht, eine eigene 
Druckerei anzuschaffen, um auf diese Weise ein zu gründendes 
Blatt sicher zu stellen. Eine Subscription wurde eriijfnet, die 
Mitglieder beider Bilrlungsve1·eine für Arbeiter in London thaten, 
was in ih1·en Kräften stand - ja mehr als in ihren Kräften 
stand, und in kurzer Zeit wurden E 25 . zusammengebracht. Mit 
diesem Geld lie11sen wir von Deutschland die nöthigen Schriften 
kommen; die Schriftsetzer unserer Vereine setzten unenf.gtltlich, 
und so erscheint nun die erste Nummer unseres Blattes, dessen 
Existenz noch mit einiger Hülfe vom Kontinent völlig gesichert 
wird. Es fehlt uns noch eine Presse, und so bald wir die zum 
Ankauf derselben nöthigen Mittel besitzen, wird unsere Druckerei 
völlig im Stande sein, in welcher wir dann auch ausser unserer 

gründeten Monatsschrift Der Hilferuf der deutschen Jugend. Genf 
1.841. (4 Hefte). - Die fröhliche Botschaft von der religiöaen 
und sozialen Bewegung. M<matsschrift. Red. v. AuG. BECKER. Lausanne 
1845. (8 Hefte). - Blätter der Gegenwart für soziales Leben. 
Monatsschrift. Red. v. WILH. MARR, 1844145. (8 Hefte.) - Vorwärts! 
Pariser Deutsche Zeitschrift. 2mal wöchentl. Hrsg. v. HEINR. BöRNSTEIN 
nnd LAZARUS BERNAYS. 1844. - Blätter der Zukunft. Monatsschrift. 
Paris 1846. (4 Hefte.) - Der Ge s ells eh a fts spie ge l. 0 r ganz.ur V er
tretu n g der besitzlosen Volksklassen und zur Beleuchtung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse der Gegenwart. Monats
schrift. Hed. v. M. HEss. Elberfeld Juli 1845-Juni 1846. (12 Hefte.) 

Die vorstehenden Angaben nach dem Weg weiser im Anhang zu 
WELLER a. a. O., sowie GEORG ADLER a. a. 0. - Über den Pariser Vor
wärts insbesondere vgl. GusTAV MAYER, Der Untergang der Deutsch-fran
zösischen Jahrbücher und des Pariser Vorwärts, im Arch. f. d. Gesch. d. 
Sozial. u. d. Arbeiterbewegung III, 415/87. 
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Zeitschrift noch andere das Proletariat vertheidigende Broscliiire1t 
drucken können. Da. wir uns vorgenommen haben, völlig sicher 
zu gehen, so werden wir erst diese Probe-Nummer versenden, und 
abwarten, welche Mittel wfr von Aussen erhalten, ehe wir mit dem 
Druck fortfahren. Gegen Ende dieses Jahres werden wir hoffentlich 
die nöthigen Antworten e1·halten haben, und es wird sich dann ent
scheiden, ob das Blatt alle 14 oder ((lle 8 Tage erscheinm kann. 
Das monatliche Fortbestehen des Blattes wird beinahe durch Lon
don allein gesichert. D,w Preis jeder Nummer ist vorläufig ((Uf 
2 Pens, 4 Sous, 2 Silbergr., oder 6 Kreuzer festgesetzt, so bald 
jedoch die Abonnentenzahl auf 2000 gestiegen ist, kann derselbe 
bedeu,tend verringert werden. 

Und nun, Pt·oletarier, ist es an Euch zu wirken. Schickt 
uns Auf,ätze, abonnirt Euch, wenn es nur irgend in Euren 
Kräften steht, verbreitet das Blatt, wo sich irgend Gf'legenheit 
darbietet, es gilt für eine heilige, gerechte Sache - für die Sache 
der G„rechtigkeit gPgen die Ungerechtigkeit, für die Sache der 
Untadrückten gegen die Unterdrücker; wir stehen im Kampf fü„ 
die Wahrheit gPgen dm Ab„rglauben, gegen die Lüge. Was U'ir 
hier thun, dnfür wollen wir keine Belohnung, keine Beznhlung, 
denn wir thun nur unsere Pflicht. Proletarier, wollt lhl' frei 
werden, so erhabt E'uch aus Euerm Schtof uud scltlirs~t Euch 
frst aneinander! Die Menschheit verlangt von jedem Manne, dass 
er seine Pflicht thue. 

Proletarier! 

Da die Herkunjl und Bedeutung des Wortes, mit welchem 
wir Euch anreden, Vielen unte,· Euch nicht bfkrmnt sein mrrg, so 
wollen wir hier eine kleine Erklärung dessf'lbm vomusschicken. 

Als einst der römische Staat mächtig wurde, als er sich dem 
höchsten Punkte seiner Cioilisation nahte, ZPr.fielm die Bürger des
selben in zwei Classen: die Besitzenden und die Nichtbesitzenden. 
Die Besitzenden zahlten dem Staate direkte Steuern, die Nichts
b11sitzenden gaben ihm ihre Kinder, welche gebrauclit wurden, um 
die Reichen zu beschützen, und die auf znhllosen Schlachtfeldern 
ihr Blut verspritzen mussten, um die Macht und das Eigenthum 
der besitzenden Klasse noch zu ve,-mehren. Pi·oles bedeutet in der 
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lateinischen Sprache Kinder, Nachkommen; die Proletarier bil
deten also die Klasse der Bürge1·, welche Nichts besassen, als 
ihre A1·me und Kinder. -

Seitdem nun die heutige Gesellschaft sich ihrem höchsten 
Punkte der Civilisation nähe„t, seitdem die Maschinen erfunden 
und grosse Fabriken errichtet wurden, seitdem das Ei'genthum 
immer mehr in die Händen einzelner Personen gelangt, hat sic/1 
auch da.~ Proletariat bei uns immer mehr enhl'ickelt. Eine geringe 
Anzahl Privilegirter besitzt alles Eigenthum, die gros,~e Masse des 
Volks Nichts, als ihre Anne und Kinder. - Gerade wie im 
römischen Staat werden wir Proletarier und unsere Söhne in 
Soldatenkittel gesteckt, zu Maschinen dressirt, die ihre eigenen 
Unterdrückfr beschützen und auf den Wink derselben ihr Blut 
verspritzen müssen. Gerade wie damals müssen unsere Schwestern 
und Töchter dazu dienen, die viehischen Begierden reicher Wollüst
linge zu befriedigen. Gerade wie damals zeigt sich der Hass der 
unterdrückten Armen gegen die reichen Unterdrücker. Doch steht 
das Proletariat unserer Gesellsch11ft auf einem ganz anderen und 
besseren Sta1adpunkt als das römische. Die römischen Proletarier 
hatten weder die Mittel, noch die nöthige Bildung, um sich be-

. freien zu können j es blieb ihnen nichts übrig, als sich zu rächen 
und im Rachekampf unterzugehen. Viele der heutigen P1·oletarier 
besitzen schon, Dank der Buchdruckerkunst, einen hohen Grad 
von Bildung und die üb1·igen erheben sich Jeden Tag mehr durch 
ihr Streben nach Vereinigung, und während sich dieselben stets 
meh1· erheben und ft'ster an einander schliessen, zeigt uns die prii,i
legirte Klasse das Bild des furchtbarsten Egoismus, der scheuss
lichsten Sittenlo:,;igkeit. - Die heutige Civilisation bietet Mittel 
genug dar, um alle Men.~chen der Gesellschaft glücklich zu machen; 
der Zweck der heutigen P1·oldarier ist daher nicht bloss zu zer
stören, sich zu räcl,en, und im Tode Befreiung ZU finden, sondern 
dahin zu wirken, dass eine Gesellschaft gegründet werde, in der 
Alle als freie und glückliche Menschen leben können. Proleta1·ier 
der heutigen Gesellschaft sind Alle, die nicht von ihrem Kapital 
leben können; der Arbeiter so gut als der Gelehrte, der Künstler 
wie der kleine Bourgeois; und wenn auch die kleine Bourgf'oisie 
noch einiges Vermögen besitzt, so geht sie doch augenscheinlieh 
mit Rieserischritten, durch die furchtbare Konkurrenz, die ihr das 
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grosse Kapital macht, dem Zustande entgegen, der sie den übrigen 
Proletariern völlig gleich stellen wi1·d. Wir können sie daher jetzt 
schon zu uns zählen, denn .~ie hat eben so grosses Interesse, sich 
vor dem Zustande del' gänzlichen Besitzlosigkeit zu !i,üten, als wir 
haben aus demselben herauszukommen. Vereinigen wir uns daher 
und es kann beiden Theilen geholfen werden.' . 

Für die Befteiung des Proletariats zu wirken, und damit die
selbe so bald als möglich zu Stande komme, alle Unterdrückten 
zur Vereinigung aufzumuntern, soll die Aufgabe dieses Blattes sein. 

Wir nennen -'das Blatt "kommunistische Zeitschrift," weil wir 
überzeugt sind und wissen, dass diese Befreiung nur durch eine 
gänzliche Umgestaltung der jetzt existirenden Eigenthums• Vechält· 
nisse bewirkt werden, mit einem Wort, nur in einer auf die Ge
meinschaft gegründeten Gesellschaft Statt finden kann. Es war 
unse1·e Absicht hier ein kurzes und für Alle leicht fassliches kom· 
munistisches Glaubensbekenntniss einzuschalten, und der Entwurf 
eines solchen ist auch bereits geschrieben. Da dieses Glaubens
bekenntniss nun künftighin unserei· Propaganda als Richtschnur 
dienert soll, folglich von der höchsten Wichtigkeit ist, so hielten 
wir es fü1· unse1·e Pflicht, diesen Entwurf unseren Freunden auf 
dem Festlande zuerst zuzuschicken, um ihre Ansichten darüber zu 
vernehmen. So bald wir die Antworten von unseren Frei,nden 
erhalten haben, werden wir die nöthigen Abänderungen und Zu
sätze machen und es in die folgende Nummer einrücken. 

Die kommunistisclte Bewegung wird von Vielen so falsch auf
gefasst, von Andern absichtlich so verläumdet und entstellt, dass 
wir nicht umhin können, hier einige Worte über dieselbe, so weit 
wir sie kennen und Theil daran nehmen, zu sagen. Wir wollen 
uns hauptsächlich darauf beschränken, hier zu erklären, was wit" 
nicht sind, um dadurch zum Voraus etwaigen Verläumdungen zu 
begegnen, welche man gegen uns vorbringen könnte. 

Wir sind keine Systemkrämer; wir wissen aus E1fahrung wie 
unsinnig es ist, über die in einer zukünftigen Gesellschaft zu 
treffenden Einrichtungen zu diskutiren und zu grübeln und dabei 
alle Mittel, welche uns zu derselben führen können, ausser Acht 
zu lassen. Mögen Philosophen und Gelehrten Systeme für die 
Einrichtung einer künftigen Gesellscliaft auflltellen, wir finden das 
für gut und nützlich j aber wenn wir Proletarier ganz ernsthaft 
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über die Einrichtungen der Werkstätten, der f erwaltungsform in 
der · kommenden Gütergemeinschaft diskutiren, uns zanken würden 
über den Kleiderschnitt, oder die beste Methode die .Abtritte aus
zufegen etc., so würden wir uns dadurch nur lächerlich machen 
und mit Recht den Namen unpraktische Träumer verdienen, den 
man uns so oft beigelegt hat. Die Aufgabe unserer Generation 
ist, die Baumaterialien aufzufinden und herbeizuschnffen, welche 
zur E1·richtung des neuen Gebäudes erforderlich sind; die Auf
gabe der nachfolgenden Generationen wird sein, dasselbe aufzu
bauen, und seien wir überteugt, es wird auch dann an Bau
meistern nicht fehlen. 

-Wir sind keine Kommunisten, welche Alles mit der Liebe aus-• . 

führen wollen. Wir weinen keine bitteren 1'hränen beim Monden-
scheine über das Elend der Menschen, und erheben uns dann 
wieder zur höchsten Entzückung bei dem Gedanken an die goldene 
Zukunft. Wir wissen, dass unsere Zeit ernst ist, dass sie 
der ganzen Än8trengung eines jeden Mannes bedarf, und dass 
diese Liebesdi,selei weiter nichts als eine Art geistiger Selbst
schwächung ist, die Jeden, der sich ihr ergibt, aller Thatkraft 
unfähig mncht 78

). 

Wir sind keine Kommunisten, welche jetzt schon den ewigen 
Frieden predigen, während sich unsere Gegner an allen Orten zum 
Kampfe rüsten. Wir wissen recht gut, dass wir nirgends, etwa 
mit Ausnahme Englands und der Nordamerikanischen Freistaaten, 
in die bessere Welt eingehen können, ohne uns zuvor unsere poli
tischen Rechte mit Gewalt erkämpft zu haben. Mögen es nun 
auch Leute geben, welche uns hierin verdammen und als Revo-

78) Diese Bemerkung bezieht sich auf den „Liebesapostelu HERMANN 
KRIEGE (1820-1850), der im Frühjahr 1845 nach ~ ew York auswanderte und 
dort ein deutsches Blatt, Der Volkstribun, herausgab. Gegen dessen 
,,für die kommunistische Partei in Europa im höchsten Maße kompromittirende, 
... unter dem Namen Kommunismus (gepredigte) phantastische Gemüts
schwärmerei" richtete sich ein von MARX verfaßtes Zirkular der Brüssel er 
Kommunisten vom 11. Mai 18!6, dem nur WEITLING seine Zustimmung ver
weigerte. Vgl. hierüber und über KRIEGE im allgemeinen: Liter. Nachlaß 
II, 414/428: Der Volkstribun, redigiert von Hermann Kriege in New York 
(und dazu MEHRING, ebenda 367/369); Eo. BERNSTEIN und PETER STRUVE, 
Marx und der wahre Sozialismus, in die Neue Zeit XIV/2 (1896), 216/220; 

· ferner MEHRING, ·Nochmals Marx und der wahre Sozialismus, ebenda 395/401. 
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lutionäre ausschreien, so wird uns wenig daran gelegen sein. Wir 
wenigstens wollen dem Volk keinen Sand in die A.ugm streuen, 
sondern ihm die Wahrheit sagen und es auf den herannahenden 
Sturm aufmerksam machen, damit es seine V 01·kehrungen trPffen 
kann. - Wir sind keine Verschwörer, welche an einem bestimmten 
Tage eine Revolution anfangen oder Fürsten umbringen wollen; 
wir sind aber auch keine geduldigen Schafe, die ohne zie murren, ihr 

· Kreuz auf sich nehmen. Wir wissen recht gut, dass auf dem 
Festlande zwischen den aristokrati::chen und demokratischen Ete
menten es zum Kampf kommen muss - unsere Feinde wissen es 
auch und rüsten sich; es ist daher die Pflicht eine1:1 jeden Mannes ' 
sich vorzuberPiten, damit man uns nicht unversehens angreife und 
·vernichte. --:- Es wird noch ein letzte1· und ernster Kampf ge
kämpft werden, und u·enn unsPre Partei denselben siegreich be
standen, dann erst wird die Zeit kommen, in welcher wir die 
Waffen hoffentlich f,lr hnmer bei Seite legm können. 

Wir sind keine Kommuni.,ten, welche glauben, dass gleich nach 
siegreich bestandenem Kampfe die Gütergemeinschaft wie durch 
einen Zrtuber eingeführt werden kann. Wir wis.~en, dass die 
Menschheit keine Sprünge macltt, sondern nur Schritt für Schritt 
vorwärts geht. Wir können nicht über Nacht a·us einer unhm·mo
niscfien in eine harmonische Gesell•chnft eingehen; es beda1f hierzu 
einer nach Umständen längeren oder kürzeren Uebn·gangsperiode. 
Drts Privateigenthum kann nur nach und nach in geseltschaft
liches Eigenthum umgewandelt u·erden. 

Wir sind keine Kommunisten, wtlche die pMsönliche Freiheit 
vernichten und aus der Welt eine grosse Kaserne oder ein gros1:1es 
Arbeitshaus machen wollen. Es gibt freilich Kommunisten, welche 
es sich bequem machen und die pi>rsönliche FrPihrit, die nach 
ihrer Meinung der Harmonie im Wege steht, leugnm und auf
heben wollen; wir aber haben keine Lust die Gleichhit mit der 
Freiheit zu erkaufrn. Wir sind überzl'ugt und werden es in 
unsn·en folgenden Nummern zu bewf'isen 1:1uchen, da.,s in keiner 
Geseltschnft die persönliche Fre heif griisser sein kann, als in der
jenigen, welche sich auf Gemeinscluft gründet. 

Wir haben nun erklärt, u-as wir nicht ~ind; 1·n um1ei m Glau
bensbekenntniss werden wir eddäre11, was wir si11d und wrts wir 
wollen. Es bleibt uns nur noch übrig einige lt orte an die Prole-
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tarier zu richten, welche anderen politischen oder S(,!zialen Parteien 
angehören. Wir kämpfen Alle gegen die heutige Gesellschaft an, 
welche uns unterdrückt und im Elend schmachten lässt; anstatt 
aber dieses zu bedenken und uns zu vereinigen, bekämpfen wir 
uns leider nur zu häufig, zum grossen Vergnügen unserer Unter
drücker, unter einander selbst. Anstatt Alle vereinigt Hand an's 
Werk zu legen, um einen demokratischen Staat zu errichten, in 
dem jede Partei suchen kann, durch W ot·t und Schrijt die Ma
jorität für sich zu geu•innen, feinden wir uns an über das, was 
geschehen und nicht geschel1en soll, wenn wfr einmal gesiegt haben. 
Es fällt uns hie1·bei unwillkürlich die Fabel von den Bärenjägern 
ein, welche sich um das Fell des Bären prü,qelten, ehe sie noch 
denselben gesehfn hatten. Es ist jetzt wahrhaftig an, der Zeit 
unsere Feindseligkeiten bei Seite zu legen und uns Alle zur gemein
schaftlichen Vertheidigung die Hän~e zu reichen. Damit dieses 
aber geschehen könne, müssen die Schriftsteller der verschiedenen 
Parteien aufhören, andere Meinungen auf das bitterste zu be
kämpfen und die Anhänget· derselben mit den gemeinsten Scht'mpf
wörtern zu belegen. Wir unsererseits achten jeden Mann, auch 
den Aristokraten und Pietisten, welche1· eine Meinung hat und 
dieselbe, weil er sie für Recht hält, mit Ausdauer und Ent
schlossenheit ve1·theidigt, nur Denjenigen verschonen wir nicht,· 
welcher unter der Maske irgend einer politischen oder sozialen 
Partei oder der Religion, blos sein eigenes schmutziges Ich im 
Auge hat. Solche Heuchler so schnell als möglich zu entlarven, 
sie in ihrer ganzen Scheusslichkeit bloss zu stellen ist die Pflicht 
eines jeden Ehrenmannes. Es kann Jemand eine frrige Meinung 
vertheidigen, aber so lang er sie fü1· gerecht hält und treu zu 
ihrer Fahne steht, da1f man ihn nicht verachten. Von diesem 
Standpunkte ·aus betrachtet, hatte z. B. Oarl Heinzen kein 
Recht die Kommunisten auf die Weise anzugreifen, wie er es in 
seiner zweiten N ummei· des „ Tribun" gethan hat 79

). 0 a r l He in-

79) KARL HEINZEN (22. Il. 1809-12. XI. 1880), bürgerlicher Föderativ
Republikaner. Als preußischer Steuerbeamter korres1iondierte er für radikale 
Blätter und kam so auch .in Beziehungen zu MARX als Herausgeber der 
Rheinischen .Zeitung. Wegen seiner 1844 in Darmstadt erschienenen Schrift 
gegen »Die preußische Büreaukratie" unter Anklage gestellt, flüchtete er erst 
nach Belgien und dann in die Schweiz. Hier gab er einen, im wesentlichen 
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zen scheint entweder den Kommunü1mus gar nicht zu kennen oder 
er hat sich durch persönliche Feindschaft, welche zwischen ihm 

gegen den "teutschen Kommunismus" gerichteten Sammelband: Die O p p o
s i tio n (Mannheim 1846) heraus, zu dem er selbst u. a. auch den Artikel 
„Gegen die Kommunisten" beisteuerte (S. 42188). In diesem warf er den 
letzteren vor: "Einseitigkeit und Verblendung", ,,ideallosen Materialismus und 
Verwerfung des Begriffes der zügelnden Sittlichkeit", sowie die durch den 
Mangel an Wirklichkeitssinn bedingte politische Abstinenz, ,,maßlosen per
sönlichen Dünkel", urteilslose Parteinahme für das Proletariat, ,,als sei der 
·Proletarier nicht wie jeder andere Mensch, sobald er nicht mehr Proletarier 
ist, und als gehöre allein Denen die Zukunft, welchen die Vergangenheit nicht 
gehört hat." - Diese Angriffe wiederholte er in noch maßlo~erer Form im 
zweiten (letzten) Heft seiner Zeitschrift D er de u t s c h e Tribun (18! 7; 
Art. ,,Kommunistisches", S. 96/132), und hierauf bezieht sich die Zurück
weisung der Kommunistischen Zeitung. 

Was an ihr zumeist auffällt, ist zunächst rein formal: die entgegen
kommende Milde HEINZEN gegenüber und materiell : die Feststellung fast 
vollständiger Identität - wenigstens für die Übergangszeit - zwischen den 
Forderungen der Kommunisten und HEINZENs Neun Punkten (D. deutsche 
Tribun, S. 125/128). Denn in diesen wurde verlangt: die Beseitigung des 
Königtums durch Gewalt - ferner die Herstellung der Deutschen Republik -
welche „das materielle Wohl ihrer Bürger gleichmäßig wie das politische 
sichert" - die Erklärung der Erde als „allgemeines Eigentum der Mensch
heit, d. h. der Staaten, aus welchen (diese) besteht" - die Sicherung der 
„freien Einzelexistenz als Folg·e und Erfordernis der Einzelperson", d. h. ,,des 
Einzel er wer b s und Einzel b es it. z es des Erworbenen" - im Wege staat
licher Festlegung eines Vermögensmaximums - und staatlicher Lieferung 
eines Minimums an Mitteln an die mündigen Bürger "zur Sicherung und 
Verbesserung der Existenz, welche das freie Werk des Einzelnen bleiben 
muß" - durch Funktionierung endlich des Staates „als schlichtende dritte 
Person bei 'allen streitenden Interessen". 

Die Auffassung der Redaktion stand aber in schroffem Widerspruch zu 
derjenigen von MARX-ENGELS und ihres Kreises, wie sie allerdings erst nach 
dem Erscheinen der Probenummer unserer Zeitschrift öffentJich zum Aus
druck gebracht worden ist, da MARX und ENGELS sich lange um den prah
lerischen Schreier, dem das Wesen ihrer Lehre vollkommen fremd blieb, gar 
nicht kümmerten. Erst als dieser den Kampf in die Deutsche Brüsseler 
Zeitung verlegte (26. September 18!7), erwiderten ihm in deren Spalten 
ENGELS am 3. und 7. Oktober und sodann, am 28. und 31. Oktober, sowie 
am 11., 18. und 2fl. November MARX selbst u. d. T.: ,,Die moralisirende Kritik 
und die kritische Moral. Beitrag zur deutschen Kulturgeschichte. Gegen 
Karl Heinzen." - ENGELS Art. sind, mit einer Einleitung von N. RJA-SANOFF, 
wiederabgedruckt im Wiener Kampf VII (1914), 508/519; der MARXsche 
bei MEHRING, Aus dem liter. Nachlaß II, 45-.d/477. Vgl. auch ebenda, S. 384f., 
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und mehreren Kommunisten besteht, hinreissen lassen, eine grosse 
Partei, die in der vordersten Reihe der demokratischen Armee 
steht, zu beschimpfen. Als wi1· seine Angriffe gegen die Kom
munisten durchlasen, waren wir höchst erstaunt; denn treffen 
konnten uns seine Beleidigungen nicht, da solche Kommunisten, wie 
er sie beschreibt, nicht existiren und wahrscheinlich seine Einbil
dungskrrrft dieselben erst erschaffen hat, um sie dann wieder zu 
vernichten. Wir sagen, wir waren erstaunt, weil wir nicht be
greifen konnten wie es einem Demokraten möglich war, so die 
Fackel der Zwietracht in die Reihen seiner eigenen Waffenge
fährten zu werftm; noch weit höher aber stieg unser Erstaunen, 
als wir am Ende seiner Schrift seine neun Punkte fanden und 
ersahen, dass a beinahe ganz da,qselbe verlnngt, was auch die 
Kommunisten verlangen. Der einzige Unterschied zwischen uns 
ist, drrns Bürger Ca rl Heinz e n seine neun Punkte als die 
Grundlrrgen der neuen Gesellschaft ansieht; wir hingegen als die 
Grundlrrgen einer UebergangqJeriode, die uns zur völligen Gemein
schaft führen soll. Es wäre daher vernünftig, wenn wir uns Alle 
vereinigtn1, um das von Carl Heinz"n Verlangte zu eri·eichen; 
sind wir da angekommen itnd das J' olk ist damit zufrirden und 
will stehen bleiben, so wollen wir uns seinem· li'illen unterwerfen; 
will es dann aber mit den Kommunisten weiter schreiten, so wird 
wohl Bürger Heinz e n auch nichts dagegen haben. Wir wissen, 
dass Bürger Rein zen von unseren Unterdrückern auf alle mög
liche ~}' eise ve1folgt, ve1·läumdet und ve(lästert wird und sich 
.d,1her in einem gereitzten Zustande befindet; wir u·ollen dnher 

die Vorbemerkungen von MEHRINGj ferner GusT. MAYER a. a 0. S. 276/280. 
Auch STEPHAN BoRN hat mit einer - mir nicht zugänglichen pReudonymen 
- Broschüre: ,, ller Heinzensche Staat." Eine Kritik von STEPHAN. Bern 
1847 (WELLER a. a. 0., Anhang S. 8) in den Streit gegen HEINZEN einge
griffen. Vgl. seine „Erinnerungen eines Achtundvierzigers. II. Aufl. Leipzig 
1898. s. 60/63. 

HEINZEN seinfrseits hat dann noch seine Polemiken gegen das „Kultur
gespenst" des Kommunismus in seiner Broschüre: D I e Helden des t e u t
s c h e n Kommunismus dem Herrn Karl Marx gewidmet (Bern 1848), zu
sammengefaßt und sich in einem Nachwort gegen jedes Zusammengehen der 
Republikaner mit den Kommunisten ausgesprochen, da „was die Kommunisten 
unter Republik verstehen, nichts als eine Anstalt (~ei), in welcher einem 
teutschen Blanqui der Sessel bereitet werden soll für die kommunistische 
Diktatur" (S. 9tl). 



Die Londoner Kommunistische Zeitschrift. und andere Urkunden. 293 

keines Wegs Ihn auch noch angrnfen; im Gegentheil, wir werden 
die Hand z1w Vereinigung nicht ausschlagen. Einigkeit macht 
stark und sie nur allein kann uns zum Ziele führen. 

Darum Proletarier aller Lände,· vereinigen wfr uns - öjf ent
lich, wo das Gesetz es erlaubt, denn unsere Handlungen brauchen 
das Licht nicht zu scheuen, im Geheimen hingegen, wo die 
Willkü1· der Tyrannen es uns verbietet. - Sogenannte Gesetze, 
welche den Menschen verbieten, sich zu versammeln, um die Fragen 
der Zeit zu besprechen wid ihre Rechte zu verlangen, sind Macht
sprüche der Tyrannen; wer solche achtet und hält, handelt feig 
und unehrenhaft, wer sie aber verachtet und bricht, handelt männ
lich und el1renliaft. 

Zuletzt noch erklären wir, dass die Spalten unserer Zeitschrift 
nicht hergegeben werden, um persönliche Stteitlgkeiten auszufi'chten, 
ode1· einzelne Pe1·sonen, welche ihre Pflicht thun, zu lobpreisen. 
Wenn aber Proletarier unterdrüc,kt und misshandelt werden, so 
mögm sie sich nur an uns wend,,n, wir werden unoerzr,gt für· sie 
in die Schranken treten und die Namen ihrer Unterdrücker dRm 
~Fluch der öffentlichen Meinung übrrgeben, vor welcher auch die 
verstocktesten Tyrannen schon zu zittern anfangen. 

Der Auswanderungsplan des Bürgers Cabet 8n). 

Bürger Cahet in Pa~is erlässt einen Aufruf an die fran
zösischen Kommunisten, worin er sagt: Da wir hier von der 
Regierung, den Prie.,tern, der Bourgeo.,ie, ja sogar von den revo
lutionären Republikane1•n verfolgt, verläumdet und verläste1·t wer
den, da man selbst sucht uns die Existenz abzuschneiden, und uns 
so phy.~isch und moralisch zu Grunde zu 1·ichtfn, so lasst uns 
Frankreich verlassen, lasst uns nach Icarien gehen; und er lzojft, 

80) 'ETIENNE CABET (1. I. 1788-8. XI. 1856), der bekannte Kommunist, 
Verfasser der erstmals u. d. T. "Voyage et. aventures de Lord Villiam Caris• 
dale en icarie, traduit de l'anglais de Francis Adams par Th. Dufruit, Maitre 
de langnes," 2 vol. Paris ti:140, pseudonym erschienenen und nachmals wieder
holt aufgelegten, bereits 1847 von WENDEL HIPPLER (HERMANN EwERBECK) 
verdeutschen Utopie. Vgl. über ihn: H. Lux, Etienne Cabet und der ikarische 
Kommunismus. Stutt,gart 1894, und JULES PR0UDHOMMEAux, Icarie et son 
fondateur Etienne Cabet. Paris 1907. 
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dass 20 bis 30,000 Kommunisten bereit sein werden ihm zu folgen, 
um in eh1em andern Welttheil eine kommuni.~tische Kolonie zu 
gründen. Wohin Cabet auszuwandern gedenkt, hat er noch nicht 
erklärt; wahrscheinlich sind es jedoch die Nordamerikanischen 
Freistaaten, oder Texrts, oder vielleicht das vor kurze1· Zeit von 
den Amerikanem eroberte Californien, wo er sein Jcarien zu 
gründen beabsichtigt 81

). 

Wie gewiss alle Kommunisten, so erkennen auch wir mit 
Freuden an, dass Ca b et mit unermiidlichem Eifer, mit bewunde
rungswürdiger Atesdauer für die Sache der leidenden Menschheit 
gekämpft und mit Erfolg gekämpft hat, dass er durch seine War
nung gegen alle Konspfrationen dem Proletariat einen unermess
lichen Dienst geleistet, dieses Alles kann uns jedoch nicht bewegen, 
da wo Cabet,· unsere1· Meinung nach, einl!ll falschen Weg ein
schlägt, ihn ruhig weiter gehen zu lassen. - Wir achten die Person 
des Bürgers Ca h et, bekämp Jen aber seinen Auswanderungsplan 
und sind überzeugt, dass, wenn die von ihm vorgeschlagene Aus-

81) Der erwähnte - in der gewöhnlichen großsprecherischen Manier 
CABETs abgefaßte - Aufruf erschien im Mai 1847 in der CABETSchen.Zeit
schrift L e Pop u I a i r e u. d. T. ,,Allons en Icarie" ; gleichzeitig mit ihm 
auch eine Broschüre: "Realisation de la Communaute d'Icarie". Das Reise
ziel war weder in dieser noch in jenem angegeben. Erst sieben Monate 
später wurde das Geheimnis gelüftet. Die Dezembernummer des Populaire 
verkündete, daß die Fahrt nach Texas gehe, und zugleich: "Nous avons de
ja plus d'un million d'acres de terre le long de Ja Riviere-Rouge, beau ßeuve 
navigable jusqu'ä notre etabliasement et nous pouvons nous etendre inde
finiment." Am 3. Februar 1848 verließ dann eine erste Abteilung der Ikarier, 
69 Personen stark, Le Havre, der in der Zeit vom 3. Juni bis 18. Dezember 
einige weitere von zusammen..4:15 Personen folgten. 

CABET sandte seinen Aufruf auch an den Londoner Arbeiterbildungs- · 
verein und kam bald darauf persönlich nach London, vergeblich bemüht, diesen 
für seine Plli.ne zu gewinnen. Wie FRIEDRICH LESSNER (a. a. 0. S. 1U7, bzw. 
in der engl. Ausgabe S. 11) berichtet, "dauerte die Diskussion über (CABETs) 
Vorschlag eine ganze Woche". 

Das Nähere über das Schicksal und den sachlichen und persönlichen Zu
sammenbruch des ikarischen Unternehmens vgl. bei PR0UDH0MMEAUX a. a. 0. 
S. 219/416 und Lux a. a. 0. S. 204 f. 

Es mag vielleicht die Feststellung interessieren, daß dieses ein halbes 
Jahrhundert später PAUL ADAM veranlaßt hat, es in einem utopischen Roman: 
Lettres de Malaisie. Paris 1898 (neue Titelausgabe: La cite prochaine. Paris 
1908) unter der Voraussetzung völligen Gelingens zu behandeln. 
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wanderung zu Stande kommt, dem Prinzip des Kommunismus der 
grösste Schaden zugefügt wird, <J,ass die Regierungen triumphfren 
und die letzten Tage Ca b e ts durch bittere 1'äuschungen getrübt 
werden. -

Dfo Gründe für unsere Meinung sind folgende: 
1) Weil wir glauben, dass, wenn in einem Lande die schänd

lichsten Bestechungen an der Tagesordnung sind, wenn das Volk 
auf die gemeinste Weise unterdrückt und ausgebeutet wird, wenn 
Recht und Gerechtigkeit nicht mehr gelten, wenn die Gesellschaft 
anfängt sich in Anarchie aufzulösen, wie dieses gegenwärtig in 
Frankreich der Fall ist, Jeder Streiter der Gerechtigkeit und 
Wahrheit es sich zur Pflicht machen muss, im Lande zu bleiben, 
das Volk aufzuklären, den Sinkenden neuen Muth einzuflössen, 
den Grund zu einer neuen gesellschaftlichen Organisation zu legen 
und den Spitzbuben kühn die Stirne zu bieten. - Wenn die ,·echt
schaffenen Mä'f!ner, wenn die Kämpfer für die bessere Zukunft 
fortziehen und den Finsterlingen und Spitzbuben das Feld über
lassen wollen, so wird und muss Europa fallen; - Europa, 
welches gerade derjenige Welttheil ist, in welchem schon aus stati
stischen und ökonomischen Gründen die Gütergemeinschaft am 
ersten und leichtesten eingeführt werden kann - und der armen 
Menschheit wird eine noch Jahrhunderte lang dauernde neue 
Feuer- und Elendsprobe auferlegt werden. 

2) Weil wir überzeugt sind, dass der_ Plan Ca b et s in Amerlka 
ein lcarien, d. k. eine auf die G1·undsätze der Gütergemeinschaft 
sich basirende Kolonie zu gründen, jetzt noch nicht durch91führt 
werden kann, und zwar: 

a) Weil Alle, welche mit Ca b et auswandern wollen, zwar 
eifrige Kommunisten sein mögen, allein noch durch ihre 
Erziehung zu sehr mit den Fehlern und V orurtheilen der 
heutigen Gesellschaft behaftet sind, um dieselben bei ihrem 
Eintritt in Icarien auf der Stelle ablegen zu können; 

b) weil dadui·ck nothwendigerweise gleich Anfangs in der 
Kolonie Streitigkeiten und Reibungen ent.~tel1en müssen, 
welcl1e durch die äussere mächtige und feindliche Gesell
schaft, sowie auch durch Spione der europäischen Regie
rungen noch mehr angefacht U'erden, bis sie zu einer völligen 
Auflösung der kommunistischen Gesellschaft führen; 
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c) weil die meisten Auswandernden Handwerker sind, dort 
aber zuallererst kl'äftige Ackerbauer zur Urbarmachung 
und Bebauung des Bodens' gebraucl1t werden und ein .Ar
beiter nicht so leicht in einen Bauern umgewandelt wird, 
als Manche sich wohl vorstellen mögen; 

d) weil die Entbehrungen und die Kmnkheiten, welche der 
Wechsel des Klimas mit sich bringt, Viele muthlos machen 
und zum .Austritt bewegen werden. - Jetzt sind Viele für den 
Plan, dessen schöne Seite sie nur sehen, enthusiastisch ein
genommen, wenn aber die rauhe Wirklichkeit eintritt, wenn 
Entbehrungen aller Art gPjordert werden, wenn alle die 
kleinen Annehmlichkeiten der Civilisation, welche auch der 
ärmste Arbeiter sich noch in Europa zuweilen verschaffen 
kann, wegfallen, dann wird auch bei Vielen die grösste 
Muthlosigkeit an die Stelle des Enthusiasmus treten; 

e) weil für die Kommunisten, welche das Prinzip der persön
lichen Freiheit anerkennen, und das thun auch gewiss die 
Icarier, eine Gütergemeinschaft ohne Uebergan,qsperiode, 
und zwar ohne demokratische Uebergangsperiode, in welcher 
das persönliche Eigenthum erst nach und nach in gesell
schaftliches umgewandelt wird, eben so unmöglich ist, als · 
jür den Landmann eine Erndte ohne Aussaat. 

3) Weil durch das Misslingen eines Versuchs, wie Cabet ihn· 
vorhat, zu·a,· das kommunistische Prinzip nicht unterdrückt oder 
die praktische Einführutzg des.~elben für immer verhindert werden 
kann, aber doch viele tausende Kommunisten muthlos gemacht aus 
unsf'ren Reihen au.~trtten werden, und dadurch wahrscheinlich das 
gedrückte Proletariat noch eine oder mekt'ere Generationen länger 
im Elend schmachten muss, und endlich 

4) weil von einigen hundert oder tausend Personen überhaupt 
keine Gütergnneinschaft errichtet und aufrecht erhalten werden 
kann, ohne dass· dieselbe einen völlig ausschliessenden, einen sekten
artigen Charakter .annimmt, wie z.B. die des Rapp 82

) in Ame-

82) GEORG RAPP (1757-7. VIII. 1847), geb. in lptingen (Württem
berg), Gründer der kommunistischen Gemeinschaft der Harmonisten in Nord
amerika: erst in Pennsylvanien (1805), dann in Indiana (1814) und seit 1824 
wieder in Pennsylvanien. Vgl. den Art. Rapp im Handbuch des Sozialismus 
von C. STEGMANN und C. HuGo. Zürich 1807. S. 675/78. 
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rika etc. Eine solche Gütergemeinschaft zu errichten ist aber weder 
unsere Absicht, noch auch, wie wir hoffen, die der Icarier. 

Wir haben ausserdem noch nicht der Ve1fulgungm erwähnt, 
denen die Iearier in Amerika, wenn sie mit der äussern Gesell
schaft im V er kehr bleiben wollen, wahrscheinlich I j<t faft gewiss 
ausgesetzt sind. - .11föge Jeder, welcher mit Ca bet nach Amerika 
gehen will, zuerst einen Bericht über die Vetfulgungen lesen, denen 
die Mormonen, eine religiös-kommunistiscl,e Sekte, dort ausgesetzt 
wat·en und noch sind. 

Dieses sind die Gründe, warum wir den Vorschlag Ca b e t's, 
Auszuwandern, für verderblich halten und den Kommunisten in 
allen Ländern zuruf„n: Brüder lasst uns hier im alten Europa 
auf der Bresche bleiben, lm,st uns hier wirken und kämpfen, denn 
nur hier in Europa sind jetzt schon alle Elemente für die Grün
dung einer Gütergemeinschaft vorhanden, und dieselbe wird auch 
ltier oder nirgends zuerst errichtet werden. 

Der preussische Landtag und das Proletariat in 
Preussen, wie überhaupt ·in Deutschland. 

Seit 1815 kämpfte die Bourgeoisie, das Bürgerthum, in Deutsch
land mit dm mittelalterlichen Grundbesitzm·n und dem unbe
schränkten Regierungxsystem, dem System „von Gottes Gnaden", 
um die Herrschaft. Durch die immer grössere Umgestaltung aller 
Industrie- und Verkehrs-Verhältnisse in andern Ländern, denen 
Deut.~chland in bescheidener, langsamer Weise nachhinkte, wai· 
jener Kampf nothwendig geworden. Die neuen Zustände ver
langten 1ieue Formen; die wachsende Macht des Bürgerstandes, 
die auf dem Kapital und freier Konkurrenz beruht, wollte und 
konnte nicht länget eine stumme, untergeordnete Rolle spielen. 
Einem schnellen Siege trat aber nicht blos die der deutschen Bour
geoisie eigenthümliche Feigheit, sondern noch weit mehr ihre Zer
splitterung und Zusammenhangloxigkrit als Hindei·niss in den Weg. 
In 38 Theile oder Staaten ge8ondert, die sich fremd, oft eifer
süchtig gegenüber standen, mühte sich die Bourgeoisie bald in 
diesem, bald in jenem unserer deutschen Vaterländer in vereinzelten 
Anstrengungen ab, das Ziel ihrer· Wünsche zu erreichen. Es 
ge/,ang ihr an mehreren Orten Verträge - Konstitutionen oder 

Arllhiv f, Geaehiehte d. So:iia.lismus IX, lu:sg. v. Gr il n b er g. 20 
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Verfassungen genannt - zu Stande zu bringen und einen mehr 
oder mindet grossen Antheil an der Regierung und Verwaltung 
der Landesangelegenheiten bewilligt zu erhalten. Das Bewilligte 
blieb indess der Hauptsache nach - auf dem Papier; in der 
Wirklichkeit war es noch immer das System „von Gottes Gnaden", 
und die mit ihm verbündete Grundaristokratie und Beamtenschaar, 
welche das grosse und entscheidende Wort führten. 

Letzteres geschah, weil die deutschen Fürsten dem uneinigen, 
zerspaltenen Büuyerthum, den vereinzelten Bemühungen und iso
lfrten Angriffen, eine enggeschlossene Schlachtreihe entgegensetzten, 
die der Leitung des Ei-zschufts Metternich willig gehorchte 
und mittelst dieser Einigkeit über alle Widerstandsversuche und 
Anfechtungen im Allgemeinen zu triumphiren wusste. Der deutsche 
Bundestag, aus den Kreaturen und Söldlingen der deutschen 
Fürsten zusammengesetzt, war die Zwickmühle, die einzig dazu 
benutzt wurde, dasjenige wieder zu zermalmen, was die Ueber
macht der Bourgeoisie in dem einen oder andern deutschen Lande 
oder Ländchen zeitweilig durchgesetzt hatte. Der betreffende 
„Landesvater" et'langte dadurch den Vortheil, dass er jedesmal 
heuchlerisch versichern konnte, er selbst sei ungemein liberal und 
er würde gern Alles bewilligen und alles Versprochene halten; 
allein zu seiner Betrübniss gestatte ihm dies der Bundestag nicht. 
Sein Land sei zi, klein und schwach, um dem mächtigen Preussen, 
dem mächtigen Oestreich, die Stirne zu bieten. Man müsse sich 
daher fügen, was er für seine Person ernstlich bedaure. Dabei 
lacht sich natürlich der „'Landesvatet·" Eins in' s Fäustchen. 

Eben darum ist die jetzt in Preussen vor sich gehende poli
tische Bewegung von ausserord_entlicher Wichtigkeit. Preussen 
mit seinen· 16 Millionen Einwohnern legt ein Gewicht in die 
deutHche Wagschale, das den Ausschlag geben muss und das eine 
ganz andere Bedeutung hat,· als wenn blas von einem deutschen_ 
Vaterlande mit vier oder drei Millionen, oder gar mit nur 6000 
Seelen (wie das Fürstenthum Lichtenstein- Vaduz) die Rede ist. 
Die 16 MilUonen Einwohner Preu.~sens sagen mehr, als die noch 
übrigen 28 Millionen, die in 33 Staaten zet·spalten sind. Jeder 
Sieg des B,ürgerthttms in Preussen ist :zugleich ein Sieg für das 
Bürgerthum der übrigen 28 Millionen Deutschlands. V ersteht e~ 
die .13ourgeo(sie in P_,-eussen ih.rem „christlich-germanischen" Könige 



Die Londoner Kommunistische Zeitschrift und andere Urkunden. 299 

zu Potsdam die Mucken auszutreiben und ihn durch derbe Züch
tigung ihrem Willen gehorsam zu machen, so erhält auch die 
Bourgeoisie im üb1·igen Deutschland sofort freie Hand. Dann ist 
der Absolutismus des deutsclien Bundestags ,qebrochen. Die ganze 
Bourgeoisie in Deutschland reicht 8ich allmählig die Hände zum 
vereinigten Wirken, und die Herren „von Gottes Gnaden" und die 
He1·1·en des mittelalterlichen Grundbesitzes werden von ihr zum 
Teufel geschickt und können fernerhin nur noch als Vertretei· und 
Mitglieder des Bürgtrthums Sitz und Stimme haben. 

W erjen wir auf die Arbeiten des preusiiischen Lnndtags einen 
kurzen Blick. Aus deii Vorgängen im weissen Saale zu Berlin 
wird der jetzige Stand der Parteien in Preussen kla,· U'erden 
und die Wichtigkeit der politischen Bewegung in Preussm für 
das ganze übrige Deutschland hervortreten. Wir können indess 
das Vel'fahren des Landtags nur dann versteh1,n, wenn wir uns 
zuvor über den Grund seiner Einberufung Rechenschaft gebPn. 
Wie kam es, dass der Potsdamer König sich endlich zu einer 
Massregel verstand, gegen die er sich .~eit seiner Th,·onbesteigung 
bis in die allerletzte Zeit so wüthend u11d bestimmt erklärt hatte? 
Wurde nicht jede in preussischen Zeitungen versuchte Darlegung 
der Nothwendigkeit von Reichsiitänden, jede Berufung auf die 
vor mehr als 20 Jahren gemal'hten königlichen Versprechungen 
von der Oensur unbarmherzig durchstrichen und verhindn·t? Ver
klagte und bestrafte man nicht Jeden als Hochverräter, der in 
öjfetttlicher Rede die Forderung von Reichsständen vertheidigte? 
Und nun auf einmal wird der Potsdamer He1-rscher an sich 
selbst zum Hochverräther, straft seine Vergangenheit Lügen und 
thut, um.~ er nif.mals thun zu wollen so häufig und so steif ver
s.ichert hatte! Was trieb ihn denn nun zu diesem Widerspruch 
mit sich selbst? 

Nichts anderes als ein ganz leerer Staatsschatz und die Un
möglichkeit, ihn ohne Mithülfe der Reichsstände wieder zu füllen. 
Trotz eines 30jährigen Friedens, trotz der jährlich steigenden 
Einnahmen, trotz der erdrückenden Steuern allflr Art, die das 
arbeitende Volk aufbringen muss, waren doch endlich durch die. 
ungeheuren Verschwendungen des Königs und des Hofes, durch 
die ruinirende Höhe der Ausgaben für das Militär, die scham
losen Pensionen für ohnehin reiche Offiziere und Civilbeamte und 

20* 
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durch die Unfähigkeit und Verschleuderungen der ganzen Starrts
verwr,ltung sämmtliche Gelder bis auf den letzten Pfennig auf
gezehrt. A,lle vom Könige und seinen Ministern versuchten Mittel 
blieben fruchtlos; selbst der letzte Plan mit der königlichen Bank 
gelang nur zum Theil und schaffte nur einen kleinen vorüber
gehenden Trost. Denn die preussische Regiet·ung fand zu ihrem 
Sch1·ecken, dass sie nach wie vor ohne allen Kredit dastand. 
Ach! ein paar Zeilen in einem leidigen Gesetze von 1820 lauteten 
der Art, dass derjenige Kapitalixt des In- und Auslandes mehr als 
vernngelt hätte sein müssen, de·r sich dazu verstanden, der preussi
schen Regierung auch nur Einen Thaler vorzuscldessen, so lange 
jenes Gesetz von 1820 ein todter Buchi;tabe blieb. 

Darum tüj~dte endlich die „christlich-germanische", Majestät 
die Patente vom 3. Feb1·ua,1· heraus. Alles war darin so schlau 
und künstlich eingt>fädelt, dnss es schien, .als werde das absolute 
Königtl1um das erreichen, was es grnde höchst nothwendig brauchte, 
ohne im Uebri'gen an seiner bisherigen Macht die geringste Ein
busse zu erleiden. Auf diesen Zweck war sowohl . die „aller
hiJchste" Ge.~cl1äftsordnung berechnet, die dem Landtage, gleich 
einer Schaar von Schuljungen, im Voraus vorgeschrieben wurde, 
wie auch die ganze JJJrjindung mit der Hen·enkurie 83

). Diese 
aus einigen mehr od„r weniger dummen, reiclien und stolzen könig- . 
liehen Prinzen und aus einer Anzahl der grössten und hoch
adeligsten, folglich reaktionär1;ten, gemein.~ten und schut·kenhaf
te.sten Grundbesitzern - im ojfenbarsten Widerspruch zu früheren 
Ge!!etzen ..;_ gebildet, war zum Hemmllchuh bestimmt für die zweite 
Ku1·ie. In der zweiten Kurie selbst war der mittelalterliche 
Grundbesitz ausserdem schon über die Maa.~sen vertreten, da 
es der königlichen Weisheit beliebt hattt>, die Zusammenwürfelung
aller acht Provinziali;tände als zweite Kurie zu bezeichnen. In 

83) Der mit Patent vom 3. Febr. 1847 einberufene Landtag war ein durch• 
aus feudalständisches Gebilde. Die Mitglieder der acht Provinziallandtage 
wurden auf zwei Kurien, richtiger: Kammern aufgeteilt, deren erste, die 
Herrenkurie, aus 72 Mitgliedern des hohen Adels bestand, während die zweite, 
die Dreiständekammer, 231 Ritters<·hafts-, 182 städtische und 120 Bauern
vertreter zählte. Der Befu1rniskreis dieser "Volksvertretung" war sehr ein
geschränkt: auf die Bewilligung von Anleihen in Friedenszeiten, die Zu
stimmung zu neuen oder erhöhten Steuern und die Begutachtung von Ge
setzesvorlagen. 
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Betrf'jf der übrigen Mitglieder dieser Kurie hatte ein jämmerliches 
W ahlgf'setz dafür gesorgt, dass eher alles Andere, als U eberfluss 
an intelligenten, thatkräftigen Männern des Bürgf'rtkums vor
handen war. Nebstdem hoffte Herr Friedrich Wilhelm, durch 
recht barsches, freche.~ Auftreten mittelst seine1· Thronrede Die
jenigen einschüchtern zu können, welche dem bösen Gewissen de1· 
„väterlichen" Regierung einige Bangigkeit einjlössten 84). Nach dem 
alle Anstalten getroffen,' schmunzelte Herr Friedrich Wilhelm in 
ergötzlicher Selbstg,fälligkeit. lhm kam es darauf an, Geld zu 
erhalten und den gänzlich vernichteten Kredit seiner Regierung 
wiederhe1·gestellt zu sehen. Der E1fütlung seiner Wünsche glaubte 
er sicher zu sein. ,,Habe ich erst einige Anleihen von 50 bis 100 
Millionen im Sack und wieder Kredit bei den Kapitalisten, so 
schicke ich diese guten Jungen von Deputirten ruhig nach Hause 
und we1·de sie schwerlich so bald wieder einberufen. Ich behelfe 
mich mit den Ausschüssen; die sollen mfr vortre_ffliche Dienste 
leisten. Sechshundert Deput/rte zu bestecl1en ist vet·dammt kost
spielieg; viel wohlfeiler gPht die Geschichte, wenn ich es mit einer 
kleinen Zahl von Ausschussmilgliedern zu thun habe. Orden, 
Geld, Schmeicheleien und sonstige Mittel einer cltristlichen Regie-_ 
rung we,·den ihres Eindruckes nicht verfehlm. Mit Geld und 
Kredit au.'19erüstet, werde ich als „ungeschwcichter" König furt-

84) In der Rede, mit der der König am 11. April den Vereinigten Land
tag eröffnete, erklärte er: ,,Keiner Macht der Erde soll es je gelingen, mich 
zu bewegen, das natürliche Verhältnis zwischen Fürst und Volk in ein kon
ventionelles, konstitutionelles umzuwandeln; und nun und nimmermehr werde 
ich es zugeben, daß sich zwischen unsern Herrn Gott im Himmel und dieses 
Land ein beschriebenes Blatt gli,ichsam als eine zweite Vorsehung eindränge, 
um die alte heilige Treue zu ersetzen. . .• Die Krone kann und darf nach 
den Gesetzen Gottes und des Landes und nach eigener freier Bestimmung 
herrschen, nicht aber nach dem Willen von :M.ajoritliten. Preußen kann diese 
Zustände nicht ertragen." 

RANKE, einer der Zuhörer, urteilte über diese Rede : ,,Seit David hat 
nie ein König so schön gesprochen" - der Zar NIKOLAUS aber über dieses 
Urteil des berühmten Historikers: ,,Ich will sehen, ob der junge David den 
Goliath des Liberalismus zu bändigen imstande sein wird." . 

Vgl. MEHRING, Gesch. d. drutsch. Soz.Dem. I, 284 f.; ALFRED STERN, 
Geschichte Europas seit d. Verträgen von 1815 bis z. Frankfurter Frieden 
VI, 266; das Zitat nach: WrLH. MüLLER, Polit. Gesch; der neuesten Zeit 
1816-1875. III. Aufl. Stuttgaft 1875. S. 176 f. 
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fahren, mein Belieben und meine Laune im Namen des Himmels 
auch fernerhin walten zu lassen und meiner getreuen Unterthanen
heerde die Wolle ausrup fi,n, wie bisher, - nach Herzenslust." 
So sp1·ach der Potsdamer Herrscher im Kreise seiner Vertrauten. 
Was anlwortete der Lrtndtag. 

Der Landtag antwortete damit, dass er alle Geldanträge zu
rückwies, dass er die Gesetz,vorschläge wegen der Landrenten
banken und wegen der Anleihe zum Bau der Berlin-Königsberger 
Eisenbahn ablehnte und dabei erklärte, man werde der Regiel'ung 
nur dann Gelder· bewilligen, wenn sie die in den Patenten vom 
3. Februar geschmälerten Rechte d(S Landes wiederherstelle, die 
Reichsstände regelmässig einberufe, ihnen vollständige Rechnung 
ablege über die Verwendung der Staatseinnahmen und wenn sie, 
mit einem Wort, ihre lächerlichen An.<prüche „von Gottes Gnaden" 
für immer fahren lasse und dafür in die konstitutionelle, ver
fassungsmässige, Bahn übertrete. Ein ähnliches Schicksal - das 

.der Verwerfung - erlitt der Gesetzentwurf wegen Aufhebung der 
Maltl- und Schlachtsteuer und Eiuführung einer Einkommensteuer. 
Die hierbei entscheidenden Gründe waren theils die obigen, theils 
der Widerwille reicher Deputirten mehr, als bisher, zu den Staats
lasten beizutragen. Als solche zeichneten sich besonders eine grosse 
.Zahl Mitglieder der Herrenkurie aus, unter ihnen die reichi;ten 
Prinzen des königlichen Hauses (z. B. der Prinz Albrecht u. A.) 
.und die meisten hochadeligen Grundbesitzer des Lande.~. A1,sser
.dem stimmten viele Deputirte mit „Nein," weil sie zu gut die 
Brutalität, den Hochmuth und die schamlose Tyrannei des preussi
· schen Beamtenthums kannten, als. dass sie diesem, so lange es vom 
Bürgerthum unabhängig blos die Livree „von Gottes Gnaden" 
trägt, eine neue Inquisitionsgewalt in Betreff des Einkommens de1· 
Bürger hätten einräumen sollen. 

Nach allen diesen Vorgängen hätte man erwarten können, der 
Landtag werde auch bis auf' s Aeusserste bei dem beharren, was 
er so oft und bestimmt als das Recht der Stände in An.rpruch 
genommen. Er hat es nicht gethan. Kurz vm· dem am 26. Juli 
e1jolgten Schluss seiner Sitzungen wurde ihm die Antwort des 
Königs kuYJd gemacht. Der Potsdammer gibt darin einigen F0t·de-
1·ungen der „getreuen" Stände nach, andere von grösserer Wfrhtig
keit vertagt er bis nach „reiflicher Ueberlegung," noch andere 
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lässt er ganz unberül11·t und endlich in Betreff der „Ausschüsse" 
- dieses wiclitigsten Punktes - befiehlt er die Wahl derselbm nach 
Vorschrift des Patentes vom 3. Februar unverziiglich vorzunehmen. 

Was thun die Stände? Sie gehorchen. Eine Anzahl Deputirter 
aus der Rheinprovinz, Schlesien etc. bleiben ihren Ansichten treu 
und lehnen jede Betheiligung an dieser Wahl ab; ein anderer 
Theil wählt, aber nur unter Protest und Verwahrung der stän
dischen Rechte; die Uebrigen wählen als folgsame Lakaien ihres 
germanischen Herrschers. 

Zu dieser für den Lrmdtag allerdings höchst beschämenden 
Schlusswendung trug die schon oben bemerkte, der deutschen 
Bourgeoisie eigenthümti:che FPigheit redlich das Ihrige bei: Der 
Muth vieler Mitglieder der_ liberalen Opposition sah sich auf eine 
gar zu harte Probe gestellt, ihrem Muthe wurde unwohl zu Muthe: 
dar-um machten sie zu gute1· Letzt, Rechts um, Keh1·t ! Eben so 
schlimm wirkte die Hinterlist und Perfidie einiger Deputirten, die 
'als Haupthähne der Liberalen _qalten. Einer von diesen, Herr 
von Auerswald 85

), hatte sich schon vorher bei mehreren Gelegen
heiten, namentlich bei der Petition um Pressfreiheit - die nun 
einstweilen ins Wasser gPjallen ist - als vollständigen politischen 
Falschspieler und Gauner hinlänglich bewährt. Zieht man ferner 
die ganze Zusammensetzung der Stände, das Uebergewicht des 
mittelalterlichen Grundbesitzes, die ungeheuere Zaht von königlichen 
Beamten, die in der zweiten Kurie sitzen, in Betracht und rechnet 
den Einfluss der Bewfrthung an königlicher Tafel, der Schmeichel
worte, des Lächelns und anderer noch wirksamerer Hofkünste hinzu: 
so wird man sich über das Endm-gebniss wenig verwundern. 

Mag nun aber das augenblicklich Errungene noch so dül'ftig 
aussehen, die Freude der RegierungBpartei noch so gross sein: so 
wfrd Jenes sehr bald ganz andere Zugeständnisse nach sich ziehen, 
diese sich schnell in Trnuer verwandeln. Denn die Deputation 

85) RUDOLF v. AuERSWALD (1795-1866) trug als einer der Führer des 
Landtages der Provinz P_reußen zu ·dessen Beschluß bei: FRIEDRICH WIL
HELM IV. bei der Huldigungsfeier zu Königsberg an das Verfassungsver
sprechen seines Vaters von 1815 zu erinnern ,und um Einberufung der Reichs
.stände zu bitten; trat nach Ausbruch der Revolution am 21. März 1848 als 
Kultusminister' in das Kabinett des Grafen ARNIM-BOY'fZENBURG und ver
blieb als solcher auch in dem am 29. umgebildeten Ministerium CAMPHAUSEN
HANSEMANN. (Vgl. MEHRING,, Gesch, d. deutsch. Soz.Dem. I, S. 294.) 
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für das Staatsschuldenwesen und die „Ausschü.~se" befinden sich 
in einer ~age, dass sie der Regierung keinen von den Diensten 
leisten können, um welche es der lefateren zu thun war. Sie 
dürfen es nicht wagen, der ~ffentlichen Meinung eum Trotz, das 
den Reichsi;tänden zukommende RPcht mit Füssen zu treten. .Allein 
selbst in dem unwahrscheinlichen Falle, dass sich die Jfehrheit in . 
der Deputation wie in den Au.~schüssen füi· die Regierung erklärte, 
dass die libel'alen Mitglieder überstimmt wurden: selbst dann ist 
das absolute Königthum noch um keinen Schritt weiter. So ein
fältig wird kein Kapitalist sein, dass er nach den auf dem Land
tri,ge vorgekommenen Verhandlungen, nach den wiederholten Ver
wahrungen der Opposition und gegenüber dem Wortlaut früherer, 
bis jetzt unerfüllter, Gesetze sein Geld in die Hände der Regie
rung lieferte. Thäte er es dennoch, so dürfte er sich nicht be
klagen, wenn ihm alle seine Forderungen binnen kurzer Zeit rund
weg durchstrichen würden - und zwar von Rechtswegen. 

Es handelt sich hier vor allen Dingen um Geld. Da das 
Königthum dessen nicht meht· genug hat und es doch unumgäng
lich braucht, so wfrd und muss die Bourgeoisie ihre Forderungen 
durchsetzen. Der angeblich „ungeschwächte" Thron ist fernerhin 
ausser Stande, den unterminirenden Wogen des modernen „Zeit• 
geii;tei;" zu wideri;tehen. JJie ungemPine Wichtigkeit des preu.~.~i
scken Landtage.~ z'st nicht nach den Erklärungen zu bemessen, die 
ihm Hm· Friedrich Wilhelm zum Schlusse zugehen liess. Die 
Wichtigkeit seiner Verhandlungen beruht daraMJ, dass die öffent
liche Meinung in Preussen u,ährend der 11, JVochen einen Fort
schritt gemacht hat, zu welchem ohne den Landtag viele ,Jaht•e 
etf orderlich gewesen wären. Zum ersten Mal kämpfte ltier das 
preussische Bürgerthum mit der Bureaukratie und der unbe.., 
schränkten Monarchie gleichsam vor den Augen des Publikums 
un,d versetzte seinen beiden J}'einden so harte Schläge, brachte 
ihnen eine solche unzweifelhafte Niederlage bei,, dass sich die 
Besiegten in kurzer Zeit an ihre Sieger auf Gnade und Ungnade 
werden ergeben müssen. Ein Minister galt bisher in Preussen für 
ein in jeder Beziehung so hochstehendes Wesen, dass ein gewöhn
licher Bürger kaum zu ihm hinauf zu blicken wagte. Diese ein
gebildete Grösse ist vor dem Landtag in den Staub gesunken. 

~ Kein Einziger unter den Ministern hat an den Debatten Tkeil 
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gmommen ohne seine Unfähigkeit ins hellste Licht zu setzen. 
Nach ei11ander sind die .Minister während der 11 Wochen Spiess~ 
1·uthen gelaufen; für ihren Hochmuth, für ihre Hohlheit, mittel• 
alterliche Anmassung und schlechte Yerwaltung der Landesange
leqenheiten sind sie bald mit bitterem Spott, bald mit Verachtung, 
bald mit Ausdrücken gerechter Entrüstung bestraft worden. Arm
seligere Rollen sind noch. nie gespielt worden, als von diesen 
,,Räthen der Krone." Dtr lämmelbrudernde Eichhorn i11t vo1· 
dem Landtage mit seinem „christlichen Startle" kläglich durch
gefallen; Der unlzistorische Sa v i g n y musste seinen historischen 
Unsinn beschämt in die Tasche ziwückstecken; seine altf,·änkische 
Waare fand keinen Abnehmer, desto mehr Verhöhnung. In 
gleicher Weise erging. es dem Thile, Duesberg, Boyen u. s. w. Selbst 
Bode/t:chwingh's Unverschämtheit war nicht im Stande, auch nur 
einen Rest von dem Heiligenscheine, der sonst das Ministerium 
umschwebt hatte, in Sicherheit zu bringen gs). Dnd alle Schläge, 

86) JoH. ALB. FRIEDR. ErcHHORN (1779-1856), seit 1811 Syndikus der 
neu.errichteten Berliner Universität, später bei der Schaffung des Zollvereins 
hervorragend wirksam. Nach ALTENSTEINs Tod (1840) als dessen Nachfolger 
Minister 1für Kultus und Unterricht, bewährte er sich kirchlich und politisch 
gleichermaßen als Reaktionär - trotzdem oder wohl weil er in früheren 
Jahren dem König FRIEDRrcH·WrLHELM III. als Liberaler verdächtigt worden 
und ihm „der Schmerz misverständlicher Zurücksetzung nicht erspart" ge• 
blieben war. 

FRIEDRICH CARL voN SAVIGNY (1779-1861), der berühmte Rechtslehrer 
und Haupt der historischen Rechtsschule, seit dem 28. Februar 1842 Minister 
für Gesetzgebungsangelegenheiten. Besonders bekannt ist sein Buch „ Vom 
Berufe unserer Zeit zur Gesetzgebung" (1814), in dem er gegenüber des 
Wortführers der Philosophischen Rechtsschule THIBAUT Programmschrift 
"Ueber die Notwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts für Deutsch• 
land" (1&14) seiner Zeit die Fähigkeit zu einer solchen allgemeinen Kodi
fikation absprach. 

Lunw. GusT. v. THIELE (1781-1852), General der Infanterie, 11eit 1841 
Schatzminister. Er hatte zwar 1846 für die Notwendigkeit einer allgemeinen 
Stltndeversarumlung gestimmt, sprach sich aber im Jahre darauf gegen jedes 
Zugeständnis in der Richtung ihrer Periodizität aus. 

l,EoP. HERM. Luow. v. BoYEN (1771-1848), seit 1841 Kriegsminister 
nnd Chef des Staatsministeriums. 

FRANZ v. DuESBERG (1793--1872), seit dem 16. Aug. 1846 Finanzminister. 
ERNST V. BODELSCHWINGH (1794-1854), seit 1841 Kabinettsminister 

und Minister des Innern. 
Die biographischen Daten nach der Allgemeinen Deutschen Biographie. 



306 CARL GRONBERG, 

die· auf die Rücken der Minister fielen, trafen auah den Potz
dammer Herrscher. Nie ist eine Thronrede so verhöhnt worden, 
als die seinige in fast jeder Sitzung des Landtages. Man nannte 
sie nicht, aber die Debatten selbst waren nur ein fortlaufender 
Protest gegen das, was der „christliche" König am 11 . .April aus
gesprochen - ein Protest, dem es weder an satyrischer noch 
ernster Begründung fehlte. Da nun die Verhandlungen eine voll
ständige OeffentUchkeit erhielten, durch Hundet·te von Blättern 
mitgetheilt, e1·örtert und beleuchtet wurden, so geschah es, dass 
eine Teilnahme an den Staatsangelegenheiten unter dem Pu'blikum 
erweckt wurde, von der fl'üher nur an einzelnen Orten, nament
lich in den grösseren Städten eine Spur zu finden war, Sie hat 
slch jet:;t über das ganze Land verbreitet, sie hat Personen er
fasst, die sonst kaum über ihre vier Wände oder die Grenzma1·ken 
ihret· Kommune hinausdachten. Ja in ganz Deutschland ist man 
den Vorgängen in Berlin mit derselben Spannung gefolgt, wie in 
Preussen selhst. 1lfan hat gefühlt, dass jeder Sieg des Bürger
ihums in Preussen ein Sieg des deutschen Bür-gerthums überhaupt 
ist, dass .Alles, was in Preussen durchgesetzt wird, auch sehr bald 
in allen übrigen Staaten des deutschen Bundes zur Geltung 
kommen muss. 

,Aber, köre ich Viele unter uns aus1'ufen, welches Intet·esse 
habm wir Proletarier an den Kämpfen der Bourgeoisie? Sind 
nicht gerade die Bourgeois unsere schlimmsten Feinde? Haben 
sie nicht eben wieder auf dem preussischen Landtag ihre Ver
achtung gegen uns hinreichend an den Tag gelegt und bei den 
Petitionen, welche sich mit der Lr,ge der arbeitenden Klassen be
schäftigten, ihren entschiedenen bösen Willen kimd gegeben? Was 
geht es uns an, ob das Bürgerthum, die Bourgeoisie, zur Hen·
schnft kommt oder nicht? Ja, ist es nicht vielmehr nothwendig 
und nützlich für uns, ihren Sieg zu verlzindm·n und eher fü1· 
als gegen die Regierung zu streiten ? 

Solche Fragen und Ansichten können nur von Denjenigen 
unter uns ausgehen, die von dem übrigens ganz gereclitfertigten 
Hass gegen die Bourgeoisie blind g~macht, weder die gegenwärtige 
Lage des Proletariats, noch die Mittel zu seiner gründlichen Be
freiung in's .Auge gefasst haben. 

Vnbesti·eitbar ist die Bourgeoisie unser Feind,- sie stützt ih1·e 
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ganze Macht auf das Privateigenthum, auf das Kapital und was 
sonst damit zusammenhängt. Wir Proletarier können uns nur 
befreien, wenn wir das Privateigenthum aufheben; mithin die 
Klasse der Bourgf'oisie vetnichten und damit überhaupt allen 
Klassen-Unterschieden für immer ein Ende machen. Zwischen 
ihr und Uns gilt es daher einen Kampf auf Leben und Tod, 
nicht blos mit dem Wort, sondern mit der Faust und der Muskete. 

Allein, .~ind wir Proletarier in Deutschland so weit, dass wir 
die gesellschaftliche Unordnung vollständig in unserem Interesse 
umgestalten, d. h. die Bourgeoisie so fort über den Haufen werfen 
und die Grundsätze des .Kommunismus verwirklichen können? 
Haben wir nicht neben und noch vor der Bourgeoisie einen andern 
Feind uns gegenüber,. der 'erst überwältigt werden muss, wenn wir 
mit ihr fertig werden wollen ? Jener andere Feind, - es ist -das 
·absolute, unbeschränkte Königthum, das sich „von Gottes Gnaden" 
nennt, uns im Namen des Himmels ausbeutet, in den Klauen 
mittelalterlicher Grundbesitzer festl1ält1 das uns in den „christlich
germanischen" Staat einschnürt und dem .Kapital jedesmal seine 
Polizei, Gensdarmen, Pfaffen und Kanonen zur Hilfe schickt, 
wenn wir von den Sklavenketten wund gedrückt, sie abzuschütteln 
ve1·suchen. Oder hätte es wirklich Ansp1·uch auf unsere Dank
barkeit, auf unsern Beistand gegen die Bourgeoisie? Was hat 
es gethan, um es sich jene und diesen bei uns zu verdienen? Es 
hat - um blos die neueste Zeit zu berücksichtigen ~ in 30 Frie
densjahren 850 Millionrn Thaler auf' s Militär ve1·wandt, mit den 
von uns bezahlten Steuern Ballettänzerinnen u~id königliche 
Huren*) unterhalten, auf unse1·e Kosten ein immer grösseres und 
immer gröberes Beamtenheer gefütte1·t, an ohnehi1i reiche Leute 
schamlos-hohe Pensionen gezahlt, aus den sogenannten Gnaden
fonds liederliche Rittergufabesitzer unterstützt, den Adel meh,· und 
meh1· h.evorzugt, unser Leben tief unter das des herrschnftlichen 
Wildes erniedr(qt, unsere Personen der polizeilichen tVitlkür über
antwortet, Prügelmaschinen und Zuchthäuse1· für uns erbaut, unse1·e 
Arbeit dem Kapital und der freien Konkurrenz überlassen, den 
Rest unseres Verdienstes mittelst einer kunstreichen Abgabepumpe 
aus unseren Taschen herausgeholt und unseren Maf!en auf den 

*) Doch nicht Friedrich Wilhelm IV., was könnte denn der 
mit Frauenzimmern anfangen? Anm. d. Red. 
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Sonnenschein als die woh1feilste · Nahrung angewiesm. Konnte 
das ab8olute Königthum etwa mf'hr für uns Proletarier thun? 
Allerdings! Denn Hr. Friedrich Wilhelm zu Potsdum, auch der 
Vierte genannt, hat den Beweis geliefert, dass die „väterliche" 
Regierun,qskunst auch dem Proletarier gegenüber Fortsch1·itte zu 
machen weiss. Durch die Polizei-Gewe1·beordnun9 von 1845 sind 
die arbeitenden Klassen noch mehr als fi·üher in die Hände de,· 
Kapitalisten und Arbeitsherrn gegeben 87

). Jeder Versuch flieh zu 
vereinigen und dadurch Kraft zu erlangen, entweder der Herab
.~etzung des Lohnes zu wide1·stehen ?der ein besseres Lohn zu er
halten, das wenigstens für die dringendsten Bediirfnisse ausreiche; 
jeder solcher Versuch wird nach diesem neuen Gesetz mit hohen 
Strafen geahndet. Den Kapitalii;ten aber, so lange sie eH nur mit 
der Regierung halten, ist gegen den Arbeiter jede Freiheit ge
stattet. In der neuen Gesindeo1·dnung erlaubt die „vätn·liche" 
Regierung den Brodherrschaften, das Gesinde nicht blos mit allen 
möglichen Schimpfnamen zu belegen, sondern auch .zu prügeln, 
wofern der Oep,·ügelte nicht zum Krüppel wird 88

). So lange 
Letzteres niclit der Fall, wird der zum Dienen Gezwungene mit 
jeder Be8chwerde oder Klage abgewie.~en. In einer geh~imen 
Kabiuetsordre vom 14. Juni 1844 befahl der „christliche" König 
zu Pot;;dam den Censoren, in den Zeitschriften jede Besprechung 
des Verhältnisses der bei;itzlosen zu den besitzenden Klasi;en, die 

87) Die preuß. Gewerbec,rdnung von 184:5 hat die Koalitionsverbote der 
älteren Zeit aufrechterhalten. Insbesondere bedrohte sie mit Gefängnis• 
strafe bis zu einem Jahr die Arbeitnehmer, die durch Verabredung einer 
Einstellung .oder Verhinderung der Al'beit "die Gewerbetreibenden selbst oder 
die Obrigkeit zu gewissen Handlungen oder Zugestiindnissen zu verleiten 
suchen" wiirden. Sie untersagte ferner bei hohen Strafen die Bilduug von 
Verbindungen unter Fabrikarbeitern, Gesellen, Gehilfen oder Lehrlingen und 
setzte auf eig~nmächtiges Verlassen der Arbeit, groben Ungehorsam oder 
beharrliche Widerspenstigkeit 11eldbußen bis zu 20 Thl. oder Gefängnis bis 
zu 14 Tagen. (Vgl. den Art. Koalition und Koalitionsverbote von W. STIEDA, 
i. Handwörterb. d. Staatsw. III. Aufl. V, 898 f.) 

88) Gesindeordnung vom 19. August 184:4: für das nicht.landwirtschaft
liche Gesinde (die Verhältnisse des ländlichen waren durch die Ges.Ordg. 
vom 9. November 1810 geregelt). Das I. Heft des Gesellschaftsspiegels von 
HESS reproduzierte eine Petition "An die Stände des rheinischen Provinzial
landtages" um die Wiederaufhebung der eben eingeführten Ges.Ordg, da sie 
zugunsten der Herrschaften das Prinzip der Rechtsgleichheit aufhebe. 
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Lage der Arbeiter gegenüber den mittelalterlichen Grundherren 
und der Bourgeoisie zu unterdrücken. .Als 1844 Tausmde von 
Webern des schlesischen Gebirge.~, durch Elend und Verzweiflung 
getrieben, sich gpgen die Fabrikherren erhoben, da liess sie der 
„gnädige" König theils wie Hunde niederschiessen und mit d.em 
Bajonett erstechen, theils sie einfimgm und mit Zuchthaus be
strafen, den 1lfeisten aber auch zugleich mit 20 bis 40 Hieben 
den Rücken zerfleiscl1m 89). Solche Wohlthaten verdanken wir 
Proletarier dem „christlich-germanischen" Königtlium. 

Das Nothjahr 1847 hat uns davon WFitere Proben gPliPfert. 
Während Tausende von Proletariern in der Rheinprovinz, West

phalen, Schlesien, Posen und Ostpreussen dem Hunger und den 
Hungerfiebe1·n erlagen, schwelyte das „christlich-germanische" König
thum und seine Kreaturen nach wie vor in a'len Genüssen, auf 
die Ueppigkeit und Mü.~sigkl'it nur immer verfallen kann. End
lich fiel es aber ihm ein, dass es sich doch einmal so strllen müsse, 
als wolle es den Nothleidenden zu Hülfe kommen. Daher das 
Gesetz wegen Verbots der Verwendung von Kar~offeln in Bren
nereien und ein pam· ähnliche Verordnungen, mit denen man der 
arbeitenden Klasse Srmd in die Augen zu stl'euen suchte. Die 
Furcht vor den Proletr!1'iern wuchs, besonders als, in Berlin und 
anderwärts Brodunruhen ausgeb1·ochen waren. In der .Angst 
machte die „väterliche" Regierung eine mue Anstrengung „zum 
lVohl der arbeitenden Klassen". Worin bestand diese? Darin, 
dass ein Regierungsrath von Berlin nach Bremen geschickt wurde 
mit dem .Auftrage so schnell als möglich und unter jeder Be
dingung 6000 Last Getreide zu kaufen ·und ohne Verzug nach 
Berlin etc. zu spediren. Der Regie1·ungsrath wan'dte sich an das 
Haus Ddins in Bremen, dem er sl'ine V ollmaclzt zeigte. Da man 
auf jPden Preis hin die 6000 Last haben wollte, so stürmten die 
Getreidemäckler nach allen Richtungen hin; binnen 2 Stunden 
hatte die Last schon um 4.0 'I'haler Gold aufgeschlagen. Die 
Preise gingen noch höher. In Bremen waren nur 1500 Last 

89) Vgl. über die Hungeraufstände während der 40er Jahre, vornehm· 
lieh in den schlesiHchen Weberdörfern Peterswaldau und Langenbielau, MEH• 
RING, Gescb. d. deutschen Soz.Dem. I, 184/88; WILH. WoLFF, Dali-Elend 
und der Aufruhr in Schlesien, in dessen Ges. Schriften hrsg. von MEHRING. 

:ßerlin 1907. S. 38/63. 
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aufzutreiben. Für den Rest gaben die dortigen Getreidehändler 
Anweisungen auf ihr in Stdtin, Danzig etc. gekauftes und noch 
dort bP.findliches Getreide, das sie nun zu den eno1-mm, durch 
den preussischen Regin·ungsrath hervorgerufenen Preisen los
schlugen. DiPses Hinaufgehen der Preise in Bremen hatte die 
Folge, dass binnen einigen Tagen die Gdreidepreise in ganz Nord
deutschland auf dieselbe Hiihe stiegen, dass die arbeitenden Klassen 
nun ihr Brod um ein D1·ittheil theurer bezahlen und den Verlust, 
welcl,er aus dem von , der Regierung so ungeschickt betriebmen 
Gdreidegeschäft erwuchs, als' Steuerzahlmde noch obendrein er
tragen mussten. Das heisst man auf Deutsch: ,,väterlich 1·egieren"', 
und als un_qeschwär.kter König „von Gottes Gnaden" herrschen, 
beruht darauf, dass die ve1·hungernden Arbeiter, wenn sie, wie in 
Berlin, StPttin u. s. w. sich zusammenrotten, niedergehauen und ge
schossen werden, während der „gnädige" König aus dem Gelde 
der arbeitenden Klasse Schilde über eine halbe Million im Werth 
anfertigen lässt, und seinem Pathen, einem Knaben, der sich kaum 
erst die Nase wischen kann, zu einem königliclien Spielzeug nach 
London sendet. 

Das ganze Sündenregister des „unbeschränkten" Königthums 
anzuführen, wrke zu lang; mögen daher diese wenigen Beil1piele 
genügen. Es _qeht aus ihnen schon so viel klar herl'or, dass jenes_ 
Königthum mindestens eben so sehr unser Feind ist, als die Bour
geoisie für sich allrin genommen. Bedenken wir dbe1·, dass die 
Bourgeoisie zur Begründung ih1·er Herrschnft politische Freiheiten 
braucht, die das „absolute" Königthum bel1arrlich verweigert, und 
dass wir Proleta1·ier alsdann jene grösseren politischen Freiheiten 
als Hebel zum sclmellern Umsturz des Be.~tehenden benutzen 
können, so ergibt sich, dass wir allerdings ein Interesse an der 
jetzigen politischen Bewegung haben, dass es unser Vortheil er
heischt, die Beseitigung jenes Königthums beschleunigen zu helfen. 
Bis dahin und nickt weiter gehen unsere Wege zusammen! Ist 
der Feind „von Gottes Gnaden", der „christliche" Polizeistaat, 
die „väterliche" Regierung vernichtet, dann haben wir es nur noch 
mit dem letzten Gegner, mit der Bourgeoisie, zu thun j dann ist 
der Kampfplatz leichter zu übe1·scl1auen und der Schlachtplan 
mit Sicherheit zu entwerfen. 

So lange wir freilich uns nicht nähet· treten, so lange wir 
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Proletat·ier uns nicht ve1·bindr>n, nicht organisieren, nicht mit ver
einter Kraft auf völlige Umgestaltung unset·ei· Lage hinarbeiten: 
so lange ve1·mögen wir auch weder gegen das „vät1wliche" Regie
rungssystem, noch gegen die BourgPoisie etwas Erkleckliches durch-• 
zusetzen. Bis jetzt haben wir in Deutschland weder Pre.~sJh-i
heit, um unsere Intere~sen zu verfechten, noch besitzen wir das 
Recht, uns öffentlich zu versammeln, um uns gegenseitig über die 
gesellschaftlichen Verhältnisse, über die Lrrge der JJesitzlossen und
Besitzenden, kurz über alle das Proletariat angehmde Fragen 
auszusprechen und aufzuklären. Ohne Zweifel machen die ge
nannten politischen Freiheiten das Br>jreiungsu·erk lrichter, mittelst 
iht·er Hilfe kann sich das Proletariat schneller orgrmisiren und 
darum ist die jetzige politische Bewegung, die auch auf Press
freiheit und freies Assoziationst·echt hinsteuert für uns von grosser 
Bedeutung. Allein seien wir nicht so thöricht, unterdess die Hände 
ruhig in den S chooss zu lf,_qen und abzuwarten, bis jene Recltte 
erlangt sind. Was uns jetzt gesetzlich verboten ist, thuen wir's 
gegen das Gesetz. Das Gesetz ist von unseren Feinden gemacht, 
von der „väterlichen" Rrgierung im Interesse der Reichen und 
Besitzenden; uns Besitzlosen kann es nur so weit binden, als wir 
zu schwach sind, es sofurt umzustossen. Was man uns öffentlich 
untersagt, das lasst uns im Geheimen thun; hier mus.~ das Unge
setzliche unser· Gesetz sein. Je grössere Schwierigkeiten uns in 
den Weg gelegt WPrden, desto mehr Energie und Thätigkeit müssen 
wir entwickeln, um ihnen zum Trotz uns zu 01·ga;iisiren und uns 
zum gemeinschaftlichen Handeln verabreden. ,,Selbst ist der 
Mann,« sagt ein altes Sprüchwort; und wahrlich uns Proletarier 
wird und kann Niemand befreien, wenn wir nicht selbst es thun. 

Welche Furcht jagen wir nicht jetzt schon sowohl dem König
thu~ ,,von Gottes Gnaden", wie der Bourgeoisie ein, jetzt, wo wir 
fast noch ohne Zusammenhang dastelten, als Einzelne, die sich oft 

sogar unter einander bekämpfen und zerfleischen, als Leute, die 
nicht wissen, welche Kraft in der Einigkeit liegt! Haben nicht 
einige Hundert Proletarier in Berlin, die ohne Plan, ohne Ueber~ 
einstimmung, ohne gemeinsamen Zweck an dem Brodtumulte Theil 
nahmen, die ganze Hauptstadt erzittern gemacl1t, sämmtliche höchste 
und allerl1öchste Behörden einen halben Tag lang um alle Besin
nung gebracht ? Haben nicht zwei hohe Ministerial-Beamte selbst 
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eingestrinden, dri,qs Berlin trotz aller Truppen in die Gewalt dei· 
Proletarier gefallen wäre, wenn diese nur eini'germas,qen ihre Kmft 
zu beni,tzen und gemeinsam zu handeln ve>·standen hätten? Ja 
Berlin wm· sogar 5 Stunden lang in den. Händen des Volks, nur 
dass es dies selber nicht wusste: Aehnlich ist es an vielen anderen 
Orten Preussens, wie im übrigen Deutschland hergegangen. Ver
mögen schon einzelne, unbedeutende Proläariei·-Haufen, die ohm 
Plan und Vembredung handeln, das Bestehende in solche Gefrihr 
zu b1·ingen, so liegt es auf der Hand, dass, wenn wir erst organi
sirt, vereinigt, Alle alt; Ein Mann auftreten, uns keine Macht den 
Sieg enfreissen kann. V er ein eelt sind und bleiben wir schwache 
Sklaven, der Noth und dem Elend, dem Hochmuth und der Gnade 
der Vormhmen und Reichen preisgegeben; organisirt und ver
e in i g t zerbrechen wir wie dürre Weidenruthen die Fesseln, die 
das Privateigenthum oder eine „christlich-germanische" Regifrung 
uns angeschmiedet haben. [ : : ) 

Die deutschen Auswanderer. 

Schon in alten Zeiten strebten die Menschen nach einer bes
seren, einer neuen Welt, wo sie hofften, glücklich zu werden, und 
ih~ Streben ist heute noch dasselbe. - Leider ist frote allem 
Streben noch wenig erreicht worden, da man lange die bessere 
Welt dort suchte, wo Hie nicht zu finden war; und Wenige noch 
heule wissen und begreifen, dass diese be.~sere Welt uns nahe genug 
liegt, dass es nur einer Vereinigung der Unterdrückten, einer 
kräftigen Anstrengung bedmf, wn sie zu erreichen. -;- Freilich 
die;enlgen, welche glauben, man brauche nur zu suchen, nach 
Ame1·ika zu wandern, um in die bessere Welt zu gelangen, irren 
gewaltig. Die bessere Welt findet man nicht, sie muss erkämpft 
werden, und nur, wenn wir fest zusammenstehen und uns selbst 
helfen, so wird uns der Himmrd helfen, -

Einst stiirmten Millionen Europäer nach Osten, um sich der 
Tyrannei ihrer Feudalherren zu entziehen, itm sich durch die 
Eroberung des heiligen Grabes den Himmel eu verdienen,. und 
weil sie hofften an den Orten, wo ihr Erlöser gewandelt, schon 
auf diesn· Erde den Vorgeschmack der ,himmlischen Freuden zu 
empfinden; aber nur Wenige erreichten das vorgesteckte Ziel,. die 
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Meisten fielen, ehe sie nur Jerusalem gesehen, durch Krankheiten 
und das Schwert der Türken. -

Jetzt strömen Millionen Europäer nach fVesten, weil sie dort 
ein freies Land und eine glückliche Zukunft für sich und ihre 
Familien zit finden glauben; abe1· die Hoffnung der },leisten wird 
bitter getäuscht. Tausende werden schon in den überfüllten 
Schiffen durch Krankheiten dahin geraff~, ehe sie das ameri
kanische Ufer gesehen haben. Tausende sterben, freilich nicht 
du1·ch ein Türkenschwert, aber von Betrügern und Spitzbuben 
aller Habe beraubt, körperlich und geistig zu Grunde gerichtet, 
an den Strassen-Ecken ode1· in den Arbeitshäusern der Union j 
Tausende, welche der amerikanischen Bourgeoisie ihre Arme an
bieten müssen, um ihre Existenz zu erhalten, werden dort ebeJJ, so 
sehr und noch mehr exploitirt als sie es in Europa wurden, und 
müssen, wenn ihre Kräfte schwinden, sich ganz wie in Europa 
glücklich schätzen, in einem Hospitale oder Arbeitshause stetben 
zu dürfen, und nur Wenigen gelingt es ihre und ihrer Familien 
Existenz zu gründen. 

Die guten Deutschen, denen es freilich in ihrem mit vier und 
dreissig souveränen Fili·sten und Fürstlein gesegneten einigen und 
j1·eien Deutschland nicht gar wohl zu Muthe sein mag, hat ein 
besonderer Auswanderungstaumel ergriffen, und leider werden von 
allen Auswanderern keine so betrogen, herumgeworfen, ausgezogen 
und müshandett als gerade die Deutschen. 

In den Städten Deutschlands, Hollands, Belgiens, in London, 
New-York, wie übel'haupt an allen Orten, wo deutsche Auswan
derer abreisen oder ankommen, hat sich eine eigene Klasse .J.Yen
schen gebildet, welche darauf ausgehen, diese meistens unerfahrenen 
Leute um das Ihrige zu betrügen. Die Engländer nennen diese 
Menschen Land-Haie (land sharks), ein höchst passender Name, 
denn mit gleicher Gierde ve1·schlingen sie den Kreuzer der Armen 
und die Dukaten der Wohlhabenderen. So bald z.B. hier in Landen 
Auswanderer ankommen, werden sie von diesen Menschen umgeben, 
nach gewissen Wohnungen gebracht und selten aus den Händen 
gelassen, so lange sie noch Etwas besitzen. Glücklich sind noch 
diejenigen, welche ihre Ueberfahrt im Voraus bezahlt haben, sie 
kommen doch noch wenigstens nach Amerika, die Andern müssen 
zurückbleiben und legen sich am Ende nothgedrungen darauf, ihre 

Archiv f. Geschichte d. Soz:ialismus IX, hrsg. v. Grünberg, 21 
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nachkommenden Landsleute eben so auszuziehen, wie sie ausge
zogen wurden. - Verwundert wir.d man fragen: Schreitet denn 
in solchen Fällen die Polizei nicht ein? Die Antwort ist einfach: 
Das englische Gesetz sagt: ,, Wo ke-in Kläger ist, ist auch kein 
Richter." Da nun die armen Deutschen der Sprache nicht mächtig 
sind, auch sich in dieser Riesenstadt nicht auskennen, und sich 
kaum Jemand ihrer annimmt, so gelingt es ihnen höchst selten, die 
Personen, welche sie bestohlen haben, aus_zufinden und den Ge
richten zu ü/Jcrliefern. Die Land-Haie brauchen nur. von einem 
Schlupfwinlr,el in den andern zu ziehen, und sich d01·t verborgen 
zu halten, bis das Seid.ff mit den Bestohlenen abgPfahren ist, dann 
können sie wieder hervorkommen und ihr Ueschäft von Neuem 
betreiben. Gelingt es aber einem Auswanderer einen Land-Hai 
der Polizei zu überliefern, so hat er noch nichts gewonnen; de.
Dieb wird zwar nach dem Oriminal-Gefängniss geschickt, aber das 
gestohlene Gut findet sich nicht vor, u_nd ehe die Assissen an
fangen, fährt das Schiff ab, der Bestohlene muss fort, kein Kläge1· 
eri;cheint und der Land-Hai wird freigelassen. Wie hier in Lon
don so geht es Tausenden in Havre, Antwerpen, Rotterdam etc., 
und die noch so glücklich sind, etwas mit nach New-York zu 
bringen, fallen meistens den Haien dot·t in die Hände. Fast un
glaubliche Schandthaten, die man an den deutschen Auswanderern 
vei·übt, sind uns erzählt worden, und wir werden in der folgenden 
Nummer unseres Blattes mehrere derselben zur allgemeinen War
nung für Auswanderer anführen. Wir bitten unsere Freunde im 
Osten der Stadt die Redaction von allen an den Auswandern ver
übten Betrügereien, die ihnen zu Ohren gekommen, in Kenntniss 
zu setzen. 

In Deutschland werden Viele fragen: Wfr haben ja viele Ge
sandte und Konsuln in London, nehmen sich denn die der Aus
wanderer nicht an ? 

Die Engländer und Franzosen finden überall, mögen sie nun 
Reisende oder Auswanderer sein, bei den Konsuln und Gesandten 
ihrer Nationen Schutz, Rath und Unterstützung, nicht so die 
Deutschen, und am allerwenigsten die deutHchen Proletarier, so , 
bald dieselben aus dem sogenannten Unterthanen- Verband ausge
treten; so bald sie Deutschland verlassen haben, bekümmert sich 
kein Deutscher Gesandte oder Konsul mehr um sie. - Die deut-
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sehen Gesandten und Konsuln hier in England, denen das deutsche 
Volk jährlich 100/ausende zahlen muss, habm andere Sachen zu 
thun. Der fromme Bunsen 90

) gründet J iinglings- Vereine und 

90) CHRISTIAN J0SIAS FREIHERR VON BUNSEN (1792-1860), seit 1845 
preußischer Gesandter in London, eifriger Anhlinger der inneren MiMsion. 

Über seine Wirksamkeit in dieser Richtung und über die unter seiner 
Ägide ins Leben gerufenen christlichen Handwerker- und Jünglingsvereiue 
auf Londoner Boden - deren welche auch in Berlin, Hamburg, Stuttgart, 
Basel, Paris bestanden - heißt es in der Adresse des Bundes der Gerechten 
vom November 1846 (Demokrat. Taschenb. 1847, S. 286/28ti): 

,, ... Aufgeschreckt durch die kommunistischen Fortschritte haben die 
Pfaffen im Verein mit dem dortigen preußischen Gesandten, dem frommen 
Ritter BUNSEN, schon zwei chri~tliche Handwerkervereine gebildet, die zwar 
keine 20 Arbeiter zähl!)n, die aber durch die Unterstützungen, welche sie 
von allen Seiten bekommen, einen gewissen Einfluß erhalten. Sie sehen 
nämlich ein, daß ihre Grundsätze niemanden anziehen können, deswegen 
versprechen sie, zwar noch nebeubei jenseits den Himmel, aber besonders hier 
materielle Vorteile. Der BUNSEN hat, wie verlautet, schon eine bedeutende 
Summe gegeben, ebenfalls die dorti;;-en Pfaffen und deutschen Banquiers; 
die Prinzessin von Preußen, welche neulich dort war, hat 2.) Pfund Sterling 
(6110 Fr) gPgeben und versprochen, jedes Jahr dasselbe zu schicken, und 
endlich hat seine Majestät v. Preußen, - ja der fromme FmEDRIUH WILHELM 
- einen jährlichen Beitrag von 60 Tblr. versprochen. Sie schaffen sich eben• 
falls eine christl~ch-germanische Bibliothek au und haben bereits für IÖÜ Thlr. 
Bücher bei ihrem Buchhändler, dem frommen BUNSEN, bestellt, der es über
nommen hat, ihnen dieselben auf das Billigste zu besorgen. Sie haben ferner 
nach Paris, Hamburg, Berlin, Basel geschrieben und ihren dortigen Emissären 
den Auftrag gegeben, bei den Arbeitern daselbst, welche nach London reisen 
wollen, den dortigen Bildungsverein zu verdächtigen, ihnen die Vorteile vor
zustellen, welche sfoh im christlichen Verein finden würden und diest>lben an 
solche Leute zu adressieren, welche sie gleich bei ihrer Ankunft an die 
Pfaffen weisen können -, sie wollen sogar nächstes Frühjahr Leute an dem 
Landungsplatz der Dampfschiffe aufstellen, um die ankommendPn Arbeiter 
gleich in Empfang zu nehmen und sie nach ihrem Verein zu bringen ... " 

Und in der Adresse vom Februar 18!7 (ebenda S. 296J wird erzählt: 
„In London geht es gut. Die beiden Vereine im Westen und Osten Londons 
nehmen täglich zu und zählen jetzt schon gegen 500 Mitglieder. Die deut
schen Pfaffen schreien Zeter und Weh darüber von den Kanzeln herunter 
und gerade dadurch helfen sie der Sache. Sonst· sind sie in ihren Jün~lings
vereinen, die beinahe ganz eingeschlafen sind, ziemlich ruhig; dieses mag 
freilich daher kommen, daß der fromme christlich-germanische BUNSEN ihnen 
augenblicklich nicht heifen kann, da derselbe völlig beschäftigt ist, die Spitz
buben und Gaunerstreiche der preußischen Diplomatie vor dem englischen 
Kabinette und der englischen Nation zu beschönigen." 

21 • 
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Evangelische Gesellschaften, um die Proletarier vor dem Gift des 
Atheismus und Kommunismus zu schützen und sie in den grossen 
Stall des „christlich-germanischen" Staates einzutreiben,· die an
dern schicken zuweilen Spione in die Arbeitervereine und gehen 
ihrem T' ergnügen nach. -

Wer wird sich auch um Proletarier bekümmern, und noch 
dazu um Proletarier, die Republikaner werden wollen. 

A propos Kamnraden ! wie wäre es, wenn Ihr einmal, anstatt 
nach der fernen Republik Amerika zu ziehen, und Euch dabei 
auj der Reise herumhuntzen und ausbeuten zu lassen, in Deutsch
land ein wenig die Köpfe z1,sammenlegtet, dem „christlich-germani
schen" Unsinn ein Ende machtf>t, Euren allergnädigsten Landes
vätern entbieten liesset, nach mildern Himmelsstrichen zu 1·eisen 
(etwa nach Texas oder Central-Afrika, wohin Euch die frommen 
Brüder so gerne scliicken möchten), oder ein für ihre Consti
tutionen passenderes Klima (etwa Russland) auszusuchen und in 
Deutschland eine Republik errichtetet, in der jeder, der arbeiten 
will, seine Existenz findet. - Na! was meint Ihr dazu? Der 
Versuch wäre wohl der Mühe werth; es würde viel Zeit u11d Geld 
erspart, und gewiss würden dabei zehnmal weniger Opfer fallen, 
als auf dem Zug nach der neuen Welt zu Grunde gehen. -

Proletarier denkt mal darüber nach. 

P o l i t i s c h e u n d s o z i a l e R e v u e. 

Eine kurze Uebersicht der poli
tischen und sozialen Zustände aller 
civilisirten Länder, und zwar vom 
kommunistischen Standpunkt aus 
betrachtet, wird in unseren fol
genden Nummern erscheinen; 
heute gestattet uns der beschränkte 
Raum unseres Blattes nur einige 
der Hauptbeg,,benheiten der letz
ten Zeit anzufüh1·en. -

Portugal. Eine wortbrüchige 
Königin wird von den Englän
dern, Fmnzosen und Spaniern 
mit Gewalt wieder auf den Thron 
gesetzt, von welchem sie schon 
durch die allgemeine und gerechte 
Entrüstung des po1·tugiesischen 
Volkes heruntergestossen war 91

). 

- Den Proletariern in den 
Städten gehen die .Augen auf 

91) MARIA Jl. DA GLORIA. Unter ihrer Regierung, seit 1834, dauerten 
die inneren Kämpfe zwischen den Radikalen oder "Septembristen", den An-



Die Londoner Kommunistische Zeitschrift und andere Urkunden. 317 

und sie bilden republikanische 
und kommunistische Vereine. -

Spanien. Hier ist grosser 
Scandal am Hofe. Die junge 
Königin babella, welcher der 
alte Seelenverkäufer in Paris 
ein unmannhaftes Wesen zum 
Gemal,l aujgedrungen hat, sucht 
sich bei kräftigen Liebhabern 
zu entschädigen, und da ihr 
dieses t'hre Mini11ter nicht er
lauben wollm, so droht sie mit 
Abdankung 92). - Die Staats
kassen sind leer, das La11d wird 

von Räuberbanden durchzogen, 
der Handel und die Geschäfte 
stocken - wie lcrt1ge wird sich 
das spanische Volk noch miss
handeln lassen ? -

F1'ankreich. Das System 
des Louis P hilippe liegt in den 
letzten Zügen und verb1·eitetJ da 
es schon in Fäulniss überge· 
gangen, über ganz Frankreich 
einen grässlichen Gestank. Gau
diebe, Räuber und Mörder trei
ben ihr Handwerk beinahe ö.ffent· 
lich, - Ehre und Gerechtigkeit 

hängern einer Wiederherstellung der von JOHANN VI. durch einen abso• 
lutistischen Staatsstreich beseitigten demokratischen Verfassung vom 23. Sep· 
tember 18:J2, und den „Cartisten", den Anhängern der von JOHANN VI. 
Nachfolger, Dom PEDRO, erteilten Verfassung vom 29, April 1826 (Carta da 
lei) fort. Nach einer neuen Revolution im Jahre 1846 rief die Königin auf 
Grund der Quadrupelallianz die allierten Mächte gegen die radikale Oppo
sition an, worauf ein englisches Geschwader im Mai 1847 einen Teil der auf
ständischen Truppen gefangen nahm, während ein spanisches Hilfskorps den 
Aufstand vollends unterdrückte und am 30. Juli 1847 Oporto besetzte. Vgl. 
ALFRED STERN a. a. O. VI, 110 ff. 

92) ISABELLA II., im Oktober 1843, dreizehnjährig zur Rel!'ierung ge• 
langt. - Seit der Restauration der Bourbonen mit der Rückkehr FERDI· 
NAJm VII. im Mai 1814 war das Land, ebenso wie Portugal, der Schauplatz 
ununterbrochener Bürgerkriege und Verfassungskämpfe. IsABELLA selbst 
war der Thron durch den Sieg der konstitutionellen Partei unter EsPARTERO 
über die absolutistischen Carlisten gesichert worden. 1845 wurde jedoch die 
Verfassung von 1837 revidiert, da.s Prinzip der Volkssouveränität gestrichen, 
das Wahlrecht und die Preßfreiheit beschränkt, die Nationalgarde abgeschafft. 
Am 10. Oktober 1846 fand die Doppelvermählung statt: der Königin mit 
dem zeugungsunfähigen - Don FRANZ D'Assrs1 und ihrer Schwester, Donna 
LoursA, mit Lours PHILIPPS Sohn, dem Herzog VON MoNTPENSIER - ein 
großer diplomatischer Erfolg des französischen Königs, da so mittelbar 
seinem Hause die Thromolge in Spanien gesichert wurde. Bald trat offene 
Entzweiung zwischen IsABELLA und ihrem Gatten ein. Ihre ebenso sitten• 
lose wie durch skandalöse Mißwirtschaft hervorragende Eegierung endete erst 
mit ihrer Verjagung durch die Revolution von 1868. Vgl. ALFRED StERN 
a. a. 0. VI, 87 ff. 
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existiren nicht mehr unter der 
herrschenden Klasse 113

). - Die 
Republikaner und Kommunisten 
stehen mit dem Gewehr beim Fuss 
und sehen dem SpP-ktakel ruhig 
zu. Sobald der Patient verscl,ie
den, werden sie den Kadaver 
begraben und als erstes Luft
reinigungsmittel die Rrpublik 
proklamiren. 

Deutschland. Der Gross
herzog von Hessen 94) verbidet 
den Proletnritrn da3 Heirathen. 
- Thut nichts, wir können auch 
ohne den Segen der Pfaffen 
fruchtbar sein und uns mrhren. 
- Lola Moiitrz beohifeigt noch 
immer die loyalen Bayrrn -
·u-ohl bekomme es ihnen! 90). -

Der dicke Fried1·ich Wilhelm in 

93) Gerade im Jahre 1847 erregten mehr noch als in den vorange• 
gangenen des Julikönigtums eine Reihe von Skandalen in den höchsten Ge
sellschaftsschichten die öffentliche Meinung weit über Frankreichs Grenzen 
hinaus. Der Präsident des Kassationshofs TESTE, früher Minister der öffent
lichen Arbeiten, und der ehemalige Kriegsminister Generalleutnant DESPANS• 
CuRBIERES, beide Pairs von Frankreich, wurden wegen groben Unt1.1rschleifs 
und Bestechlichkeit angeklagt und verurteilt; ein Adjutant des Herzogs 
VON NRMOURS, des Sohns Louis PHILIPPs, wurde als Dieb entlarvt; einen 
noch schlimmeren Eindruck machte es, als der Herzog VON CHOISEUL-PR.'-S• 
LTN, der seine Gattin, die Tochter des Marschalls SEBARTIANr, ermordet hatte, 
sich - angeblich mit Hilfe der willfährigen B!)hörden - im Gefängnis der 
Verurteilung durch Gift entzog. Vgl. DANIEL STERN (Mme D'AGOULT), 
Histoire de \a revolution de 1848. Nouv. edit. Paris 1887. I, 8/12; EuGENE 
FOURNIERE a. a. 0. s. 536/547. 

9!) LUDWIG II. von Hessen-Darmstadt. Seine Regierung (seit 1830) 
trug schärfst ausgeprägten reaktionären Charakter: gegen „demokratische Um
triebe" wurde mit besonderer Brutalität vorgegangen; die Bundestagebe• 
sclilüsse gegen P-resse nnd Vereine fanden eifrigste Durchführung; der oppo• 
sitionelle Lan<ltag wurde 183H aufgelöst und die der landtäglichen Mehrheit 
angehörigen Beamten wurden zwangsweise pensioniert. Peinlichstes Aufsehen 
erregte namentlich der Fall des Pfarrers FRIEDRICH LUDWIG WEiom, .der 
1833 wegen seiner politischen Betätigung verhaftet, jedoch freigesprochen, 
im April 1835 neuerdings verhaftet und von dem säuferwahnsinnigen Unter
suchungsrichter so empörend behandelt wurde, daß er sfrh am 23. Februar 
1837 selbst den Tod gab. Vgl. Der Tod des Pfarrers Dr. Friedrich Ludwig 
Weidig. Zürfoh und Winterthur 18!3 und: WrLH. SCHULZ und CARL 
WELCKER, Geheime Inquisition, Zensur und Kabinettsjustiz im verderblichen 
Bunde. Scblußverhandlung mit vielen .Aktenstücken üb. d. Prozeß Weidig. 
Karlsruhe 184:i. 

9:i) Die Tänzerin LoLA MoNTEZ, seit 1846 in München und Maitresse 
des betagten Königs LUDWIG I., reizte durch ihr übermütiges Betragen 
ebensowohl die Bevölkerung wie sie die Beamten terrorisiert.e. .Als der König 
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Berlin macM Verordnungen über 
die Schnw·rbärte und lässt die 
edlen Polen, die ihr unglück
liches Vaterland befreien woll
ten, verurtheilen 96

). - Diepreus
sische Bourgeoisie marschirt 
langsam Vorwäi'ts und der dicke 
Fritz wird wohl bald mit sei
nem Haus neben dem Herrn 
auch noch den Geldsäcken die
nen91). - Ferdinand in Wien 
zählt die Fenste1·scheiben seines 

Palastes und Metternich lechzt 
nach mehr Blut 98). - Die üb
rigen deutschen Landesväter 
machen Lustreisen, und das 
deutsche Volk - nagt am Hun
gertuch. 

Belgien und Roll an d. Jtan 
sagt die l(önige von Holland 
und Belgien fänden die Last 
ihrer Kronen zu schwer, wollten 
abdanken und aitf Reisen gehen. 
Bon voyage 99). 

sie zur Gräfin VON LANDESFELD erheben wollte, das ultramontane Mini
sterium ABEL aber sich dieser Standeserhöhung widersetzte, wurde dieses 
entlassen und durch das gefügige "Lola-Ministerium" WALLERSTEIN•ÖTTINGJ;;N 
ersetzt. Vgl. MüLLER a. a. 0., S. 221, STERN a. a. 0. VI, 2~4,288. 

96) Im Zusammenhang mit dem polnischen Aufstande vom Frühjahr 1846 
(s. unten Anm. 1(,6) wurde - nebst anderen Verschworenen - auch der Leiter 
der Erhebung, General Luowrn von MrnROSLAWSKI (1814-1878), am 
12. Februar 18-16 in Posen verhaftet und zum Tode· verurteilt, jedoch zu 
einer Gefängnisstrafe begnadigt. Durch die Berliner Revolution im März 
1848 befreit, führte er im darauffolgenden Jahre den Oberbefehl über die 
Revolutionsarmee in Baden. Vgl. N. RJASANOn, Karl Marx und Friedrich 
Engels über die Polenfrage, im Arch. f. d. Gesch. d. Sozial. u. der Arbeiter
bewegung VI, 1 · 5 f. 

97) Anspielung auf die Worte FRIEDRICH WILHELMS IV.: "Ich und mein 
Haus, wir wollen dem Herrn dienen," in der Thronrede vom 11. April 1847 
{s. oben Anm. 8-i). Vgl. die Karrikatur, mit der ENGELS diese Redeblume 
in der Deutschen Brüsselcr Zeitung verhöhnte, im Ergänzungsband zu GusTAV 
MAYER, Friedrich Engels, S. 208. 

98) Der geistesschwache und körperlich schwer kranke Ferdinand I., 
"der Gütige", seit dem 2. März 1835; da die Einsetzung einer Regentschaft, 
namentli_ch mit Rücksicht auf das ungarische Staatsrecht inopportun erschien, 
so führte die Staatskonferenz die tatsächliche Vormundschaft. Vgl. ANTON 

"SPRINGER, Geschichte Österreichs seit dem Wiener Frieden 1809. Leipzig 
1863. I, 441 ft'. (Vgl. unten Anm. 104 und Anm. 106.) 

99) In Belgien konzentrierte sich seit 1842 das politische Leben in den 
Kämpfen zwischen Katholiken und Liberalen. Die Verfassung sicherte einer 
zensitären Oligarchie von nicht einmal 50000 Bürgern die Herrschaft im 
Parlament und in der Exekutive. Wie schon das Jahr 1846 so war denn auch 
1847 das Land von einer heftigen Bewegung zugunsten einer Demokratisierung 
der Konstitution und Erlangung des allgemeinen Wahlrechts erfüllt. Insbe-
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Grossbritanien. Der Land
plan des bekannten Chartisten 

Feargus O' Connor 100) macht gros
ses .Aufsehen und die Theil-

sondere war der König LEOPOLD I. Gegenstand. schärfster persönlicher An
griffe in Versammlungen und in der Presse - die zwar gerichtlich verfolgt 
wurden, aber ungesühnt blieben, weil die Geschworenen konsequent die An
geklagten freisprachen. Vgl. BERTRAND a. a. O. I, 250 ff. 

Ähnlich lagen die Dinge in Holland, wo das persönliche Regiment bis 
1848 andauerte und wo die Staatsschulden - infolge des Krieges gegen 
das abgefallene Belgien und die persönlichen Ausgaben des Königs Wil
helm I. sich binnen kurzer Zeit um 375 Mill. Gulden vermehrt hatten. Hier 
war ebenfalls seit 1844 - unter Führung des Leidener Staatsrechtslehrers 
TH0RBECKE - eine Verfassungsreform-Kampagne im Gange, die sich 1847 
besonders lebhaft gestaltete. Vgl. SEIGNonos, Histoire polit. de l'Europe 
contemporaine. Paris 1897. S. 387. 

100) FEARGUs O'CONN0R (1794-30. VIII. 1855), der bekannteste Char
tistenführer. Im Gegensatz zum Sekretär der London Working Men's As
sociation, WILLIAM LovETT (8. V. 1800-1877), der die Durchsetzung der 
,,Volkscharte" (the·Peoples charter), d. h. des - übrigens rein politischen-' 
Programms der „sechs Punkte" (Universal Suffrage, Annual Parliaments. 
Votfl by Ballot, No Property Qualification, Payment of Members an Equal 
Electoral Districts [allgemeines, gleiches, geheimes, aktives und passives Wahl
recht jür jeden erwachsenen Mann; jährliche Parlamentserneuerung; gleich
mäßige Wahlbezirkseinteilung; Abgeordnetendiäten]) von der Gewinnung der 
öffentlichen Meinung und deren Druck auf die Gesetzgebung erwartete, war 
O'CONNOR Anhänger der Putschtaktik. Diese erlangte in der Bewegung 
das Übergewicht, nachdem das Parlament am 12. Juli 1839 über Massen• 
petitionen um die Charte zur Tagesordnung übergegangen war. Es kam zu 
gewaltsamen Erhebungen und dem Versuch eines allgemeinen Arbeitsaus• 
standes, der am 5. August 1839 beginnen und einen „heiligen Monat" 
hindurch dauern sollte. Natürlich wurden jene unterdrückt, dieser aber 
scheiterte kläglich am Widerstand der Gewerkvereine und beide zeitigten 
eine energische Repression von seiten der Regierung. Schon im nächsten 
Jahre jedoch flackerte die Bewegung wieder auf. Neuerdings wurde ein 
Generalstreik versucht (August 1842). Er brach auch diesmal zusammen. 
Damit begann dann der eigentliche Abstieg des Chartismus. 

O'C0NNOR sucht ihn durch seinen „Landplan" (Land Scheme) aufzuhalten. 
Er knüpfte damit an ältere Gedanken des Owenismus und des christlichen 
Sozialismus an, die seit Beginn der chartistischen Bewegung in vielen ihrer 
Führer lebendig waren und die er selbst schon 1888 öffentlich vertreten 
hatte, indem er ankündigte: er werde nicht eher ruhen, als bis jedem Mann 
im Königreiche ein Stück Land zu mäßigem Pachtschilling zugänglich würde. 
Die Verwirklichung der Forderung „Das Land den Arbeitern!" sollte gleicher
maßen das Mittel sein zur Abschwächung und Aufhebung der selbstmörde
rischen Konkurrenz um Arbeitgelegenheit und Lohn; zur Beseitigung der 
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nahme, welche derselbe findet, 
zeigt, dass das Volk ernstlich 

die Befreiung des Bodens will. 
Leider gründet sich O'Connor's 

Überproduktion ; zur Eindämmung der tödlichen Wirkungen des Maschinismus. 
Der Arbeitsmarkt würde durch Rückführung eines großen Teils der Industrie• 
arbeiterschaft in die Landwirtschaft entlastet, die landwirtschaftlich Tätigen 
der Abhängigkeit von der Maschine ledig und einer natürlichen Lebensweise 
als Selbsterzeuger und -Verzehrer wiedergegeben, die industrielle Reserve• 
armee eingedämmt, die Nachfrage nach Konsumartikeln von zwei Seiten her: 
der höher und ausreichend entlohnten Industriearbeiter sowie der Dank ihrer 
Überschußproduktion kaufkräftigen Kleinlandwirte gesteigert. Um die Schaf• 
fung von selbständigen Wirtsehaften also handelte es sich und nicht um 
ein small alottement system zur Mußebeschäftigung von Industriearbeitern. 

Auf die Wandlung in den Vorschlägen zur praktischen Erreichung dieses 
Zieles kann hier nicht näher eingegangen werden. Nur soviel sei festge• 
stellt, daß - auf Grund der Beschlüsse der chartistischen Nationalkonvention 
von Ende April 1845 - am 19. Mai dieses Jahres die Chartist Land Coope
rative Company (seit dem März 18H hieß sie National Land Company) ge
gründet wurde - eine Aktiengesellschaft mit einem auf 2000 Anteilscheine 
zerlegten Kapital von 5000 Pfund. Sie sollte in den fruchtbarsten Teilen 
des Landes guten Ackerboden - zu 18'/, ! pro acre - ankaufen und in 
Losen zu 2 acres an die Mitglieder gegen einen jährlichen Pachtschilling 
von 5 ;E austun. Zunächst sollten 60 Wirte angesiedelt werden. Der Kauf
preis für die hierzu nötigen 120 acres stellte sich demnach erstmals auf 2250, 
das Erfordernis für die Gebäude, zu je 30 .f, auf 1800 L, so daß noch 950 
disponibel blieben. Der Jahrespachtschilling ergab für die 60 Stellen 300 .t 
- was auf der Basis von 5 °/o kapitalisiert 6000 i entsprach. Dieses Kapital 
sollte entweder im Wege des Hypothekarkredits oder des Abverkaufs der 
Stellen an die Pächter flüssig gemacht und sodann neuerdings die gleiche 
Operation mit dem um den Gewinn von 1000 f: vergrößerten Aktienkapital 
- natürlich nun auch für eine entsprechend größere Siedlerzahl wiederholt 
werden. In steter Fortsetzung hoffte O'CONNOR so „innerhalb weniger Jahre 
einen großen Teil der ,überschüssigen Arbeiterbevölkerung' auf heimatlichem 
Boden ansiedeln und ihm Glück und Wohlstand bringen" zu können. Eine 
Landbank (National Land and Labour Bank) sollte als Sparinstitut für die 
Mitglieder der Land Company dienen und so in den Stand gesetzt werden, 
jene, die bereits Stellen zugewiesen erhalten hätten, mit dem nötigen Kredit 
zu deren eigentümlichen Erwerbung auszustatten. Wie groß der Glaube an 
O'CONNOR - trotz aller Angriffe gegen ihn auch von Seite angesehener 
chartistischer Führer wie THOMAS CooPER und BRONTERRE-O'BRIEN - war, 
lehrte der außerordentliche Zulauf, den die Siedlergesellschaft fand: bis zum 
Frühjahr 1848 .waren ihr 75000 Personen beigetreten und 96000 .t einge
flossen. 

Der Erfolg des Landplans selbst freilich war nur sehr gering: im Jal1re 
1847 wurde ein erstes Gut angekauft und parzelliert, im darauffolgenden 



322 CARL GRÜNBERG, 

Plan auf Gütervertheilung und 
nicht auf Gütergemeinschaft 101), 

Ein Weiteres hierüber in unserer 
nächsten Nurmne1·. Die Wahlen 

Jahre zwei weitere, und im ganzen wurden 230 Personen angesiedelt! 
Kurzum, es war die echte und rechte Milchtopfrechnung und es dauerte nicht 
lange, bis der Milchtopf zerbrach. Das Wiederaufflackern der Bewegung 
für die Charte unter dem Einfluß der Pariser Februarrevolution drängte das 
Interesse für den Landplan in den Hintergrund und nach dem Mißerfolg der 
großen Demonstration vom 10. April 1848 führte der Chartismus überhaupt 
nur noch ein Scheindasein, bis er endgültig verschwand. O'CoNNOR selbst 
starb im Irrenhause. 

Sein Land Scheme hatte natürlich mit Kommunismus nichts zu schaffen. 
Die Notiz im Text formuliert den entscheidenden Grund bier~ür ebenso kurz 
wie treffend. Das Interesse, das die Kommunistische Zeitschrift am O'CONNOR• 
sehen Experiment zeigt, entsprang aber denselben Erwägungen, denen wir 
zwei ,Jahre zuvor bei ENGELS in seinem - Mitte März 1845 abgeschlossenen 
- Buche über Die Lage der arbeitenr!en Klassen in England begegnen: 
„Der Chartismus ist wesentlich sozialer Natur ... Es gibt 
keine bloßen Politiker mehr unter den Chartisten. Und wenn auch ihr 
Sozialismus noch sehr wenig entwickelt ist, wenn bis jetzt ihr Hauptmittel 
gegen das Elend in der Parzellierung des Grundbesitzes besteht, die doch 
schon durch die Industrie überwunden wurde ... , wenn üoerhaupt ihre 
meisten praktischen Vorschläge dem Scheine nach reaktfonärer Natur sind, 
so ... bestimmt es der jetzige unklare Zustand des Chartismus, die Los
trennung von der rein politischen Partei, daß gerade die unters ehe i den den 
Merk m a 1 e des Chartismus, die in seiner sozialen Seite liegen, weiter ent
wickelt werden müsMen. Die Annäherung an den Sozialismus kann nicht 
ausbleiben" (a. a. 0. II. Aufl. Stuttgart 1892. S. 238). 

Vgl. zum vorstehenden: BEER a. a. 0. S. 399/402; 'EDOUARD DoLLEANs, 
Le Chartisme 1830-1848. 2 vol. Paris 1913. II, 271/309; HERM. ScHLÜTER, 
Die Chartistenbewegung. New York 1916. S. 172/175. Vgl. auch den von 
ANDLER a. a. 0. I, 80/84 veröffentlichten und ENGELS zugeschriebenen Ar
tikel: Sur Je programme agraire du Chartisme, aus FLOCONS und LEDRU· 
RoLLINs La Reforme vom 1. November 1847 (deutsch in Eo. BERNSTEINS 
Dokumente d. Sozialismus I (1902), 22112:24). Über 21/• Jahre jünger als 
Die Lage der arbeitenden Klassen, zeigt er sich dem Landplan gegenüber 
weit weniger kritisch, wenn nicht geradezu unkritisch. Daß er von ENGELS 
herstammt, scheint mir daher durchaus unwahrscheinlich. 

101) Viel schro:tl'.er als in dieser - für eine weitere Öffentlichkeit be
stimmten - Äußerung lautet die Ablehnung des O'CoNNORschen Landplanes 
in der ein halbes Jahr älteren Adresse des Bundes der Gerechten vom 
Februar 184 7: "' .. Einen Bericht über das Wirken der englischen Chartisten 
und den Landplan O'CONNORs, mit dem wir, nebenbei bemerkt, keineswegs 
einverstanden sinrl, sondern ihn im Gegenteil für abscheulichen Unsinn und 
eine kannibalische Dummheit halten, das nächstemal" (Demokr. Taschenb. S. 296). 
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für das neue Parlament sind 
beendigt und manche tüchtige 
Männer gewählt worden. Die 
Königin und Prinz Albel't ma
chen Lustreism und die Prole
tarier schmachten im fürchter
lichsten Elend. Tout comme 
chez nous. 

Scandinavien. In Schwe
den findet die Lehre der Gemein
schaft gute Aufnahme unter dem 
Volk. Wie überall so sind auch 
hier die Geistlichen die ärg8ten 
Feinde des Kommunismus. Die 
Gleichheit dieser Herren ist nicltt 
von dieser Welt. Eu1'e Anstren-

gungen sind vergebens il1r schwar
zen Finsterlinge, bemüht euch 
nicht 102

). 

Sc h w e i z. Die Jesuiten und 
ihre Getreuen machen fiirchter
lichen Lärm; Metternich schickt 
ilmen Kriegsbedarf' und sie ver
nichten gegenwärtig alle Radi
kalen mit - dem Maul; wenn 
aber die eidgenössischen Truppen 
anrücken, was hoff entlieh bald 
der Fall sein wird, so werden 
wahrscheinlich die Herren Son
derbündler unter das Hasen
panier treten 103

), 

Italien. Pabst Pius IX hat 

102) Seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts und insbesondere in den 40er 
Jahren erwachte in :Schweden unter dem Einfluß der französischen Auf
klärung,1literatur, sowie der Lehren der Großen Revolution und sodann der 
Schriften SAINT-SIMONs, FouaIERs, CABETS und PR0UDHONs erst Kritik 
von Staat, Patriotismus und bürgerlicher Gesellschaftsordnung mit sozia
listischer Färbung, sodann aber auch der Privateigentumsverteilung, des 
Erbrechts und der Familie. Neben solchen von Intellektuellen ausgespro
chenen Ideen wurden sozialistische und kommunistische Lehren auch durch 
zugewanderte Hand~erksgesellen verbreitet. - Ausführliche Mitteilungen 
hierüber enthalten: G. HENRIKSON-H0LMBERG, Socialismen i Sverige 1770 
bis 1886. Stockholm 1913, und IVAR WENNERSTRÖM, Den svenska SocialiRmens 
historia. I. Svenska Utopister. Ebenda 1913. Vgl. die eingehende und licht
volle Besprechung der erstgenannten Schrift von PoNTUS .F AHLBECK, im 
Arch. f. d. Geschichte d. Sozialism. u. d. Arbeiterbeweg. VII, 455/459, 

Über den älteren norwegischen Sozialismus vgl. den Art. Die 48er Ar
beiterbewegung in Norwegen von HALVDAN KoHT, ebenda II, 237/274. 

103) In den vierziger Jahren gruppierten sich in der Schweiz die poli
tischen Kräfte ohne Unterschied der Kantone in zwei Parteien: die Katho
liken und deren Gegner, die einander auf das Heftigste bekämpften. Die 
Aufhebung einer Reihe von Klöstern durch die Aargauer protestantische Re
gierµng und deren Antrag bei der Tagsatzung auf Ausweisung der Jesuiten, 
die Bildung von Freiwi\ligenbatailluneu, die - erfolglos - die katholische 
Lnzerner Regierung zu stürzen versuchten (18-!4), der Abschluß eines Sonder
bunds durch die sieben katholischen (Ur)kantone lUri, Schwyz, Unterwalden, 
Zug, Luzern, Freiburg, Wallis), die sich zu gemeinsamer Verteidigung ihrer 
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die Fahne der Freiheit und des 
Fortschrittes erhoben und da.~ 
italienische Volk hat si~h ihm 
mit wahrer Begeisterung ange
schlossen. Der blutdürstige Met
ternich, hiermit unzufrieden, 
wollte im Kirchenstaat eine zweite 
Auflage der gallizischen Mord
scenen veranstalten; da ihm die
ses nicht gelungen, so scheint er 
Gewalt brauchen zu wollen, um 

in Italien Alles ltübsch finster 
zu erhalten. Der Pabst soll 
jedoch erklärt haben, wenn Met
ternich ihn angreife so wolle er 
zu Pferde steigen und an de1· 
Spitze seines Volkes den öst
reichischen Söldnern entgegen 
ziehen. Bravo I Dieses Mal 
könnte sich doch de1· schlaue 
Metternich verrechnet haben 104

), 

Ungarn. Auch hier in dem 

Souveränitäts• und Territorialrechte sowie gegen Angriffe, sei es auch nur auf 
einen von ihnen verpflichteten (1845), offenbarten und vertieften die Spal
tung innerhalb der Eidgenossenschaft. Die Radikalen forderten auf der Tag
satzung die Jesuitenaustreibung und die Auflösung des Sonderbundes und 
setzten einen Beschluß in diesem Sinne durch. Die Sonderbundkantone wider
standen. Das bedeutete den Krieg. Die vier kontinentalen Großmächte 
Österreich, Preußen, Rußland und das Frankreich Lours PHILIPPS versprachen 
den Sonderbündlern ihre Intervention und unterstützten sie mit Geld- und 
mit Waffenlieferungen. England aber verständigte die Tagsatzung von den 
Interventionsabsichten, worauf diese den General DuF0UR mit der Niederwer
fung des Sonderbunds beauftragte (November 1847). Sie gelang überraschend 
schnell. Der Sonderbundskrieg dauerte kaum drei Wochen und zeitigte die 
Umgestaltung der Schweizer Eidgenossenschaft aus einem Staatenbund sou
veräner Kantone in einen Bundesstaat. Vgl. ALFRED STERN a. a. 0. VI, 
465 ff.; ferner ENGELS, Der Schweizer Bürgerkrieg, i. Lit. Nachlaß II, 446/463, 
sowie die Vorbemerkungen von MEHRING, ebenda, 381/383. 

Äußerlich ein Sturm im Glase Wasser, wurde der Sonderbnndskrieg in 
der öffentlichen Meinung Europas als Kampf zwischen politischem Liberalis
mus und Reaktion empfunden und gewertet. SrERN (a. a. 0.) zitiert folgenden 
aus Deutschland stammenden Gruß an die Sonderbundskantone: 

„Du kämpfest für Europas Throne 
Und für der Ordnung heil'ges Gut; 
Es fließt im Kampf der Urkantone 
Für Recht und Ruhe treues Blut. 

Vgl. auch Anm. 1U4. 

Ein Riesenschicksal wird entschieden: 
Entweder Radikalentum 
Und Knechtschaft oder Gottesfrieden 
Und alte Rechte, alter Ruhm. 

104) Mit der französi~chen Julirevolution setzte in Italien das Risorgi
mento ein. Seit der Revolution von 1831 im Kirchenstaate und in den Her
zogtümern Modena und Parma, die mit österreichischer Waffenhilfe nieder
geschlagen wurde, kamen die auf Erreichung der nationalen Einheit gerich• 
teten Bestrebungen nicht mehr zur Ruhe. Von 1846 an schien sie - neben 
dem König von Sardinien und dem Großherzog von Toskana - auch der 
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freiesten Lande dfr östreichi
schen Monarchie wird der Same 
des Kommunismus ausgesät und 
fällt auf }1-uchtbarem Boden. -

Wo und wie wollen wfr dieses 
Mal dem Hrn. Metternich nicht 
verratl,en 105

). 

Polen. In Lemberg (Galli-

Papst selbst zu ermutigen und zu fördern. Nach dem Tode GREGOR XVI. 
(Juni 1846) war - mit Übergehung seines durch den Einfluß Österreichs auf
gestiegenen reaktionär-absolutistischen, jeder Reform feindlichen Kardinal
staatssekretärs LAMBRUSCHINI - der Bischof von Imola, JOHANN MARIA 
MASTAI, unter dem Namen Prns IX. zum Papst gewählt worden. Der Sturz 
LAMBRUSCHINIS, daß an der Wahl, infolge ihrer raschen Durchführung, die 
"fremden", vor allem die österreichischen Kardinäle nicht hatten teilnehmen 
ki:innen, daß MAf!TAis Bruder seit 1831 verbannt war, ließen viele im neuen 
Papst liberal-nationale Gesinnung erhoffen und vermuten. Einige Regierungs
maßnahmen - wie eine Amnestie für politische Vergehen, eine leise Milde
rung der Zensur, die Schaffung einer Consulta di stato - verstärkten diesen 
Eindruck. Die Liberalen übertrieben bewußt ihre Bedeutung: indem sie sich 
zunächst mit Wenigem begnügten, meinten sie den Herrscher um so sicherer 
gewinnen zu ki:innen. Zur Mehrung seines Lobes wurde auch verbreitet: er 
sinne auf die Befreiung Italiens von den Österreichern. In der Tat war 
METTERNICH bemüht, der päpstlichen Regierung die österreichische Inter• 
vention aufzudrängen und ließ Ferrara besetzen, als das Volk in Rom gegen 
die Sanfedistenchefä, die Häupter der Reaktion unter GREGOR XVI., eine 
drohende Haltung einnahm und es in den Provinzen zu politischen Morden 
kam. Der Papst aber lehnte die unerbetene Hilfe ab. So entstand und ent
wickelte sich eine „Prns-Mythe", die weithin Widerhall fand - bis in die 
Spalten der Kommunistischen Zeitschrift hinein. Nicht lange jedoch und es 
zeigte sich, daß das Papsttum sich selbst weder untreu werden könne noch 
wolle. A.ls aui die Nachricht von dem ruhmlosen Ende des Sonderbundes 
(s. Anm. 103) am 1. November 1847 in Rom dem schweizerischen Konsul 
stürmische Ovationen unter dem Rufe: ,,Tod den Jesuiten!" (die auch alM 
Östeneichs Verbündete galten) dargebracht wurden und als MAZZINI Prns 
aufforderte, sich an die Spitze der nationalen Bewegung zu stellen, wenn 
sich nicht diese vom Kreuze loßreißen und ihre eigenen Wege gehen solle, 

· hatte die Lenksamkeit des Papstes ein Ende. Die Gegensätze verschärften 
sich stetig, bis dann im Verlaufe der revolutionären Ereignisse von 1848 
Prns aus Rom flüchten mußte und seine Autorität durch. ein französisches 
Heer, das im Juli 1849 nach zweimonatlicher Belagerung Rom eroberte, 
wiederhergestellt wurde. Vgl. HERM. REUCIILIN, Geschichte Italiens von der 
Gründung der regierenden Dynastien bis zur Gegenwart. Leipzig 1859/60, I, 
S. 2i6/231; Il/1, S. 185/217; ll/2, S. 23i ff.; ALFRED STERN a. a. 0. VI, 400 ff. 
(Vgl. auch Anm. 96.) 

105) Daß vereinzelt auch in Ungarn während der vierziger Jahre kom
munistische Ideen durch wandernde Handwerksgesellen - war. ja das städ
tische Gewerbe im Lande ausschließlich deutsch - Eingang fanden, ist selbst-
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zien) erlitten zwei edle Männer, 
Tkeophil Wisniowski mid Joseph 
Kapu.~cinsky, den J1f artyrertod. 
Sie starben al.~ Helden mit den 
Worten: ,,Es lebe Polen!" und 
„Männer! lernt von un.~, wie 

man für eine _qereckte Sache 
stirbt." Auf dem Weg zum 
Scliaffot warf ihnen dr,s Volk 
von allen Seiten Blumenkränze 
zu. · - Nock ist Polen nicht 
verloren 106). -

verständlich, Wie groß die Furcht der Regierung vor den ~kommunistischen 
Emissären" war, werde ich demnächst in einer in Vorbereitung befindlichen 
Schrift darstellen. Wie absolut unfruchtbar aber der ungarische Boden für so
zialistische Lehren noch in der 48er Revolution war, zeigt ERWIN SZABö, Aus 
den Parteien- und Klassenkämpfen in der ungarischen Revolution, im Arch. 
f. d. Gesch. d. Sozialism. u. d. Arbeiterbeweg., VIII, ~58/307. 

106) Im Februar 1846 kam in Galizien ein polnisch-nationaler Aufstand 
zum Ausbruch. Von langer Hand her vorbereitet, war er bestimmt, die 
gleichzeitige und gleichgeartete Bewegung in Posen und die Revolution in 
Krakau - damals noch Freistaat - zu unterRtützen und so die Voraus-
• Setzungen fiir die Führung des Hauptschlages in Russisch-Polen zu schaffen. 
Er .brach jedoch gleich in seinen Anfängen in der kläglichsten Weise zu
sammen. Nicht etwa infolge der Rührigkeit der österreichischen Polizei 
oder besonderer Energie der Regierungsbehörden überhaupt, sondern in erster 
Linie, weil ihm jeder Rückhalt im Volke fehlte. Die Revolutionsarmee, 
welche die Leiter der aufständischen Bewegung auf die Heine bringen zu 
können gehofft hatten, litt allerdings an Führern keinen Mangel: die Edel
leute und deren Wirtschaftsbeamte hätten ihrer mehr als genug gestellt. 
Allein es waren Offiziere ohne Mannschaft. Diese hätte sich nur aus der 
bäuerlichen Bevölkerung rekrutieren können. Die Bauern dachten aber nicht 
im Entferntesten daran, sich dem Aufstand anzuschließen. Das lag auch 
ganz in der Natur der Sache. So ~chwach auch immer, der Schutz sein 
mochte, den die österreichische Regierung und die österreichischPn Behörden 
ihnen der Herrenklasse gegenüber gewähren mochten: er war immerhin der 
einzige, der ihllbn zuteil geworden war und die Erinnerung an das alte pol
nische Junkerregiment. war in ihnen zu lebendig - im Osten mehr noch als 
im westlichen Teile des Landes. Wurden sie ja, trotz des Bl\uernschutzes, 
noch immer von ihren Herren genugsam ausgebeutet. Es darf daher nicht 
wunder nehmen, daß die Hoffnung der Insurgenten: die bäuerlichen Massen 
durch das Versprechen alsbaldiger Aufhebung von Untertänigkeit, Fron
diensten und Abgaben sowie der Einführung von Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit zu gewinnen, in keiner Art verfingen und daß wenn die länd
liche Bevölkerung sich bewaffnete, dies in den Aufständischen feindseliger 
Absicht geschllh. Als die letzteren gar im Tarnower Kreise die Bauernhaufen 
gewaltsam zum Anschluß an die Revolution zu zwingen versuchten, fielen 
dieselben ttber sie her und schlugen alles nieder, was ihnen in den Weg 
kam. Nichts was den Namen eines Edelmanns trug, war vor den .Bauern 
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Russland. Die braven Cir- mehrere bedeutende Niederlagen 
cassier haben den Russen wieder beigebracht. - Völker lernt hier, 

sicher und nichts, was einem Edelmann gehörte. Mehrere Tage lang währte 
das Morden, Brennen und Plündern im '.l'arnower Kreise und darüber hinaus 
- ermuntert durch die schmachvolle Feigheit der österreichischen Beamten 
uud sogar prämiiert durch sie. Denn die Regiernng mußte nal'hher zuge
stehen, daß der Tarnower Kreishauptmann s p lt t er für lebendig eingebrachte 
Rebellen regelmäßig eine Prämie auszahlte. 

Diese Vorgänge riefen in We8teuropa berechtigtes Entsetzen und all
gemeinen Abscheu grgen das Wiener Kabinett - das nebenbei den Freistaat 
Krakau, den die österreichischen Truppen inzwischen besetzt hatten, nicht 
mehr herausgab, sondern der Habsburger Monarchie einverleibte - und gegen 
die österreichischen Regierungsmethoden hervor. Noch weitere Steigerung 
erfuhren die Leidenschaften und der politische Haß der Polen sowie der eng
lischen und französischen Demokratie durch die Masseneinkerkerungen füh
render Aufständischer, die sich nicht hatten durch die Flucht retten können, 
und namentlich durch die am 31. Juli 1847 in Lemberg erfolgte Hinrichtung 
THEOPHIL WISNIOWSKIS und JOSEPH KAPUSCINSKIS. 

Dieser, ein Magistratsbeamter von Pilsno (im Tarnower Kreis), hatte in 
der Nacht vom 18. auf den 19. Februar 18!6 den bei den polnischen Patrioten 
verhaßten Pilsnoer Bürgermeister KASPAR MARKL ermordet; WisNIOWKI 
aber, ein alter Verschwörer und hervorragendes Mitglied der polnischen Emi
gration in Frankreich, hatte an der Vorbereitung der Insurrektion und deren 
Ausbruch im Brzezaner Kreis (Ostgalizien) am 21. Februar 1846 ent~cheidend 
mitgewirkt. Beide starben als tapfere Männer. 

Die A.rt, wie die Hinrichtung sich vollzog, war äußerst brutal. Am 
28. Juli wurde ihnen die Bestätigung des Todesurteils durch den Kaiser ver
kündigt: erst im Sitzungssaal des Strafgerichte~, worauf sie „auf die vor 
dem Kriminalgebäude errichtete Tribüne geführt wurden und vorn Balkon 
ans die Verlesung der Sentenz samt den Motiven derselben in polnischer 
Sprache wiederholt wurde". ,,Die Exklamationen der Menge, besonders der 
Frauen, die ihm Küsse zuwarfen und mit den Tüchern s,·hwenkten, beant
wortete W. mit den Worten: ,,Lebt wohl Polen!", während K. .sich höchst 
ungestüm, frech benahm, indem er den Ausbruch seiner wahren verdorbenen 
und unverbesserlichen Gesinnung und gemeinen Art freien Lauf ließ". Am 
Rinrichtungstage selbst aber „überschritt der fanatisch-enthusiasmierte Patrio• 
tismus der Hauptstadt bei den Ostentationen für beide Justifizierte, ... wo
durch sie ihre Anhänglichkeit an die verbrecherischen Pläne der Umsturz
partei sowie ihren Haß gegen die k. k. Regierung an den Tag legen wollen, 
(erst recht) jedes Maß und Zif'l. . . • Die Fenster, Balkone und selbst die 
Dächer der Gebäude", durch welche der Zug ging, ,, waren mit Zusehern er
füllt. Die Frauen ifügesamt in tiefer Trauer, die Männer und die Jugend 
zum großen Teil in polnischem Anzug, finster und drohend dreinsehend, in 
jeder Hand ein Blumenstrauß und überall Kränze bei der Hand, größtenteils 
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was Männer vermögen, die frei 
sein wollen. 

Türkei. De1· Sultan hat die 
Sklaverei ahgescliafft und huldigt 
dem Fortschritt. - 0 Du, der 
Du mit Deinem Haus dem Herrn 
dienest 1~7), Du stehst unte1· den 
Türken. -

Gri e ehe nlan d. De1· bai
rische Otto hat i-:einen getreuen 
Ständen erklärt: er sei in der 

scheusslichsten Geldverlegenheit 
und kein Teufel wolle ihm pum
pen. - 0 Rothschild erbarme 
dich seiner! 108) 

N 01·damerika. Die Nord
amerikaner sind noch immer mit 
den Mexikanern in Krieg ver
wickelt. - Hojf entlick werden 
die ersteren den grössten Theil 
Mexicos erhalten, und das Land 
besser benutzen. als die Mexi
caner gethan haben 109). Die 

von Eichenlaub gebunden und mit weißen und roten Bändern, den polnischen 
Farben, verknüpft, die Opfer zu bewerfen und ihren Weg zu bestreuen. . . . 
Frauen küßten den Boden, über welchen W. ging". In den Kirchen wurden 
Totenandachten abgehalten und die Gräber immer wieder mit Blumen ge
schmückt. 

Der Präsident dP-r Polizeihofstelle, Graf SEDLNITZKY, tröstete sich über 
diese Berichte seiner Organe damit, daß nun doch „Gelegenheit geboten 
worden, die Freunde und Anhänger der Revolutionspartei, selbst jene, die 
bisher mit ihren wahren Gesinnungen hinter dem Berg gehalten und ihre 
eigentliche Stimmung zu veroffenbaren sich scheuten, näher kennenzulernen", 
und ordnete die strenge Überwachung und Verfolgung der allzu Unvorsich
tigen an. 

Vgl. GRÜNBERG, Die Bauernbefreiung und die Auflösung des gutsherr
lich-bäuerlichen Verhältnisses in Böhmen, Mähren und Schlesien. Leipzig 
1894, I, S. 368 f.; ANT. SPRINGER a. a. 0., I, 51:12 ff. Die Schilderung der 
Vorgänge vor und bei der Hinrichtung: nach den Akten der Polizeihofstelle 
im Wiener Archiv d. Staatsamtes d. Innern, 82 u. 136 ex 1847. 

107) Vgl. oben Anm. 97. 
108) OTTO I. nach der Befreiung Griechenlands von den Schutzmächten 

auf den Thron berufen, 1862 durch einen Aufstand gezwungen, das Land zu 
verlassen, und durch den dänischen Prinzen GEORG I. ersetzt. 

109) Der Krieg war durch die Aufnahme von Texas in die nordameri
kanische Union entstanden. Die Texaner, meist Auswanderer aus den Ver
einigten Staaten, hatten sich von Mexiko losgerissen und einen Freistaat ge
bildet, dessen Unabhängigkeit sowohl von der Union als auch von den euro
päischen Großmächten anerkannt worden war. Seinen Anschluß an die erstere 
wollte jedoch Mexiko nicht zulassen. Außerdem war die Westgrenze von 
Texas streitig. Im Sommer 1845 kam es deshalb zum Kriege zwischen Mexiko 
und der Union. Er endete mit dem Frieden von Guadelupe Hidalgo vom 
2. Februar 1848, der den Vereinigten Staaten - gegen eine Entschädigung 
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Verbindung fü1· die Befreiung 
des Bodens, da.~ junge Amerika, 

gewinnt täglich neue Anhän
ger I in), 

Zu haben in I,ondon in der Deutschen Buchhandl1mg, 8, Marylebone Street, 
Regent's Street, Quadrant,· in dem Westen des Bild1mgsvereins, 191, Drnry 
Lane, High Holborn; und in dem Osten der Bildungsverein, Castle, Goodman's 

Style, Whitechapel. 
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von 18 Mill. Dollars - nicht allein Texas sicherte, eond~rn auch noch ein 
weitausgedehntes Landgebiet nordwestlich von Texas bis an den Stillen Ozean. 
Vgl. L. J. CAMPBELL, Kurzer Abriß der Gesch. d. Vereinigten Staaten. Deutsch 
von GusT, FISCHER. Boiiton 1872. S. 1531161. · 

110) Young America, eine Geheimorganisation, die auch auf dem New
yorker Arbeiter- (oder Indus tri al-) Kongreß vom 14. Oktober 1845 
vertreten war, der gemeinsam von der - i111 selben ,Jahre in Buston ent
standenen - England Workingmen's League und der National
reformassoziation von Newyork einberufen_wo1den war. Der Kongreß 
formulierte als leitenden Grundsatz: »DaU alle Menschen gleich geboren 
sind, daß sie von Natur gewisse unveräußerliehe Rechte haben, darunter das 

.RechtznmLehenundzurFreiheit, das Recht an dem Gebrauch eines 
so großen Teils der Erde un,t der übrigen Elemente, als hin
rei_ch end ist, sie mit den Mitteln zu ihrem Unterhalt unrl zu 
ihrer Bequemlichkeit zu versehen, endlich das Recht der Erziehung 
und des väterlichen Schutzes der Gesellschaft." Er befand sich dabei in 
t'bereinstimmung mit den von den Brüdern GßORGE HEI\RY und FtrnDERICK 
W. EVANS verfochtenen und in ihre "zwölf Punkte" aufgenommenen land
reformer·schen Forderungen (natürliches Anrecht auf dl'n Buden, jedem eine 
}'arm; Freigebung di:r öffeutlichen Ländereien; Beschränkung des Landbe-

- sitzes auf 160 acres). (Vgl. HERMANN SvHLÜTEH, Die Anfänge der deut
schen Arbeiterbewegung ·in Amerika. Stuttgart 1907. S. 10 f„ lH/lti.) 

Das Zusammeng„heu der Kommunisten in Amerika mit den agrarischen 
Landreformern billigte ENGELS 1847 ausdrücklich, da die letzteren "die demo
kratische Verfassung gegen die Bourgeoisie wenden und im Interes~e des 
Proletariats benützen wollen". Vgl. Gruudsätze des Kommunismus. S, 38 • 

.,\rabiv f, Gescbiohte d, Sozj•lismus IX, bisg. v. Grilnberg, 



880 , 

III. 

Entwurf eines Kommunistisches Glaubensbekenntnis der Zentral
behörde des Bundes des Gerechten 111

). 

' 
1. Frage: Was ist Kommunismus und was wollen 

die Kommunisten? 
Antwort: Der Kommunismus ist ein Systnn, nach welchem 

die Erde das Gemeingut der Menschen sein, nach welchem jeder 
nach seinen Fähigkeiten arbeiten, ,,produziren", und jeder nach 
seinen KräftetJ geniessen, ,,konsumiren" soll. Die Kommunisten 
wollen also die ganze gesellschaftliche Ordnung einreissen und eine 
völlig neue an ihre Stelle setze11 112). 

2. Frage: Was ist der Proletarier? 
An t W O r t: _ Siehe .Abs. 2 wnd 8 des .Aufrufs nProletariet· !" in der 

Kommunislischen Zeitschrift, oben S. 285/. 
·s. Frage: Was ist Sozialismus und was wollen die 

Sozialisten? 
.4 n t wo 1·t: DerSozialismus,derseinen Namen von dem lateinischen 

Wort so cia lis, ,,die Gesellschaft betrPjfend", herleitet, beschäftigt 
sich, wie schon sein Name anzeigt, mit der Einrichtung der Ge
sellschaft, mit dem Verhältnis des Menschen zum Mnzschen; e1· 
stellt aber kein neues Sistem auf, sondern sein Geschäft ist haupt
sächlich, an dem alten Gebäude zu flicken, die durch die Zeit 
entstandenen Risse wieder zuzukleben und dem Auge zu verbergen, 
oder höchsten.~, wie die Fourieristen, auf dem alten, vermoderten 
Fundamente, Krrpital genannt, ein neues Stockwerk aufzubauen. 
Der Begriff S~zialismus ist so wmig · scharf bezeichne11d, da.is 
man alle Ül'fängnis-VerbP.sserungs-Erfinde1·, A1·menhäuser-, SpitäJer
und Suppenanstalten-Errichter unter die Sozialisten zählen krrnn. 

4. Frage: Auf welche Weise kann die Gemeinschaft 
am·schnellsten und leichtesten eingefülu·t werden? 

111) Aus den Bund1Jsadressen von 1847 in wörtlicher Übernahme zu• 
sammengestellt. Vgl. Demokr. Taschenb. zu Frage und Antwort 1, 3, 4: 
S. 2U7; ZU 5: S. 289, 283/28-!j ZU 6: 8. 289, 284, 285/286; ZU 7: 8. 290,285, 
298/299. 

112) Vgl. auch die negative Abgrenzung, in der Kommunistischen Zeit-
schrift, oben S. 2~7, Ab,. ö ff • . · · 
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[Antwort: fehlt] us). 
5. Frage: Welches ist die Stellung des Proletariats 

der hohen und niede1·en Bourgeoisie gegenüber? Ist 
eine Annäherung an die radikale oder niedere B 011r

geo1sie von unserer Seite rathsam, und wenn, auf 
welche Weise ist dieselbe am leichtestsn und sicher
sten zu bewit-ken? 

Antwort: Nicht nur in Deutschland, sondern auch in Bel
gien etc. trennt sich die radikale Partfi öffentlich von dem alten, 
seichten Liberalismus und pjlnnzt seine eigflle Fahne auf. Die 
kleine Bourg~oisie, welche täglich mehr durch die wachsende hohe 
Geldaristokratie ·verdrängt wird und die ihren Ruin mit Riesen
schritten ke1·rannahen ·bielit, bildet haupt.~ächlich diese Partei und, 
sie sind einer Sozialreform nicht allein nicl,t abgeneigt, sondern 
erkennen auch die Nutu:endigkeit derselben öffentlich an. Eine 
Annäherung .des Proletariats an diese Partei ist unserer Meinu11g 
nach jetzt wünschenswert und .notwendig. Wir glauben dnher, 
dass wir überall suchen sollen, mit den Radikalen in Verbindung 
zu treten, ohne jedoch von unseren Grundsätzen etwas nachzu
lassen; da11s wfr uns bestreben sollm, ihnen zu zeigen, dass der 
Tag nicht mehr_ fern ist, wo sie eben/ alls in äie Reihen der 
Proletarier zurückgestossen u•erden, und dass sie ihrem Ruin nur 
durch eine Soiiafrejorm vorbeugen können. - Sind wir im11tande, 
eine Vereinigung der radikalen Bourgeoisie mit dem Proletarirrte 
zustande zu bringen, so wird bald eine .neue Periode beginnen, 
die sö grossartig sein wird, wie nur die Geschichte aufzuweisen hat. 

6. Frage: Welches ist die Stellung des Proletariers 
den verschiedenen religiösen Parteien gegenüber? Ist 
eine Annäherung-an die eine oder andere Pa1·teimög
lich und ratsam, und wenn, auf welche Weise ist die
selbe am leichte.~ten und-sichersten zu bewirken? 

.Antwort: Die Hoffnungen, welche sich manche Kommunisten 
von den Deutsch-Katholiken und Lichtfreunden machten, 
scheinen sich nicht zu verwirklich~. Wir hielten nie etwas darauf 

113) Vgl. die Ausfühmngen ttber die Mittel zur Erreichung des Kommu
nismus und die Notwendigkeit eines ll!.ngeren Übergangsz11Btandes ebenda, 
Seite 288 f. 296, 

29 
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- ein altes, mor.~ches Gebäude ausbessern zu wollen, ist i>ergeb
liche Mühe. - Sucltt daher diejenigen, welche · bisher ihr Streben 
dahin 1·ichteten, wieder auf die rechte Bahn zurückzufiihren. -
Sehen wir nicht zu viel auf das Alte, glauben u·ir ja nicht, dass 
die den Geist und das men.,chliche Herz ein.~chränkenden Formen 
der alten H' elt mit in die neue hinübergenommen werden können, 
das geht niclit. 

Die Anhänger der christlich-germanisr.h-preussischen Partei der 
protestrmtüichen Jesuiten sind die Fin8ferlinge der Gegenwart; 
nicht imstande, das junge, krriftige Streben mit ihren gd,t- und 
herzlosen Lfhren zu hekämpjrn, aber entschlossm, um jeden Preis 
die Völker in der Sklacerei zu erhalten, 1·1tfen sie überall Pol,zei, 
Polizei! und wenn sie da8 nicht l.:öunen, suchen sie durch Ent
sti,llung der sozialen Grund.,äfze oder durch Verdächt:gung der 
Personfn, die diese Lehre cerhl'eiten, ihl'en Zu·eck zu erreichen. 
Die.~m Geschöpfen mu8s die Ma.,ke, die sie vornehmen, abgerissen 
werden, damit die Leute sie in i{irer wahren G, stalt ,,ehen und 
vor ihnen zurückschaudern. JJ,,. ganzes Streben g,-,ht jetzt dahin, 
sich unter d,,n Proldrrriern Anhang zu ve1·.,clmjfen, Uneinigkeit 
untl!r um; lu·rvorzu„ufen und im .Fall einer Umu-ä.zung eine Volks
annee zu errichten, die wie die Vendrer im Jrrhre 1792 im Namm 
Gottrs und des Erlö8e1·s den Ideen der Gerechtigkeit den Krieg 
erklärt. 

7. Frage: Welches ist unsere Stellung in Beziel,ung 
auf diP. sozialen und kommunistischen Parteien? 1st 
e s w il n s c h e n s w e r t 1, n d m ö g l ich , e in e a l l g e m eine V er
e in i g u n g aller Sozialisten zustande zu bringen, und 
wenn, auf welche· Weise kann diese Vereinigung am 
schnellsten und sichen;ten herbeigeführt we1·den?. 

Antwort: Wir fordern euch auf: überall, wo (die Fourie
r i s t e n) diese seicli ten Mrn.~chen sielt zeigen, ihnen kräj~ig ent
gegenzuit'eten. - Sie sind an und für sich nicl,t gefährlich, aber 
sie haben Geld, schicken überall Emissäre hin und bemühen sich 
haupt.<äclilich, den Kommunismus zu enMellen; de.~halh dürfen 
wir 15ie nicht länger ignorieren, sondtrn mü.~sen sie öffentlich an
greifen. lh1· lächerlicl1es Streben, sich als die waltren Christen 
hinzustellen, ihre militäriscl,en Einricldungen und Unzahl Ges,,tze, 
ihre Kapitalsassoziation, die Arbeit anziehend zu macl1en, bieteta 
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genug Stoff dar, sie zu bekämpfen. In ihrer albernen Fourier
und Selbstverehrung erkennen sie nicht, dass ihre RPgulation alle1' 
Lebensverhältnisse· der Menschen dieselben gänzlich der Freiheit 
beraubt und zu Treibhauspflanzen macht, aus denen nichts Gutes 
kommen kann; sie erkennen nicht, dass das ganze Streben de1· 
jetzigen Zeit dahin geht, sich von den unzähligen Gesetzes- und 
Regulation~fes.~eln loi;zumachen, in denen wir wie FliPgen in einem 
Spinnmgewebe herumzappeln, und wollen uns noch stärker in 
Fesseln schlagen. Die Armen sprechen von Mitteln, die .Arbeit 
anziehend zu machen, und scheinen nicht zu wissen, dass in einer 
auf die Naturges.etze gegründeten Gesel/1,chrrft die Arbeit, welche 
die Betätigung des Lehens, des Individuums ist, wahrlich keiner 
anziehe11den Mittd b.ed111f, dass die Arbeit selbst das Anziehendste 
ist, was es geben kann. 

Es ist nötig, dass wir fest an dem Wort Kommunismus halten 
und es kühn auf unsere Fahne aufpflanzen und da.nn die Streiter 
zählen, welche sich unter derselben versammeln; wir düifen nicht 
schweigen, wenn man ei-kläl't, · wie es in neuern· Zeit oj~ geschehen 
ist: Kommunismus und Sozialismus seien im Grunde ganz_ das
selbe, und uns auffordert, den Namen Kommunisten, an den sich 
noch manche schwache Geister stiessen, für den Namen Sozialisten 
zu vertau-~chm, sondern müssen kräftigen Protest gegen solchen 
Unsinn einlegen 11

'). 

Die Zeiten werden eisern, wfr bedü1fen kräftiger Männer und 
keiner mondsüclttigen Schwäl'tner, die an.statt über das Eteud der 
Menschheit zu fluchen und zum Schwert zu greifen, es 11ur bis 
zu weibixchen 1'hränen b1·ingen. Zuldzt noch ein Wol't: Hütet 
euch vor Erneuten, Kompimtionen,·-wajfenankäufen und dergleichen 
Unsinn mehr; un.~ere Feinde werden altes aufbieten, um Strassen
aujläufe etc. hervorzul'ufen, um dadurch in den Stand gesetzt zu 
werden, einzuschreiten und, wie sie sagm, die Ordnung wü:derher
zustelten und ihre teuflischen Pläne auszufiihren. Eine ernste 
1·uhige Haltung zwingt die Tirannen ihre Masken abzunehmen, 
und dann Sieg oder Tod! 

H4) Vgl. noch in d. Kommunist. Zeitschr. oben S. 287, Abs. 8. 
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IV. 

Statuten des Bundes der Kommunisten. 

Proletarier aller Lttnder vereinigt Euch I 

Abschnitt L Der Bund. 

A1·t. 1. Der Zu•eck des Bundes ist der Sturz der Bourgeoisie, 
die Herrschaß des Proletariats, die Aufhebung der alten, auf 
Klas1m1gegem;ätzen beruhmden bürgerlichm Gesellschaft und die 
Gründung einer neuen Gesellschaft, ohne Klm~sen und ohne Privat
eigentum. 

Art. 2. Die Bedingungen der Mitglieder sind: 

a) diesem Zweck entsprechende Lebensweise' und Wirksam-
kei,t; 

b) re1•olutionäre Energie und Eifer der Pt·opaganda j 
c) Bekennung des Kommunismus; _ 
d) Enthaltung der Tr.ilnahme an jPder kommunistischen, 

politischen oder national,,,, Geselt.~chaft und Anzeige der 
Teilnrrhme an irgendwelcher Gesellschaft bei der vorgesetzten 
Behörde; 

·,e) Unterwe1fung unter die Beschlüsse des Bundes; 
· f) Verschwiegenheit über das Be.-;tehen aller Angelegenheiten 

des Bundes; 
g) ein.~timmige Aufnahme in eine Gemeinde. 

Wer diesen Bedingungen 11icht mehr entspricht, wird ausge
wiesen (Siehe Abschnitt V Ill). 

Art .. 3. Alle MitgUeder sind gleich und Brüder und als solche 
sich Hilfe in jeder Lage schuldig. 

Art. 4. Die Mitglieder f ilkren Bundesnamen. 

Art. 5. Der Bund ist organisin·t in Gemeinden, Kreisen, 
leitenden Kreisen, Zentralbehörde und Kongresse. 

Abschnitt II. Die Geineind,. 

A1-t. 6. Die Gemeinde besteht aus wenigstens drei und höch
stens zwanzig Mitgliedern. 

At-t. 7-. Jede Gemeinde wählt einen Vorstand und einen Bei-
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stand. Der J7 orstand l,-itet die Sitzung, der Beistand führt die 
Kasse und vertritt dm Vorstand im Falle der Abwesenheit. 

Art. 8. Die Aufnahme neuer Mitglieder gesc/zieht durch den 
Gemeindev01·stand und das vorschlagende Mitglied unter vorheriger 
Zustimmung der Gemeinde. 

Art. 9. Gemeinden verschiedener Art sind sich gegenseitig 
unbekannt und führen keine Korrespondenz miteinandet·. 

Art. 10. Die Gemeindrn füht·en unterscheidende Namen. 
Art. 11. Jedes Mitglied, welches seinen Wohnort verändert, 

hat zuvor seinen Vot·stand davon in Kenntnis zu setzen. 

Abschnitt III. Der Kreis. 

Art. 12. Der Kreis umfasst wenigstens zwei und höchstens 
zehn Gemeinden. 

Art. 13. Die Vor.citä1ule und Beistände der Gemeinde bilden 
die K1·eisbehörde. Diese wählt sick einen Vorsteher aus ihrer 
Mitte. Sie steht in Korrespondenz mit ihren Gemeinden und dem 
leitenden Kreise. 

Art. 14. Die Kreisbehörde ist die vollziehende Gewalt für 
sämtliche Gem,inden des K1·eises. 

Art. 15. Einzelstehende Gemeinden haben sich entweder an 
einen schon vorhandenen Kreis anzuschliessen oder mit anderen 
einzelnen Gemeinden einen neuen Kreis zu ·bilden. 

Abschnitt IV. Der leitende K 1•ei s. 

Art. 16. Die verschiedenen Kreise eines Landes oder einer 
Provinz stehen unter einem leitenden Kreis: 

Art. 17. Die Einteilung der Kreise des Bundes in Provinzen 
und die Ernennung der leitenden Kreise geschieht vom Kongress 
auf Vorschlag der Zentralbehörde. 

Art. 18. Der leitende Krei.';; ist die vollziehende Gewalt für 
sämtliche Kreise seiner Provinz. Er steht in Korrespon<Jenz mit 
diesen Kreisen und der Ze.ntralbehö1·de. · 

Art. 19. Neu entstehende Kreise schliessen sich dem n(.ichsten 
leitenden Kreise an. 

Art. 20. Die leitenden Kreise sind provisorisch der Zentral
behörde und in letzter Instanz dem Kongress Rechenschaft schuldig. 
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Ab,qchnift V. Die Zentralbehö1·de. 

Art. 21. Die Zentralbehörde ist die vollziel1ende Gewalt des 
ganzen Bundes und aksolche dem Kongtess Recl,en.~chf1ft schuldig. 

Ad, 22. Sie besteht aus wenigidens fünf Mitgliedern und 
wird gewählt von der K1·eisbehörde des Orts, an den der Kongress 
ih,·en Sitz.-·verlPgt hat. 

Art. 23. Die Zentralbehörde steht in Ko1·respondenz mit den 
leitenden Kreisen. Sie stattet alle d1·ei Monate einen Bericlit über 
den Zustand des ganzen Bundes ab. 

Abschnitt Vl. Gemeinsame Bestimmungen. 

Art, 24. Die Gemeinden und Kreisbl'hörden, sowie die Zentral
bekö1·de versammeln xich wenig.~tens alle vierzehn Tage l'inmal . 

..1frl. 25. Die Mitgliedr.r der Krrisbehörde und drr Zentral
behö1·de sind auf ein Jahr gewählt, wieder wählbar und von ihren 
Wählern },derzeit absetzbar. 

Art. 26. Die Wahlen .finden im .Monat SPptember statt. 
Art. 27. Die Kl'eisbeköi·den haben die Dü;kussionen der Ge

meinden dem Zwn~ke des Bundes gemäss zu leiten. 
Scheint der Zentmlbehörde die Di,qkussion gewisser Fragen 

von allgemeinem und unmittelbarem lntere,q,qp,, so hat sie den 
ganzen Bund zur Diskus,qion derselben q_ufzufordern. 

A1'f, 28. Einzelne Bundesmitglieder haben in wenigstens drei
monatlicher, einzelne Gemeinden in wenig.~tens monatlicher Korre
spondenz mit ihrer Kre,sbehörde zu bleiben. 

Jeder Kreis muss wenig,qfens alle zwei Jllon·ate an den leiten
den Krei,q, jl'der leitende Kreis wenigstens alle drei Monate ein
mal an die Zentralbehörde über seinen Bezirk berichten. 

A.rt. 29. Jede Bundesbehörde ist verpjlic-hM, die für die 
Sicherhf>.it und dns kräftige ~;irken des Bundes gehö~,igen Ma:~s
ngeln innerl,alb der Stntuten unter ihrer Verantwortlichkeit und 
unter sofortiger Anzeige an die hökere Behörde zu treffen. 

Abschnitt V II. D et· K o ng 1·e s.s. 

A.rt. 30. . Der. Kongress ist die gesetzgebende Gew,zlt de.~ ganzen 
Bundes. Alle Vorscliläge über Abänderung in den Statuten w;1rden 
der Zentralbehörde durch die leitenden Kreise einge;anit und von 
ihr dem Kongress vorgelegt. 
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A.rt. 31. Jede,· K,·eis sendPt einen Abgeordneten. 
Art. 32. Jeder eiJ1zelne Kreis unter 30 Mitglieder sendet 

einen A.h!Jeord11eten, unter 60 zwei, unte1· 90 drei usw. Die 
Kreise können sich durch Bundesmitglieder, die ihren Lokalitäten 
nicht angehören, vertreten lassen. 

In diesem Fnlle haben sie aber ihrem Deputierten ein ausfü}w
lickes Mandat zu übersenden. 

Art. 83. Der Kongress versammelt sich im Monat August 
jedes Jaires. In dringenden Fällen beruft die Zentralbeltörde 
einen ausse1·ordmtlichen Kongress. 

Art. 34. Der Kongress bestimmt jedesmril den Ort, an dem 
die Zentralbehörde für das kommmde Jahr ihren Sitz haben solt 
und den Ort, an dem der Kongress sich zunächst versammeln 
wird. 

Art. 35. Die Zentralbehörde hat im Kongress Sitz aber keine 
entscl1f'idende Stimme. 

Art. 36. Der Kongress e1·lässt nach jeder Session ausse1· 
seinem Rundschreiben ein Man,fest im Namen der Partei. 

Ab,Qchnitt VIII. Ve1·gehen gegen den Bund. 

Art. H7. Wer die Bedingungen der Mitgliedschaft verletzt 
( A1-t. 2) wird je nach d1:n Umständen aus dem Bunde entfen1t 
oder ausgestossen. _ 

Die A.usstossung sckliesst die Wiederaufnr,hme aus. 

Art. 38. Über Au.~scheidung entscheidet nur der Kong1·ess. 

Art. 39. Einzelne Mitglieder kann der Kreis oder die einzel-
stehende Gemeinde untet· sofortiger .Anzeige an die höhere Behörde 
entfernen. Der Kongress entscheidet auch hierüber in letzter In
stanz: 

Art. 40. Die Wiederaufnr,hme entfernte,· Mitglieder geschieht 
durch die Zentralbehörde auf Antrag des Kreises. 

Art. 41. Über Verbrechen gegen 'den Bund richtet die Kreis
behörde und sorgt für Vollstreckung des Urteils. 

Art. 42. Die entferiiten oder tmsgestossmen Jizdividuen, sowie 
verdächtige Suhj,·kte überhr,upt 11ind von Bundes wegen zu über
wachen und unschädlich zie mat'hen. Umtriebe solcher Indioidueti 
sind sofo1·t der betreff enden Gemeinde anzuzeigen. 
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Abschnitt IX. Bundesgelder • 

.Art. 43. Der Kongress setzt filr je.des Land ein Minimum 
des Beitrages fest, welches jedes Mitglied zahlen muss . 

.Art. 44. Diese,· Beitrag geht zur Hälfte an die Zentral
behörde, die andere Hälfte bleibt in der Kreis- oder Gemeinde
kasse . 

.Art. 45. Die Fonds der Zentralbehörde werden verwandt: 

1. zur Deckung der Korrerpondenz- und Verwaltungskosten; 
2. zum Druck und zu1· Verbreitung propagandistischer Flug

schriften; 
3. zu1· .Au,qse.ndung von Emissären der Zentralbehörde zu 

bestimmten Zwecken. 
Art. 46. Die Fonds der Lokalbehörden werden verwandt: 

1. zur Deckung der Korrespondenzkosten; 
2. zum Druck und zur Verbreitung propagandistischer Flug

schriften; 
3. zur Au.,sendung von gelegent!_ichen Emissären • 

.Art. 47. Den Gemeinden und Kreisen, die sech.~ Monate lang 
ih1'e Beiträge für die Zentralbehörde nicht entrichtet haben, wird 
von der fzentralbehörde dit>. Entfernung aus dem Bunde angezeigt. 

~4rt. 48. · Die Kreisbehörden haben läng8tens alle drei Monate 
ihren Gemeinden Rechenschaft üb~r Au11gabe und Einnahme vor
zulf'gen. Die Zentralbehörde legt dem kong1·es.~ Rechnung ab über 
die Verwaltung der Bundesgeldl!r und den Bestand dPr Bundes
kasse. Jf'de Veruntreuung der Bundesgelder w.ird mit der streng-
sten Strnfe verfolgt. · 

.Art. 49. A.usi:erordentliche und Kongresskosten werden durch 
ausserordentliche Beiträge be1Jtritten. 

·.Abschnitt lX. .Aufnahme • 

.Art. 50. Der Gemeindevorstand liest dem Aufzunehmenden 
.Art. 1-49 vor, erläutert sie, hebt mit besonderem Nachdruck in 
einer kurzen Anrede die Verpflichtungen ke1·vor, die der Ein
tretende übernimmt, und legt ihm hierauf die Frage vor: ,, Willst 

· Du nun in diesen Bund eintreten!" Bennfwortet er sie mit 
„Ja!", so nimmt der Vorstand ihm sein Ehrenwort ab, dass er 
die Verpflichtungen eities Burtdesmitgliedes erfüllen wülz erkl.ärt 
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ihn zum Mitglied des Bundes und führt ihn in der nächsten 
Sitzung in die Gemeinde ein. 

London, de1t 8. Dezember 1847. 

Im Namen de.~ zweiten Kongresses vom Herbste 1847. 

Der Sekretär: Der Präsident: 
gez. Engels; gez. Carl Schapper. 

v.m) 

Forderungen der kommunistischen Parthei in Deutschland. 

Motto: »Proletarier aller LtJ,nder vereinigt euch J" 

1. Ganz Deutschland· wird zu einer einzigen, untheilbaren 
Republik erklä,·t. 

[2. Jeder Deutsche, der 21 Jahre alt, ist Wähler 
und wählbar, vorausgesetzt, dass er keine Kriminal
-strafe erlitten hat.] 

3. Die Volksvertreter werden besoldet, damit auch der Arbeiter 
im Parlament de/J deutschen Volkes sitzen könne. 

4. Allgemeine Volksbewaffnung. [Die Armeen sind in Zu
kunft zugleicl, Arb(!iter-.Artneen, so dass das Heer 
nicht blos, wie früher, verzehrt, sondern noch mehr 
p1·oduziert, altJ seine Unte,·haltungskosten betragen.] 

[Dies· ist a usse rdem ein Jlitte l zu1· 0 rgan isa ti on 
der .Jrbeit.] 

(5. Die Gerechti,qkeitspflege ist unentgeltlich.) 
(6 . .Alle Feudallasten, alle .Abgaben, Frohnden, 

Zehnten u.s. u•., die bisher auf dem Landvolk lasteten, 
werden ohne irgendeine Entschädigung abgeschafft.] 

115) Zweiseitiges Flugblatt, ohne Datum und ohne Druckort. Die 
Wiedergabe in der Berlin er Ze i tun g s h a 11 e vom ö. April 18-l8, aus 
welcher Lt'DERs (a. a. 0 ) die seinige übernommen hat, unterscheidet sich 
vom Original vor allem durch die A11feehrift: ,,:Manifest" usw. statt „Forde
rungen". Ferner ist sie „Paris, den 1. April 184:X" datiert. Endlich weicht 
sie im Text mehrfach ab - wesentlich allerdings nur insofern, als es in Punkt 
10 II „Regierung" statt,ricbtig „Revolution" heißt. - Die eingeklammerten 
Absitze und Worte hat ENGELS 1885 weggelassen .. 
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7. Die fürstlichen. und anderen feudalen Landgüter, alle Bet'{/• 
werke, Gruben u. s. w. werden in Staatseigentum umgewandelt. Auf 
diesen Landgütern wird der Ackerbau -im Grossen und mit den 
modernsten Hiif1,mitteln der Wissenschaft zum Vorteil der Gesamt
heit betrieben. 

8. Die Hypotl,eken auf den Bauerngütern werden für Staats
eigentum erklärt. Die Interessen für jene Hypotheken we1·den 
von den Bauern an den Staat gezahlt. 

9. In den Gegenden, wo das Pachtwesen entwickelt ist, wird 
die Grundrente oder der Kaufschilling als Steuer an den Staat 
gezahlt. 

[Alle diese unter 6, 7, 8 und 9 angegebenen Mass
nahmen werden gefasst, um öffentliche und andere 
Lasten der Bauern und kleinen Pächter zu vermin
dern, ohne die zur Bestreitung der Staatskosten 
nötigen Mittel zu schmälern und ohne die Produktion 
selbst zu gefährden.] 

[Der eigentliche Grundeigentümer, der weder Bauer 
noch Pächter ist, hat an der Produktion gar keinen 
Anteil. Seine K o n s u in t i o n ist daher ein b los s er Miss
b rauch.] 

(10. An die Stelle alle1· Privatbanken tritt eine 
Staatsbank, deren Papier gesetzlichen Kurs hat.] 

[Diese Massregel macht es mö,qlich, das Kredit
wesen im Interesse des ganzen Volkes zu regeln und 
untergräbt damit die Herrschrrft der grossen Geld
männer. Indem sie nach un.d nach Papiergdd an die 
Stelle von Gold und Silber setzt, verwohlfeilert sie 
d a s u n e n t b e h r l i c h e In s t r u m e 11 f de s b ü 1· g er l i c h e n V e r
k ehr s, das allgemeine Tauschmittel, und erlaubt, das 
Gold und Silber nach aussen hin wirken zu lassen. 
Diese Mas1,regel ist schliesslich notwendig, um die 
Inte1·es1,en der konsr1·vativen Bourgeoisie·an .die Revo
lution f P-stzuschmieden.] 

11. Alle Transportmittel: Eisenbahnen, Kanäle, Dampfschiffe, 
Wege etc., nimmt der Staat in seine Hand. Sie UJl'rdm in Staats
eigentum umg"wand,·lt und der unbemittelten Klasse zur [unent
geltlichen] Vet'fügung gestellt. 
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[12. In der Besoldung sämtlicher Staatsbeamten 
findet kein anderer Unterschied statt, als der, dass 
diejenigen mit Familie, also mit mehr Bedürfnissen, 
auch ein höheres Gehalt beziehen als die Uebrigen.] 

[W. Völlige Ti·ennung von Kirche und Staat. Die 
Geistlichen aller Konfessionen werden lediglich von 
ihrer freiwilligen Gemeinde besoldet.] • 

14. Beschränkung des Erbrechtes. 
15. Ei11f,lhrung von starken Progressivsteuern und Abscliajfung 

der Kon.,umtion8,Jfeurni. ., 
16. E,•richtung von Nationnlu·erkstätten. Der Staat garantirt 

allen Al'beitern ihre Existenz 1md versorgt die zur A1~eit· Un
fähigm. 

17. Allgemeine, unentgeltliche Volkserziehung. 
Es liegt im Interesse des deutschen PruMari„ts, des kleinen 

Bürger- und Bauernstandex, mit aller Energie an de1· Durch
setzung obiger Massregeln zu arbeiten. Denn nur durch Verwirk
lichung der.,elbm können die Mil.ionen, die bisl1e1· in Deutschland 
von Piner k-t, inen Anza!,z aui~gebeulft wurden und die man weiter in 
der V11terdriick11ng zu erh,dten suchen wird, zu il,rem Red,t und 
zu derj,·nigen Mncht gelnngen, die ihmm, al11 den Hervorbri11gern 
altes Reiclithums, gebührt. 

Das Comite: 

Karl Marx. Karl Schapper. H. Bauer. F. Engels. 
J. Moll. W. Wolff. 
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Besprochen von 

Karl Kautsky (Berlin). 

Am 28. November jilhrt sich zum hundertsten '1e der Tag, an dem uns 
FRIEDRICH ENGELS geschenkt wurde. ~or zwei Jahren gestaltete sieb der 
hundertste Geburtstag KARL MARX' zu einer internationalen Demonstration, 
nicht- nur der persßnlichen Freunde, nicht nur der Parteigenossen, sondern 
darüber hinaus weiter Kreisll von "Geistesgenossen", wie die Hollä.nder sich 
ausdrücken, von außerhalb .. der sozialistischen Parteiorganisation stehenden 
geistigen Teilnehmern an dem Ringen des Proletariats um hßliere Lebens
formen. Eine Feier gleicher Art verspricht in diesem Jahre der hundertste 
Geburtstag FRIEDRICH ENGELS' zu werden. · 

Das beste Geburtstagsgeschenk. das uns dieser Tag bringen konnte, liegt 
aber heute schon vor, das Werk nicht eines Freundes, nicht eines Partei
mitglieds, sondern eines "Geistesgenossen", Der Biograph SCHWEI'rZERs, 
Dr. GusTAV MAYER, hat mit dem I. Band seiner :mNGELSbiographie ein Werk 
geschaffen, das sich seinem früheren würdig anreiht, aber durch seinen Gegen
stand weit bedeutungsvoller ist und weit weniger umstritten werden wird. 
Denn E~GELS gehßrte nicht zu den problematischen Naturen. In allem 
und jedem erwies er sich als das gerade.Gegenteil SCHWEITZERS, Klar und 
offen, blieb er sich stets treu, d. h. er blieb stets seiner Sache treu, die ihm 
alles war und seine Person nichts, Nie machte er der Unwissenheit der 
Massen die geringste Konzession. Lieber blieb er allein, als daß er ihren 
Wünschen geschmeichelt und die Resultate seiner großen geistigen Uberlegen
heit dem Augenblickserfolg geopfert hätte. Dank dem, lebt er heute noch 
unter uns fort, und so hat seine Biographie akt!lelle Bedeutung, wilhrend die 
Lebensbeschreibung SCHWEITZERS einen vergessenen Mann ausgrub, dessen 
sich nur: noch die alte Generation entsann und der seinen politischen Tod 
noch selbst erlebt hatte. 

Man könnte meinen, ENGELS' Leben sei leichter darzustellen, als das 
SCHWEITZERS, Bei ihm vollzieht sich alles einfach, klar, konsequent. • Man 

1) GusTA v MAYER, Frfedrich Engels. Eine Biographie. I. Band: 
Friedrich Engels in seiner Frühzeit, 1820 -1851. Mit einem Bildnis. Er
gänzungsband: Friedrich Engels' Schriften der Friihzeit. Auch Aufsii.tze, 
Korrespondenzen .•• ans den Jahren 1838-1844 nebst einem unbekannten 
Jugendbildnis. Berlin, J. Springer 1920. 8°. IX u. 430 u. XIV u. 317 S. 
(2la u. 26 M.k, ; geb, 26.80 u. 88 Mk.). 
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tindet bei ibm. keine hinterhältigen Berechnungen, kefue unerwarteten 
Schwankungen. Aber anderseits war SCHWEITZER ausschließlich Politiker, 
und seine Politik bei all seinem Scharfsinn nur auf den Augenblick berechnet 
und dadurch sehr durchsichtig. ENGELS war dagegen ebenso Philosoph wie 
Politiker. 

Bei ihm hat man das geistige Werden und Wirken eines Mannes dar
zustellen, der in seinem steten Ringen nach Wahrheit zu einer -völligen Um
wälzung der überkommenen Denkforme_n gelangte, und der dabei, eine der 
seltensten Erscheinungen in der Geschichte, ein Mann der Tat war, der nicht 
minder an der Revolutionierung des Staates und der Gesellschaft arbeitete 
wie an der des Denkens. Und seine Theorie wie seine Praxis standen in 
ununterbrochener Wechselwirkung zueinander, die eine die andere befruchtend. 

Dieser Prozeß ist nicht so leicht zu verfolgen. Das wird noch erschwert 
dadurch, daß ENGELS, als er geistig selbstindig geworden war und sich von 
den Einflüssen seiner Lehrer, der BöRNE, FEUERBACH, HEGEL etc., freige• 
macht hatte, sofort in die engste Denk- und Arbeitsgemeinschaft mit MARX 
geriet, so daß es äuß11r11t schwer, vielfach unmöglich ist, den Anteil jedes 
der beiden an den gemeinsam gefllndenen und dargelegten Resultaten fest• 
zustellen. Sie haben gar manche Schrift gemeinsam verfaßt oder es hat der 
eine von ihnen einzelne Kapitel in eine Arbeit des anderen eingefügt. Aber 
die "Heilige Familie" von 1844 ist die erste und letzte dieser Art, in der sie 
den Anteil eines jeden an dem gemeinsamen Werk l1ußerlich erkennbar von
einander schieden. 

Mit Recht bemerkt M. : 
„Beide Freunde grenzten t1on Anfang an Uvr geistiges Eigentum nicht 

gegeneinander ab, nur auf das Ziei kam es ihnen · an ; dieses aber war für 
alle Zeit ein gemtimames geworden. So übel 8ie es vei·merken konnten, wenn 
ein Dritter sich ihre Gedanken ohne Angabe der-Herkunft aneignete, so wenig 
bedacht finden wfr sie, der Nachwelt die Sonderung ihres geistigen Besitzes 
zu erleichtern." (S. 240/24:1.) 

Dazu kommt, daß wir über ENGELS' Lebensumstl1nde vor seinem Zu• 
sammentreffen mit MARX bisher so gut wie gar nicht!! wußten. Für die Zeit 
ihres Zusammenwirkens wurde aber in erster Linie von den Geschichtschreibern 
des neueren Sozialismus MARX behandelt, ENGELS nur so nebenher. Du ist 
vor allem einer Eigenschaft zuzuschreiben, die ENGELS in einem für einen 
Geistesarbeiter unglaublich hohen Maße besaß, seiner Bescheidenheit, seinem 
Mangel an persönlichem Ehrgeiz, seiner Gleichgültigkeit für persönlichen Er
folg. n Wir spucken auf die Popularität, wir werden an uns selbst irre, wenn 
wir anfangen, popufär zu werden," schrieb er am 18. Februar 1851 an MARX. 

Diese Eigenschaft fiel jedem auf, der mit ENGELS zu tun bekam. Mit 
Recht bebt sie auch M. hervor. Er spricht von "seiner völligen Gefeitheit 
gegen die Versuchungen des gefährlichsten, die Männer verführenden Dämons, 
des Ehrgeizes" (S, 238) und bemerkt epl1ter: 

„Die tiefe, öjtws zu weitgenende Bescheidenheit seines Weatm lieJ bei 
ihm den Glauben niemala l'latz g1·eifen, dajJ jUBt seine Mitwirkung gr<>Je 



344 KARL KAUTSKY' 

Wendungen he1·beifilhren oder i•erhindern könne." (S. 342.) M. zitiert hier
für (S. 147) auch das Zeugnis des alten Chartistenführers HARNEY: 

,,Engela 8/li mit 72 Jahren ebenao beacheiden und ebenao geneigt gewtaen, 
aich aelbat in den Hfotergrund treten su lassen, wie damals, als e·r, swei
undswansigj1th1·ig, auf dem Northe1·n Star voraprach." Und nicht anders 
lautet das Urteil WILHELM L1EBKNECHTS: 

„ Von Engels' Kaltblütigkeit und Verachtung jeder Gefah1· (im badischen 
Aufstand 1849) war noch lan.(Je die Rede bei allen, die ihn damals im Feuer 
gesehen haben. Engela selbst fand es nicht de1· Mühe wert, davon su 
1·eden." (S. 3li8.) 

Diese Zurückhaltung war nicht etwa auf Kleinheitswahn zurückzuführen. 
ENGELS war sich seines Wertes wohl bewußt und er trug kein Bedenken, 
wenn der Zweck es gebot, einem Gegner gegenüber das Bewußtsein seiner 
eigenen. Überlegenheit zum Ausdruck zu bringen. Seine Bescheidenheit war 
nur ein Ergebnis Tölliger Gleichgültigkeit für das Ansehen seiner eigenen 
Person. 

Damit ist aber für denjenigen, der die Entwicklung dieser Persönlichkeit 
darAtellen will, die Erfüllung seiner Aufgabe sehr erschwert worden. ENGELS 
bat selten, auch. - zu Reinen Freunden, über sielt selbst geAprochen und von 
der Zeit an, wo seine Werke flir ihn reden, sind sie mit dene; seines großen 
Freundes in engste Gemein~chaft gebracht. , 

Obgleich mir das Glück zuteil wurde, zu E:-.GELS' vertrautesten Freunden 
im letzten Jahrzent seines Lebt>ns zu zählen, habe kh doch üher seine Jugend
zeit fa.E;t nichts erfahren. Im Jahre l · Si ersuchten mich die Brüuner Genossen, 
ihnen für ihren Arbeiterkalender eine ENGEL:sbio~raphie zu schreiben. Ich 
lebte damals in London und ersuchte ENGELS, mir einige Daten über seine 
erste ,Jugend zu geben. Ich verwendete alle~, was er mir mitteilte, in dem 
Artikel'. Wie wenig es war, kann jed„r in dem Sepamtabdruck nachlesen, 
den 181•5, nach ENGEL1:>' Tod, der Verlag des Berliner „Vorwärts" herau~gab. Nun 
mag man die Schuld an der Dürftigkeit des Materials mir beimessen. Ich 
war in bezug anf die per8önlichen Verhältnisse meiner Freunde stets ein 
schlechter Frager. Aber auch andere Genossen, die ENGELS nahe standen, 
haben nicht mehr von ihm erfahren. W-ie wenig selbst die MARXschen 
Kinder über den :j!-:N0ELsschen Anteil an den l'ublikationen ihres Vaters 
unterrichtet waren, bezeugt die Tatsaclie, daß ELEANOR l\lARX die Artikel
serie der New York Tribune über nReTolntion und Konterrevolution in 
Deutschland" als eine M:ARxsche Schrift herausgab. Erst der MARX•ESGELS• 
sehe Briefwechsel zeigte uns, daß EN"GELS der Verfasser sei. 

M. fand unter diesen Umständen fast gar keine Vorarbeiten vor. Um 
so anerkennenswerter, daß ·seine Arbeit so gelungen und auch für den ENGELS 
sehr Nahestehenden, mit seiner Person und seinen Werken .Vertrauten völlig 
einwandsfrei ist, ja, reichen Gewinn bietet, da sie uns da~ Bild des teuren 
Toten nicht nnr getreu und anschaulich reproduziert, sondern auch dem, was 
wir über ihn wußten, noch manches bisher Unbt>kannte oder völlig Verge~sene 
hiniufügt, ium Teil aut" Gr1Jnd deJ," ENGE.r,.sscl}.e1:1e Fai;qil.i.enl:torrespo1:1de1:1~, Q.i.e 
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dem Biographen von der Familie bereitwillig znglinglich gemacht wurde. 
Dieses Patriziergeschlecht scheint jetzt doch auf den aus seinem l:ichoße her
vorgegangenen Verfechter der plebejischen Sache stolz zu sein, so sehr es 
ihn in seinen jüngeren Jahren als verlorenen Sohn oder gar als dunklen 
Flecken auf dem Ehrenschild des Hauses betrauerte. 

M. ist es gelungen, ENGELS voJlkommen gerecht 2111 werden, obwohl er, 
wie schon einganµ,s erwähnt, seinen Standpunkt keineswegs vollkommen teilt. 
So groß seine Sympathie für die Persönlichkeit m1d für ihr Ziel, die Befrei
ung der arbeitenden Menschheit, ist, so kann er doch nicht verhehlen, daß er 
z. B. dem ENGELsschen Materialismus, seiner Stellung in nationalen Gegen
sätzen und auch seinen sozialistischen Erwartungen recht kritisch gegenüber• 

· steht. Doch geschieht das mit so großer Zurückhaltung, daß man sehr ge
nau zusehen muß, um es überhaupt zu bemerken. 

So zitiert M. z. B. einmal aus einer Streitschrift HEINZENS gegen den 
Kommunismus folgenden Satz: ,,Ist der Kommunismus eine Bewegung, eine 
Bewegun,g nach eintm Ziele ... , so steht bei seiner Verwii'klich·ung natür
lich die Bewegung still oder sie mu.ß dann in eine neue Beu·egung übergehen. 
Der Kommunis'nius ist also am Ende, sobald er verwirklicht ist." Dazu 
bemerkt M. : ,,Das waren in der Tat Einwände, welche an die chi l i a s t i s c h e 
Wurzel der M a r x •Eng e l s sehen Geschichtsa u11deulung g1·iff en, die a.uf 
den Punkt hinwiesen, wo selbst bei ihnen der Glauben anfing, weil das 
Wissen hier mit Notwendigkeit vei-sagen mußte." (8. 280.) 

Man hört öfter vom MARX-ENGELSsehen „Chiliasmus" reden, aber mir ist 
nie recht klar geworden, was man darunter versteht. MARX und ENGELS 

· erwarteten, das Proletariat werde an Zahl, an intellektueller und moralischer 
Kraft durch die ökonomische Entwicklung und den Klassenkampf so sehr er
starken, daß es schließlich fähig wird, die politische Macht zu erobern und 
den kapitalistischen Großbetrieb seinen Interessen gemäß zu gestalten. Man 
mag diese Ansicht für ricl1tig oder falsch halten, aber chiliastisch ist sie doch 
nicht. Unter Chiliasmus verstehe ich die Erwartung eines Gesellschaftszu• 
standes vollkommenster Glückseligkeit, der jede weitere geseJlschaftliche Ent• 
wicklung überflüssig oder gar unmöglich macht. Derart waren die Erwar
tungen der utopistischen Sozialisten, MARX und ENGELS haben sie nie geteilt, 
ihnen vielmehr mit dem Utopismus ein Ende gemacht. Soweit solche chili• 
astische Erwartungen heute noch bestehen, haben l!ie sich aus der utopischen 
Zeit trotz der „MARX-ENGELSsehen Geschichtsausdeutung", nicht durch sie 
erhalten. 

Der Sozialismus ist nach MARX und ENGELS notwendig, um das Prole• 
tariat zu befreien, um dem Elend ein Ende zu machen, das der Kapitalismus 
mit sich bringt; um die Errungenschaften des kapitalistischen Zeitalters aus 
dem Monopol einer kleinen Schar -von Glückspilzen in Gemeingut zu ver
wandeln. Wir Sozialisten erwarten da-von sicher einP, Vermehrung des mensch• 
lieben Glücks, aber gerade MARX und ENGELS haben uns, im Gegensatz 
zu den anderen Sozialisten, gelehrt, uns vor ungemessenen Erwartungen 
zu hüten. 

Art.lbiv f. Geschichte d. Sozialismus IX, hrsg. v. Grünberg. 23 
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Ihrer Geschichtsauffassung nach ist der · geschichtliche Prozeß ein dia
lektischer. Jeder Gesellschaftszustand erzeugt Gegensätze, Widersprüche 
und Kämpfe, die dahin drängen, das Bestehende durch etwas Höheres zu er
setzen. Der Sozialismus wird die Widersprüche überwinden, die der Kapi
talismus schafft, und dadurch Höheres schaffen, keineswegs aber einen Zu
stand, der das Ende aller gesellschaftlichen Entwicklung darstellt. Neue 
Widersprüche, neue Probleme, neue Kämpfe werden in der sozialistischen 
Gesellschaft entstehen. Gerade die MARX-ENGELSsche Geschichtsa)lffassung 
läßt das mit Bestimmtheit erwarten. Nur ist es· absolut unmöglich, voraus
zusehen, welcher Art diese Probleme und Kämpfe sein werden. Deshalb ist es 
zwecklos, von ihnen zu reden. Wir haben vollauf damit zu tun, die Probleme 
unserer Zeit zu erkennen und zu lösen. Aber wir wissen ganz genau, daß 
ebenso in der Gesellschaft wie in der Wissenschaft jede Lösung eines Pro
blems nur eine relative, keine absolute ist, jeder Fortschritt uns nicht an 
einen Punkt gemächlichen Ausruhens bringt, sondern uns nur vor neue Auf
gaben stellt, meist noch gewaltigere, als die eben gelösten. 

Wie könnte sich mit dieser Geschichtsauffassung eine chiliastische Er
wartung vertragen und wie könnte der marxistische Sozialismus durch den 
Einwand widerlegt werden, daß er, sobald er verwirklicht ist, in eine neue 
Bewegung übergehen muß, daß seine Verwirklichung sein späteres Ende in 
sich schließt? Das ist einmal mit allen Erscheinungen dieser schlechten Welt 
der Fall, die sozialistische Gesellschaftsordnung wird in dieser Beziehung 
keine Ausnahme machen, aber es ist schwer zu begreifen, wieso darin "der 
gefährdetste Punkt der MARX-ENGELSsehen Position" liegen soll, wie M. 
behauptet. 

Indessen, trotz aller, übrigens sehr seltenen kritischen Vorbehalte, die 
uns als Mißverständnisse erscheinen, hat M. ENGELS klar und scharf mit 
voller Treue gezeichnet. Wer den alten ENGELS persönlich zu kennen das 
Glück hatte, findet mit Vergnügen in dem jungen ENGELS bereits alle die 
Charakterzüge des an Jahren Vorgeschrittenen. Wenige Menschen dürften 
sich in ihrem Wesen so wenig geändert haben, wie er. 

Das gilt von seiner Bescheidenheit und Selbstlosigkeit, auf die wir schon 
hinwiesen, und nicht minder von seiner „Frohnatur und seiner Lust zu fabu
lieren". Doch so sehr er sich darin mit GOETHE berührte, so unterschied er 
sich recht erheblich von dem Herrn Geheimrat darin, daß er von Jugend auf 
bis ins Greisenalter eine Kampfnatur war, stets bereit, die Wa.lirheit nicht 
nur zu suchen, sondern auch für sie zu fechten; nicht minder stets bereit, 
den Bedürftigen und Bedrückten zu helfen; nicht nur durch Mitteilung aus 
dem Überflus8e - das Laster des Geizes hat der greise ENGELS ebenso
wenig gekantit, wie der Jüngling - sondern auch durch Einsetzung der 
eigenen Person im Kampfe gegen Ausbeutung und Knechtung. 

Nicht. minder war er stets ein Kämpfer gegen jede Gemeinheit. Das 
Sittliche aber galt ihm als das Selbstverständliche, darüber große Worte zu 
machen, war ihm direkt widerlich. Nichts war ihm verhaßter, als das Zur
schautragen . edler Gesinnung. Er sprach von der Ethik nnr dort, wo er sie 
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untersuchte als Produkt gesellschaftlicher Verhältnisse, nicht dort, wo 
er sie übte. 

Weit schwieriger, wie den einfachen, offenen Menschen, ist es, den 
Denker ENGELS darzustellen, der eine völlig neue Methode des Denkens 
und Forschens schuf, die umwälzend wirkt, sich immer mehr Bahn bricht, 
aber selbst heute noch nur von wenigen ausreichend begriffen wird. Es war 
nicht Aufgabe des Biographen, eine Entwicklung dieser Theorie zu geben. 
Das würde ein Buch für sich erheischen. Es ist leider noch nicht geschrieben. 
Seit Jahren, das darf ich hier nebenbei bemerken, trage ich mich mit dem 
Plane, die materialistische Geschichtsauffassung systematisch zu entwickeln. 
Aber die dazu nötige Zeit politischer Ruhe will nicht kommen. 

Die Biographie hatte bloß den Weg zu zeigen, auf dem ENGELS zu seinen 
philosophischen, historischen, ökonomischen Auffassungen kam, die Umgebung 
zu schildern, in der er aufwuchs, die Literatur aufzuweisen, die auf ihn 
wirkte. Das alles finden wir in M.s Buche vollständig korrekt und mit vielen, 
bisher ganz unbekannten Einzelheiten zur Darstellung gebracht. Der Verf. 
entwickelt hier dieselbe Gewissenhaftigkeit und denselben Spürsinn, die be
reits sein Buch über SCHWEITZER auszeichneten. 

Natürlich kann, wie über MARX', so auch über ENGELS' wissenschaftliche 
Leistungen niemand schreiben, ohne auch von denen des Freundes zu handeln. 
Waren doch beide-aufs engste miteinander verwoben. Bei dieser Untersuchung 
liegt stets die Frage nahe, wer von den beiden der größere gewesen und wo
durch die beiden sich voneinander unterschieden. 

Auch M. erörtert sie öfters. Schon E:-.GELS selbst hat sie dahin beant
wortet, daß er MARX' Überlegenheit anerkannte, von sich selbst in gewohnter 
Bescheidenheit sagte, er habe sein Leben lang nur zweite Violine gespielt. 

Auch den Freunden unserer Meister hat stets MARX mehr imponiert als 
ENGELS. So unterwarfen sie sich 1848 in der Redaktion der „Neuen Rheinischen 
Zeitung" willig der MARXschen Autorität. Als aber einmal MARX verreiste 
und ENGELS ihn als Leiter des Blattes vertrat, gelang· es ihm keineswegs, 
die gleiche autoritative Stellung zu erlangen. 

Daß M. ebenfalls MARX höher stellt, nimmt also nicht wunder. Es 
scheint mir nur, daß bei ihm ebenso wie bei den meisten Beurteilern des 
Verhältnisses der beiden Freunde E:-.GELS doch etwas zu kurz kommt. 

Im allgemeinen zeichnet M. ihr Verhältnis aufs trefflichste mit einer 
Fülle der feinsten Beobachtungen. So sagt er z. B. : ,,So verschieden wie 
der Stil, so verschieden wa·ren die Männer! Der Gegensatz zeigt sich gleich 
in ihrem Familiengefühl: bei Engels äußert es sich naturhaft und reflexions
los, u•ährend wir es bei dem jungen Ma1·x noch von der historisch so be
greiflichen Überzärtlichkeit jener Genei·ation deutscher Juden angehaucht 
finden. Überhaupt war Engels in jeder Hinsicht der Unnervösere, der 
seelisch. Gleichmäßigere, der kö1-perlich und geistig Elastischere, der Un
kompliziertere, Harmonischere, sonniger Veranlagte von beiden. Wie oft 
hat er den hernmungsreichen Freund gescholten, daß er sich von seiner 
Stimmung ,maßregeln' ließe, daß er nie zum Abschluß kltme, daß er sich 

23* 
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selbst n·ie Genüge Utte" (S. 185). ,,Eigentliche Reflexion lag Engels wenig 
trot, seiner pietistischen Erziehung. Mit seinem frischen Draufgängertum, 
seinem beweglichen, nicht selten zu voreiligen Schlüssen geneigten Geist, seine,· 
auf Anschauung eingestellten Art des Erlebens fühlte e1· sich wohler bei 
einer an Geschehenea odor Erlebtes anknüpf enden Art der Pt·oduktion und 
bei einer halb improvisierten und deshalb stürmisch auf da8 Resultat hin
drl:tngenden Unte1·suchungsweise, als bei Studien, die langen Atem, sti-enge 
Abstrnktion u•1d systematische Durchdringung weitsch-ichtiger wissenschaft
licher Gedanken1·eihen erheischten. Dies gerade, worauf er i1erzichtete, weil 
ihm am Anregen mehr lag als am Au~führen, war Marxens Stttrke." (8. 187.) 

Allerdings scheute ENGELS nicht vor dem Gebiet des abstrakten Denkens 
zurück. ,,Doch lieber beschränkte er sich auf die Übung seine1· praktischen 
Fähigkeiten,. die ihm von den Vorfahren her im Blute lagen. Und mit 
gutem Gewissen glaubte er sich auf dieses Feld seiner eigentlichen Begabung 
besch1·l:tnken zu dürfen, seitdem ihm das Schicksal in dem bücherverschlingen
den, körperliche,· Bewegung abholden Marx den Gefllhrten geschenkt hatte, 
der in vollendetem Maße jene Gaben besa.ß, die bei ihm selbst nicht hin
reichend ausgebildet wa1·en, so gebieterisch sein We1·k, sein Plan, seine Auf
gabe sie erforderten." 

Das alles ist sehr richtig, wenn es nicht mehr sagen soll, als daß die 
wissenschaftl chen Neigungen der beiden verschieden waren und der Grad 
ihrer Befähigung zu „strenger Abstraktion und systematischer Durchdringung 
weitsch;chtiger wi~senschaftlicher Gedankenreihen" bei MARX höher entwickelt 
war, als bei ENGELS. Doch M. geht weiter. Er will ENGELS diese Be
fähigung überhaupt absprechen, obwohl dieser sie tatsächlich in außeror
dentlichem Grade besaß und nur ärmer daran erscheint, wenn man ihn 
mit MARX vergleicht. M. meint: ,,So sehr es Engels B~dürfnis wa1·, 
die politische, soziale, kulturelle Vielgestaltigkeit des geschichtlichen Lebens 
unte,· einem großen, bewegenden Gesichtspunkte im Zusammenhange eu 
empfinden, so wenig besa.ß er doch von Hause aus die lltthigkeit zur 

·systematischen Durchführung und die Neigung zur .Ausgestaltung solcher 
Gedanken. Da.ß er bei M a 1· x diese ungeheure Begabung zu1· Synthese vor• 
fand, die ihm abging, hat ihn diesem t1·ibutpfticht-ig gemacht; er selbst 
konnte Bausteine liefern, wohl auch beim Zeichnen des Grundrisses helfen, 
niemals aber htttte er das Gebäude aufrichten können, in dem zu wohnen 
ihm, dem geistige Obdachlosigkeit immer verhaßt blieb, stl:trkstes Bedü1fnis 
war." (S. 186.) Und gleich darauf will M. bei ENGELS einen „gewissen 
Diletantismus" konstatieren, den er auf manchen Gebieten, zumal in 
der Philosophie, niemals ganz überwunden habe. M. fährt fort: ,,Die Schöpfer
kraft eines M a 1· x besa.ß Engels nicht und niemals hlttte er wie jener 
selbstltndig die von einer vomufgegan,qenen Generntion herüberkommenden 
Erkenntnismassen aufzulösen und neu zu binden vermocht." (8. 188.) Auf 
S. 184 endlich heißt es, ENGELS sei ohne gründlichere philosophische Durch
bildung und dialektische Originalität gewesen. 

So gering vermag ich ENGELS nicht einzuschätzen. Die Hochachtung 
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für ihn, die das ganze M.sche Buch durchzieht, spricht selbst eine andere 
Sprache. 

Man betrachte nur die ENGELSsche Jugendschrift, die er noch kaum be
einflußt von MARX schrieb, seine „Lage der arbeitenden Klasse in England". 

Sie enthält bereits alle Keime der materia!isdschen Geschichtsauffassung 
und des wissenschaftlici\en Sozialismus. Sie erklärt die Psyche des Prole
tariats aus seinen Lt'-bensbedingungen; sie leitet die historischen Aufgaben 
des Proletariats aus der ökonomischen Entwicklung ab und proklamiert be
reits die Vereinigung von Arbeiterbewegung und Sozialismus. Wenn ein 
Jüngling von 24 Jahren in dieser kühnen und fruchtbaren Art über die bis
herige Erkenntnis hinausschreitet, sollte man doch diesem Genie nicht Origi
nalität und Schöpferkraft und die Fähigkeit absprechen, ,,selbständig die von 
einer voraufgegangenen Generation herüberkommenden Erkenntnismassen 
aufzulösen und neu zu binden". Man kann nur sagen, daß ENGELS dies Auf
lösen und Binden in anderer Weise vornahm wie MARX. Er hätte sicher nie 
das „Kapital" geschaffen, nie den kapitalistischen Produktionsprozeß in dieser 
allumfa~senden, nach allen Konsequenzen aufs tiefste durchdachten und durch
forschten Weise als ein geschlossenes System darzustellen gewußt. Aber er 
hätte die ihm und MARX eigentümliche neue Denkweise des dialektischen 
Materialismus vertieft und vervollkommnet durch ihre umfassendste Anwendung 
auf die verschiedensten konkreten Probleme und so auf anderem Wege un
sere Einsicht in den ökonomischen Mechanismus der kapitalistischen Produk
tionsweise und die Gesetze der historischen Entwicklung erweitert, auf manchen 
Gebieten vielleicht in höherem Grade, als MARX es tat. 

Daß ENGELS in hohem Grade die Fähigkeit besaß, die „von einer vorauf
gegangenen Generation herüberkommenden Erkenntnismassen aufzulösen und 
neu zu binden", bezeugt an verschiedenen Stellen seines Buches .M. selbst. 

So sagte er (S. 308): ,,Bei der großen Zurückhaltung, mit der Engels 
stets von seinem Anteil an der Herausarbeitung ihrer Lehre und damit auch 
an de1· Entstehung des Kommunistischen Manifestes gesprochen hat, tun 
wir gut, das Ergebnis unserer Darstellung in der Erinnerung zu behalten, 
daj] er noch früher als Marx den modernen Kapitalismus begrijf en, die 
Stellung des Proletariat.~ ihm gegenüber umschrieb~n, die Synthese zwischen 
deutscher Philosophie und englischer Nationalökonomie ve1·sucht, cum Kom
munismus sich bekannt und den internationalen . .ZusammenschlujJ der Kom
munisten gefordert und gefördert hat." 

Angesichts solcher Äußerungen scheint es mir, daß in der Einschätzung 
der ENGELSsehen Begabung die Differenz zwischen M. und mir nicht so groß 
ist, als sie nach den früher zitierten erscheinen mag. Da aber die hier kriti
sierten Äußerungen des M.schen Buchs leicht der bereits vorher in manchen Kreisen 
eingerissenen Unterschätzung ENGELS' neue Nahrung zuführen könnten, halte 
ich es für notwendig, hier meine Bedenken gegen sie zum Ausdruck zu bringen. 

Daß ENGELS auf dem ihm kongenialen Wege nicht so Umwälzendes zu 
leisten vermochte, wie MARX auf dem seinen, liegt weniger an dem Unter
schied ihrer Begabungen, als ihrer Lebenslagen. MARX war stets und aus-
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schließlich nichts als Intellektueller, im höchsten Sinne des Wortes nichts 
anderes, als Denker und Forscher. ENGELS dagegen war zeitweise auch als Kauf
mann tätig, und bei seiner Gewissenhaftigkeit sicher in recht intensiver Weise. 
Und gerade in den zwei Jahrzehnten von 1850 bis 1870, in denen sich der 
MARxsche Genius am großartigsten zu betätigen vermochte, indem er das 
,,Kapital" schuf, war ENGELS an das Fabrikkontor zu Manchester gefesselt; 
gefesselt nicht zum wenigsten durch seine Freundschaft für MARX. Denn 
um seinen großen Freund nicht untergehen zu lassen und ihm die Muße für 
sein Werk zu schaffen,· arbeitete ENGELS als Kaufmann nicht nur für sich, 
sondern für ihn. M. selbst erzählt: ,, Wenn Engels trotz der Leichtigkeit, 
mit der er schuf und schrieb, auf eine ungebundene geistige Betätigung jetzt 
(d. i. von 1850 an) freiwillig Verzicht leistete, 'Nebel und Rauch in Masse' 
in Manchester von neuem in Kauf nahm und in das Kontor, das er nicht 
liebte, zurückkehrte, so tat er es weit mehr in Gedanken an M a1·x als an 
sich selbst." (S. 397.) 

Die Zeit von 18ö0 bis 1870 hätte wie für MARX (und für LASSALLE, 
der 1858 sein Buch über Heraklit und 1861 sein .System der erworbenen 
Rechte" herausgab) auch für ENGELS' Schaffen die fruchtbarste werden können. 
Die Stille der Reaktionszeit hielt über ein ,Jahrzehnt lang jede ernstliche 
Störung durch aktuelle Politik von ihnen fern. Und diese für wissenschaft
liche Sammlung so günstige Periode setzte gerade ein, als beide zu voll
ständiger Klarheit über ihre Methode und ihren Standpunkt gekommen waren. 
Unter diesen Umständen hätte auch ENGELS, ebenso wie MARX, Tiefes und 
Großes geschaffen, wenn auch, wie schon gesagt, anf anderem Wege. Aber 
sein Unstern wollte es, daß gerade in diese Zeit seine intensivste Betätigung 
als Kaufmann fiel. 

Um ENGELS' Inferiorität MARX gegenüber zu bezeugen, weist M. unter 
anderem darauf hin, daß ENGELS gewöhnlich nur unter dem Zwang der 
Polemik zu seinen theoretischen Darlegungen kam: "Der Zwang zu pole
mischer Auseinandersetzung mu.ßte sich erst von au.ßen oder auch von innen 
her seiner bemächtigt haben, um ihn zu vollbewu.ßter verstandesmä.ßige1· K1·itik 
aufzurütteln." (S. 186.) Aber wenn ENGELS mehr die Polemik pflegte und 
weniger die systematische Zusammenfassung und Darstellung als MARX, so 
liegt das nicht zum wenigsten an der Arbeitsteilung, die beide vorgenommen 
hatten, wonach der eine mehr die Vertretung der Theorie nach außen, der 
andere ihre Weiterentwicklung übernahm. Es liegt aber auch an dem schon 
erwähnten Unterschied ihrer Lebenslagen. Solange die Reaktion nicht 
herrschte, die Zeit mehr deu Kampf als stilles Forschen begünstigte, da ge
schah bei MARX genau so wie bei ENGELS die Darstellung ihrer Ideen fast 
nur in polemischer Form. Als dann von 1870 an ENGELS wieder die volle 
Muße zu seinem Schaffen gewann, gebot die Zeit wieder Anteilnahme an 
praktischen und theoretischen Kämpfen. Wenn damals ENGELS allein die 
Polemik führte und MARX gar nicht, so rührte das vornehmlich daher, daß 
dieser körperlich schon gebrochen war, so daß er sich literarisch überhaupt 
nicht mehr betätigte, auch zur Fertigstellung des „Kapital" nicht mehr kam. 
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Die Zeit aber, in der sich MARX seiner großen systematischen Arbeit widmen 
durfte, war eben jene, in der ENGELS durch seinen kaufmännischen Beruf am 
meisten an systematischer Arbeit verhindert war. 

Wenn ENGELS MARX gegenüber kleiner erscheint, als dem wirklichen 
Unterschied ihrer Fähigkeiten entspricht, liegt das vor allem an seiner bei
spiellosen Bescheidenheit und Freundschaft, aber auch an seiner ungeheuren 
Hingebung für ihre große Sache, der gegenüber ihm seine eigene Persönlichkeit 
ganz gleichgültig wurde. Weil er selbst groß war, vermochte er früher als alle 
andern MARX' Größe völlig zu begreifen, wurde es ihm zur heiligen Pflicht, 
MARX für die Sache der Wissenschaft und des Proletariats arbeitsfähig zu 
erhalten, um jeden Preis, selbst um den der Einschränkung des eigenen 
wissenschaftlichen Wirkens durch kaufmännische Erwerbsarbeit. Kaum je
mals hat ein Denker der Wissenschaft ein so ungeheures Opfer gebracht. 

Diese Seite ENGELSSfher Größe hat M. sehr gut erfaßt und mit Recht 
verneint er deshalb auch die Frage, ob ENGELS sich durch die MARxsche 
Überlegenheit nicht bedrückt fühlte, ob nicht „auf dem Grunde seiner Seele 
diese schmerzhafte Stelle brannte, daß dort unten eine tragische Note mit
klang". (S. 188.) 

Jedes Gefühl des Neides oder der Eifersucht war ENGELS fremd. Durch 
die Größe des Freundes fühlt er Rieb nicht bedrückt, sondern erhoben. Was 
konnte es für ihn Freudigeres geben, als von diesem Genie, das er so hoch 
verehrte, als ebenbürtiger Mitarbeiter anerkannt zu werden! MARX hatte 
vor ENGELS' Begabung und Wissen den größten Respekt und es wäre ihm 
nicht eingefallen, bei seinem Freunde einen „gewissen Dilletautismus, zumal 
in der Philosophie" zu entdecken. 

MARX und ENGELS wuchsen beide miteinander, einer durch den andern. 
Keiner von ihnen hätte das, was er leistete, erreicht, ohne den Freund. Wie 
hätte sich in diese freudige und stolze Arbeitsgemeinschaft ein tragischer Ton 
einschleichen können 1 

Vortrefflich ist es, wie M. das Verhältnis der MARXschen und ENCELS· 
sehen Begabung für praktische politische Arbeit kennzeichnet. Er tut dies . 
bei der Darstellung der revolutionären Ereignisse von 1848, die überhaupt 
zu den gelungensten Partien des Werkes gehört und uns gerade in der 
jetzigen Situation durch ihre aktuellen Parallelen fesselt. 

Der betreffende Passus sei vollständig wiedergegeben. M. berichtet über 
die Tätigkeit der beiden Freunde in der Redaktion der „Neuen Rheinischen 
Zeitung" und fährt dann fort: 

„Bei diesPm eng verbundenen Wirken fü1· eine gemeinsame Aufgabe, die 
an jeden Tag Forderungen stellte, die keinen Aufschub ditldeten, zeigte sich 
ihnen immer von neuem, in wie seltenem Maße 'thre Naturen sich ergänzten. 
Selbst von mancherlei Hemmungen und Schwankungen der Stimmung ge
plagt, bewundert Marx, wie Engels ,arbeitsfllhig zu jeder Stunde des 
Tages und dei· Nacht, voll oder nüchtei·n, im Schreiben quick und unver
gleichlich rasch in der Auffassung, seine Artikel aufs Papier schleuderte, 
wie leicht und sicher ei· die englischen und f1·anzösischen, die belgischen und 
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dllnischen, die italienischen, i;panischen und österreichischen Blätter über
wachte und mit wie unheimlicher Schnelligkeit e,· das herangeholte Mate1·ial 
ihren gemeinsamen großen Ge1Jichtspunkten dienstba1· zu machen wußte, Weil 
aber ihm selbst diese den Tagessclwiftstellern so nötige Begabung abging, 
mußte M c r x, wenn e1·, was öfte1·s vorkam, einen ganzen Tag über einem 
A1-tikel gehockt und sich beim Ziselieren der Sätze nicht hatte genug tun 
können, sich von dem J.i'nunde den Vorwurf, der ihn nicht verletzen konnte, 
gefallen lassen, daß e1· zum Journalisten nicht geboren sei." 

,,Dafür erwies er sich freilich als de1· übe1·legene politische Stratege. 
Wo Engels sich leichter hinreißen ließ, eine Situation so zu bewerten, wie 
es seinen eigenen Wünschen am be.~ten entsp1·ach, da bewahrte Mrwx die 
gl'ößere Kahle und Sicherheit seines Ul'teils vo1· abereilten Schlüssen. Den 
'Überblick, mit dem er im gegebenen Moment, wo rasch gehandelt werden 
mußte, stets da., Richtige traf und sofort auf den entscheidenden Punkt los
ging', vermißte Engels bei sich selbst. In ruhigen Zeiten, gestand er 
später, sei es wohl v01·gekommen, daß die Ereignisse einmal auch ihm Marx 
gegenüber recht gegeben hätten, abw in ,·evolutionären Momenten wa1· sein 
Urteil fast unanfechtbar'. In der Hitze des titglichen Kampfes bewährte 
sich ih1· Bü,ndnis ebenso wie vol'her bei dem Aufbau ihrer neuen Geschichts
auffassung, deren Tragkraft es nun zum erstenmal an einer großen welt
geschichtlichen Situation zu et-proben galt." ( S. 322.) 

Sie bat die Probe glänzend bestanden und den Freunden. eine große 
Überlegenheit über die Illusionäre der Revolution von 1848 verschafft. Frei
lich nicht immer. 

Die materialistische Geschichtsauffassung lehrt uns aufs beste die Auf
gaben der Gegenwart sowie die Richtung der Wege erkennen, die von ihr 
in die Zukunft führen. Doch gibt es leider noch keine wissenschaftliche 
Methode, die uns die L ä n g e des Weges ermessen ließe, der vor uns liegt. 
Auch die größte wissenschaftliche Einsicht in die Gesetze der Gesellschaft 
und in ihre augenblickliche Struktur schließt Irrtümer über das Tempo der 
Entwicklung nicht aus. Da versagt die wissenschaftliche Basis, die der 
Politik durch die materialistische Geschichtsauffassung gegeben wurde, da 
kann noch der Wunsch der Vater des Gedankens sein. In dieser Beziehung 
haben auch MARX und ENGELS noch sehr häufig geirrt. 

Das Jahr 1848 war dazu besonders geeignet. Wohl erkannten MARX 

und ENGELS genau die Rückständigkeit des Proletariats. Nicht ibm, sondern 
der Bourgeoisie gehörte die nächste Zukunft. Nicht dem Kommuuismus galt 
ihr ganzes Wirken während der Revolution, sondern der Eroberung und 
Sicherung der Demokratie. Jedoch erwarteten sie, die Revolution werde 
lii.nger dauern, und in ihrem Verlauf werde sich das Proletariat rasch 
zum entscheidenden politischen Faktor entwickeln; es werde schließlich die 
Staatsgewalt erobern und sie seiner ökonomischen Befreiung dienstbar 
machen. 

Was sie erwarteten, war im wesentlichen nichts anderes, als eine Wieder
holung des Ganges der großen französischen Revolution, aber mit~)inem 
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weiter entwickelten Proletariat, das dafür sorgen sollte, daß die Herrschaft 
der proletarischen Minderheit nicht wieder, wie 1794, mit einem Zusammen
bruch endete. 

Jedoch .gerade der Fortgang der Entwicklung seit der französischen Re
volution hatte Verhältnisse geschaifän, die eine Wiederholung der Vorgänge 
von 1789 bis 1794 ausschlossen. Schon von Anfang an fühlte sich diesmal 
die Bourgeoisie vom Proletariat bedroht; sie ließ ihm k11ine Zeit, sich zu 
sammeln und an Kraft und Einsicht zu gewinnen. Sofort provozierte sie • die 
Entscheidungsschlacht. Waren in der ersten großen Revolution Frankreichs 
von ·der Erstürmung der Bastille bis zum 9. Thermidor 5 Jahre verflo~sen 
(14. VII. 1789-27. VII. 179-1), so dauerte im Jahre 1848 der Zwischenraum 
zwischen dem Ausbruch der Revolution und der entscheidenden Niederlage 
des Proletariats nicht einmal ebenso viele Monate (24. 11.-23. VI.). 

Diese rasche Katastrophe hatten MARX und ENGELS nicht vorausgesehen. 
Ihre ganze Prognose verlor dadurch ihren realen Boden. Von der Junischlacht 
an begann der unaufhaltsame Niedergang der Revolution. 

Doch ENGELS war zu sehr Kämpfer, als daß er diese furchtbare Tatsache 
sofort hätte anerkennen können, die seine heißesten Erwartungen und Wünsche 
zerschmetterte. Um der Revolution nicht untreu zu werden, wurde er seiner 
eigenen Geschichtsauffassung untreu und verfiel den ausschweifendsten Illusionen. 
Jede Niederlage, die die Massen entmutigte, betrachtete er als Peitschen
schlag, der sie aufrütteln, ihre Kraft verdoppeln, sie mit erneuter Wut in den 
Kampf treiben mußte. Er begeisterte ijich nun für den Terrorismus, sprach 
jenen slawischen Nationalitäten, die auf Seite der Konterrevolution standen, 
jedes Recht auf Selbstbestimmung, auf Existenz überhaupt ab. 

Merkwürdigerweise sind gerade die ENGELSsehen Äußerungen aus dieser 
Zeit - nnd MARX dachte damals ebenso - in den letzten Jahren von 
manchen Leuten, die als Marxisten gelten wollen, angerufen worden. Einer
seits von CuNOW und seinen Leuten, um die iisterreichisch•deutsche Kriegs
politik gegenüber Serbien zu beschönigen, und anderseits von Kommunisten 
des neuesten Schlags, um die revolutionäre Kraft jeder eigenen Niederlage 
darzutun .und den Terrorismus zu rechtfertigen. 

Die Leidenschaft des Kampfes hatte MARX und ENGELS getrieben, sich 
der Erkenntnis der Wirklichkeit zu verschließen, sobald diese anfing, trost
los zu werden. Diese Erkenntnis kam ihnen jedoch sofort 'wieder, als der 
Kampf eingestellt werden mußte. Als Flüchtlinge in England von Herbst 1849 
an, vermeinten sie anfangs noch, die Ereignisse der letzten Zeit hätten nur 
den Anfang der Revolution bedeutet, die bald wieder von neuem ausbrechen 
müsse. Doch einige Monate des Aufenthalts in England und des Studiums 
der ökonomischen Situation genügten, sie zur Erkenntnis zu bringen, daß die 
Revolution zunächst zu Ende und ein neuer Au.sbruch nicht so rasch zu er
warten sei. Als sie das aussprachen, isolierten sie sich damit unter den Re
volutionären; denen die ökonomischen Bedingungen des politischen Kampfes 
hiichst gleichgültig waren und der bloße Wille als das einzige Triebrad der 
Geschichte erschien. Aber schließlich haben MARX und ENGELS recht be• 
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halten, und. das, nicht der Augenblickserfolg, entscheidet in der Geschichte, 
wie in der Wissenschaft. 

Mit der gleichen Leiden&chaft, wie gegen die Konterrevolution wendete 
sich ENGELS nun gegen diejenigen Emigranten, die für nichts anderes Sinn 
hatten, als für die Revolution, die die Revolution unter allen Umständen be
trieben, mochten diese revolutionär sein oder nicht, die Revolutionäre von 
Beruf waren und jeden andern verschmähten: 

,,Gegen die Verschwörer von Profession, gegen die ,dissoluten Gewohn
heiten' eine1· im .Ausland hetumbummelnden Emigration, eines Instituts, 
,worin jeder notwendig ein Narr, ein Esel, ein gemeine1· Schurke wird, der 
sich nicht ganz von ihr zurückzieht', gegen die Romantiker der Revolution, 
die, ohne tieferen Einblick in das Zusammenspielen der die Geschichte be
stimmenden Faktoren, den Umsturz, den sie herbeisehnten, durch spontane 
Ve1·schwö1·ungen bewerkstelligen zu können glaubten, empfand Engels eine 
unilberwindliche Abneigung." (8. 395.) 

Um sich und MARX das Schicksal zu ersparen, in dieser Schichte unter
zugehen, entschloß sich ENGELS, als er das Ende der Revolution erkannt 
hatte, in die Spinnerei seines Vaters in Manchester einzutreten, Ende 1850. 
Damit endet die erste Periode in ENGELS' Leben. Bis hierher reicht der vor
liegende Band der M.schen Biographie. 

In der Tat bildet das Jahr 1850 nicht bloß in den äußerlichen Lebens
bedingungen, sondern auch in den inneren für ENGELS die ausgesprochene 
Grenze zweier großer, streng geschiedener Abschnitte. 

Mit Recht bezeichnet M. den Abschnitt bis 1850 als die ENGELSsehen 
Wanderjahre. Von da an beginnen die Meisterjahre. Doch noch in einem 
anderen Sinne sind die beiden Abschnitte getrennt .. In dem ersten erwarteten 
MARX und ENGELS die bürgerliche Revolution als Mittel, die Demokratie zu 
verwirklichen, gleichzeitig aber auch das Proletariat aufs rascheste zu ent
wickeln und zur Herrschaft im Staate zu befähigen. In dem zweiten Ab
schnitt erscheint ihnen die Revolution in der Regel nicht so nahe, daß sie 
ihr ganzes Dichten und Trachten auf sie konzentrieren. Die physische und 
intellektuelle Wiedergeburt des Proletariats wird jetzt für sie eine Aufgabe, 
der das sozialistische Wirken sich auch unter nicht revolutionären Bedingungen 
anzupassen hat. Die MARXsche Internationale, die 1864 ersteht, sie dient 
zunächst nicht der Revolution, sondern der Erhebung des Proletariats und 
der Verbesserung seiner Kampfesbedingungen durch Schaffung von Massen
organisationen, durch Massenpropaganda, durch Wahlrechtskämpfe und Er
ringung sozialer Reformen. Die bürgerlich• d e m ok rat i s c h e Revolution 
als Vorbedingung der proletarischen tl'itt immer weiter zurür.k, je mehr das 
Proletariat sich kräftigt. Immer mehr wird das Ziel der Entwicklung die 
Eroberung der politischen llfacht durch das Proletariat ohne das Zwischen
stadium einer bürgerlichen Revolution und in diesem Sinne die direkte 
proletarische Revolution, die aber ganz andere Formen annehmen 
muß, als die früheren bürgerlichen Revolutionen. 

ENGELS in diesem Stadium zu verfolgen, wird die Aufgabe der weiteren 
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Bände des M.schen Werkes sein. Nach dem so wohl gelungenen ersten 
dürfen wir ihnen mit hohen Erwartungen entgegensehen 1). 

1) Der Ergänzungsband ist erst mehrere Monate nach dem Abschluß der 
vorstehenden Abhandlung erschienen. Er konnte in die Besprechung nicht 
mehr einbezogen werden, da der Verf. inzwischen nach Georgien abgereist 
war. So sei denn - in seiner Abwesenheit und auf sein Ersuchen - vor
läufig nur hervorgehoben, daß ·sich der, mit einem bisher unbekannten Jugeild• 
bildnis ENGELS' gescbmlickte Ergänzungsbaud dem Hauptbande würdig an
reiht. Er vereinigt Briefe, Aufsätze, Korrespondenzen und Dichtungen ENGELS' 
aus dessen 18. bis 24. Lebensjahre, ,,Zeugnisse einer von starkem innerem 
Erleben und unermüdlichem Vorwärtsstürmen angefüllten Jugend", die bisher 
vollständig im Dunkel geblieben war, und vermittelt uns ein nun in allen 
Einzelheiten anschauliches Bild von ENGELS' geistigem Werdegang aus der 
Zeit vor dem Beginne seiner Verbindung mit MARX, für das man M. nicht 
dankbar genug sein kann. C. GRÜNBERG. 



Russische ~ozialisten über den Krieg. 
Von 

t G. Tschudnowsky (Petrograd). 

II. 1) 

A. Bücher und Broschüren. 

1. A. K., Komu nuzna wojna? (Wer bedarf des Krieges ?) Hg. von 
Z. K. d. S. D. A. P. R. 1916. 16 S, (15 cent.) - 2. J. DYMKA, Sticbijnostj 
i Ssosnatelnostj (Das elementare Moment und das Bewußtsein). Zürich 1916. 
16 S. (25 cent.) - 3. ENsrs, Wojna i germansk3:ja Sozial-Demokratija (Der 
Krieg und die deutsche Sozial-Demokratie). Moskau. Schriftstellerverlag. 1916. 
111 S. (75 Kop.) - 4. W. MAJSKIJ, Germanija i Wojna (Deutschland und 
der Krieg). Ebenda. 1916. 200 S. (1 R. 50 K.) - 5. P. MASSLOFF, Wojna 
i Demokratija (Der Krieg und die Demokratie). Ebenda. 1916. 54 S. 

1) Die vorliegende Fortsetzung der im "Archiv" VII, 60/94 erschienenen 
kritischen Besprechung ist mir von dem damals in Kopenhagen lebenden 
Verf., kurz vor seiner Abreise nach den Vereinigten Staaten, im Herbst 1916 
übersendet worden. Einige Monate darauf erhielt ich durch Vermittlung 
M. S. URITZKYS, ebenfalls aus Kopenhagen, einige Nachträge, die dann von 
mir in den ursprünglichen Text hineinverarbeitet worden sind. URITZKY 
sollte auch nach der getroffenen Verabredung die Korrekturen lesen. Nach 
dem Ausbruch der russischen Revolution im Februar 1917 kehrten jedoch 
dieser sowohl wie TscHUDNOWSKY in ihre Heimat zurück und damit hörte 
jede Möglichkeit einer Verbindung mit ihnen auf. Die Hoffnung, daß eine 
solche sich doch noch ergeben könnte, ließ mich die Veröffentlichung der 
"4rbeit immer wieder hinausschieben. Inzwischen habe ich erfahren, daß 
TsCHUDNOWSKY im Herbst 1917 (?) in der Ukraine gefallen ist, URITZKY 
aber ist am 30. VIII. 1918 in Petrograd von einem Mitglied der sozialistisch
revolutionären Partei ermordet worden. Die - unter dem 24. VIII. 1916 
abgeschlossene - Besprechung wird also Torso bleiben und, wie die Ver
hllltuisse liegen, in absehbarer Zeit auch von anderer Seite her keine Er
gänzung erfahren können. So erwünscht eine solche wäre, so tut dies doch 
dem Wert des vorliegenden Stücks keinen Eintrag. TscHUDNOWSKYS Dar
legungen bringen nichtnur den Werdeprozeß der großen W eltwende im Osten dem 
Verständnis näher: dem durch die seitherigen Ereignisse geschärften Blicke 
zeigen sich auch schon während desselben in deutlichen Umrissen die Keime 
zur späteren Entwicklung bis zur Ergreifung der Macht dftrch den Bolsche-
wismus am 2ö. X. 1917. CARL GRONBERG, 
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(40 Kop.). - 6. G. W. PLECHANOFF, Dnjewnik Sozialdemokrata (Das Tage
buch eines Sozialdemokraten). (Nichtperiodisch) Petrograd, Verlag POPEFF. 
1916. Nr. 1. 26 S. (40 Kop.) - 7. J. A. W. POTRESsm'F, Wojna i Woprossy 
mezdunarodnawo demokratitscheskawo sosnan~ja (Der Krieg und die Probleme 
des internationalen demokratischen Bewußtseins). I. Heft. Ebenda 1\)16. 
77 S. (75 Kop.) - 8. Ssamosaschtita (Die Selbstverteidigung). Marxistis('hes 
Sammelbuch. 1. Heft. · Petrograd. 1916. 141 S. (1 H. )!5 K.) - 9. NIK, 
SUCHANOFF. K Krisissu Sozialisma (Zur Krise des Sozialismus). Petrograd. 
Verlag Kniga. 1i1t6. II. A.usg. 47 S. (80 Kop.) - 10. Derselbe, Potschemu 
.iny wojujem (Wozu führen wir Krieg?) Ebenda. 1916. 113 S. (80 Kop.) -
11. WoJNA i rabotschij Klass (Der Krieg und die Arbeiterklasse). Hrsg. 
vom ~- K. D S D A. P. R. 16 S. (20 cent.) - 12. Wojna i Dorogowisna 
w Rossii (Der Krieg und die Teuerung in Rußland). Hrsg. von dem s e I b e n. 
1915. 16 S. (20 cent.) 

B. Zeitschriften. 

13. D elo (Die Sache). Moskau. Nr. 1-2. 1916. - 14. Ljetopisj (Annalen). 
Literarische, wissenschaftliche uud politische Monatsschrift. Petrograd. Ein 
Heft vom Dezember 1915; 1916: Heft 1-6. 

C. Blätter. 

15. Goloss (1'ie Stimme). Ssamara. Nr. 1 u. 2. 16. Goloss Truda 
(Die Arbeiterstimme. Arbeiterwochenblatt manistischer Richtung). Ssamara. 
Nr.1-3. 17. Nascha Gaseta (Unsere Zeitung. Wochenblatt). Ssaratoff. 
Nr.1. 8. VIII.19. (5. 1) - 18. Natschalo (Der Anfang). Wochenblatt. 
Charkoff. Nr. 1: 26. V. 16. - 19. Nasch Go I o s s (Unsere Stimme.) 
Arbeiterwochenblatt marxistischer Richtung. Ssamara. Nr. 1-14: (29. VIII -
25. XII. 1~15;) 1-15 (Hi.:.....2!l): 5. I.-8. V. 1916. - 20.Rabotschej e Utro 
(Der Arbeitermorgen). Ein- bi~ sechsmal wöchentlich. Petrograd. Nr. 1: 
1.-5. X.; 3: 2!l. X.; 4: 10. XI.; 5: 19. XI. 1915 '). - 21. Ss ew ernyj Gol oss 
(Nordische Stimme) Wochenblatt. Petrograd. Nr.1 -8: (31.1.-19. III.1915. -
22. U t r o (Der Morgen). Ein• bis sechsmal wöchentlich. Nr. 1 u. 2: 14. u. 
19. VIII. 1915. 

1. Literaturübersicht. 

Von russischen Sozialisten sind im letzten Halbjahr nicht besopders 
viel Bücher und Broschüren über den Krieg erschienen; und unter diesen 
sind wieder nur wenige, die für die Beleuchtung prinzipieller Fragen Be
deutung beanspruchen dürfen. Die drei trefflichen - unter 1, 10 und 11 
genannten - im Auslande erschienenen agitatorischen Schriftehen des Zentral
komitees der S. D. A. P. R. (bolschewistische Richtung der Sozialdemokratie 
Eußlands) bringen nichts wesentlich Neues. Die Abhandlung unter 2 ist nur 

1) Im ganzen sind 8 Nummern erschienen, dann wurde d~s Blatt verboten. 
2) Die Nummern 6 und 7 sind mir nicht zugänglich geworden. 
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aus zufälligen Gründen in Broscbürenform erschienen und stellt eigentlich 
einen Zeitungsartikel dar. -

Das Buch von MAJSKY (4) enthält eine Reihe von Abhandlungen, die 
über die Politik und die soziale Struktur Deutschlands in deren Zusammenhange 
mit dem Krieg unterrichten. Der Verf. kennt die deutschen Verhältnisse gut; 
er stand vor dem Kriege in enger Fühlung mit den deutschen Partei- und 
Gewerkschaftsführern. Ein Kapitel des Buches beschäftigt sich mit der soz.
dem. Partei, ein anderes mit den Gewerkschaften. Im letzten Kapitel werden 
die durch den Krieg geschaffene Lage und die Bemühungen der Gewerk
schaften zur Cberwindung der ungeheuren Schwierigkeiten geschildert. Was 
die Stellungnahme der Sozialdemokratie in Deutschland betrifft, so bemüht 
sich MAJSKY - abweichend von ENSIS (s. unten} - nicht so sehr um die 
Darstellung der „Neuorientierung" selbst als um die Untersuchung ihrer Ur
sachen. Er sagt dabei nichts, was wir nicht schon von AxELROD, LENIN, 
MARTOW, TROTZKY u. a. wüßten. 

Das Büchlein von ENSIS (3) ist insofern belehrender, als es die Vorgänge 
in der deutschen Partei seit Kriegsbeginn zusammenfassend schildert. ENsrs 
steht keineswegs auf dem Boden der Mehrheitspolitik, die er gelegentlich 
einer nicht gerade milden Kritik unterzieht. Diese Kritik gilt allerdings 
dem Sozialpatriotismus überhaupt, wo dieser auch seinen Sitz haben mag. 
Wenn ENsrs z.B. den "ausschließlich nationalen Standpunkt" der Erklärung 
vom 4. August betont und sie verurteilt, weil in ihr "die- Augenblicksmotive 
die Motive von allgemeiner Tragweite überwiegen", so bekämpft er damit auch 
die nationale Beschränktheit, die sich in den Reihen der Ententesozialisten 
geltend macht. Auch das, was er über einen „ausschließlichen Verteidigungs
krieg" oder über die Einschätzung des „vorteilhaftesten Kriegsergebnisses" 
sagt, ist von ganz allgemeiner Bedeutung. 

Der Auseinandersetzungen SumrANOFFS mit den „nationalen" Sozialisten 
Rußlands wurde bereits in diesem Archiv (VII, 62, 69) gedacht. Seitdem 
ist die II. und III. Ausgabe seines Büchleins über die „Linksgruppen und 
den Krieg" erschienen. Auch seine neue Broschüre „Zur Krise des Sozialis
mus" (9) liegt bereits in II. Auflage vor. Sein Kampf gegen die Chauvi
nisten saus phrase und gegen die Sozialnationalen machte ihn zum Ziel 
bösester Angriffe und Verleumdungen von seiten seiner Gegner. Er setzt 
aber seine aufklärende Tätigkeit unbeirrt fort, wobei er sich tunlichst der 
neuen, M. GoRKIJ sehr nahestehenden Zeitschrift „Ljetopisj" (12) bedient. 

SucHANOFFS Schrift „Zur Krise" stellt, wenn ich nicht irre, den S.A. 
eines Artikels aus der - seither eingegangenen - Zeitschrift „Ssowremennik" vom 
April 1915 dar. Das war, wie es scheint, die erste entschiedene und grund
sätzliche Kritik des sozialnationalen, oder, wie ihn SuCHANOFF nennt, des 
,,national-staatlichen" Standpunktes, die offen, in den~ ,,legalen" Veröffent
lichungen geübt wurde. In den Gedankengängen PLECHANOFFS sieht SucHA
NOFF keine individuelle Entgleisung. PLECHANOFF ebne den Weg einer 
neue!} sozialistischen Ideologie, die übrigens, wie SUCHANOFF glaubt, bei den 
nationalen Sektionen der zweiten Internationale guten Kredit hat. PLECHA-
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N0FF brachte ein „ziemlich geschlossenes System der Ansichten nationaler 
Arbeiterparteien (richtiger müßte man wohl sagen: nationaler Parteien der 
arbeitenden Schichten, mit denen ich außer der Arbeiterschaft auch das 
Bauerntum uud das Kleinbürgertum meine). Den Grundsätzen und der Praxis 
der alten Internationale widersprechen diese Ansichten schroff" (S, 38); inso• 
fern auch dem ehemaligen Standpunkte PLECHAN0PFS selbst. Den Aus• 
gangspunkt des neuen Systems bildet nicht mehr die Klasse, sondern 
der „Nation• Staat". ,,Das ist die primäre und grundlegende soziale Ka• 
tegorie; als Ganzes, als unteilbarer Organismus lebt sie selbständig, kämpft 
und blutet aus; ihre Interessen . . . spielen die entscheidende Rolle für alle 
Bevölkerungsschichten und beanspruchen in erster Reihe Beachtung . . . So 
sollen im Falle der Gefährdung des „Nation-Staates" alle Klassen sich zu• 
sammenschließen, während die internationale KlasAensolidarität aufgegeben 
werden muß" (8. 22). 

Der Arbeit „Unsere Linksgruppen und der Krieg", wo SuCHANOfi' ebenso 
entschieden wie geschickt die „Kriegsziele" der kriegsfreundlichen liberalen 
und demokratischen Gruppen - darunter auch der „Sozialnationalen" -
enthüllt, folgte eine Reibe von Studien im „Ljetopisj". Auf Grund der 
„Russischen Literatur über den Ursprung des Krieges" sucht er der bekannten 
Schuldteorie entgegenzuarbeiten (a. a. 0. Nr. 2 von 1!116, S. 184-209). Dann 
analysiert er „Die Interessen Rußlands im Kriege" (ebenda Nr. 3, S. 178-197, 
Nr. 4, S. 183-204), und gelangt zum Schlusse: der Krieg könne Rußland 
keine materiellen Vorteile bringen. ,,Auf ökonomischem Gebiete bringt uns 
der Krieg bloß Opfer, aber keine Vorteile." Dann kommt SucHANOJ<'F auf 
die „Beziehungen zwischen Rußland und seinen Verbündeten" (ebenda Nr. 5, 
S.'145-161) zu sprechen und schildert die sozusagen diplomatische Kriegs· 
rüstung der Entente, die „goldene Brücke", die Rußland in den Kreis der 
englisch-französischen Politik hineingeführt hat. Gelegentlich wird auch der 
Legende widersprochen, wonach der Krieg die Verbündeten Rußlands mili• 
tärisch unvorbereitet getroffen habe - eine Legende, die zum Beweis abso• 
lut friedlicher Pläne und Ansichten der Trippleentente dienen sollte. Die 
Erklärung SucHANOFFS selbst über die Ursachen des Krieges lautet: ,, Der 
Krieg soll den ökonomischen Konflikt unter den Westländern des hochent• 
wickelten Kapitalismus entscheiden. Das nationale Kapital Englands und 
Frankreichs wehrt sich mit Waffengewalt gegen den stürmischen wirtschaft• 
liehen Aufstieg, gegen den friedlichen Imperialismus Deutschlands" (a. a. 0. 
Nr. 5, S. 145). Und „friedlich" sei der deutsche Imperialismus deshalb, weil 
das deutsche Kapital auch beim Status quo ante bellum gedieh und die Vor
herrschaft auf Kosten Frankreichs und insbesondere Englands gewll.nn. ,,Dieser 
Status gewährte ihm also ausreichende Bewegungsfreiheit", es lohnte sich 
nicht, ihn mit Waffengewalt durch einen neuen, noch vorteilhafteren zu er• 
setzen (a. a. 0. Nr. 2, S. 199, 202, passim 1). 

1) Es ·ist nicht zu bestreiten, daß der Verf. bemüht, den cbauvini• 
stischen Schlagworten entgegenzuarbeiten, etwas über das Ziel hinausschießt 
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Man hat im Auslande nicht wenig von GoRKIJB Chauvinismus gesprochen. 
Die literarisch ausgezeichnete Zeitschrift „Ljetopisj", (14) deren Leitung 
G0RJKI und SucHANOFF sehr nahestehen, widerlegt völlig dieses Gerede. 
Schon das Dezemberheft ließ keinen Zweifel an ihrer entschieden internatio
nalen Orientierung bestehen. In einem „Brief an die Redaktion", kennzeich
nenderweise unter dem skeptischen Titel: ,,Sind die Grundsätze notwendig?" 
wurde PLECHAN0FF mit höhnenden Worten und beißendem Witz von G. W. 
angegriffen. Man sah diesen „Brief", den man wohl nicht ohne Grund der 
Redaktion, ja gar GORKIJ und SucHAN0FF selbst zu~chrieb, als Manifest der 
Redaktion und zugleich als deutliche Herausforderung der „öffentlichen Mei
nung" an. Ein Sturm der Entrüstung und eine Flut von Beschimpfungen 
brach über die junge Zeitschrift herein. Die Renegaten des Marxismus, wie 
der jetzige Gesinnungsgenosse MtlJUK0FFS, A. !sG0JE~'F, stimmten völlig 
mit A. PoTRESS0FF in der Einschätzung des ersten Schrittes des tapferen 

und ziemlich einseitig wird. Seither ist die Artikelreihe u. d. T. Potsche
mu my vojujem. Verlag Kniga, Petrograd 1916. 11:i S. (80 Kop.) erschienen. 

Ich möchte hier ein köstliches Beispiel sachunkundiger Berichterstattung 
erwähnen. In der Abendausgabe des · ,,Hambul'ger Fremdenblatt" vom 
22. VIII. 1916 heißt es: 

Großes Aufsehen erregte in Petersburg das Buch von Ni c o l a i Such a
n ow, betitelt: "Warum führen wir Krieg?" Der Ver/. sucht die 
Not wendig k ei t ein ,a r·uss ia c h, en S epara tf rie d ens nachzuweisen. 
Er filhrt aus: ,,Der Krieg gegen Deutschland ist für Rußland keine Not
wendigkeit. England und J,'rnnkreich vei·schaff en sich den notwendigen 
Bundesgenossen in Rußland, das die Hauptlast ·und die großen 
0 p f er des Kampfes für die Interessen der .Alliierten übernahm. Der Krieg 
ist filr England und Deutschland eine Frage auf Leben und Tod, für Ruß• 
land dagegen wäre die Weigerung, unmittelbar am Kriege teilzunehmen 
zweifellos de1· beste Ausweg. D·ie No tic en di g keit ein es baldigen 
Friedens ist nicht nur in den Meinungsoerschiedenheiten de-1· Ve-rbündeten 
und den ökonomischen Schwierigkeiten begründet, sondern auch in den klaren 
.Aussichten auf eine Niederlage." 

,,8 u c h an o w, ein liberale1· Politiker, gehörte längere Zeit zu den ent
schiedendsten Brfürwort_ei·n der russischen Kriegsorganisation". 

S. ist nie ein liberaler Politiker, sondern immer ein e11tschiedener Sozia• 
list gewesen. Er bat nie und in keiner Form die »Kriegsorgani~ation" (sie!) 
befürwortet, sondern vielmehr von Anfang an den „Kriegssoziali~mus" ener
gisch bekämpft. W eiche Publikation der gewissenhafte Korrespondent meint, 
ist unklar; möglicherweise hat er die Buchausgabe der Artikel im Auge. 
Unmöglich ist jedoch, daß ein in Rußland mit Genehmigung der Militiir• 
zensur erschienenes Buch -'- und ohne ihre Genehmigung kann heute über
haupt keines erscheinen - die im „Hamburger Fremdenblatt" angeführten 
Sätze enthält; nicht minder unmöglich schließlich, daß S. einen Separatfrieden 
predigte, da er auch die Friedensfrage vom allgemeinen Gesichtspunkte be
trachtet. 
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Organs überein. Die Beschimpfungen und Verleumdungen verhinderten aber 
nicht, daß dieses auf seinem Standpunkte beharrte. 

Ohne irgendwelchen Parteicharakter sammelt „Ljetopisj" um sich die 
ausgesprochen internationalistischen Elemente und wird zum Kampforgane 
des sozusagen ,,,legalen Internationalismus". Es kommen hier außer den be
sprochenen Arbeiten von SUCHANOFF insbesondere Aufsätze von W. BASARO~'~', 
A. BoGDANm'F, A. GERMANSKY, L. MAR'l'm'F in Betracht. 

Die großangelegte Arbeit von BoGDANOFF über die „Weltkrisen, die 
friedlichen und militärischen" (Nr. 3-5) hat wesentlich theoretischen Charakter 
und ist noch nicht abgeschlossen. - MAR'l'Ol't' gibt ein interessantes Charakter
bild „des Bürgers Gus'l'AV HERVE" (Nr. 6) und weist die Versuche PLECHA· 
NOFFS zurück, sich auf KANTS kategorischen Imperativ gegen den Inter
nationalismus zu stützen. (Nr. 3: ,,Kant mit Hindenburg, Marx mit Kant"). -
BASAROFF bekämpft die beschränkten und veralteten organisatorischen und 
politischen Methoden der Demokratie. Soll diese - führt er aus - über
haupt ihre geschichtliche Mission (den Militarismus aus der Welt zu schaffen) 
erfüllen - und davon hängt nicht nur ·das Wohl einer Klasse, sondern das 
der gesamteuropäischen ·Kultur ab -, so wird sie dies erst durch die radi
kale Änderung der alten Taktik erreichen. ,,Die Einteilung in Gegenwarts
forderungen und Endziele ist zu einem offenbaren Anachronismus geworden. 
Zum einzigen ,Ziel' wird die allseitige Demokratisierung des ökonomischen, 
vom Imperialismus geschaffenen Systems und seine Umwandlung ... aus der 
,Erwerl.Jswirtschaft' in die ,Bedarfsdeckungswirtschaft' . . . Diese Aufgabe 
kann aber von Niemandem nur bei sich daheim gelöst werden ... 
Den zersetzenden Tendenzen des modernen Kapitalismus muß die unzerstör
bare Solidarität der Demokratie (BASAROFF sollte besser sagen: der Arbeiter
klasse!), der feste Zusammenschluß ihrer Organisationen, die planmäßige 
Übereinstimmung in ihren Bemühungen" entgegengestellt werden. (Nr. 5, 
s. 178-9). 

* * * 
In der Literatur der Sozial-Nationalen ist noch weniger Neues · zu 

verzeichnen. 
PLECHANOFF gibt wieder sein „Tagebuch" (6) heraus, das er schon seit 

Jahren eingestellt hatte. ,Es ist heute unmöglich zu schweigen", schreibt 
er. -Er will der Auffassung der soz.dem. Dnmafraktion entgegentreten, die 
Isolierung der Reaktion und das Zusammenwirken mit der bürgerlichen Linken, 
mit allen „Kräften des Fortschrittes" propagieren (S. 5-9). ·Der erste Artikel 
des „Tagebuchs" beschuldigt den Vorsitzenden der Fraktion, TscHEIDSE, 
des Utopismus, weil er am 10. II. 1916 in der Reichsduma den Frieden ohne 
Kontribut.ionen und Annexionen gefordert und auf einen Zwischenruf aus 
dem Hause geantwortet hat: ,, Wir (Sozialisten) werden die Sache selbst über
nehmen und mit den Deutschen selbst sprechen." ,,Ja, aber bis dahin," fragt 
PLp;CHANOFF, ,,bis zum Ende der Besprechungen? Sollen wir etwa unsere 
Hände in den Schoß legen und die Schläge geduldig ertragen, die uns der 
schonungslose Eroberer versetzen wird?" (S.15). Bejaht TscHEIDSE diese 

Archiv f. Geschichte d. Sozialismus IX, hrsg. v. Grünberg. 24 
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Frage, so ist er, nach PLECHANOFF, ein Anarchist und Anhänger von Qo
MELA-XIEUWENHUIS; verneint er sie, so daß „die von Deutschen unter
drückte und ruinierte Bevölkerung Belgiens, Frankreichs, Serbiens, Monte
negros, Polens, Litauens und Westrußlands ihr Recht auf Leben mit den 
Waffen in der Hand verteidigen darf und soll, so wäre dies deuWch und 
offen zu sagen, damit niemand darüber im unklaren bleibe" (S. 15-16). 
Dann hält PLECHAN0FF TsCHEIDSE entgegen: Die Deutschen, mit denen 
dieser sprechen wolle, auch die Anhänger der sozialistischen Minderheit, seien 
von imperialistischen Bestrebungen nicht völlig frei. Wäre dies aber auch 
der Fall, so „steht doch in Deutschland das Recht, Krieg zu erklären und 
Frieden zu schließen, weder HAASE und LEDEB0UR zu, noch ScHEIDEMANN 
und CuNow", sondern dem deutschen Kaiser. Schließlich glaubt PLECHAN0FF, 
es sei ein Widerspruch, das Selbstbestimmungsrecht der Nationen ,anzuerkennen 
und zugleich den Frieden ohne Kriegsentschädigung zu fordern. 
Denn das Recht auf Selbstbestimmung der Belgier, Franzosen usw. setzt auch 
das Recht auf Entschädigung für „ungeheure und unverschuldete Not" voraus. 
Der Artikel schließt mit einer hübschen Modernisierung des alten militari
stischen Spruchs: ,,Willst du einen guten Frieden, so führe den guten Krieg, 
bis die gepanzerte Faust des deutschen Eroberers ohnmächtig niederfällt" (S. 21). 

„Eine sehr einfache Rechnung" heißt der zweite Artikel. Wegen der 
besonderen Folgerichtigkeit und Unverhülltheit der sozial-militaristischen Auf
fassung, die in ihm drastischen Ausdruck findet, lohnt es, ihn beinahe unverkürzt 
anzuführen: ,,Je weniger Geschosse wir haben, erklärt PLECHAN0FF -, 
um so größer wird die Zahl der gefallenen und verwundeten In
fanteristen sein 1): Was ist aber unser Infanterist? Zu allermeist ist es der 
Bauer oder Arbeiter im Waffenrock. Es ist immer derselbe arbeitende Mann. 
Das innerste Interesse des arbeitenden Volkes verlangt also, daß wir, jetzt, 
wo uns die eiserne Hand des deutschen Räubers an der Gurgel 
h ä) t 1), möglichst viel Munition haben. Dessen sollen jene unserer Arbeiter 
gedenken, denen sich der Gedanke des Streiks aufdrängt 2). "Ich 
anerkenne durchaus, daß auch jetzt der Streik sich als unvermeidlich er
weisen kann. Die Arbeiter können nicht von der Luft leben, während sie 
für die Verteidigung ihr~s Landes · arbeiten. Sie sollen ihre Interessen 
schützen. Es ist aber notwendig, daß der Schutz der weniger wichtigen In
teressen den Schutz der wichtigsten nicht verhindere. Es ist nicht zu ver
gessen, daß unser Land noch jetzt von einer schrecklichen Gefahr bedroht 
ist, von einer Gefahr,\ der es in seiner geschichtlichen Bewegung schon lange 
nicht ausgesetzt war. Es ist schließlich zu bedenken, daß Jupiter selbst, wie 
die Römer sagten, die verlorene Zeit nicht zwingen kann, wiederzukehren." 
(S. 25-26.) 

MASSLOFF druckt in seiner neuen Broschüre (5) die von uns schon be
sprochenen Artikel aus "N.Djelo" wieder ab, denen er noch einen über „Die 
,Bewegung' und die ,Endziele'" anfügt (S. 1-80). Hier will er sich sowohl 

1) Im Original gesperrt. 
2) Von mir gesperrt. 
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mit jenen auseinandersetzen, die die „Bewegung", die „praktischen" Interessen 
über die Endziele stellen, wie auch mit jenrn, die seiner Meinung nach „die 
Interessen der Gegenwart der entfernten Zukunft" opfern wollen, und jene 
zu vergessen auffordern, da sie so kleinlich und belanglos im Vergleich mit 
den schönen Aussichten dieser erscheinen. Dies seien die Utopisten, die deu 
„Frieden um jeden Preis" fordern. Sie verkennen die Gefahr der ökonomischen 
Ausbeutung des militärisch unterliegenden Landes durch das siegreiche. 
(S. 7-12 passim.) Die Interessen der nationalen Verteidigung seien die 
Interessen der Gegenwart und sie widersprächen in Wirklichkeit nicht den 
Aufgaben des Internationalismus, die den Interessen der Zukunft dienten. Die 
Verkennung aber der Gegenwartsinteressen mache das Endziel unerreichbar. 
Das sei, glaubt MASSLOFF, der Standpunkt des Marxismus, den aber die 
Marxisten sehr schwer zu erfassen schienen. 

Auch das Buch von POTRESSOFF stellt eine S.A. seiner früheren Ar
tikel dar. Die zwei ersten erschienen in „Nascha Sarja" und „Nasche Djelo" 
(gezeichnet von „A. P-f'F." (Vgl. dieses „Archiv" VII, 67); der dritte 
bildet den interessantesten Teil der sozialnationalen Kollektivarbeit „Samo
saschtita" (Selbstverteidigung). Dieser Kundgebung, die 18 Monate nach Kriegs
ausbruch erschien und gut erwogen ist, darf man Bedeutung nicht absprechen. Eine 
der ältesten Marxistinnen Rußlands, WERA SASSULITSCH, POTRESSOFF, einer der 
besten russischen Gewerkschaftler, K. DMITRCEFF1 P. 'MASSLOFF, der Führer 
der kaukasischen Sozialdemokratie, der Georgier AN, und einige hervorragende 
Arbeiter haben hierzu Beiträge geliefert. Andere recht bedeutende Parteiführer 
sagten für weitere Hefte ihre Mitarbeit zu. Jedoch vermißt man unter diesen 
Namen viele, die immer als die eigentlichen Führer der „Menschewiki" galten. 
Weder AXELROD, noch MARTOFi', weder J. DAN, noch A. MARTYNOFF haben 
sich an diesem Werke beteiligt. Dadurch schon wird der sozialpatriotische 
Geist gekennzeichnet, der seine sämtlichen Teile durchdringt. Das Bekennt
nis zur „Vaterlandsverteidigung", zum Patriotismus - ob zwar nur zum „Ab
wehr-~ und nicht zum „Angriffspatriotismus" - bildet das einigende Band 
zwischen den sonst nicht unbedingt einmütigen Autoren. 

WERA SASSULITSCH erklärt: sie „ wünsche vom Anfang des Krieges an 
die möglichst vollständige Niederlage Deutschlands~, u. z. ,,nicht nur aus 
Liebe zu meinem Vaterlande" - folgt ein Bekenntnis zu entsprechenden 
Anschauungen über das Schicksal der Demokratie usw. im Falle des deutschen 
Sieges. WERA SASSULITSCH erklärt „die Gleichgültigkeit eines Teiles der 
(russischen) Arbeiter gegenüber der Landesverteidigung" durch die politischen 
Verhältnisse und dadurch, daß die Arbeiterschaft noch im unklaren über den 
Unterschied „zwischen dem Vaterland und der Polizeistube" ist (S. ·1-3). 
Auch der begabte Verf. des Romans „Zum breiten Wege", der Metallarbeiter 
A. BrnrK, erklärt die internationale Gesinnung der russischen Arbeiterschaft 
durch das rückständige politische Regime Rußlands 1). Mit unverkennbarem 

1) Der Georgier AN will diese Auffassung auf die Höhe einer soziolo
gischen Theorie bringen. In Rußland wird noch der Kampf um politische 
Reformen geführt, deren alle demokratischen Gruppen bedürfen. In diesem 

24:* 
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Schmerz und mit Sehnsucht nach einer Heimat klagt er: ,,Dort (für die 
westeuropäischen Arbeiter) existiert die ,Heimat', die breite Verallgemeinerung 
des Kulturbegriffes, der Sprache und der Lebensgewohnheiten, der vergangenen 
Leiden und der neuen Hoffnungen . . . Die ,Heimat' war da eine unbestrittene 
Wahrheit, eine Tatsache, aus der es nur entsprechende Schlüsse zu ziehen 
galt." (S. 121.) Anderseits meint W. WoLSKY: ,,Der Abwehrpatriotismus 
ist schon längst zu einer anerkannten Tatsache der aufblühenden und er
starkenden Arbeiterbewegung geworden. . . Die Anerkennung des Werts 
des Vaterlandes, die Feststellung des Rechts und der Pflicht, es gegen An
griffe von _außen zu schützen, sind Axiome für die europäischen Sozialisten." 

Die theoretische Begründung des „Rechts auf Patriotismus" liefert der 
schon erwäh.nte Aufsatz von PoTRESSOFF. Es sei wohl wahr, meint dieser, 
daß es eben die „ Vaterlandsidee" war, die zu Beginn des Krieges die Einheit 

. der Arbeiterklasse sprengte. Das sei aber nur deshalb möglich gewesen, weil 
die Internationalität bisher nicht als internationales Bewußtsein für sich, 
sondern nur als nationales Bewußtsein, das von internationalen Normen re
giert wurde, bestand. Künftighin müsse sich ein mächtiger internationaler 
Wille bilden. Sein Inhalt aber und seine Gestalt würden durch zweierlei 
Umstände bestimmt werden. Einerseits enthielten die Kräfte des natio.nal
staatlichen Zusammenlebens, die heute noch nicht entfernt erschöpft seien, 
Elemente von dauerhaftem Werte für das Proletariat und die gesamte Welt
entwicklung. Dies sei die individuelle national-staatliche Kultur. Auch 
werde der Klassenkampf in national-&taatlichem Rahmen geführt, und daher 
habe das Proletariat sein eigenes „Kapital" an geistig-psychologischen Werten 
in den Vaterlandsgrenzen angehäuft, so daß dieses Kapital auch individuell, 
das heißt national-staatlich gefärbt sei. Wenn also einst MARX in seinem 
Manifest in einem gewissen Sinne habe behaupten dürfen, die Arbeiterklasse 
habe kein Vaterland, sie habe nichts zu verlieren als ihre Ketten, so sei es 
jetzt ganz anders geworden (S. 8), Und darum werde der 'Patriotismus be
greiflich, der mit Kriegsbeginn überall in den Arbeiterklassen sich gezeigt 
habe, Die Entwicklung des Kapitalismus in Westeuropa sei nicht nur von 
der Differenzierung der Gesellschaft und der Verschärfung des Klassenkampfes 
begleitet, sondern auch von der Umwandlung des Untertanen in Staatsbürger. 
Die steigende Aktivität, die Selbstbestätigung und Freiheit der Bevölkerung 

gemeinsamen Kampfe werden die Klassen voneinander gegenseitig beeinflußt 
und so wird auch das· Proletariat und die Sozialdemokratie von den klein
bürgerlichen Vorurteilen angesteckt. Daher sollen auch viele Sozialisten die 
Kriegsfragen von dem engen Standpunkte »ihres politischen Kirchturmes" 
beurteilen. Ihr Internationalismus besteht danach in dem geistreichen Ge
dankengange: "Was haben wir ... , die Entrechteten und zum Schweigen 
Verurteilten, mit !lern Kriege zu tun? Wir interessieren uns für Fragen der 
Freiheit und nicht für die Kriegsfragen". Also, alle sozialen Vorgänge, auch 
der Krieg, werden angeblich vom Standpunkte innerer politischer Freiheit 
behandelt (S. 71, 78 passim). Nach dem in meinem ersten Art. Dargelegten 
erübrigt es sich freilich, auf diese Unterschiebung einzugehen. 
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mache „den vormaligen ,Menschenstaub' zu dem in Klassen und Gruppen ein
geteilten und doch festen Gewebe des modernen sozialen Org·anismus". Der 
daraus entspringende Patriotismus der Arbeiterschaft unterscheide sich von 
dem „agressiv-bürgerlichen Patriotismus" durch seine Uneigennützigkeit und 
seine „Verteidigungsfärbung". ,,Nur dort aber, wo das Menschenmaterial die 
Sehnle des bürgerlichen Bewußtseins im national-staatlichen Rahmen durch
gemacht hat, nur dort - unter gewissen geschichtlichen Voraussetzungen -
kann auch das sozial-internationale Bewußtein und das sozial-internationale 
Empfinden entstehen." (S. 11.) Der Internationalismus, der nichts als die 
Weiterentwicklung des Patriotismus darstelle, vertrage sich also vollständig 
mit dem letzteren, insofern er als proletarisch-demokratisch erscheint. Nun 
sei es aber klar, daß die Internationalität unbedingt an der Individualität 
jedes Landes eine Grenze finden müsse. Das habe auch die Internationale 
durch das Bekenntnis zum Selbstbestimmungsrecht der Nationen anerkannt. 
Das erste Gebot der Internationalität bestehe demnach darin, daß man die 
Landesindividualität in ihren Handlungen zwar beschränken, aLer sie 
selbst im Interesse der Gesamtentwicklung, keineswegs ver
nichten oder in sie eingreifen dürfe. In einem solchen Fall sei 
die Vaterlandsverteidigung als Pflicht der organisieten Arbeiterschaft be
gründet, und der proletarische Patriotismus, der die Internationale 
sprengte, wird in vollem Maße für berechtigt erklärt 1

). 

Dies stellt nach POTRESSOF~' das „negative Programm" der Internatio
nalität dar. Dieses „Programm" begründet aber nur den „Selbstverteidigungs
standpunkt. Diesen will der Verf. durch einen weiteren ergänzen, indem er 
das „Parteiergreifen" im Kriege zu rechtfertigen sucht. Der „mächtige in
ternationale Wille", der nun zu entstehen habe, werde sich doch selbstver
ständlich durchzusetzen bestreben, indem er den Sozialismus schleunigst 
herbeizuführen suchen werde. Auf diesem Wege werde er Hindernisse aus 
der Welt schaffen müssen, die nicht immer im eigenen Lande der betreffenden 
proletarischen Truppenabteilung liegen. Dadurch werde ein breites positives 
Programm der Internationalität vorgezeichnet. Um es vollziehen zu können, 
bedürfe das Proletariat einer erfolgreichen Taktik, und diese sei die „erprobte 
Taktik der Ausnützung der Ungleichartigkeit der bürgerlichen 
Welt, ihrer miteinander kämpfenden Kräfte im Interesse des Proletariats ... 
Das Proletariat müßte heute die eine, morgen die andere von diesen Klassen 
in ihrem Kampfe gegen ihre Feinde unterstützen, um so dem Ziele immer 
näher zu rücken. Diese oder jene ,Orientierung' erscheine ~lso völlig berech-

1) MARTOFF ist bekanntlich anderer Meinung. Neulich schrieb er im 
Samaraer „Nasch Golos " (Nr. 4 (i8) vom 24. 1. 1916): ,,Man kann die poli
tische Beteiligung an der Landesverteidigung erst dann durch die Freiheit 
der nationalen Selbstbestimmung motivieren, wenn man das Prinzip der Inter
nationalität selbst aufgibt, die Arbeiterdemokratie als organisches Ganzes zu 
betrachten aufhört, endlich sich mit beiden Füssen auf den Boden der n a
tio n ale n Arbeiterbewegung stellt*). 

*) Von MARTOFF selbst gesperrt. 
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tigt, sie stelle bloß einen der Fälle vorübergehender Ausnützung der un
gleichartigen Kräfte dar, die in der modernen Gesellschaft herrschen." (S. 17.) 

Hübsch illustriert wiJ;d dieser letztere Satz im Artikel von MAJEWSKY: 
„Zensitenrußland und die Demokratie". ,,Die Arbeiterdemokratie darf es 
nicht vergessen, - heißt es dort - daß, wenn sie in den bürgerlichen 
Klassen des eigenen Landes nach wie vor eine gegensätzliche und sie be
kämpfende Kraft zu setJ.en hat, so doch die deuts<;hen Heere, von denen das 
Land überfallen ist, und jene Verhältnisse, die die Invasion herbeiführten, 
Arbeiterinteressen noch unmittelbarer und schwerer gefährden. Die alte tak
tische Maxime von der Unterstützung des kleineren Übels gegen das größere 
behält nicht nur ihre Geltung, sondern angesichts der von der Geschichte 
aufgestellten doppelten Aufgabe (nämlich Kampf gegen den Zarismus nach 
innen, gegen Deutschland nach außen), verdoppelt sich ihre Bedeutung" (S. 94). 
Im Kampf gegen die Reaktion um die Verteidigung Rußlands sei die russische 
Bourgeoisie in eine Sackgasse geraten: ,,Die bürgerliche Demokratie soll von 
der Arbeit.erdemokratie aus dieser Lage errettet werden. Das liegt auch im 
eigenen Interesse der Arbeiterdemokratie, da es in den Interessen der Landes
verteidigung liegt" (S. 107). 

MASSLOI<'P hat schon einmal in einer Broschüre die Notwendigkeit einer 
Niederlage Deutschlands mit denselben Argumenten zu beweisen versucht, 
aus denen PARVUS und LENSCH die Niederlage Rußlands fordern. Nun prä
zisiert er (5) seine Gedanken in einer Richtung. Er verteidigt in gewissem 
Maße die russischen Zölle, die er freilich nur als Schutzzölle auffassen möchte. 
Die Gefahr eines deutschen Sieges für Rußland, d. h. die Gefahr eiqer Ver
nichtung der russischen Industrie, würde durch die „Aufhebung einiger Zölle, 
die den deutschen Industriellen unerwünscht sind", herbeigeführt, ,,Der 
russischen Demokratie, insbesondere der Arbeiterklasse ist es darum zu tun, 
daß die Warenerzeugung Rußlands nicht nach Deutschland übersiedle ... 
Die deutsche Bourgeoisie will mit militäris~her Gewalt die Mauer durchbrechen, 
mit der rückständige Länder sich gegenüber fortgeschrittenen schützen. Für 
Rußland steht diese Aussicht nicht mehr als bloße Drohung da, sondern es 
hat diese Gefahr bereits am eigenen Leibe spüren müssen, u. zw. in Polen. 
Siegt Deutschland, so würde es seine Beziehungen zu Rußland durch einen 
entsprechenden Handelsvertrag so gestalten, daß Rußland von der Überpro
duktion der deutschen syndizierten Industrie überflutet würde, während 
Deutschland russische Rollstoffe zu billigen Preisen kaufen könnte. So würden 
gleichermaßen Industrie und Landwirtschaft vernichtet werd~n ... " "Nicht. 
nur die deutschen Industriellen, sondern auch die Vertreter der deutschen 
Arbeiterpartei erstreben ,möglichst' die Aufhebung der Zollsätze mit Waifen
gewalt - selbstverständlich nicht um eines Aufblühens der Industrie in den 
rückständigen Ländern willen, sondern zum Zweck ihrer Vernichtung." Da
bei beruft sich MASSLO~'P auf die bekannten, vom Parteivorstand und der 
Reichstagsfraktion in ihrer gemeinsamen Sitzung vom August 1915 ange
nommenen Thesen DAvms über die in den Friedensvertrag aufzunehmenden 
Voraussetzungen der ökonomischen Entwicklungsfreiheit des deutschen 
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Volkes. - ,,Die Au1gabe der Demokratie - meint MASSLOFF bestehe 
eben darin, die Unabhängigkeit des eigenen Landes zu bewahren und nach 
dem Kriege auf friedlichem Wege durch gegenseitige Zugeständnisse die 
Herabsetzung der Zölle usw. zu erzwingen" (S. 35) .. 

Die Friedensgedanken der Sozial-Nationalen aller Länder bewegen sich 
in den gleichen Bahnen; man will überall zum Frieden durch das „Durch
halten" gelangen. ,,Der schleunigste Friedensschluß - schreibt z.B. K. DMI· 
TRlEFF in seinem Artikel über die ,Volkswirtschaft an der Schwelle des 
zweiten Kriegsjahres' - wird für Rußland, wie überhaupt für die meisten 
kriegführenden Länder zur ökonomischen Notwendigkeit . . . Der Friede ist 
aber für die Demokratie nur unter bestimmten Bedingungen annehmbar, die 
die ökonomische, politische und kulturelle Unterjochung des eigenen Landes 
ausschließen. Wie wider;;iunig dies auch scheinen mag, das Streben nach 
Frieden erfordert eine wirksame, bewußte und organisierte 
Beteiligung der Demokratie an der Landesverteidigung. Nur 
(sie) kann der Demokratie einen gewissen Einfluß auf das Kriegsergebnis und 
auf die Friedensbedingungen sichern, nur die Umwandlung des Krieges in 
Selbstverteidigung des ganzen Volkes kann dem Eroberungsabenteuer des 
deutschen Militarismus ein Eude bereiten, indem sie infolge der schwierigen 
materiellen Verhältnisse im Rücken die Opposition der deutschen Demokratie 
gegen den Krieg stärkt . . . Durch die Landesverteidigung zum freien Frieden, 
der in gleichem Maße die ·v olksinteressen aller paktierenden Länder sichern 
soll, das ist die Losu~g der russischen Demokratie." (S. 56.) 

W. WüLSKY legt lichtvoll dar, wie der Friedenswille zur Verlängerung 
des Krieges führt. Mutatis mutandis könnte der Artikel wohl in der "Chem• 
nitzer Volksstimme" stehen. Das deutsche Proletariat habe noch seinen 
Friedenswillen nicht zum Ausdruck gebracht. "Unter solchen Verhältnissen 
bedeuten die Friedenskundgebungen jener, die in ungünstiger militärischer 
Lage sind, die Anerkennung eigener Schwäche (und) der Niederlage. Eine 
derartige Anerkennung aber peitscht den Appetit des Siegers auf, steigert 
seine J<'orderungen und schiebt den Frieden weiter hinaus, statt ihn näher
zubringen, wenn der Besiegte sich nicht auf Gnade und Ungnade ergeben 
will." (8. 86-87.) ' 

Eine Reihe verantwortlicher Führer des .Menschewismus" - AxELUOD, 
MARTOFF, MARTYNOFF, DAN - beeilten sich, die Verfasser des Sammelbuches 
abzuschütteln. Sie protestierten im Samaraer Arbeiterblatt "Nasch GoloHs~ 
(19) (Nr. 13, vom 13. [24.] IV. 1916, gege\} den "Ideenkreis" der Samosaschtita 
namens der unerschütterlichen Grundsätze des Marxismus und der geistigen 
Überlieferungen des Menschewismus und luden alle Gesinnung~genossen ein, 
sich ohne Sorge, die nicht mehr existierende Einheit der Richtung zu kompro
mittieren, dem Protest anzuscbliessen. Die Redaktion des Blattes weigerte 
sich jedoch entschieden, dieser Einladung zu folgen, da sie die Einheit des 
Menschewismus keineswegs aufgegeben wissen wollte. Sie glaubte übrigens, 
daß die Meinungsverschiedenheit doch die gemeinsame Aktion nicht aus
schließe - womit augenscheinlich die Kampagne gegen die Kriegs-Industrie-
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Komitees (vgl. unten S. 382 ff.) gemeint ist. Freilich konstatiert die Redaktions
erklärung, daß die Mitarbeitex der „Samosaschtita" selbst „sich durch die 
Herausgabe ihres Sammelbuches von der Richtung absonderten" und außer
dem von demselben absichtlich jene Andersdenkenden ausschlossen, mit denen 
sie zusammen „Nascha Sarja" und „Nascha Djelo" leiteten. Nun verschickten 
sie ihr ·Buch an alle die Abonnenten des „Nascha Djelo" und verrieten so 
ihre Absicht, als Nachf„lger dieses letzteren zu erscheinen, ohne dabei durch 
jene - übrigens praktisch belanglosen Garantien - gebunden· zu sein, die sie 
den internationalistisehen Mitinhabern der Zeitschrift schuldeten. Jetzt geben 
sie die Gründung einer neuen Zeitschnft bekannt, deren alleinige Herren sie 
sind, :und Jaden _. uun schon ohne jede Garantie - auch die Internationa
listen zur Mitarbeit ein. Ob viele der Einladung folgen werden, ist sehr zu 
bezweifeln. 

2. A r b e i t erb I ä t t e r im Kr i e g e. 

Die weitaus wichtigste Erscheinung des letzten Jahres auf dem Gebiete 
der russischen sozialistischen Literatur bilden die in verschiedenen Orten 
Rußlands unternommenen Versuche, Arbeiterblätter zu gründen, von denen 
es einem schließlich gelang, etwa 8 Monate lang der außerordentlichen 
Schwierigkeiten Herr zu werden. 

Außer den „Ssewernyj Golos" (18), ,,Utro" (19), Rabotscheje 
Utro (17), ,,Nascha Gaseta" (14), ,,Nasch Goloss" (16) und „Goloss 
'l'ruda" (13), von denen ich noch eingehender spreche, sind noch einige 
andere Versuche, mehr lokalen Charakters, zu verzeichnen: ,,Pri ku b an sk ij a 
S tj e pi" in J ekaterinodar (Kubanjgebiet); ,,Nasche Echo" in Baku; ,,Na
t s c h a 1 o" in Charjkoff 1). Die hier bearbeiteten Blätter gehören alle der 
menschewistischen Richtung an. Das ist nicht zu vergessen, um das Bild 
entsprechend korrigieren zu können. Übrigens benütze ich, um es richtiger 
zu gestalt.en, auch. die „unterirdische" Literatur aller Richtungen. Es ist mir 
nur ein Versuch bekannt, ein i 11 egales Blatt in Rußland selbst zu gründen. 
Dies war „Pro 1 et a r s k ij Go I o s s" (Die proletarische Stimme), von der 
nur zwei (mir unzugänglich gebliebene) Nummern im März 191 f> erschienen 
sind, worauf das Blatt wegen der Verhaftung seiner Herausgeber einging. 

Die genannt,en Blätter haben sich nicht lange behauptet. Jedes aber 
hat ein Stück Geschichte russischer Arbeiterbewegung während des Krieges 
vor Vergessenheit bewahrt. Man könnte sagen, sie stellen eine Momentphoto• 
graphie dar und kennzeichnen die Bewegung im Augenblick der Aufnahme. 

Die wichtigste Tat in der russisthen Arbeiterbewegung der beiden ersten 
Kriegsjahre bildet ohne Zweifel die Kampagne um die Kriegsindustrie
Komitees. Sie hat verschiedene Auffassungen zum Ausdruck gebracht, die 
in ~r russischen Arbeiterschaft in dieser Zeit herrschten, und hat die Ar
beiter zum H an d e l n ·im Geiste dieser Auffassungen gezwungen. Sie hat, 

1) Von „Natschalo" und „Nascha Gaseta" habe ich nur je die erste 
Nummer, vom „Ssew. Golos" fehlen mir Nr. 2, vom „Rah. Utro" Nr. 2, 6, 7, 
von „Nasch Golqss" Nr. 11. 
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trotz aller ihrer Verworrenheit nicht wenig zur Klärung beigetragen und 
verdient daher ausführlichere Darstellung. 

Das erste während des Krieges in Rußland offen erschienene Arbeiter• 
blatt war „S s e wer n y j Go I o s s" (18) - ein ziemlich umfangreiches Blatt, 
das jeden Samstag ausgegeben werden sollte, aber bereits nach der 8. NUlnmer 
verboten wurde. Die Geburtszeit des Blattes war für sein Gedeihen nicht 
sehr günstig. Die drückenden Erlebnisse der ersten Kriegsmonate hatten 
erst wenig von ihrer Stärke verloren. Beinahe alle öffentlichen Arbeiter
organisationen waren von der Regierung aufgelöst, die überlebenden aber 
samt den geheimen Parteiorganisationen durch die Einberufungen und viel
leicht noch mehr durch direkte Verfolgung hart betroffen. Diese, im Verein 
mit dem Zensurschrecken, haben auch dieses „Eintagsblatt" zu blasser 
Existenz verurteilt. Der Briefkasten der Redaktion ist von Mitteilungen 
überfüllt: daß „von der Redaktion unabhängige Umstände" die Veröffent
lichung eingesandter Beiträge hinderten. Trotz dieser vorsichtigen Redak
tionsführung kon~te keine einzige Nummer unbehelligt erscheinen. Alle 
e'!).thalten oft recht ansehnliche weiße Flecke. So begreift man, daß auch 
eine ganz klare Beurteilung der Tageserscheinungen nicht so leicht zutage 
treten konnte. Vielleicht ist aber die gewisse Harmlosigkeit des Blattes 
auch dem Kompromiß zuzuschreiben, unter dem es zustande kam. Es wurde 
nämlich von den dem Organisationskomitee nahesteh~nden Kreisen geleitet, 
denen aber nicht nur die internationalistischen Elemente angehören, sondern 
auch die sozialpatriotisch orientierten, die sich um „Nascha 8arja" und „Nasche 
Djelo" gruppieren. Auch den Namen letzterer Richtung begegnet man in 
der Zeitung, ohne freilich in den von ihnen ~efertigten Artikeln sozial
patriotische Ausführungen zu finden. Da nun die Zensur solche schwerlich 
gehindert hätte, so darf man schließen, daß die Redaktionsmehrheit auf dem 
internationalen Standpunkte, etwa auf dem der Dumafraktion, beharrte. 

Der Leitartikel der 1. Nummer - und damit wahrscheinlich der Versuch 
einer Prinzipienerklärung - wurde in vollem Umfange unterdrückt. In 
sämtlichen 8 Nummern sind. nur zwei Artikel zu verzeichnen, die sich über
haupt mit prinzipiellen Betrachtungen befassen und sich in bestimmter Art 
gegen die sozialpatriotischen Anschauungen richten. Sie sind „Die deutsche 
Vergewaltigung" und „Die chinesische Mauer" überschrieben und bekämpfen 
die ziemlich verbreitete Begründung des Sozialpatriotismus mit ökonomischen 
Argumenten, nämlich mit der Notwendigkeit, die russische Industrie vor dem 

· deutschen Joche zu schützen. Das Blatt war bemüht, die Arbeiterschaft von 
den Ereignissen in den Bruderparteien möglichst zu unterrichten, wobei es 
freilich auf die Mitteilungen der bürgerlichen Presse angewiesen war. Es 
wirkte auch selbstverständlich dem rohen bürgerliehen Chauvinismus entgegen, 
indem es z. B. in einem Artikel die gehässigsten Versuche verhöhnte, die 
deutsche Philosophie, Kunst und Kultur als am Kriege schuldig und dem 
Scherbengericht verfallen, hinzustellen. Der Verfasser eines anderen Artikels, 
der sich später mit einem Beitrag an der sozial-patriotischen Kundgebung 
~Samosaschtita" beteiligt hat, setzt sich mit dem hochpatriotischen Schau-
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~ T01I. LEONID ANDREJEW: .König, Gesetz und Freiheit" auseinander, 
das freilich vom tragischen Schicksal Belgiens handelt, aber nichtsdesto
weniger bloß unaufrichtiges und aufgeblasenes Gerede enthält. 

Charakteristischer für den .ssew. Goloss" war freilich ein anderes. In 
ihren stetigen Mahnrufen an die Arbeiter, sich endlich zusammenzuraffen und 
wieder an den Aufbau der Organisationen zu machen, läßt sich die ganze 
Verworrenheit der Gemüter und die damals in den Arbeiterreihen herrschende 
Zerrissenheit erkennen. So beklagt K. 0. (Nr. 1) den Mangel an Betätigung 
in den demokratischen und besonders in den Arbeiterschichten. Zwar sei 
seit Kriegsausbruch die Selbsthilfe der Bevölkerung viel stärker als zuvor 
zutage getreten, sie beschränke sich aber auf die Mittelklassen, "während 
von der Betätigung breiter Arbeiterschichten nur selten und vereinzelt 
zu hören sei". Wohl spiele hierbei der Rechtszustand, d. h. die Rechtlosig
keit der russischen Arbeiterschaft, eine dem Wiedererwachen der Massen
energie wenig günstige Rolle. Dazu geselle sich aber auch die Erlahmung 
jeglicher Initiative der Arbeitermassen. Auch das lasse sich natürlich durch 
die militärischen Einberufungen und die scharfe Wendung erklären, die das 
Leben durch den Krieg erfahren habe. Gleichen Äußerungen begegnen wir 
auch in anderen Artikeln. Es wäre jedoch übertrieben, aus diesen Lamen
tationen auf hoffnungslosen Schlaf der russischen .Arbeiterschaft in dieser Zeit 
zu schließen. So erwähnen denn auch der zit. und andere Artikel Heispiele 
von Arbeiterinitiative im Sinne der Fürsorge für Arbeitslose, der Unter
stützung der Familien Einberufener, der Errichtung von Konsumgenossen
schaften und Gewerkschaftsküchen in den vom Kriege unmittelbarer betrof
fenen Gebieten, so vor allem in Warschau, Wilna, Bobruysk, Moskau, Cha
rjkow, Armawir, Melitopol, Riga, Kiew, Petrograd, lrkutsk - trotz Wider
standes und Verbots von Regierung und Polizei, die um so schwerer zu über
winden sind, je geringer Schulung, Aufklärung und Klassenbewußtsein inner
halb der Arbeitermassen sind, und daher vielfach zum Anschluß der letzteren 
an die bürgerlichen Hilfsorganisationen geführt haben. 

Dieser wenig regen, den Augenblicksnöten entsprungenen Betätigung der 
Arbeitermassen in den ersten Kriegsmonaten kommt erhöhte Bedeutung nur 
insofern zu, als sie als Ausgangspunkt einer Organisierung der Massen 
gedacht war. Dieses „Hineinwachsen in das Leben", wie es z.B. S. SuMSKY 
(Nr. 5 vom 28. II. [13. III.] 1916) verfocht als Mittel, um die Auflösung der 
Organisationen und des von ihnen Geschaffenen zu hindern, sowie die Arbeiter
interessen innerhalb der durch den Krieg hervorgerufenen Übelstände zu 
schützen. Doch entsprach diese Auffassung, wie SuMSKY selbst (a. a. 0.) zu 
berichten weiß, keineswegs der allgemeinen Stimmung. Auch da - erzählt 
er -, wo sich die (offenen?) Arbeiterorganisationen zu erhalten wußten, 
erwiesen sie sich, angesichts des Dilemmas: entweder vorläufig beiseite zu 
treten oder sich den besonderen, neuen Zuständen anzupassen, als diesen 
anpassungsunfähig. Sie „erstarrten, wurden zu passiven Zuschauern des 
Weltdramas, in der Meinung, der Krieg und seine Forderungen stünden außer 
Zusammenhang mit dem Wesen und den Aufgaben der Arbeiterorganisa-
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tionen". Festzuhalten ist hierbei, daß "Ssew. Goi." keineswegs dim :knei1am 
empfahl, den Krieg als solchen mitzumachen, sondern nur von einem neuen 
Milieu der Arbeiterbewegung im Gefolge des Kriegs spricht. Anderseits ist 
es aber von. Interesse, daß die Arbeitermassen damals so wenig sozial-chau
vinistisch gestimmt waren, daß die wenigen überlebenden Organisationen 
sogar jene Arbeit zu übernehmen zögerten, die nur mit den Begleiterschei
nungen des Krieges zu tun hatte und die Bekämpfung der vom Kriege her
vorgerufenen Notlage bezweckte. 

Eine Zusammenfassung des Eindruckes, den man aus diesem ersten 
Arbeiterblatt der Kriegszeit gewinnt, zeigt als dessen Leitmotiv das Streben, 
im Hinblick auf die Nöte des Krieges und zu deren Abschwächung, den Or
ganisationstrieb innerhalb der Arbeiterschaft neu zu beleben. 

Der zweite Versuch, ein legales Arbeiterblatt, die „N a s c h a Gaset a" 
(17), zu begründen, wurde etwa fünf Monate, nachdem der „Ssew. Goi." ein
gegangen war, in Ssaratow, einer der größten Städte des Wolgagebietes, 
unternommen. Von diesem Wochenblatt, das nur 8 Nummern erlebte, ist mir 
einzig die erste, vom 8. VIII. 1916, zugänglich geworden, die bloß einen 
„Die Verantwortung" überschriebenen und übrigens fast zur Gänze der Zensur 
zum Opfer gefallenen Artikel enthält. Das Blatt stand, wie es scheint, den 
bolschewistischen Kreisen näher, und war, soweit dem etwas jüngeren „Nasch 
Goloss" (19) zu entnehmen, internationalistisch orientiert. 

Etwa gleichzeitig entstanden zwei weitere Arbeiterblätter: das Petro
grader "Utro" (22), das nach der zweiten Nummer sistiert wurde, und 
,,Nasch Go los s" (19), das die weitaus bedeutendste Rolle gespielt hat. 

Die Gesamtlage hatte im August 1915 gegenüber der Zeit fünf Monate 
zuvor bedeutsame Änderung erfahren. Unter dem Eindrucke der Sommer
niederlagen in Galizien stieg die Aktivität der bürgerlichen Schichten, die 
einerseits nicht gerne das Eroberte verlorengehen und andererseits bereits 
wichtigste Zentren Kernrußlands vom Feinde bedrolit sahen. Es war keine 
„umstürzlerische" Stimmung, die sich jetzt dieser Kreise bemächtigte, sondern 
die bloß „oppositionelle", in der "vaterländischen Sorge" wurzelnde Über
zeugung: der Krieg werde ohne genügende Kraft und Sachkunde von einer 
Bureaukratie geführt, die nicht so sehr eine militärische Niederlage als den 
Sieg der liberalen Strömungen im eigenen Lande befürchte. Auch liefen 
Gerüchte um, wonaQ..h die höchst einflußreichen reaktionären Kreise einen 
Separatfrieden mit Deutschland anstrebten. Einen solchen wollten jedoch die 
liberalen Imperialisten keineswegs zugeben; und wenn diese überhaupt sich 
gegen den Zarismus erheben sollten, so, wenn dieser tatsächlich solchen 
,;Friedensbestrebungen" zustimmte. Diese Stimmung zeitigte eine gewisse 
Abspannung der Reaktion. Die in den Kriegsindustriekomitees gesammelten 
industriellen Kreise ebensowohl wie die hochbesteuerten Vertreter der Stadt
gemeinden wagten ihre Stimmen lauter zu erheben und forderten mit Erfolg 
die Einberufung der Duma. In l{egierungskreisen zeigte sich eine gewisse 
Unentschlossenheit, die verschiedene, meist völlig unbegründete Gerüchte 
und Hoffnungen veranlaßte, bis endlich die Unklarheit der Lage im Rück-
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tritt des senilen GoREMYKIN von der Ministerpräsidentschaft und seiner 
Ersetzung durch den reaktionären Bureaukraten STtlRMER ihre Lösung fand. 

Die geschilderte Unruhe anf der politischen Bühne fand ihr Gegenstück 
im Moskauer Pogrom gegen deutsche und nicht-deutsche Firmen, Dann 
folgten Unruhen in verschiedenen Teilen Rußlands infolge des Mangels an 
Scheidemünzen. Die aufgeklärten Arbeiter suchten dem reaktionären, teil
weise durch Provokation hervorgerufenen Pogrom entgegenzuwirken. Und 
der redaktionelle Artikel des „Utro" vom 19. VIII. 1915, -mit dem bezeich
nenden Titel „Ruhe, Kraft, Organisation", hält den Augenblick für angebracht, 
,, ... die Stimmung der Massen durch Versammlungen in allen Werkstätten 
und Fabriken zu vereinheitlichen . . ., ein Arbeiterkomitee zur Beruhigung 
der aufgeregten Arbeitermassen zu wählen . . ., vom Gemeinderat V ersamm
lungs- und Arbeitsräume für dieses Komitee zu verlangen. Zurückhaltung, 
die Wahrung eigener Kraft, Verachtung der Provokationen von außen her, 
Warnung der Arbeitermassen vor blindem Zorn und Racheausbrüchen, Ruhe, 
klares Bewußtsein der eigenen Macht , ., Verständnis für die Geschehnisse, 
die sozial-politischen Verhältnisse, die näheren Aufgaben und die Endziele, 
die Organisation, das Zusammenfassen der zerstreuten Massen in ein mächtiges 
Ganzes, die Ausnützung jedes Weges und jeder Gelegenheit zurVereinigung 
- dies ist der Weg, den die russische Arbeiterschaft beschreiten wird." 
Praktische Wirkungen hat dieses Programm nicht gehabt, aber für die Stim
mung des Augenblicks ist es sehr charakteristisch. 

:Neben dieser Erregtheit der breiten Schichten ist aber auch eine andere 
Erscheinung zu verzeichnen: das unzweifelhafte Erwachen der Arbeiter zu 
politischer und organisatorischer Betätigung. Wie immer man die Stim
mungen beurteilen mag, die sich in einem Teile der erwachenden Massen 
geltend machen und von denen noch später die Rede sein wird. - Eins ist 
sicher, der tote Punkt war überwunden. ,,Haben es die Arbeiter im ersten 
Kriegsjahre unterlassen, ihr Recht auf Organisation zu behaupten, so ist es 
jetzt anders geworden", heißt es im „ Utro" (Nr. 1), der zugleich von leb
haften Erörterungen unter den Metall- und Textilarbeitern über die Not
wendigkeit einer Wiederherstellung der Gewerkschaften berichtet und diese 
Bestrebungen zum Ausgangspunkt einer breiten allgemeinen Bewegung. im 
Interesse des Koalitionsrechtes zu machen sucht. 

Es scheint, daß „ Utro" von hier aus auch die Frage eine-r Beteiligung 
an den Kriegsindustriekomitees gestellt hat. Die betreffenden Ausführungen 
sind insofern interessant, als sie die erste Phase der Frage widerspiegeln. 
Zunächst aber kurze Bemerkungen über Wesen und Entstehungsgeschichte 
dieser Organisationen. 

Dem erwähnten Charakter der bürgerlichen Bewegung jener Zeit ent
sprach auch ihre organisatorische Form. Da in den Niederlagen in hohem 
Masse die industrielle und technische Rückständigkeit Rußlands zum Aus
druck kam, so wurde auch die Organisation der Industrie, die industrielle 
:Mobilmachung zum Ausgangspunkt der neuen Bewegung. In der Über-
türzung der ersten Zeit dachte man sogar an vollständige Umgestaltung 
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der Industrie, wobei alles den Kriegsbedürfnissen angepaßt werden sollte . 
• Die Bedürfnisse des Marktes und der Privaten sind in den Hintergrund zu 
schieben - schrieb damals das Leihorgan der Moskauer Industriellen mit 
RJABUSCHINSKY als Führer -, jede für den Krieg notwendige Unternehmung 
soll durch die Maschinen jener Unternehmungen verstärkt werden, die für 
die Verteidigung nicht arbeiten. Alle Arbeiter sollen mobilgemacht, in 
Kriegszustand überführt und in jene Werke abgeordnet werden, wo sie nötig 
sind, da heutzutage die Arbeit an der Arbeitsbank ebenso verantwortungs
voll und unentbehrlich ist wie die Wacht auf den Vorposten" (,,Utro Rossii", 
23. V. 1915, abgedruckt im „Jahrbuche des Tageblattes Rjetsch" 1915 
s. 472 f.). 

Schließlich wurde man jedoch etwas gemäßigter, gab den Gedanken an 
eine allumfassende Mobilmachung der gesamten Industrie auf und beschränkte 
die Aufgabe auf die Munitionserzeugung, in der bekanntlich SucH0MLIN0W 
völlig versagte, die er aber auf alle Art der Kontrolle und Mitarbeit der 
,,Gesellschaft", der Reichsduma und der Industriellenorganisationen · entzog. 
Der IX. Tag der Industrie- und Handelsvertreter (26.-29. V. 1915) ,,rief 
die rnssische Industrie zur Vereinigung und zur gemeinschaftlichen Arbeit 
im Dienste der Kriegsbedürfnisse auf". Die provinzialen Handtls- und In
dustrievereinigungen wurden aufgefordert, Distriktskomitees zu bilden, die 
untersuchen sollten, inwieweit es möglich sei, die vorhandenen Unternehmungen 
in den Dienst der Heereslieferungen zu stellen, um sodann die Tätigkeit 
aller Werke in dieser Richtung zu regulieren. Um diese Arbeit der Distrikts-

. komitees zu koordinieren, beschloß der Kongreß ein Zentralkomitee in Petro
grad zu errichten und betraute mit dessen Bildung die "Ass o c i a t i o n de 
l'industrie et du commerce de laRussie". Diese Kampforganisation 
der russischen Industriellen sollte auch für Hinzuziehung von technisch• 
wissenschaftlichen Kräften, Vertretern verschiedener Handels- und Industrie
vereinigungen, der Eisenbahn- und der Schiffahrtsgesellschaften sowie der 
Landes- und Städteverbände zum Komitee und ebenso für die Aufteilung 
der Aufträge und Bestellungen unter die lokalen Komitees sorgen (ebenda 
s. 473/75). 

Am 25. VII. 1915 fand in Petrograd die erste Tagung der Kriegsindustrie
komitees statt. Hier wurde die ausführliche Instruktion abgefaßt, die später ge
setzliche ,Sanktion erhielt. Als Ziel des Komitees wurde im Art. 1 die „Mit
hilfe bei der Versorgung des Heeres und der Flotte mit allen notwendigen 
Ausrüstungs- und Ernährungsmitteln" festgelegt. Nach Art. 2 setzt sich das 
Zentralkomitee zusammen aus: dem Präsidenten und Vizepräsidenten, welche 
der Kongreß der Kriegskomitees ernennt; ferner aus : 10 Vertretern der 
,;Association de l'indnstrie et du commerce", je 3 Vertretern der Landeskriegs
komitees, den Vorsitzenden der Abteilungen des Zentralkomitees, je 3 Ver

,tretern des Städte• und Semstwoverbandes, je 2 Vertretern der Petrograder 
und Moskauer Stadtverwaltung, den Vertretern der Ressortregierungsämter, 
5- Vertretern des Komitees der technischen Hilfe, 2 Vertretern der Reichs
Land wirtschaftskammer, 10 Vertretern der Arbeiters'chaft und endlich -
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höchstens 8 - weiter zu kooptierenden Mitgliedern. Die westeuropäische 
Erfahrung hat.te gelehrt, daß die „Union sacree", der „Burgfrieden" und wie 
sonst die Mobilisierung des bürgerlichen Lebens bezeichnet werden mag, ohne 
Hilfe der A1beiter nicht vom Fleck kommen könne, und anderseits, daß die 
Arbeiterklasse mit ihrem Organisationsgeist, ihrem Disziplingefühl und ihrer 
Treue für .die Sache, die sie als ihre eigene ansieht, sich gar nicht schlecht 
auch für die „nationalen Aufgaben" ausnützen lasse 1) •. Der Vorsitzende des 
Zentralkomitees, der bekannte Oktobristenführer und Industrielle GuTSCHKOW, 
lud die Arbeitervertreter im Versicherungsrat und in den Petrograder Kran
kenkassen zu einer Beratung der Frage ein: wie die Vertretung der Arbeiter
schaft im Zentral- und im Petrograder Landeskomitee zu organisieren sei. 
Nur wenige aber folgten dieser Einladung; die große Mehrheit lehnte sie. mit 
der Motivierung ab, daß sie ein Mandat nur für Versicherungsangelegenheiten 
besitze und für die fraglichen Verhandlungen daher unzuständig sei. Zunächst 
wollten die Unternehmer, die Arbeitervertreter für das Kriegsindustriekomitee 
durch die Krankenkassen ernennen lassen, dann aber verzichteten sie darauf: 
einerseits wegen ihrer ablehnenden Haltung und anderseits aus Angst vor 
Ausdehnung ihres Wirkungskreises (,,Utro", Nr. 2). So entschied man sich 
denn für das Wahlprinzip. Ein Aufruf an die Arbeiterschaft wurde erlassen, 
der ·u. a. besagte: ,,Es ist dringend notwendig, unsere Rüstung zu steigern. 
Den Feind macht seine technische Macht stark; diese Macht schufen ein
mütig die hochentwickelte Industrie und die gemeinschaftliche Arbeit des 
gesamten Volks ohne Unterschied der politischen Partei und sozialen Klasse. 
Den Feind, der sich die ganze Welt zu unterwerfen und dem russischen Volk 
das Joch schmählicher Abhängigkeit aufzuerlegen sucht, werden wir nur 

1) ,,Wie ist die Mobilmachung der Industrie ohne diejenige aller tech
nischen und arbeitenden Kräfte durchzuführen?" fragte auf dem Kongresse 
W. J. KowALEWSKY, der ehemalige Bureaukrat und jetzige Vertreter von 
speziell zum Ziele der technischen Kriegsförderung geschaffenen Organisa
tionen. ,,Freilich sind die Arbeiter nicht weniger patriotisch gesinnt als wir, 
sie lassen aber jene Begeisterung, jene Munterkeit vermissen, die die Muskeln 
leistungs·fähiger macht, jenen festen Willen, der die Muskelarbeit so frucht
bar macht." Der langen Rede kurzer Sinn war aber: daß die Arbeiter sich 
mit den heuchlerischen Reden von der heiligen Einigkeit usw. nicht zu
friedengeben wollten und mißtrauisch blieben. 

K. selbst zufolge sagten sie: "Beseitigen Sie doch für die Dauer des 
Krieges alle die Hindernisse, die die Arbeit hemmen und es nicht zulassen, 
an dieser nationalen Begeisterung teilzunehmen." (Verhandlungen des Kon· 
gresses der Kr. I. K.-Vertreter, 25.-27. VII. 1915, S. 46). Dieses Miß
trauen sollte eben durch die "psychologisch motivierte" Einladung der Arbeiter
vert,reter in die Kr. I. K. beseitigt werden (ebenda S. 48). Oder, wie (ebenda 
S. 61) N. SEMENOFF sagte: Die Beteiligung der Arbeiterschaft ist so not
wendig, "weil es dann keine falschen Gerüchte, keine Verdächtigungen, keinen 
Mangel an Vertrauen geben wird, das in diesem furchtbaren Augenblick so 
not tut und dessen Mangel uns zugrunde richten kann." 
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besiegen können, wenn wir ihm eine gleiche Vereinigung der sozialen Kräfte 
und der Mittel der Technik entgegenzustellen vermögen" (ebenda S. 47!!). 
Die Wahlen sollten auf die vier größeren Industriestädte (?) beschränkt bleiben 
und an ihnen nur die Arbeiter jener Unternehmungen teilnehmen, die für 
die Landesverteidigung arbeiteten. Selbstverständlich sollte indirekt gewählt 
werden und auf je 500 Arbeiter ein W ahlmaun entfallen. Die ·so zustande 
gekommene städtische Wahlmännerversammlung sollte sodann die Komitee
delegierten bestimmen. Später entschied man sich, die Arbeiterschaft auch 
anderer Gegenden für die Teilnahme an den lokalen Kriegskomitees zu ge
winnen. Nicht überall aber war das Verhalten der Industriellen und Regie
rungsorgane zu der Arbeiterbeteiligung gleich„ wohlwollend" und der Ssarna
raer „Nasch Goloss" weiß darüber manches Interessante zu berichten. 

"Auf diese Weise - lesen wir im "Utro" (Nr. 2: ,,Von Reden zur Tat") 
- wurde die Frage der K. I. K. für die Arbeiter gelöst. Wie stellten sich 
aber die Arbeiter s e b s t zu ihr? In den Arbeiterkreisen obwalten sehr ver
schiedene Auffassungen, die Arbeitermassen aber kümmern sich gar nicht 
um die Sache und haben keine bestimmte Meinung". Die erste Nummer des 
Blattes legt nun die verschiedenen Auffassungen unter den aufgeklärteren 
Arbeitern dar. Danach lehnten die einen die Vorschläge des Zehnerkommitees 
schroff ab, weil die Arbeiter mit ihm nichts gemein hätten, da schon ihre 
Stellungnahme zu der von GUTSCRKOW und KoN0WALOFF geleiteten Aktion 
von Grund aus verschieden sei, d. h. daß sie den Verteidigungsstandpunkt selbst 
verwerfen und international seien. Andere verhielten sich ,auch vom Ver
teidigungsstandpunkte aus der Arbeit der Kriegskomitees gegenüber höchst 
skeptisch, die von GuTSCRK0W selbst "vielleicht eine letzte Täuschung" 
genannt wurden und für die und ihren eventuellen Mißerfolg man keine 
Verantwortung übernehmen dürfe. Eine weitere Ansi<-ht geht dahin, daß 
man „unabhängig von der Beantwortung der allgemeinen Frage über die 
Landesverteidigung" sich für die Beteiligung aussprechen könne, "um e i g e n e 
Interessen schützen zu können", die vielfach von der Tätigkeit der 
Kriegskomitees berührt würden. So mit Bezug auf den Arbeiterschutz, die 

· Einfuhr auslä.ndischer Arbeiter, die Militarisierung der Industrie usw., wozu 
noch allgemeinere Aufgaben, wie Bekämpfung der Teuerung, Flüchtlings
fürsorge usw., kämen. Die Redaktion des "Utro" wollte seine Spalten einer 
eingehenden Diskm„sion eröffnen, ohne deren Ergebnisse . vorwegzunehmen 
und ,sofort ihren eigenen Standpunkt zu formulieren. Da aber das Blatt 
nach seiner zweiten Nummer eingestellt wurde, so blieb diese Absicht unaus
geführt. Von den Diskussionsartikeln erschien nur der eines bekannten Ge
werkschaftlers. Dieser glaubte, die Stellungnahme zur Landesverteidigung 
sei. im konkreten Falle nicht bestimmend. "Die K. I. K. sind keineswegs 
bloß kriegstechnische Einrichtungen, sie sind nicht als Industriegesellschaften 
anzusehen, die mit Erzeugung der Munition beschäftigt sind . . . Die Aus-, 
schüsse sind als Ausfluß zu betrachten des in die beunruhigten bürgerlichen 
Schichten eingedrungenen Verständnisses :für die Unzulänglichkeit der leiten
den politischen Kreise und als Versuch, die Ordnung zu erhalten und jene 
Elemente zu ersetzen, die nunmehr von der Geschichte als untauglich be-
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zeichnet worden Wenn die alten Gebäude krachen und brechen, die 
Wände des alten Hauses mit drohender Geschwindigkeit auseinanderfallen, 
so beeilen sich verschiedene soziale Kreise, eigene Organisationen und Tätig
keitsorgane zu schaffen." Der Verf. will aber die Arbeiterschaft aus diesem 
Mobilmachungsprozesse der sozialen Kräfte nicht ausgeschaltet wissen. "Ist 
es nicht notwendig, - fragt er - an dieser Mobilmachung teilzunehmen, 
zur Organisierungsarheit zu mahnen und eigene Kräfte zu sammeln, um die 
Organisierung anderer Schichten zu beeinflussen?" Dies sei der springende 
Punkt. ,,Man braucht nicht die Nachbarschaft von BUBLIK0FF und KoN0· 
WAL0FF zu fürchten. Wird die Arbeitervertretung (von der Arbeiterschaft 
im Lande) unterstützt, so wird sie stark genug sein, um das eigene Gesicht 
zu wahren." Und er schließt mit den Worten: ,,Wir sollen fest und ent
schlossen sagen, daß die Arbeiter nicht nur dann in die K. I. K. eintreten 
werden, wenn die Unternehmerschaft ihnen vorsichtig das Tor öffnet, sondern 
auch wenn dieses Tor geschlosAen bleibt und die schwieligen Hände selbst 
die schweren Schlösser werden aufbrechen müssen." 

Immer auf die Ausdehnung der Organisierung der Arbeiterschaft bedacht, 
entwerfen die Mitarbeiter des „Utro" eiuen umfangreichen Plan vorbereiten
der Tätigkeit. ,,Alle entstehenden Fragen sollen vor den Wahlen, nicht aber 
von den gewählten Vertretern beantwortet werden. Es ist auch nicht er
wünscht, die Entscheidung den ein z e 1 n e n Städten zu überlassen. Die 
Fragen dürfen und müssen von der gesamten Arbeiterklasse beantwortet 
werden." Daher spezielle Versammlungen in allen Städten, in Werkstätten 
und Fabriken und dann der allgemeine Arbeiterkongress, als letzte Instanz 
zur Entscheidung und für Ausarbeitung eines Programms für die eventuell 
zu wählenden Vertreter. ,,Meinen es aber die Industriekommit.ees und ihre 
Führer ernst, so sollen sie ihre Vorkehrungen treffen, um alle Hindernisse 
dieser Versammlungen _und des Kongresses aus dem Wege zu räumen." 

Während in Petrograd die Frage noch ihrer Entscheidung harrte, wurden 
in Charjkoff von einem Teile der Arbeiter schon sehr bestimmte Schritte 
getan. Am 2. VIII. 1915 fand hier eine zahlreiche Arbeiterversammlung 
mit ziemlich freier Debatte statt (,,Utro" ~r. 1). In ihr wurde eine Reso
lution angenommen im Sinne der "Initiative zur Errichtung einer Arbeiter
organisation mit der Aufgabe, die Landesverteidigung zu fördern". Die von 
der Versammlung ernannte Kommission sollte im Einverständnis mit allen 
Arbeiterorganisationen eine Generalversammlung der Charjkower Arbeiter
schaft einberufen, ferner die der Landesverteidigung abträglichen V9rgänge 
in den gewerblichen Unternehmungen feststellen und sie dem Cbarjkower 
K. 1. K., den Dumaabgeordneten usw. zur Kenntnis bringen. Sie sollqi auch 
aus den Reihen der Vereinigung provisorische Vertreter in das K. I. K. ent
senden, endlich Vorschläge für Maßnahmen zur Schlichtung von Arbeiter
streitigkeiten ausarbeiten und gemeinsam mit anderen Arbeiterorganisationen 
sowie der Charjkower Gemeindeverwaltung einen Arbeitsnachweis errichten. 
Dieselbe Versammlung beschloß auch die Bildung eines städtischen Arbeiter
hilfskomitees für die Arbeiterflüchtlinge und einer Kommission zur Bekämp· 
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fung der Teuerung. - Wir werden noch weiter sehen, wie in einigen Städten 
die Entstehung selbst der Kriegskomitees der Anregung der Arbeiterschaft 
zu verdanken war. 

Zeugen diese Vorgänge von einer ziemlich regen Initiative, so auch 
davon, daß diese gewisse Belebung im Fahrwasser der Arbeiterbewegung, 
wenigstens insofern sie sich auf legalem Boden und in legalen Formen 
äußerte, sich sozialpatriotisch zu färben begann. In der zweitgenannten Tat• 
sache tritt der Eindruck der Niederlagen zutage, der also nichts mit dem 
gemein hat, was die Mehrheitspolitiker für die Friedensstimmung der Ar• 
beiterschaft in den feindlichen ;Ländern davon erwarten. 

nUtro" machte diese Umlernung nicht mit. Der einzige von der•Zensur 
teilweise durchgelassene Leitartikel brachte ihr Bekenntnis ,.zur selbstän• 
digen Arbeiterpolitik, wie sie heute von .den verantwortlichen Elementen der 
Demokratie aufgefaßt wird", - wobei unter diesen Elementen wohl .die 
sozialdemokratische Dumafraktion zu verstehen ist. In demselben Artikel 
wurde auch freudig der Prozeß festgestellt, der „sich auf der europäischen 
Bühne überhaupt, wie innerhalb den verschiedenen Staaten insbesondere be• 
merkbar macht. Haben die erschütternden Kriegsereignisse die Welt
demokratie stark getroffen und sie samt ihren nationalen Sektionen schwer 
zerrüttet, . . . so wurden doch auch gesundil, prinzipientreue Elemente 
wirksam, indem sie ihre Kräfte sammelten und sich neue reale Aufgaben 
stellen". Mit diesem etwas vagen Bekenntnis zum Internationalismus glaubt 
aber„Utro": ,,sie werde nur besser ihrem eigenen Standpunkte dienen", wenn 
sie ihre Spalten auch Andersdenkenden offenhalte, insofern sie „von den 
Übertreibungen und Lastern der heutigen Atmosphäre frei seien". Das soll 
etwa heißen, daß das Blatt gegen jede Splitterung sei und daß es auch Bei
träge von „Oboronzy", d. h. Anhängern des Verteidigungsstandpunktes (,,Nascha 
Sarja") dulden werde. 

Neben der Aufgabe, an der Ausarbeitung der prinzipiellen Stellungnahme 
teilzunehmen, bezielte „Utro" noch eine andere, nämlich „die allseitige Mit
wirkung · an der Wiederherstellung und Entwickelung der Arbeiterorganisa• 
tionen, sowie ihrer sozialpolitischen Selbstbetätigung". Sie wollte organisie
rendes Zentrum hierfür werden. Unter diesem Gesichtspunkt verdienen die 
interessanten Kundgebungen für das Blatt in Nr. 2 Erwähnung. "Wir 
arbeiten in kleinen Werkstätten," schreibt eine Gruppe von Zimmerern und 
Parkettarbeitern. "Seitdem unsere Organisationen zertrümmert sind, haben 
wir keine Verbindungen mehr (mit den Parteigenossen) und können keine 
Gelegenheit finden, der Arbeitersache zu dienen. Das ganze Jahr durch 
waren wir gezwungen, dem blutigen Weltdrama passiv zuzuschauen. Nun 
hören wir freudigst, daß die Fabrikarbeiter wieder energisch an der Wieder· 
herstellung der vt>rmittelnden Organisationen sind. Wir beglückwünschen 
Sie, teure Genossen, und bitten, uns die Möglichkeit zu geben, uns mit der 
Masse der unerschrockenen Kämpfer zu vereinigen und mit ihnen .alles zu 
teilen, was die Zukunft bereitet." 

• • .. 
Archiv f. Geschichte d. So,;ialismus U:, hrsg. v. Grilnberg, 26 
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Pas dritte der von denselben Kreisen, wie die beiden besprochenen, ge
leiteten Petrograder Blätter, "Rabotscheje Utro" (20) sollte schon im 
September 1915 erscheinen. Die von der Zensur und Regierung bereiteten 
„außerordentlichen Schwierigkeiten" verzögerten aber die Herausbringung 
der 1. Nummer bis zum 15. X. 1915. Nach der 7. Nummer wurde die 
Zeitung sistiert. Ihr kurzer Lebenslauf fiel mit dem längeren des Ssamara
organs derselben Richtung „Nasch Goloss" zusammen, das sich aber viel freier 
bewegen konnte und daher in jeder Beziehung viel inhaltsreicher ist. Ich 
begnüge mich daher hier mit einer allgemeinen Charakteristik des „Rab. Utro" 
und werde die. weitere Besprechung mit der des „Nasch Goloss" (19) ver
binden. Am „Rah. Utro" nun ist am interessantesten, daß in ihm zweifellos 
die „sozial-nationale" Richtung die Oberhand gewann. Freilich hatte keines 
der früher besprochenen Blätter so viel Zensurflecke aufzuweisen wie „Rah. 
Utro", die zugelassenen Artikel aber sind, sofern sie die heiklen Fragen 
überhaupt berühren, insgesamt ausgesprochen und ohne jeden redaktionellen 
Vorbehalt sozial-pat,iotischen Charakters. Sie sind auch meist mit den uns 
schon aus „Nascha Sarja" bekannten Namen, denen wir noch in „Samo
saschtita". begegnen werden, signiert. Auch sonst herrscht in d!;ln Spalten 
des „Rah. Utro" der Geist des Opportunismus. Das Blatt erblickte den augen
blicklichen politischen Mittelpunkt im Kampf der Bourgeoisie, die sich um 
den progressiven Block sammelte. In der Stellung, die es ihm gegenüber 
einnahm, war aber wenig von revolutionärem und sozialistischem Geist zu 
spüren. MARTOFF, den man gewiss nicht der Voreingenommenheit gegen
über diesem publizistischen Unternehmen der Petrograder Anhänger des 
Augustblockes beschuldigen kann, kennzeichnete dessen politische Richtlinien 
folgendermaßen: ,,Die Verkennung des imperialistischen Wesens der Ver
einigung der Bürgerlichen im progressiven Block, die Verkennung der Tat
sache, daß er nicht nur an der Überwälzung der Kriegslasten auf die 
Schultern der Unbemittelten, sondern auch an der Verlängerung des Krieges 
11elbst und der Niederhaltung jeder Bewegung zugunsten einer Einstellung 
der Schlächterei und an der militärischen und chauvinistischen Aufhetzung 
interessiert ist, führt zur Tendenz, die Selbständigkeit der sozialistisch
demokratischen Stellung zum Kampf des Blockes gegen die Reaktion auf den 
Kampf gegen die politische Beschränktheit und den antidemokratischen 
Charakter des Blockes zu begrenzen" - statt die prinzipiell-selbständige 
Linie auf dem Gebiete der aus auswärtigen Politik einzuhalten und sich 
scharf von dem Verteidigungsstandpunkte des progressiven Blockes zu 
scheiden ("Iswestija" 3, S. 5 „Der Kampf der Teodenzen im Augustblocke") 1). 

1) MARTOFF schildert (ebenda) die damaligen Verhältnisse in den Reihen 
des Augnstblocks. "Der Aufstieg erm9glichte den V,erteidigungsstimmungen 
im Augustblock, sich politisch zu formieren, und schuf dadurch die Voraus
setzung für eine aktive Politik, die sich auf das Bekenntnis zum Kriege 
stützt und die aktive Beteiligung des Proletariats an der Fortsetzung des 
Krieges und am Kampfe für die Anpassung des Staatsmechanismus an diese 
Aufgabe herbeiführt. Wenn diese Verteidigungspolitik noch nicht zu vollendeten 
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Die bisher besprochenen Blätter erschienen sämtlich in Petrograd und 
litten ungeheuer unter der Präventivzensur. Insofern war die Lage des in 
Ssamara heraus.gegebenen „Nasch Goloss" günstiger'), der sich noch eines 
weiteren Vorteiles erfreuen konnte. Es war nämlich im besonderen ll1aße 
ein Arbeiterblatt, nicht von den Zentralinstanzen, sondern vielmehr von den 

. · - meist aus den beiden Hauptstädten ausgewiesenen - geschulten Arbeitern 
gegründet. Anfänglich wollte es bloß den lokalen Bedürfnissen der Bewe• 
gung dienen. Die erste Nummer erschien in 2U00 Exemplaren, wovon nur 
etwa 1/s außerhalb Ssamaras und dabei noch größtenteils in anderen Stäqten 
des Wolgagebietes abges~tzt wur1le. Dann aber ward „Nasch Goloss" allmäh
lich zum Organe einer Arbeiterrichtung ganz Rußlands. Von der 10. Nummer 
wurden schon 11000, von der 20ten 15 000, von der 21ten 19 5110 Exemplare 
gedruckt, von denen in Ssamara selbst nur etwa 1 500 blieben. Das Blatt 
wurde in 260 Ortschaften gelesen und enthielt in Nr. 1-25: 323 Korrespon
denzen aus 76 Orten, sowie 150 Glückwünsche, worunter 140 von Arbeiter• 
gruppen und nur 10 von Intellektuellen- und gemischten Gruppen; während 
der 7 Monate, über die die 25 Nummern sich erstrecken, wurden zur Unter• 
stützung des Blattes von den Arbeitern verschiedener Gegenden 2896 Rubel 
aufgebracht - lauter Zahlen, die dem westeuropltischen Leser nicht besonders 
auffallen mögen, die jedoch eine rege und wachsende Verbindung mit den 
Arbeitermassen bezeugen. Und dies macht die Schwankungen und Wand
lungen des Blattes besonders interessant. Denn sie vermitteln uns vielleicht 

und konsequenten Formen gelangt ist •.. , so treten doch ihre Grundlinien 
schon deutlich genug her~or. Indes ist, wie es scheint, die Energie der Inter~ 
nationalisten innerhalb des Augustblocks durch den plötzlichen politischen 
.Aufstieg, der unter der Fahne der Volksverteidigung seinen Anfang nahm, 
gelähmt worden ..• Dem Programm der Anhänger der Verteidigung in bezug 
auf die Ausnützung der revolutionären Lage beeilen sie sich nicht, ein eben 
so entschiedenes Programm eigener Ausnützung im Geiste der internatio• 
nalistischen Kampfpolitik entgegenzustellen, die mit den Erklärungen der 
Dumafraktion und der .Abordnung auf dem ·Moskauer Julikongreß (zur Be• 
kämpfung der Teuerung) eingeleitet wurde. 

Die angezogene Erklärung der Arbeiterordnung auf dem letztgenannten 
Kongreß schloß mit den Worten: .Unser Banner ist das Banner der Eini
gung der Arbeiter aller Lltnder. · Die Organisation der Kriegführung ist" nicht 
unsere Aufgabe. Unsere Aufgabe ist die Verwirklichung des Friedens durch 
Festigung der internationalen proletarischen Einigkeit." Vgl. "Bulletin -für 
die l(ntern.) S(oz.) K(ommission) zu Bern~, Nr. 2, S. 7. 

1) Das soll nicht besagen, daß das Blatt unbehelligt erscheinen konnte: 
auch ihm blieben Haussuchungen, Verhaftungen, G«;ldstrafen nicht erspart. 
So büßte es eine Geldstrafe von 200 Rubel, weil es eine Reihe - angeblich 
militärische Angelegenheiten behandelnder - Artikel nicht der Militärzensur 
vorgelegt hatte, darunter auch die Wiedergabe der Erklltrung des .Abgeord• 
neten PAUL HIRSCH im Preußischen Landtage vom 7. I. 1916 (Nr. 15, 
31. I. 1916). 
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das Bild von den Geistesbewegungen wenigstens eines Teils der russit<chen 
Arbeiterschaft im Zeitraum der 8 Monate; und ist diese Frist an sich nicht 
lang, so zählen doch im Kriege Monate für Jahre. 

,,Nasch Goloss" bringt reiches Material über die sehr interessanten Wahl
kämpfe für die Kriegsindustriekomitees. Seit den Dumawahlen von 1912 war 
es beinahe die erste organische Massenk_ampagne und sie verlief auch sehr 
bewegt. ,,In einer ganzen Reihe von Städten fanden die Ver~ammlungen 
unter unmittelbarem Einflusse der Arbeitermassen unter viel günstigeren 
Verhältnissen statt als die Dumawahlen, die doch nach derselben verkrüppel
ten Wahlordnung vollzogen wurden, und das Perzentualverhältnis der Wahl
beteiligung gar war bedeutend höher ... , trotz der unglefohen Bedeutung 
von Reichsduma und Kriegsindustriekomitees" (H. lWANOFF, Der Triumph 
der aktiven Politik, in Nr. 12, 8. XII. 191ö). 

Ich will nun die Vorgänge in Petrograd und Moskau · ausführlicher 
schildern. Aber auch das politische Leben der Provinzarbeiterschaft verdient 
Betrachtung und zu solcher bietet Ssamara dank dem verhältnismäßig langen 
Bestande des dortigen Arbeiterblattes die beste Gelegenheit, trotzdem Ssamara 
auf keirie vorherrse.hende Stellung in der russischen Industrie Anspruch er
heben kann, da Charjkoff, Kijeff usw. in dieser Hinsicht sicherlich mehr 
Bedeutung zukommt. 

An der Petrograder Wahlkampagne hatten die breitesten Kreise der 
Arbeiterschaft teilgenommen und 

I 
die Zahl der Wählenden war perzentuell 

sehr hoch (Nasch Goloss, Nr. 5). Den Wahlen gingen Werkstättenversamm
lungen voraus, die aber wegen des Widerstandes der Fabrikverwaltungen 
nicht überall zustande kommen konnten {ebenda Nr. 4). Das Bild dieser 
Versammlungen vergegenwärtigt vielleicht folgender in Nr. 3 von .,Nasch 
Goloss" reproduzierter Bericht des radikalen Blattes „Djenj" über eine am 
12. IX. 1910 auf dem Werk „Neuleißner" abgehaltene Versammlung, für 
welche die Verwaltung eine der größeren Werkstätten angewiesen hatte, wo 
für die Redner eine Tribüne und für den Vorstand ein Tisch bereitgestellt 
war. "Kurz, den Arbeitern waren Bequemlichkeiten gewährt, wie schon seit 
langem nicht", da ihnen ja die Abhaltung öffentlicher politischer Versamm
lungen seit dem Verklingen der Revolution einfach unmöglich gewesen war. 
Unter den Rednern waren Vertreter der „Bol~chewiki", "Menschewiki" und 
,,Volkstümler", d. h. Sozialistenrevolutionären. Für die Wahl einer Kommis
sion zur Abstimmungskontrolle stellten die beiden letzteren Gruppen zusammen 
und die B9lschewikije eine Liste auf. Die Aufnahme der Kandidaten- der 
Bolschewiki in die Blockliste wurde abgelehnt und also nur Menschewiki 
und Volkstümler in die Kontrollkommission entsendet. Ebensowenig war 
Übereinstimmung in bez~g auf die Wahlmänner zu erzielen. Schließlich ver
ließ die Bolschewikiminderheit den Saal, da man sie der „Fraktion1:1bestre
bungen" beschuldigte. Leider fehlt es an gleich ausführlichen Berichten über 
andere Versammlungen. Es wird uns mitgeteilt, daß man überall Kontroll
kommissionen wählen wollte, die nicht bloß die Stimmen zählen, sondern 
auch mit der Fabrikverwaltung und mit den Behörden verhandeln sollten. 
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"Man mißt diesen Kommissionen große Bedeutung bei. Die Arbeiter wollen 
sie zu ständigen Eim·ichtungen machen und sie mit den verschiedenen Fragen 
des Arbeiterlebens betrauen." Es handelte sich also um die Schaffung eines 
Surrogates für die fehlenden öffentlichen Organisationen 1), Weiter lesen wir 
noch, daß man sich auch mit dem Gedanken an einen allgemeinen Kongreß 
befaßte, der über die Frage der Beteiligung an den K. I. K. und über die 

· Stellungnahme zum Kriege entscheiden und die Organisierung der russischen 
Arbeiterschaft fördern sollte. 

Am 27. IX. 1915 fand die Versammlung der Wahlmänner statt. ,,Dieser 
Tag schreibt „Nasch Goloss" tNr .. 8, 27. X. 1915) darüher, ist zweifellos ein 
Gedenktag für die ArbeiteJ"bewegung. Schon deshalb, weil es seit den Duma
wahlen (1912) vielleicht die erste Zusammenkunft von Vertretern der Petro
grader Arbeiterschaft war, wenngleich diese Vertretung nur auf Grund eines 
verkrüppelten Wahlrechts gewählt war." Zum Vorsitz der Versammlung 
wurde der ehemalige Vorsitzende des Metallarbeiterverbandes, der Menschewik 
und Sozialpatriot K. GwoSDJOFF berufen. Nach 2stündigen Separatberatungen 
verschiedener Strömungen und nach Ergänzung des Präsidiums durch Vertreter 
anderer Richtungen begannen die Debatten, an denen sich zunächst jede 
Richtung mit je 2 Rednern beteiligte. Alle Redner bekundeten ihre inter, 
nationale Gesinnung, doch trat ihre Mehrheit vollständig sozial-national auf. 
So erklärte der mens11hewistische Redner: ,,Arbeiter aller Länder haben sich 
immer gegen den Krieg gewendet. Alle klassenbewußten Arbeiter sind Inter
nationalisten. Arbeiter dürfen aber nicht bei der Erkenntnis 
stehenbleiben, daß die herrschenden Klassen aller Länder 
am Kriege schuldig seien, Mehr Sc h u I d trägt Deutschland." 
Weiter folgt die bekannte Theorie der „Nascha Sarja" über die ökonomischen 
und politischen Folgen eines Sieges Deutschlands für Europa überhaupt und 
für Rußland, sowie Deutschland insbesondere 2). ,,Es ist für das Proletariat 
keineswegs gleichgültig, wer in diesem Kriege den Sieg davontragen wird. 
Es kann uns nicht gleichgültig lassen, wenn unser Vaterland .. , geschlagen 
wird. Der Feind dringt immer tiefer ins Land." Um ihn aber zurückwerfen 
zu können, bedarf Rußland der Demokratisierung des Staates, da „erst die 
befreitP-n Volksmassen das erwünschte Eude herbeiführen können." Im Kampf 
für die Demokratie dürfe die Arbeiterklasse die Unterstützung seitens anderer 
Klassen nicht ablehnen. Das Proletariat solle die Bourgeoisie in ihrem 
Kampfe (mit dem Zarismus) unterstützen und sie weiterschieben, ohne auf
zuhören, ihre Halbheit rücksichtslos zu kritisieren. Ein Menschewik erklärte: 

1) ,,Die Fabrikverwaltungen und die Polizei bemühten sich eifrig, die 
Kampagne einzuschränken, die ihre Krönung in der Wahlversammlung vom 
27. IX.1!H5 finden sollte. Die Arbeiter nahmen aber die Sache emRter. Sie ver
anstalteten Versammlungen, errichteten spezielle Fabrikkommissionen, zogen 
die Kampagne möglichst in die Länge und nützten sie aus, um ihre Stellung
nahme zur Zarenpolitik im Kriege und zum Kriege selbst zum Ausdruck zu 
bringen." (Soz. Dem., Nr. 53, rn. IV. 1916.) 

2) Vgl. dieses Archiv VII, 64 f. 
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der jetzige Krieg habe kein Präzedens in der Vergangenheit. ,, Wir können 
ihn der alten Schablone nach nicht erfassen, die Taktik ändert sich, unver
ändert bleibt nur das Ideal." Und ein anderer: ,,Für die Entwickelung der 
Internationale ist die Entwickelung der nationalen Parteien unentbehrlich. Die 
Internationale hat nie die Vaterlandeverteidigung abgelehnt. Die russische 
Arbeiterschaft soll daher an der Organisierung des Sieges teilnehmen und 
sie fördern, indem sie nicht in ,unterirdischen' Organisationen steckenbleibt, 
sondern in die Kriegsindustriekomitees eintritt". Ihre Aufgabe in den letzteren 
bestehe darin, ,,öffentlich zu erklären: mit den Geschossen allein könne man 
das Land nicht erretten, dies sei nur durch das freie, sich selbst.regierende 
Volk möglich und daher seien politische Reformen und vor allem die Ein
berufung eines Reichsarbeiterkongresses erforderlich". In gleicher Art begrün
deten die Sozialisten-Revolutionären die Notwendigkeit der Teilnahme an 
den Kriegskomitees, wobei sie von Protestrufen unterbrochen, den „Bolsche~ 
wiki" die Beschuldigung ins Gesicht schleuderten: diese erstrebten die Nieder
lage Rußlands. ,, Unser Vaterland, d. h. die arbeitenden Klassen, ist in 
Gefahr, ruft ein Redner aus. Um aber den äußeren Feind zu besiegen, 
bedürfen wir. günstigerer Verhältnisse innerhalb des Landes, dazu wieder 
der Organisation, und zu diesem Zwecke sind auch die Kriegskomitees aus
zunützen." 

Dieser Bericht zeigt uns also die Menschewisten auf ausgesprochen 
sozial-nationalem Standpunkt 1). Da er nicht aus bolschewistischen Kreisen 
stammt, so ist er auch nicht durch Voreingenommenheit und das Bestreben 
zu erklären: die Menschewisten insgesamt als von der nationalistischen Seuche 
angesteckt darzustellen. Doch sei auf eine Andeutung im Artikel „ Vergeßt 
nicht die Lehren der nahen Vergangenheit!" des "Nasch Goloss" (Nr. 16) 
hingewiesen: die Petrograder menschewistische Gruppe habe etwas andere 
als die tatsächlich zum Ausdruck gelangte Stellungnahme zum Kriege vor
gesehen, diese internationalistischen Elemente der Menschewismus hätten 
aber schließlich "wenn nicht in der wichtigsten Frage der Gegenwart, so in 
den Fragen der Organ i sie rung der breiten Massen" Berührungs
punkte mit den anderen sozial-nationalen gefunden. Die Auffassung dieser 
internationalistischen Elemente aber gibt folgender Aufruf der Petrograder 
Gruppe wieder: 

,, Wir haben jetzt Vertreter in den K1·iegsindustriekomitees. Diese Ko
mitees sind von den llnternehrnern gegründet worden, um den Krieg zu 
fördern, der uns fremd ist. Die Mehrheit diese1· Komitees beste!J,t aus 
unseren Klassen/ einden. • . . Wir Sozialdemokraten menschewistischer Rich-

1) "Sie fühlen sich beleidigt, wenn wir sie als Gegner des Internationalismus 
und Chauvinisten unter der Larve des Sozialismus bezeichnen. Ihre Reden 
in der Versammlung waren aber in dieser Hinsicht so offen, daß es nur zu 
bedauern ist, daß sie nicht stenographiert wurden", schreibt ein Teilnehmer 
der Versammlung im Soz.-Dem. (Nr. 50, 18. II. 16: "Arbeiter. und die Kriegs
Industriekomitees. Brief aus Petrograd.") 
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tung haben beschlossen, da{/ die .drbeiter in diese Komiteea ihre VertretM· 
entsenden sollen; nicht aber, um mit der Bout·geoisie gemei118am 
zu arbeiten, sondern um gegen jeden Versuch, die .dusbeutung eu ver• 
stärken, su pt·otestie·l'en, um die Forderungen der A1·beite1· laut zu verkünden 
. . • V 01· den Wahlen wu1·de eine ReNolutinn 1J01·gelesen, beraten und ange
nommen, und ebenso Instruktionen fiJr die Gewlihlten, .. In ihnen ist gesagt, 
da.ß die Interessen de1· .Arbeiter in allen Llindern die g le ich e n s i n d, 
daß die Arbeiter jeden K1·itg für verwerflich halten, da{/ sie diesen Krieg 
fiJr einen Erobe,·ungs- und Versklavungskrieg halten, daß sie den Ausweg 
nur im Kampfe für den 1/ried~n ohne .Annexionen und fiJr die Freiheit der 
Selbstbestimmung der Nationen sehen . .. In der Resolution ist gesagt, da/J 
die Hauptschuld an diesem Kriege und den Leiden, die ei· gebracht hat, 
bei dem Zarismus liegt. Die Resolution forde1't alle Arbeiter und das ganze 
Volk auf, für den Übergang der Staatsgewalt in die Hände des Volkes, 
für die Einberufung der allgemeinen konstituierenden Volksversammlung, 
für alle p'olitisch:m Freiheiten, fü1· den Achtstundentag, für die Übergabe 
de, Grund und Bodens an die Bauern, für die unverzügliche Aninestie eu 
klimpfen . .. Die Resolution legt die Verantwo,·tung für das, was uns durch 
den Krieg beschieden worden ist, auch a ·uf die B o u ,. g eo i sie, die die 
Regierung unterstüt11t . . . Die Instruktionen sagen klar und unzweideutig, 
dajJ die .Arbeitei· nicht zwecks der. Lande sv e1· t ei dig ung in die 
Komitees gehen, denn fü1· diese übernehmen sie keine Verantwortung ... 
Wir fordern euch auf, ihr möchtet euch um die .Arbeitervertreter in den 
Krieg,industriekomitees vereinigen. Nilt&t diese Vertretung aus, um eim 
gro.ße organisierte Macht zu schaffen, für einen ver s t {l r kt e n Kampf 
gegen die Regierung und gegen die Bou1·geoisie, für den Frie
iun, für die Freiheit, für bessere Bedingungen der Arbeit • .. - Bereitet 
euch zu einem schweren Kampf mit Feinden vor, die außerhalb der Arbeiter
klasse stehen - mit der Regierung, mit der Bourgeoisie . . . Die Organi
sation der Menschewiki ruft euch zum Kampfe für den Frieden, für die 
Freiheit, für dm SoziaU.,mus 1)." 

Ein Vertreter der Sozial-Revolutionären wieder führte nach dem Berichte 
des .Nasch Goloss" ,,die gewöhnliche boykotistische Taktik" durch. 

Der bolschewistische endlich bekiimpfte die sozial-patriotischen Elemente. 
Er beschuldigt~ sie, minder konsequent zu sein wie PLECHAN0FF und dessen 
Anhänger. "Sie (wollten) taktisch die Quadratur des Zirkels, indem sie die 
Verteidigung ihres Landes in einem imperialistischen Kriege, von Koalitionen, 
die sich durch ganz Enropa und Asien ziehen, mit dem revolutionären Kampfe 
in Rußland verquicken . . • Ihre Parole: ,Die Revolution zu Zwecken der 
Landesverteidigung!' (könne) auf die Arbeiterschaft nicht anders als ver
wirrend wirken!" Jede revolutionäre Aktion müsse doch die militärische 
Widerstandskraft des Landes lähmen. "Sie (aber) streben eine bessere Orga
nisation der Verteidigung an, und dabei ist ihnen eine bessere Organisation 
der Industrie und des Rückens erwünscht, daher wollen sie auch in die 

1) Bulletin, I. S. K. zu Bern, Nr. 4, S. 16. 



884: G. TSOHUDNOWSKY, 

Kriegskomitees eintreten. Wir aber sind Proletarier-Revolutionltre, daher 
desorganisieren wir während der Revolution unumgänglich sowohl die Industrie, 
als auch das Riickgrat der Armee . . . Diese wird entbehren müssen und er
lahmen, obwohl dies keineswegs von uns angestrebt wird und 
u n s er e Aufgabe b il de t. Wie können wir also in die Kriegskomitees 
eintreten?"'}')")') Nach Anführung der Stuttgarter Resolution forderte der 
Redner schließlich auf, die alten internationalistischen Parolen: "Proletarier 
aller Länder vereinigt euch!" und "Proletarier haben kein Vaterland!" so 
laut zu proklamieren, daß sie auch jenseits der Grenzen vernommen werden 
könnten 1). 

1) "Der Kampf um Macht - schreibt auch MARTOFF (Die Internationale 
und der Krieg, S. 113) - kann, wenn er mit Erfolg' gekrönt wird, wohl 
auch eine bessere Gestaltung der Verteidigung zur Folge haben, insofern die 
Klasse, die von der Macht Besitz ergreift, eine höhere niilitli.rische Organisa
tion ~chaffen kann. Solange aber dieser Kampf geführt wird, bringt er die 
Organisation ins Wanken, und während dieser Periode ist zwischen der 
Verteidigung und dem Kampfe, zwischen der Versorgung der Heerführer 
mit neuen Kriegsmitteln und ihrer Enthebung von der Verfügung über die 
schon vorhandenen zu wählen." 

2) Soz.-Dem. Nr. 53, zit. Art. 
3) Dieser Brief aus Petrograd stammt - nach einer Mitteilung der Re

daktion der Soz.-Dem. (ebenda) -• von einem Genossen, der eifrigst in der 
Wahlkampague tätig war und in der Wahlversammlung eine höchst bedeu 
tende Rolle spielte. 

4) Die durchschossen gesetzten Stellen im Original gesperrt. 
o) "Nasch Goloss", Nr. 8. - Das Petrograder Komitee der S. D. A. P. R. 

(Bolschewistische Richtung} hat eine Instruktion abgefaßt, die dann bei den 
Wahlmännerwahlen von den Arbeitern vielfach ihren Vertretern als lmpera
tivmandat mitgegeben wurde. Sie führt, nach einer Auseinandersetzung 
über die Schuldfrage und den Verteidigungsstandpunkt aus: ,,Das sozia
listische Gebot der Stunde besteht im internationalen Klassenkampf gegen 
die nationale imperialistische Völkervernichtung. Der Hauptfeind jedes Volkes 
steht im eigenen Lande, der Feind des russischen Volkes ist der russische 
Absolutismus, sind die Anhänger der Leibeigenschaft, die Feud11len und die 
Bourgeoisie. Das russische Volk bat die Pflicht, diesen Feind im eigenen 
Lande zu bekämpfen und sich dabei mit dem Proletariate der anderen Länder 
zu vereinigen, das seine Schläge gegen die eigenen Imperialisten, gegen die 
eigenen Regierungen richten wird ... Die Parole: , Nieder mit dem Kriege!' 
soll das Proletariat durch den Ruf ,Es lebe die soziale Revolution!' ver
tiefen." Die aufgeklärte Arbeiterschaft soll die Neigung breiter Volks
schichten zum Frieden in den sozialistischen Strom überlenken. ,,Das Pro
letariat könnte die Friedensbedingungen erst diktieren, wenn die Macht in 
seinen und nicht in den Händen der Geheimdiplomatie läge. Die Bemühungen 
des Proletariats sind auf die Eroberung der Macht im Bürgerkriege 
zu richten" .. Seien in Westeuropa die objektiven Voraussetzungen für die 
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Nach Schluß der Debatte gelangten die Resolution und die Instrukti~n 
der Anhänger der Beteiligung an dl'n K. I. K. zur Verlesung, aber freilich 
nicht auch zur Abstimmung. Sie betont die internationale Solidarität der 
Arbeiterklasse und besagt ferner: "Indem die russisl'hen Arbeiter dieses Ziel 
(baldigen Friedens ohne Annexionen usw.) durch internationale Verständigung 
der Arbeiterdemokratie zu erreichen streben, liegt ihnen mehr als anderen 
Volksschichten an der Errettung des Landes vor der Zertrümmerung." Die 
Hauptursache der schwierigen Lage Rußlands sei in den inneren politischen 
Zuständen zu erblicken. Dahe; werden zur Aufgabe, die neue Ordnung ein-

sozialistische Revolution reif, so habe Rußland noch die Aufgabe vor sich, 
die Demokratisierung des Staates zu erzwingen. Daran liege nicht allein 
dem Proletariat, sondern auch dem Bauerntum und den anderen Schichten 
der bürgerlichen Demokratie. Daher wende sich das Proletariat an sie, 
um mi.t ihrer Unterstützung den Zarismus niederzukämpfen und die proviso
rische Regierung zu schaffen, die eine Konstituante einberufen soll. ,,Von 
diesem Standpunkte aus kann 1. keine Rede von Beteiligung der Arbeiter 
an den K. 1. K. sein, bedet1tete 2. eine solche Beteiligung die F!tlschung des 
proletarischen Willens, den Verrat an der revolutionären internationalistiscben 
Fahne, und sollen daher 3. die Arbeiter jede Beteiligung an den Einrich
tungen ablehnen, die den Krieg fördern wollen." 

Einige Mitgliedschaften faßten eigene Instruktionen ab, so die Putilower 
Werke und die Werke im Stadtteil an den Moskauer Toren. 

Die llingeren Ausführungt-n dieser Instruktionen über Charakter und 
Ursprung des Krieges usw. stimmen völlig mit den vorstehenden des Petro
grader Komitees überein. Von Interesse sind aber detaillierte politische Ford,• 
rungen und praktische Schritte, die die Putilower Arbeiter der Arbeiterschaft 
vorzeichnen wollten. Danach soll das Proletariat, um seine Aufgaben zu 
erfüllen: 1. Gleichzeitig jede Arbeit in allen Unternehmungen einstellen; 
2. eine bewaffnete Volksmiliz errichten; 3. sich mit Gew.1lt in den Besitz 
der Fabriken und Werke, Regierungsveranstaltungen, Eisenbahnen, Waren
lager und größeren Laden setzen; 4. die Lebensmittel und übrigen Sachgüter 
allererster Notwendigkeit beschlagnahmen und die Versorgung der Bevölke
rung mit ihren Gegenständen durchführen; 5. die Gemeindewahlen auf demo• 
kratischer Grundlage veranstalten und demokratische Selbstverwaltung ein
führen; 6. allgemeine Wahlen in die provisorische Regierung und die Kon
stituante vorbereiten; 7. die Reservisten, Soldaten und Offiziere einladen, 
sich bewaffnet dem revolutionären Volk anzuschließen. - Was aber unmittel
bar die K. I. K. anbetrifft, so wurde vorgeschfagen: ,,Die Delegiertenwahlen 
in allen Unternehmun~en durchzuführen, die Delegiertenversammlung zu be
vollmä.chtigen, sich als Arbeiterrat (Ssowjet rabotschich deputatow) 
zu konstituieren und sie zu veranlassen, unter Leitung zentraler und lokaler 
Or!fanisationen der S. D. A. P. R. die aufgezählten Schritte des entschlossenen 
Massenauftretens des Proletariats .und der Demokratie gegen den Absolutis
mus zu unternehmen." (Diese Beschlüsse sind mir freundlichst aus den Ma• 
terialien der Z. K. d. S. D. A. P. R. mitgeteilt worden. G. T.) 
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zuführen und Rußland zu demokratisieren, "die demokratischen Schichten und 
alle jene (aufgerufen), die wirklich die Rettung des Landes anstreben". In 
der Instruktion wieder werden die Arbeiterv,•rtreter aufgefordert, dem Zen
tralkomitee mitzuteilen, daß die Petrograder Arbeiter jede Verantwortung 
für seine Arbeit ablehnen, und dies sowohl wegen der Art seiner Zusammen
setzung als auch weil es der Arbeiterklasse unmöglich sei, unter den gegen
wärtigen pvlitischen Verhältnissen eine Verantwortung für die Landesvertei
digung zu übernehmen'). 

Die Wahlmänner protestierten ferner gegen die unzulängliche aus dem 
Gesetze des 3. Juni abgeschriebene Wahlordnung und erklärten die Einberufung 
des Arbeiterkongresses für unentbehrlich, um die Frage der Beteiligung end
gültig zu entscheiden und die Stellung der Arbeiterklasse zu den gewaltigen 
Aufgaben des · Augenblickes zu klären. In organisatorischer Beziehung wird 
die Bildung einer selbständigen Gruppe innerhalb des. Komitees gefordert. 
Die Abgeordneten sollen ferner die Fortdauer des W ahlmll.nnerkolleginms als 
ständiger Einrichtung und Verbindungsglieds zwischen der Abordnung und 
der Arbeiterschaft bewirken, tunli~hst die Wiedergeburt der Gewerkschaften 
und der Bildungsorganisationen sowie der Arbeiterpresse fördern und sich 
kräftigst für die Einberufung des Arbeiterkongresses einsetzen, endlich die 
Wahlmännerversammlung wieder einberufen und ihr über die Stellung
nahme des zeU:tralkomitees zu allen diesen Fragen berichten ("Nasch Goloss", 
Nr. 15). 

Die Frage, ob Vertreter in das Zentral- und Landeskomitee zu entsenden 
seien, wurde hierauf von der Versammlung mit 90 gegen 81 Stimmen ver
neint, die Abstimmung über die Resolutionen aber wegen der vorgeschrittenen 
Zeit unterlassen. Die Minderheit verließ hierauf den Saal, wobei freilich der 
Vorsitzende GwosDJOFF sich ihnen zu folgen weigerte, da die Abatimmung 
ordnungsgemäß durchgeführt war und kein Anlass zu Protesten vorlag (Soz.
Demokrat, Ni:. 50). Zuletzt beschloß die Versammlung, dem Zentral- und dem 
Kriegsindustriekomitee mitzuteilen: "Die Mehrheit der Wähler halte die 

1) "Dieser Vorbehalt: ,Unter den gegenwärtigen Verhältnissen' 
bedeutet aber das Kompromis mit dem sozusagen ,bedingten Bekenntnis zur 
Landesverteidigung' (,Uslownoe oborontschestwo') und die moralische Unter
stützung der Kooperation mit der imperialistischen Bourgeoisie auf dem Boden 
der Organisation des militärischen Sieges, da diese Politik von diesem Stand· 
punkte aus von vornherein für jene Länder sanktioniert wird, wo die Macht 
von den RoMANOFFs und CHWOSTOFFs schon zu GUTSCHKOE'F und MrLJU· 
KOFF übergegangen ist; anderseits stellt sich der Vorbehalt als Weil;!'erung 
dar, den von ZIMMERW ALD vorgezeichneten internationalen proletarischen Kampf 
für den Frieden in allen Ländern ohne Rücksicht auf ihre augenblickliche 
militärische Lage moralisch zu unterstützen" (.Iswestija" Nr. 3: S. SJEM• 
KOWSKY, Die Kriegsindustriekomitees und 'die Taktik der Sozialdemokratie). 
Meines Erachtens ist im Vorbehalt nicht ein Kompromis, sondern eine 
völlige Kapitulation der Internationalisten, die der Erklärung beitraten, zu 
erblicken. 
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Beteiligung der Arbeiterschaft an den Komitees für unzulässig; ~wa trotzdem 
in die Komitees eintretende Arbeiter würden von der Mehrheit als Verräter 
bekll.mpft werden." 

Damit schloß die erste Phase der Petrograder Kampagne. 
Die Minderheitsanhänger waren mit diesem Ausgang unzufrieden und 

der Petrograder Korrespondent des „Nasch Goloss" (Nr. 4) schreibt, daß dank 
ihnen „das politische Auftret,•n der breiten Masse unvollendet blieb". Man 
halte die Mehrheit für in hohem Maß zufällig und erkläre sie namentlich 
damit, daß die Wahlmänner keine Vorversammlungen abhalten konnten 1). 

Zudem sei sie keine absolute gewesen, nämlich nur 90 von 218 Anwesenden'). 
Daher halte die Vorhut der Petrograd,·r Arbeiter eine neue Versammlung 
(derselben) Delegierten für notwendig, um die Entscheidung der ersten 
zu revidieren. Zu diesem Zwecke würden Unterschriften gesammelt. 

Damit trat die Kampagne in eine zweite Phase, die der Vorsitzende der 
Versammlung und der Minderheitsführer K. GwoSDJOFF in einem Offenen 
Briefe ankündigte. Insbesondere berief er sich auf eine Reihe von Fahrlässig
keiten und Verstößen bei der Einladung zur Versammlung. So habe an 
dieser „statt des Wahlmanns der Putilower Arbeiter, A. KUDRJASCHOFF,. 
eine andere Person, sogar Nichtarbeiter, teilgenommen. Diese Denunziation 
wurde von der menschewistischen Organisation und von der Redaktion der 
.Rab. Utro" (Nr. 1, 15. X. 1915) mißbilligt, trotzdem die letztere die Ent
rüstung der Minderheit .über die Methoden, welche die Gegner im ldeen
kampfin der Versammlung vom 27. IX. anwendeten" teilte. Die Kampagne sollte 
vielmehr auf prinzipiellen Boden gestellt werden. Der oben zit. Petrograder 
Brief im „Soz.-Dem." (Nr. 50) beleuchtet den Zwischenfall mit KuoRJA· 
SCHOFF anders. ,,Die Namen und Adr~ssen aller Wahlmänner wurden offiziell 
registriert und das Auftreten der letzteren mit kriegsfeindlichen und 
revolutionären Reden böte der Polizei und der Staatsanwaltschaft solche 
Gelegenheiten, die diesen von den Reden unbekannter Personen nicht geboten 
werden könnten. Daher wurde in einer, von etwa 60 Wahlmännern besuchten 
Vorver8atnmlung auf die Notwendigkeit hingewiesen, in die Versammlung 
solche nichtgewählte Redner einzuführen, die furchtlos und deutlich 
den internationalen Standpunkt darlegen und damit die Nichtbeteiligung der 
Arbeiterschaft an den Komitees begriinden können ... Solcher Personen gab 
es in der Versammlung bloß zwei, ihre Stimmen konnten also nicht ent
scheidend sein." Sie hätten übrigens nur deshalb mitgestimmt, weil die 
Stimmenthaltung bei der namentlichen Abstimmung den Verdacht der Polizei 
wecken konnten, zumal da die Gegner schon in der Versammlung „von der 
Anwesenheit der Unberechtigten schwatzten und dies sogleich laut zu ver
kündigen drohten" (ebenda). 

1) Die »Bolschewiki" berichten, es sei ihnen gelungen, eine Vorberatung 
etwa 60 Delegierter (von insgesamt 220) abzuhalten, in der eben die Haltung 
in der Versammlung bestimmt worden sei (Soz.-Dem., Nr. 50). 

2)" Nach dem .soz.-Dem." betrug die Zahl der Versammlungsteilnehmer 
198, nach dem „Nasch Goloss" 212. 



388 G. TscnunNows:s:v, 

Das Z. K. I. K., das die Wiederholung der unangenehmen Ergebnisse 
der ersten Versammlung vermeiden wollte, erklärte, es könne dem Wunsche 
GwoSDJOFFs erst entsprechen, wenn er von einer ·zahlreichen Gruppe unter
stützt werde. "In diesem Falle, sagte der Berichterstatter in der Versamm
lung des Z. K. I. K., werden wir selbstverständlich auf die Tagesordnung 
neue Wahlen mit s tr en·g er Ko n tr o 11 e stellen, die Entscheidung hängt 
aber nicht von uns, sondern von der Administration ab". (nRab. U.", Nr. 1). 
Die letztere machte aber, wie es scheint, keine besonderen Umstände. Über 
die Verhandlungen weiß „Soz.-Dem." zu berichten: "Die l\lehrheit der In
dustriellen stand der Wfoderholung der Wahlen zurückhaltend gegenüber. 
Sie kannte nämlich das Petrograder Proletariat. Es gelang jedoch GuTSCH• 
K0FF, den Skeptizismus seiner Kollegen zu überwinden und das Z. K. zum 
Entgegenkommen gegenüber GwosoJon• zu bewegen. Die Scharfmacher der 
Association de l'industrie et du commerce möchten gerne die Petrograder 
Arbeiterschaft gespalten sehen und sie entschlossen sich daher, GwosDJOJ,'I' 
zu helfen ... GuTSCHK0FF wendete sich persönlich an den Polizeipräsidenten, 
der sich aber weigerte, die Erlaubnis ohne Zustimmung deij Ministers des 
Innern zu erteilen. Dieser machte übrigens keine Schwierigkeiten." Die 
Versammlung sollte gleich danach, am 22. XI., stattfinden. ,,Mit größter 
Mühe gelang es dem Petrograder Komitee (der S. D. A. P. R. "bolschewisti
scher Riehtung", G. T.), eine Konferenz eines Teiles der Wahlmänner zu 
veranstalten, die am 21. XI. eine Resolution beschloß." Die Wahlversamm
lung wurde aber wegen der technischen Schwierigkeiten auf den 29. XI. 
verlegt. ,,W~hrend dieser Woche gelang es den Wahlmännern-Jnt~rnationa
listen ~icht, in größerer Zahl zusammenzukommen, da sie besonders stark 
von der Polizei beobachtet wurden . . . Bei einigen unternalim die Polizei 
Haussuchungen, wobei nicht weniger als 5 Genossen verhaftet wurden" 
(Petrograder Brief im Soz.-Dem. Nr. 53, 13. IV. 1915). Am Vorabend der 
Versammlung beschlossen ihrerseits die Anhänger der Beteiligung, daß die 
Wahlen erst durchzuführen seien, wenn die Mehrheit diesmal im Saale bleibe. 
Widrigenfalls sei die Versammlung zu schließen ("Nasch Goloss" Nr. 12). 

Gleich nach der Eröffnung der Versammlung wurden trotz Widerstandes 
GuTSCHK0FFS von den Gegnern der Teilnahme an den K. I. K. zwei Er
klärungen verlesen. Die internati,onalistische Richtung der Soz.-Rev. teilte 
mit, sie halte die Wahlen vor Zustandekommen des Arbeiterkongresses für 
unangebracht (ebda. vgl. auch Bull. d. I. S. K. zn Bern, Nr. 5 S. 12). Die 
Bolschewiki wieder 'stellten fest: ,,Unsere proletarische Pflicht gebietet uns 
zu erklären, daß wir die für heute einberufene neue Wahlmännerversamm
lung für einen Versuch halten, den Willen des Petrograder Proletariats zu 
fälschen. Diese Versammlung ist aus privaten Bemühungen: eines privaten 
Häufleins der Arbeiter hervorgegangen. Sie ist nicht berechtigt, die schon 
gefällte Entscheidung zn revidieren, die von den Arbeitern in den Werkstätten 
gutgeheißen ist. Das Petrograder Proletariat hält es nach wie vor für un
zulässig, in die Organisation der Bourgeoisie und des Adels einzutreten, 
welche sich die Rettung_ der russischen Mona1·chie auf den Gerippen der 
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Millionen russischer Arbeiter und Bauern zum Ziele machen - und dies um 
so mehr, als das Z. K. I. K. in seinen Beschlüssen deutlich die Absicht zeigte, 
die KlaRsenbewegung des Proletariats niederzudrücken, es zn desorganisieren 
und seiner Solidarität zu berauben. Da es jedoch einem Häuflein UnbPfugter 
gelungen ist, den Kuhhandel mit der Bourgeoisie zu schließen und die heu
tige Versammlung zusammenzuberufen, so erklären wir, daß wir alle jeue, 
die bei dieser Hintertreppenabmachung behilflich waren, für Verräter halten 
und mit ihnen den unversöhnlichsten Kampf in den Arbeiterreihen aufnehmen 
werden, wo es flir die Verräter keinen Platz gibt." (Soz.Dem. Nr. 53.) Nach 
der Verlesung beider Erklärungen verließen die Anhänger der Abstinenz den 
Saal, indem nur einige zu Kontrollzwecken blieben. Nach einer erregten 
Szene entfernten sich aber auch diese. Die Gesamtzahl der Abstentionisten 
wird von den beiden Hauptgruppen verschieden geschätzt. Der Verf des Petro
graderBriefes in „Nasch Goi." beziffert sie mit 72, die Bolschiwiki rechnen mit 84. 

Die patriotische Ansprache GuTSCHKOFFS wurde vom Vorsitzenden 
GwosDJOFF beantwortet. Dieser stellt jede nationale Einigung in Abrede, 
der Klassenkampf gehe fort. Selbst wenn die Arbeiter ihn einstellen wollten, 
vermöchten sie es nicht, da die Angreifer die Kapitalisten sind. Die Ar• 
beiterschaft strebe für Niemand die Zertrlimmeruug an, zu der sie GuTSCHKOfi' 
begeistern wollte; sie sei in allen Ländern solidarisch. Die Reden zur Be
gründung der Beteiligung wurden diesmal in ,,Nasch Goi." n'ur summarisch 
wiedergegeben. Ich ergänze sie nach einem ausführlichen Berichte der Presse• 
nrtreter, der aber nicht veröffentlicht werden konnte, und der mir aus den 
Materialien des Z. K. d. S. D. A. P. R. zur Verfügung gestellt worden ist. 
Danach sagte GwosDJOFF noch: ,,Wir sind für die Verteidigung, aber 
nicht für den Angriff und die Zerschmetterung. Unsere Selbstverteidigung 
darf keineswPgs in einen Angriff gegen Deutschland umgewandelt werden. 
Das Gebot der Stunde bildet nun die Organisierung sämtlicher leben• 
digen Kräfte Rußlands zum Kampf gegen das angreifende 
Deutschland und gegen den nicht weniger furchtbaren inneren 
Feind - gegen den Absolutismus. Zur .Erreichung dieser beiden 
Ziele ist aktive Beteiligung der Arbeiterschaft an den K. I. K. notwendig. 
Die soziale Revolution steht he11te nicht auf der Tagesordnung . . . Vorläufig 
soll die Macht von der Regierung auf die Bourgeoisie übergehen. Wir sind 
am Vorabend der sozialen Revolution, und wir müssen zu dieser eine ver
ständige Stellung einnehmen ... " Ein Redner legte den Standpunkt PLECHA· 

NOFFS dar, wobei er von zwei weiteren unterstützt wird, di~ aktive Be
teiligung an der LandeRverteidigung forderten. Zwei Soz.-Rev. sprachen sich 
prinzipiell gegen die Wahlen aus. Aus verschiedenen Gründen aber - dar
unter vornehmlich, weil den Arbeitern sonst nirgends möglich sei, ein Wort 
zu äußern, und weil eine allgemeine Offensive gegen ihre ökonomischen 
Stellungen eingeleitet sei - erklärten sie sich bereit, an den Wahlen teil· 
zunehmen. In den Ausführungen der Hauptredner spielten diesmal Motive 
der inneren Politik die Hauptrolle. ,, Wir müssen in die Organisationen, wo 
wir anderen Klassen begegnen, da es den eigenen Kräften des Proletariats 
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allein nicht gelingen kann, alle die Reformen zu erzwingen, die für das Pro
letariat und für das ganze Land unentbehrlich sind. Die Arbeiterschaft soll 
sich Verbündete suchen und versuchen, die bürgerlichen Elemente auf das 
oppositionelle Geleise zu überführen" (,,N. G." Nr.12). Dem eben erwähnten 
unveröffentlichten Presseberichte zufolge sagte BREID0 _ u. a.: ,,Wir sind des
organisiert und atomisiert; unsere innerpolitischen Feinde wie unsere zeit
weisen Mitläufer dagegen sind organisiert. Bürgerliche Organisationen wollen 
heute unsere feudalen ersetzen. Wie sollen wir uns in diesem Augenblick 
verhalten? Es geht nicht, sich in einem solchen Augenblick auf ein ,Wir 
sind gegen alles' zu beschränken, da die Entscheidung in den Existenzfragen 
des Staates fällt. . . Wenn die Bourgeoisie auch nur einep. Schimmer von 
Freiheitsbestrebungen besitzt, so ist sie zu unterstützen . . . Die Reaktionäre 
klammern sich an alles, um sich zu retten . . . Wir müssen gemeinsam mit 
der Bourgeoisie den schwarzen Block stürzen ... und alles tun, um das ·Land 
zu befreien." Dann bezeichnet BREID0 die Beschuldigung: er und seine An
hänger bemühten sich, die Gegensätze zu verkleistern, als bewußt unwahr. 
„Unausgesetzt halten wir das proletarische Banner hoch... Zwischen uns 
und der Bourgeoisie gibt es eine Grenze, die von unseren Delegierten nicht 
überschritten werden wird ... " 

In einer großen Rede (ebenda) polemisierte YEMELJANm'F gegen die 
Kennzeichnung der Anhänger der Beteiligung als Nationalisten. ,,Unsere 
prinzipielle Auffassung geht dahin, daß dieser Krieg wie auch jeder andere 
ausschließlich im Interesse der Bourgeoisie, nicht aber d,er Arbeiterschaft ge
führt wird." Er sei mit Zimmerwald für „Frieden ohne Annexionen und 
Kontributionen", wolle aber diesen Frieden gemeinsam mit sämtlichen leben
digen Kräften der Gesellschaft erreichen. Und dann, die Errettung des Landes 
bestünde nicht in der „technischen" Verteidigung, sondern in der radikalen 
Umwälzung des gesamten Lebens zugunsten der Demokratie. ,,Nun sind wir 
mit den Gegnern der Wahlbeteiligung in der Einschätzung der treibenden 
Kräfte uneinig. Sie rechnen für die Revolution einzig und allein auf die 
eigene Kraft. Wir aber streben die Zusammenschließung aller Schichten der 
ru~sischen Gesellscbft an, die die Demokratisierung des sozialen Lebens 
wünschen und für sie kämpfen wollen. Daher die Beteiligung ... , die es 
erlaubt, die Arbeiterschaft zu sammeln und zu organisieren . . . Unser Ziel 

· ist die Besiegung des inneren Feindes, die Abwehr der deutschen Heere und 
Friede ohne Annexionen und Kriegsentschädigungen." 

, Die wieder ein.gebrachte (S. 3tl5 zit.) Resolution wurde nun bei 6 Stimm
enthaltungen angenommen. Auch der Instruktion wurde zugestimmt. Mit 
der Ernennung von 10 Vertretern in das z. K. I. K. und von 6 in das Lan
deskomitee schloß die Versammlung. Unter den Gewählten befanden sieh 
auch 2-3 Unparteiische und Soz -Dem. sowie Soz.-Rev. Nähere Angaben 
über die Zusil.mmensetzung der gewählten Vertretung nach der Parteistellung 
fehlen 1). Das bolschewistische Petrograder Komitee seinerseits schloß diese 

1) Der Bericht der internationalen Richtung der Soz.-Rev. (Bullet. d. 
I. S. B. zu Bern 5, . S. 6) teilt mit, daß "von den Vertretern der Soz.-Rev. 
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Phase der Kampagne mit zwei Flugblättern (am 1. XII. 1915 und 1. I. 1916) 
ab, worin es sich an das Petrogarder Proletariat wendete und den begangenen 
Verrat rügte. Den patriotischen Redewendungen stellte es die Erklärung 
entgegen, ,,der Feind stehe im eigenen Lande", und predigte daher den 

nur einer in das Z. K. eingetreten ist, daß er aber sofort aus der Petrograder 
Parteigruppe und damit auch aus der Partei ausgeschlossen wurde". Die 
Nr. 16 (15. XII.) des „N. G." berichtet über Versammlungen verschiedener 
Arbeitergruppen, die die Berichte über die Wahlversammlung entgegennahmen 
und sich dazu aussprachen. Ein Teil forderte die unverzügliche Zurückzie
hung der. Arbeitervertreter aus den Komitees, der andere wollte aber einen 
engen Zusammenschluß aller Petrograder Arbeiter, die jede Organisation 
vermissen ließen, um eine neue Organisationszelle herzustellen. -

In einem „Dem Verstande zu Trotz" überschriebenen Artikel sagte die 
volkstümliche .Narodnaja Gaseta" über die zweite Wahlkampagne: Hier in 
Petrograd, wo die Kampagne sich breit entfaltete, ,,waren die Arbeiter durch• 
aus imstande, sich damit vertraut zu machen, was die K. 1. K., was ihre 
Endziele und ihre nächsten praktischen Aufgaben sind". In der Wahlver
sammlung siegte jene Richtung, die schroff ablehnend der Beteiligung an den 
Komitees gegenübersteht. ,,Dies war der Wille der Petrograder Arbeiter. 
Man mag Beweise für die Irrtümlichkeit dieser Entscheidung erbringen, ihr 
jede praktische Zweckmäßigkeit absprechen usw. Man darf aber die Ar
beiterschaft nicht ihres Rechtes auf eine eigene Meinung bel'auben . . . Und 
wer die Klassensolidarität achtet ... , soll sich dem Willen der Mehrheit 
unterwerfen. - "N. Gas." meint, daß, wenn die ,über jedes Maß eifrige 
Minderheit' sich damit nicht zufrieden geben wolle, so müßte sie sich an die 
Massen wenden und durch neue Wahlen der Wahlmänner, also durch neue 
Umfrage bei den Urwählern, die Frage zur Entscheidung bringen. Statt 
dessen erlangte sie bei der Administration eine neue Versammlung der alten 
Wahlmänner, ohne ihre Befugnisse erneuert zu haben. Nach dem Verlassen 
des Saales durch die lnternationalisten blieben bloß 45 °/o der Wahlmänner, 
die ihrerseits (auch nicht entfernt einstimmig) ihre Entscheidung fällten . 
• Mit überraschender Kühnheit urteilte so eine winzige Zahl der Wahlmänner 
in einer Frage, durch die die gesamte Petrograder Arbeiterschaft bewegt 
wurde ·und noch jetzt bewegt wird. Sie haben den ausdrücklichen Willen 
ihrer Kameraden übertreten, die Rechte ihrer Wähler mißachtet, die ein
fachsten Regeln der demokratischen Wahlen verletzt." (Wiedergeg. in 
"Nasche Slowo" Nr. 34 (421), 10. II. 1916: Sozialpatriotismus in Rußland 
I. Sein Sieg.) 

Ich habe keine einzige Nummer der "Narodnaja Gaseta" gesehen. .Nasche 
Slowo" charakterisiert sie folgendermaßen: .,Nas. Gas." bekannte sich zu ak
tiver Beteiligung der Arbeiterklasse an der nationalen Verteidigung. Sie 
malte bewundernd aus, wie es die verbündeten Regierungen Englands, Frank
reichs und Belgiens verstanden hätten, durch weise demokratische Politik die 
nationale Einigkeit zu sichern. Immerhin wahrte sie einen anständigen Ton" 
(ebenda). 
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"Bürgerkrieg". - Es ist noch von Interesse, hinzuzufügen, daß die Wahlen 
der Arbeitervertreter in den Versicherungsrat, die Ende Januar unter der 
Parole: Gegen GwosnJoFF und Genossen, ge~en B,eteiligung ! stattfanden, 
einen vollständigen Sieg der bolschewistischen Richtung brachten. 

Am 3./16. XII. 1915 verlas GwosnJOF~' in der Plenarsitzung des z. K. I. K. 
eine Erklärung, die wegen des Zensnrverbotes zwar nicht in ihrem vollen 
Umfange veröffentlicht werden konnte, jedoch in der ~Nr. 15 des "N. G." 
in Auszügen wiedergegeben wurde. Manches darunter wird in einem •Auf
rufe erläutert, mit dem sich die Arbeitergruppe des Z. K. I. K. an die Ar
beiter RnßlandR am 2./l'fi. I. 1916 wendete (N. G. Nr. 4 [18]). Es heißt darin: 
"Im vollen Bewußtsein unserer internationalen proletarischen Pflichten wie 
auch unserer ungeheuren Verantwortung sowohl der Arbeiterklasse Rußlands 
als auch dem gesamten Lande gegenüber treten wir an unsere Tätigkeit 
als Vertreter der Petrogracler und vorläufig der sämtlichen Arbeiter Rußlands 
fo den Z. K. I. K. heran . • . Wir fühlen uns vel'pflichtet, darzulegen, wie 
wir die heutige Lage auffassen: 

1. Die Arbeiter Rußlands . . • haben immer anerkannt und anerkennen 
auch heute, daß die Interessen der arbeitenden Klassen in allen kapitalistischen 
Ländern gleich sind, daß es keineswegs der Brudermord ist, der die Befrei
ung der internationalen Arbeiterschaft von der Lohnsklaverei näherbringen 
kann. - 2. Von Anfang an erachten die Arbeiter den Krieg als schädlich 
für die Befreiung des Landes und den Kampf der Arbeiterklasse. Sie sprechen 
diesem Kriege jede Berechtigung ab, Befreiungskrieg zu heißen, da er ein
fach ein Eroberungskrieg um neue )färkte und Weltherrschaft ist. . . Indem 
die klassenbewußten Arbeiter Rußlancls auf ihrem internationalen Standpunkte 
beharren, können sie jedoch nicht gleichgültig der gegenwärtigen Lage des 
Landes gegenüberstehen. Am innigsten, mehr als den bemittelten Klassen, 
liegt es der Arbeiterklasse daran, daß das Land vor Zertrümmerung und 
Niedergang gerettet werde." Diese Errettung des Landes "von den drohen
den vielartigen Gefahren", heißt es weiter, "wird von den Arbeitern als doppelte 
Aufgabe betrachtet, u._zw. als die Aufgabe, die äüßeren und die inneren 
Hindernisse zu überwinden". - Sodann wendet sich die Erklärung gegen das 
reaktionäre Regime sowie gegen die Charakterlosigkeit der Reichsduma und 
fordert die vollkommene Demokratisierung des Landes als einziges Mittel und 
unentbehrliche Voraussetzung seiner Errettung. "Daher kann die Arbeiter
klasse, ohne sich selbst und das Volk zu täuschen, jetzt die Verantwortung 
für die Verteidigung nicht übernehmen ..• " Auch die Verantwortung für 
die Tätigkeit des Z. K. I. K. wird abgelehnt, da die K. I. K. im Grunde ge
nommen großindustrielle Organisationen unn von den erprobten Führern der 
kapitalistischen Kampfvereinigungen geleitet seien. Die Arbeitervertreter könnten 
darin nur eine unbedeutende Mind.erheit bilden. ,,Die Arbeiterschaft und die 
Demokratie überhaupt kann keineswegs sicher sein, daß selbst die sehr eng 
aufgefaßten und auf die technische Mobilmachung der Industrie beschränkten 
Verteidigungsaufgaben von ihnen ohne Schädigung der Landesinteressen werden 
gelöst werden. Dieses Mißtrauen wird wohl von der gesamten Tätigkeit des 
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Z. K. I. K., insbesondere aber von seiner Arbeiterpolitik, genti.hrt." Wenn so, 
warum beteiligen sich dann doch die Arbeitervertreter an diesen Unternehmer• 
organisationen? Weil .die Arbeiter sich verpflichtet fühlen, in diesen Ein• 
richtungen, die dank den außerordentlichen Verhti.ltnissen der Kriegszeit eine 
besondere Rolle spielen, die eigene Auffassung der Landesinteressen und der 
Wege zur Errettung des Landes zu vertreten. Sie stellen sich auch die 
Aufgabe, die Arbeiterinteressen vor jedwedem Attentate zu schützen und mit 
allen Mitteln die Organisierung der Arbeiterschaft zu fördern . . . Wir ver• 
langen, daß das Z. K. I. K. von vornherein die Berechtigung unserer Forderung 
nach Einberufung des Arbeiterkongresses und Sicherung der Fühlung der 
Abordnung mit den Wählern anerkenne. Wir verlangen, daß es alles einsetze, 
um die Hindernisse aus der Welt zu schaffen, die diesen Ansprüchen im Wege 
stehen . . . Würden aber unsere Forderungen nicht erfüllt und die Tätigkeit 
der Abordnung von der (bürgerlichen G. T.) Presse systematisch totgeschwiegen 
oder entstellt, und erweist es sieb, daß man bloß Statisten für die Einigungs
komödie, nicht aber wirkliche Vertreter der Arbeiterschaft Rußlands haben 
wollte, die den drückendsten Teil der Not trägt - dann werden wir zu 
unsern Wählern zurückkehren und mit ihnen zusammen jenen Schluß ziehen, 
der uns dann als einzig möglich erscheinen wird" - was wahrscheinlich 
eine Drohung mit dem Austritt der Abordnung aus dem Komitee bedeuten sollte. 

- Das Z. K. I. K. schloß sich dem Wunsche der. Arbeiterabordnung nach 
Einberufung des Arbeiterkongresses an und bewilligte ihr die erwünschte 
Selbständigkeit. 1) Diese erhielt einen Sekretär, den sie sich selbst wählte, 
für dessen Besoldung aber das Z. K. aufkam. 

Noch sei zum Schluß das Programm der nächsten Tätigkeit wieder
gegeben, daß die Abordnung im Z. K. I. K. in dem oft zitierten Aufrufe dar• 
legt. Die Vorbereitung des Arbeiterkongresses, die O r g an i sie r u n g der 
Arbeiterschaft für die Aufgaben, die ihr die Beteiligung an den K. I. K. dik• 
tiert, erscheinen GwosDJOFF und Genossen als dringlichste Aufgaben. Dann 

1) Im zit. Aufruf an die Arbeiter Rußlands wurde diese Absonderung 
damit begründet, ,,daß die Arbeiter eigene Klasseninteressen haben und die 
Aufgaben der Arbeiterschaft im Z. K. I. K. sich schroff von denen unterscheiden, 
die dessen Mehrheit verfolgt", sowie damit, daß njene gemein s amen Ar· 
beiten, die wir Arbeiter zeitweilig mit der Mehrheit des Z. K. haben können, 
am besten von den koordinierten Bemühungen selbständiger Gesell• 
schaftsgruppen zu erfüllen sind" (N. G. Nr. 4-18). - Was anderseits die 
Gründe des Entgegenkommens von seiten des Z. K. betrifft, so wurden sie 
in dem Moskauer Landes•K. I. K. vom Vizepräsidenten der Association de 
l'industrie et du commerce POPLA WSKIJ folgenderweise erklärt: .Die Ver• 
selbständigung der Arbeite~gruppe im Z. K. I. K. ist das Ergebnis einer Ab· 
machung zwischen den Führern des Komitees und den Arbeitern, mit dem 
Zweck, diese ins Komitee zu verlocken." Dabei wies er auf die Fruchtlosig
keit der Arbeit der Petrograder Gruppe hin : ,,Alle ihre Berichte und Refe• 
rate müssen der Kriegszensur vorgelegt werden. Mitteilungen an die Wti.hler 
sind in der Anwesenheit der Polizei zu machen usw. (N.G.Nr.5, 19/31.1.1916). -

Archiv f. Geschichte d, Sozialismus IX, hrsg. v. Grfin berg. 26 
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kommen diese Aufgaben selbst: der Arbeiterschutz, der durch die Kriegsmaß
nahmen gefährdet wird, die Einrichtung der paritätischen Arbeitsnachweise, 
die Einführung der Minimallöhne und der speziellen Schlichtungskommissionen, 
die Maßnahmen zur· Milderung der Ernährungsnot. In einem speziellen Auf• 
rufe unterbreitete dann die Arbeitergruppe folgenden Tagesordnungsentwurf 
für" den Arbeiterkongreß der öffentlichen Diskussion: 1. Stellungnahme der 
Arbeiterschaft zur gegenwärtigen Lage des Landes; 2. Teuerung und Er
n!Lhrungskrise; 3. Lage der Arbeiterklasse und der Arbeiterschutz; 4. Arbeiter 
als Kriegsopfer (Flüchtlinge, Krüppel); 5. Stellungnahme zu den K. t. K. und 
deren Aufgaben; 6. Wahlen der Vertreter in das Z. K. I. K. -

Das Z. K. wollte nichts gegen den Plan des Arbeiterkongresses einwenden, 
und_" die Arbeitergruppe machte sich an die Sache ganz prakti~ch heran, in
dem sie in demselben Aufrufe schon von dem Statutenentwurfe zu berichten 
wußte, der den zuständigen Behörden zur Bestätigung vorgelegt werden sollte. 

Die Moskauer Wahlen verliefen auch nicht entfernt so lebendig und 
dramatisch, wie die Petrograder. Die Beteiligung war viel geringer. Von 
den· 90 000 Stimmberechtigten gaben nur etwa 46 000 als gültig anerkannte 
Stimmen· ab. In einzelnen Werken war die Beteiligung noch geringer. So 
stimmten in den Fabl'iken : 

SCHRÖDER 
Zrno 
Dynamo 
Postawschtik 
Moskauer Metallfabrik 

von 1105 Arbeitern nur 59, 
" 3268 ,, ,, 198, 
" 1500 ,, " 74, 
,, 8'>57 " ,, 295, 
" 3048 ,, ,, 128 

(.Nar. Gas.", wiedergegeben im zitierten Berichte der Soz.-Rev. Bull. Nr. 5). 
Keine vorbereitende und aufklärende Arbeit wurde zugelassen, keine Vor
yersammlungen fanden statt. ,,Die Moskauer Arbeiterschaft - erzählt das 
eben erwähnte sozialpatriotische Blatt - wählte ihre Vertreter tn eine 
Einrichtung, von der sie absolut nichts wußte . . . Liest (sie) nun von den 
ersten Schritten ihrer angeblichen Vertreter, so kann sie nur sagen: man 
hat mich ohne mich selbst verheiratet" (Nr. 10, wiedergegeben in .N. Sl." 
Nr. 35, 11. II. 1!116). Im Grunde genommen wird die Kampagne nicht anders 
auch von einem der opportunistischesten Vertreter der russischen „Sozial.na
tionalen" (diesmal zeichnet er WoLDE) geschildert (ebenda Nr. 15, 5, I..1916: 
Moskauer Briefe). 1/, der Wahlmänner verließ die Versammlung unter Protest 
gegen die Unvollkommenheit der Kampagne (N. SI. Nr. 35, 42.!). Der Sieg 
der Sozial-Nationalen wurde ihnen dadurch etwas verbittert, daß dieselbe 
Versammlung, die ihnen Recht gab, ein vom Führer der Moskauer Unter
nehmer RJABUSCHINSKI abgefaßtes hurrapatriotisches Telegramm .an die 
französischen und englischen Arbeiter annahm. Der Schneiderverband lehnte 
es ab, die gewählten Vertreter der Moskauer Arbeiterschaft anzuerkennen. 
Gleiches beschloß auch der Kellner-Verband. Unter den Metallarbeitern liefen 
Gerüchte um, man wolle die ins Komitee gewählten Mitglieder ans dem Ver• 
bande ausschließen (N. H .. Nr. 15, zitierter "Brief" von WOLDE). 

ll,lr Moskauer Vertretung war nicht vergönnt, eine selbständige Gruppe 
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inn!lrlialb des Komitees zu bilden. Das Moskauer Landeskomitee berief sich 
dabei auf den „Geist der breiten öffentlichen Organisation", der ihm nicht 
erlaube, in seinem Schoße Klassenorganisationen zu dulden. Der schon er
wähnte PoPLAWSKIJ erklärte bei dieser Gelegenheit: Wollen die .Arbeiter 
nicht darauf eingehen, sich mit den Vertretern anderer Klassen auf dem 
Boden praktischer .Arbeit, der Erzeugung von Stiefeln usw., zusammenzuschließen, 
so werde die Arbeit deshalb noch nicht stocken. lJas Komitee im ganzen 
war aber nicht so entschlossen und mahnte in seiner Resolution zur Eintracht. 

Der Sta.ndpunkt der Moskauer Gruppe war unverhüllt sozialnational. Ihre 
Erklärung erregte durch die starke Betonung des „ Verteidigungsmomentes" 
das Mißfalle!). auch jener Elemente, die die etwas verwischte Fassung der 
Petrograder Erklärung durchaus billigten (N. G. Nr. 13). (Red.-Artikel: ,,Erste 
Schritte"). Sie lautet auszugsweise: ,, Wir glauben, daß die Interessen unseres 
Landes, wie auch unsere Arbeiterinteressen unsere Beteiligung an den K. I. K. 
erfordern. Es ist Biirgerpflicht der Arbeiterklasse, das bedrohte Vaterland 
gegen die feindliche Invasion zu wahren, die zu allererst und im höchsten 
Maße die arbeitenden Schichten des Volkes ruiniert. Beteiligen wir uns aber 
an der Verteidigung unseres Landes und kämpfen wir gegen die Verletzung 
seiner Selbständigkeit, gegen seine Niederdrückung und Eroberung durch 
andere Staaten, so treten wir auch der Selbständigkeit und Freiheit anderer 
Vaterländer nicht nahe. Während wir Rußland verteidigen, werden wir jede 
Eroberung fremder Länder und Vergewaltigung fremder Völker, mit denen 
wir in Eintracht leben wollen, bekämpfen. Wir wünschen den von den .Ar
beitern aller Länder ersehnten Frieden, bei dem kein Volk der Eroberung 
und Vergewaltigung in irgendwelcher Form ausgesetzt werden kann. Ge
meinsam mit den Arbeitern anderer Länder werden wir jeden Schritt zu einem 
solchen Frieden unterstützen." Zum Schluß kommt die sakramentale Erklä
rung, daß "die Verteidigung und Errettung Rußlands erst dann erfolgreich 
sein könne, wenn das gesamte Volk zur freien Betätigung aufgerufen und 
die Sache der Verteidigung von der auf alle Klassen und Völker sich 
stützenden Volksvertretung übernommen wird". Wie die Umgestaltung des 
russischen Staatslebens und seine Demokratisierung, so leitet die Erklärung 
auch die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung des Arbeiterschutzes aus den 
Bedürfnissen der Verteidigung her. "Die erfolgreiche Verteidigung des 
Vaterla.ndes fordert, daß die Arbeiter, die alles, für das Heer Notwendige 
erzeugen, in menschenwürdige Verhältnisse gestellt seien und daß ihre Fa
milien nicht verhungern" - wird hier zur Begründun~ gesagt (N. G. Nr. 12). 

Interessant ist der Verlauf der Kampagne in Samara. Freilich leiden 
die Berichte des "N. G." besonders stark an Einseitigkeit und Voreinge
nommenheit. Wenn z.B. die Argumente der "Boykottisten" ebenfalls mit
geteilt werden, geschieht dies mit so viel Überhebung und Spott, daß es kaum 
möglich wäre, sie auch nur annähernd herauszuschälen, wenn sie uns nicht 
sonst bekannt wären. Die "Kampagne wurde am 5. IX. i915 durch eine ge
meinsame Sitzung des Arbeitsbureaus des Kriegskomitees und der neuen 
Vertreter der Krankenkassen wie auch anderer Arbeiterorganisationen ein• 

26* 
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geleitet. Die Arbeitervertreter beschlossen eine Erklärung, in der es hieß, 
daß sie „die Augen gegenüber der schwierigen Lage des Vaterlandes nicht 
verschließen" und die ungeheuren Folgen nicht übersehen, welche die eine 
oder die andere Beantwortung der Frage der Beteiligung haben wird". Die 
Entscheidung dieser Frage setzt aber die Versammlungs- und Diskussions
freiheit voraus. Vor deren Bewilligung leµnen es daher die Arbeitervertreter 
ab, in eine Besprechung der Wahlordnung einzugehen. Das K. I. K. 11etzte 
denn auch daraufhin beim Gouverneur ein gewisses Versammlungsrecht 
für die Arbeiter in Samara durch, das sie seit Hl06 vermißten, und nunmehr 
wurde die Kampagne planmäßig von einer Arbeiterkommission geführt, 
die in einer von über 100 Vertretern verschiedener Arbeiterorganisationen 
und sachkundigen Beratern besuchten V_ersammlung der ersten Samaraer 
Krankenkasse ernannt wurde. Der Vorsitzende bezeichnete als Aufgabe dieser 
Versammlung nicht die Entscheidung der Frage selbst, sondern die Besprechung 
der Mittel, um die Kampagne so breit wie möglich zu entfalten. 
Die Arbeiterkommission arbeitete einen Plan aus, wonach in den bedeutend
sten Werken Versammlungen stattfinden sollten. Er wurde auch, wenngleich 
nicht ohne Reibungen und Schwierigkeiten durchgeführt, da es mit der Be
willigung der Versammlungen haperte und Werksverwaltungen es auch mit
unter versuchten, die Wahlen ohne Vorversammlungen und ohne Beteiligung 
von Vertretern der Arbeiterkommission durchführen zu lassen. Diese trat 
dem aber energisch entgegen und erklärte ohne ihre Zustimmung keine 

. Wahlen zuzulassen. ,, Verteilen sie ohne unser Wissen die Wahllisten, so 
sabotieren sie eben die Wahlen bewußt, da wir sie gewarnt haben" (N. G. 
Nr. 8). Ende September beschloß die Arbeiterkommission nach stürmischen 
Debatten, an den Wahlmännerwahlen teilzunehmen, ohne sich dadurch in be
zug auf die Wahl in das Komitee selbst irgendwie zu binden. Vorläufig 
wolle man nur die Wahlkampagne möglichst breit entfalten und in die Länge 
ziehen. Die Ansichten waren aber in der Kommission geteilt, und die Min
derheit wollte, wie aus den ständigen Klagen hervorgeht, von vornherein die 
Wahlmänner zur Wahlenthaltung verpflichten. Die Kommission verbot daher 
der Minderheit, in den Versammlungen mit Instruktionen aufzutreten, die der 
kommissionell empfohlenen Resolution widersprachen. Das half freilich nicht 
viel. Aber die Zeit verging und man mußte endlich einen Entschluß fü1· 
oder gegen die Entsendung von Komiteevertretern fassen. Durchblättert man 
das Blatt, so gewinnt man eigentlich den Eindruck, daß die Sache wenigstens 
fiir die Führer beretts längst entschieden war und es ihnen nur aus taktischen 
Gründen inopportun erschien, die Kampagne offen unter der Parole der Be
teiligung zu führen, da sie hiervon eine Einschränkung ihrer Breite befürchteten. 
Eine Konferenz der in der Arbeiterbewegung von Samara tätigen Mensche
wisten faßte mit über '/-aMehrheit den Beschluß, der ebenso wie in Petro
grad und Moskau die endgültige Entscheidung dem Arbeiterkongresse über
ließ, vorläufig aber feststellte, daß die Arbeiter in die K. I. K. eintreten 
müssen, um darin dauernde politische Arbeit zu leisten und die Interessen 
der· Arbeiterschaft zu schützen. Die „positive Arbeit" in den K. I. K. wurde 
hingegen einstimmig abgelehnt. Ein winziger Teil sprach sich gegen ilie 
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Beteiligung aus, ein a.nderer wollte sie bis zur Entscheidung des Arbeiter
kongresses auf demonstrative Erklärungen beschränken (N. G. Nr. 12.). In 
einem „Man muß wählen!" überschriebenen Artikel des N. G. (Nr. Hi) heißt 
es: ,.Nun, nach ·langem und hartnlickigem Kampfe, nach der Erfahrung an
derer Städte, nach der kurzen Arbeit im Z. K. I. K. ist uns die Stellung klar, 
die der Arbeiterklasse die beste Gelegenheit bieten kann, ihre Desorganisiert
heit zu überwinden . . • Es gilt aus der Anarchie und Atomisierung zu Ak
tivität und Organisiertheit überzugehen." 

Am 2:S. II. 1916 fanden die Wahlen statt. 89 Wahlmänner waren er
schienen, 4 fehlten. Der Vorsitzende des K. I. K. lud nach Eröffnung d.er 
Versammlung die Arbeiter ein, alten Parteistreit zu vergessen. Der Vertreter 
der Handelsangestellten, B. WASSILJEFF, hielt ihm, scheint es, die abweichenden 
Anschauungen der Arbeiter über die K. I. K. und Klasseneinigkeit entgegen. 
52 Wahlmänner erklärten sich darauf für die WahlbeteiJigung zu Zwecken 
der politischen Arbeit, 23 aber verlasen eine „boykottistische" Erklärung 
und verließen den Saal. Die Resolution und Instruktion werden aus Zensur
rttcksichten nicht publiziert, ebensowenig die Erklärung der Arbeitergruppe 
im K. I. K. (N. G. Nr. 9-23). 

Die Gruppe hatte geplant, sich nach Petrograder Muster als selbständige 
Abteilung zu konstituieren. Dies gelang ihr aber nicht im vollen Umfange. 
Das Präsidium des K. I. K. verzichtete auf eine sachliche Erörterung der 
Arbeitererklärung und erklärte sich nur bereit, die Selbständigkeit der Ar
beitergruppe anzuerkennen, insofern diese in Übereinstimmung mit dem Ko
mitee handeln wird". Die Gruppe wollte sich zwar damit nicht zufrieden• 
geben, eine weitere Erörterung wurde aber durch die Einmischung des Gon• 
verneurs verhindert, der der Hälfte der Arbeitervertreter als Ausgewiesenen 
und unter Polizeiaufsicht Stehenden die Tätigkeit im K. I. K. verbieten wollte. 
Dieses Verbot hielt das letztere zwar für ungesetzmäßig, wollte jedoch dem 
Vorschlage der Arbeitergruppe, die Komiteearbeit unbeirrt fortzusetzen, nicht 
Folge leisten und zog es vor, einen telegraphischen Protest an das Z. K. I. K. 
zu richten, ~orläufig aber die Plenarsitzungen einzustellen, um weder die 
Rechte der .Arbeitervertretung noch die Forderungen des Gouverneurs zu 
verletzen. Damit war auch die Entscheidung über die Ansprüche der .Ar• 
beitervertretung verschoben. Inzwischen wurden am 27. IV. fünf Mitglieder 
der Gruppe und späterhin noch einige andere verhaftet. 

Kiew, scheint es, ist die einzige Stadt, wo unter den Wahlmännern sich 
auch Vertreter der Schwarzen Hupdert befanden 1). Die Kampagne, wurde 

1) Die jüdischen Arbeiter Kiews, die Mitglieder des jüdischen Bundes, 
boykottierten die Wahlen. Darüber erzählt ein Brief aus Petrograd vom 
26. II. 1916 (Bulletin des Auslandkomitees des Bundes, vom IX. 1916): "Der 
Withlkampf verlief hier offen unter der Losung für und wider die Vertei~ 
digung • . . Es erwies sich, daß die Mehrheit unserer führenden Arbeiter
gruppe für die Verteidigung und für die Beteiligung war . . • Die Minderheit 
drohte aber mit formeller Spaltung, und diese Drohung erreichte es, daß 
die Mehrheit auf die Beteiligung verzichtete." 
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von der Verwaltung sehr geschickt inszeniert. "Am 27. XU. fand sie ihren 
glücklichen Abschluß, schreibt ein Korrespondent des N. G. (Nr. 3, 17. 1. 1916), 
ohne Abhaltung von Vorversammlungen ohne Unruhe und ohne Proteste .•• 
Unternehmer und die Verwaltungsbehörden trafen alle Vorkehrungen, und 
.die Kampagne verlief ganz glatt." Von den 14 824 Wahlberechtigten stimmten 
9333 = 62,8 °!6 ab. Es wurden auch Frauen gewählt. Die Anmaßungen der 
Schwarzen Hundert, die sofortige debattelose Vornahme der Wahlen forderten, 
wurden von den .Wahlversammlungen zurückgewiesen. Eine Gruppe von 
16 Wahlmännern verlangte neue Wahlen unter Leitung einer speziellen Ar
beiterkommission nach vorangehenden Braueheversammlungen. Die Mehrheit 
aber hielt die Erlangung besserer Bedingungen für keinerdings vorhanden, 
währerrd der Kontakt mit den Massen ohnehin nicht schwer herzustellen sei. 
Die Resolution enthält, außer den bereits zur Genüge bekannten politischen 
und organisatoris~hen Erwägungen und Forderungen, folgende erwähnens
werte. zwei Sätze: 1. "Die Verteidigung des Vaterlandes widerspricht nicht 
der traditionellen Taktik der Arbeiterklasse. Die Abwehr des austro-deutschen 
Imperialismus ist durch die Gefahren, denen Rußland ausgesetzt ist, gerecht
fertigt. Daher sollen sich die russischen Arbeiter aktiv an den Arbeiten des 
K. I. K. beteiligen . . . 3. Die Arbeitervertreter sollen, wenn entsprechende 
Verhältnisse eintreten, den Friedensschluß anstreben, wobei sie jede Er
oberungsgelüste, woher sie auch stammen mögen, zurückweisen und die Un
versehrtheit und Selbständigkeit d,er Völker wahren" (N. G. Nr. 3-17). 

Die vom K. I. K. als selbständige Abteilung anerkannte Arbeitergruppe 
bildete zwei Kommissionen: für Ernährungsangelegenheiten und für die Kon
trolle der Unternehmungen, welch letztere auch unmittelbar technisch an den 
.Heereslieferungen des K. I. K. mitwirken sollte. Anfang Januar- wurden 
2 Mitglieder in die Unternehmungen mit dem Auftrage delegiert, die Ursachen 
der Produktionsstörungen zn untersuchen 1). "Die Gruppe - wird weiter 

Es sei hier erwähnt, daß im Frühjahr 1916 eine Parteikonferenz des. 
Bundes stattfand, auf der Minsk, Gomel, Kiew, Charkow, Krementschug, 
Ekaterinoslaw, Petrograd und außerdem der Zentralvorstand vertreten waren, 
und die sich in einer konfusen Resolution für die Beteiligung aussprach. 
Dieser Beschluß wird mit durch innerpolitische Erwägungen begründet, 
u. zw. mit der Notwendigkeit, den Einfluß .der Arbeiterklasse zu stärken und 
,,die Kräfte jener Gesellschaftsschichten zu koordinieren, die allen Eroberungs
plänen dn herrschenden Klassen fernstehen und den Kampf der Arbeiterklasse 
für Freiheit und Demokratie unterstützen können" (Abs. 2-3 des II. Teils 
der Resolution: "Über unsere politischen Aufgaben"). · 

1) Es ist wohl von Interesse, daß sie feststellten: die Ursachen der Pro
duktionsstockung "liegen nicht so sehr in ungenügender Ausrüstunri der 
Unternehmungen, als in unzulässigen Arbeitsverhältnissen. Es gibt Unter
nehmungen, die absichtlich die Arbeiter durch höchst unbillige Arbeits
bedingungen abschrecken, um dann unter Berufung auf Arbeitermangel 
b (II i g e Arbeitskräfte - nämlich Kriegsgefangene - zu erhalten" 
(N. G. Nr. 6-20). 
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berichtet - besprach die Mittel zur Kontrolle der Munitionserzeugung und 
beschloß, die Plenarsitzung auf die Notwendigkeit, die Wahlmltnnerversamm• 
lung zu diesem Zweck zusammenzurufen, aufmerksam zu machen. Es wurde 
auch beschlossen, an der Kontrolle der Zm·ückstellungen militärpfl.ichtiger 
Arbeiter teilzunehmen, wobei zunächst geprüft werden .sollte, inwiefem die 
schon bewilligten Zuriickstellungen den. wirklichen Bedürfnissen der Produk• 
tion entsprechen. Das Komitee wurde aufgefordert, die Listen der m.iJitär• 
pflichtigen Arbeiter, die schon einen Aufschub erhalten haben, wie jener, fiir 
die ein solcher bei der nächsten Einberufung beansprucht werden soll, vor
zulegen" (ebenda), -

In O r e n b ur g befänden sich die Arbeiter unter den Stiftern des Komi• 
tees selbdt, Bei der Beurteilung der folgenden Mitteilungen ist nicht zu 
vergessen, daß Orenburg kein Industriezentrum sondern eine kleinere Pro
vinzstadt ist und daher, wie es scheint, der aufgeklärten großindustriellen 
Arbeiterdchaft entbehrt. Schon Mitte Juli 1915 fand hier eine Versammlung 
der "deklassierten Elemente" (der Intellektuellen?) statt. Es ward ein Bür~ 
gerkomitee gewählt, darunter einige Arbeiter. Dasselbe rief dann eine 
Schmiedeversammlung r,in, zu der frei\ich statt Schmiede 5-600 Arbeiter ver• 
schiedener Berufe erschienen. Der Stellvertreter des Bürgermeisters, Iw ANOFJ<', 

beglückwiinschte hierbei die Arbeiter zur Rede-, Versammlungs- und Vereins• 
freiheit (!). Die Polizei war aber nur ferngeblieben, weil sie von der Versammlung 
nichts wußte(!). Die Stimmung war begeistert patriotisch. Ein Redner erklärte 
sogar: ,,Wenn man die Arbeiterschaft verhindert, das Vaterland zu vertei
digen, so wird ihre organisierte Macht alle Hindernisse ... niederreißen und 
ihre Mission erfüllen." Die beschlossene Resolution forderte zum Zweck er
folgreicher Verteidigung des Landes die un verziigliche Verwirklichung der 
Rede•, Presse-, Versammlungs-, Vereins- und Gewisseusfreiheit. ,,Der Krieg 
soll bis zur Besiegung der deutschen Regierung geführt werden. Seine Be• 
endigung und die l<,riedensbedingungen sind von einer speziell dazu gewählten 
Reichseinrkhtung (seil. einer Konstituante) zu bestimmen." Dann begrüßte 
diese Arbeiterversamrulung telegraphisch den Großfürsten NIKOLAI NIKOLAJE• 

WITSCH, das Heer und die Reichsduma. Sie wie die weiteren Berufs• 
versammlungen wählten Vertreter, aus denen sich dann das Komitee des 
"Kriegsarbeitervllrbandes" zusammensetzte. Der Kuriosität halber sei die 
Aufforderung des schon erwähnten Spießbürgers lwANOFF an die Arbeiter 
angeführt: ,,sich nach deutschem Muster in die soz.dem. Partei zusammen
zusehließen, da diese Partei nämlich sehr gut sei und nun der Regierung 
gute Dienste leiste." Mit der Sozialdemokratie hatte dieser Herr absolut 
nichts gemein. - Später vereinigte sich der Kriegsarbeiterverband mit einer 
ganzen Reihe bürgerlicher Organisationen und bildete so das „ Vereinigte 
K. I. K." Zwischen den Arbeitern einerseits und den bürgerlichen und 
demokratischen Vereinigungen andererseite entstanden sogleich Reibungen 
und Streitigkeiten, nicht jedoch etwa als Folge von Klassengegensätzen, 
oder Meinungsverschiedenheiten über die Kriegsziele, sondern bloß infolge 
von Uneinigkeit 11ber die beste Organisation der Munitionserzeugung. .Bei• 
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.apieleweise sei angeführt: .Man teilte in einer Kommission der Arbeiter und 
Ingenieure mit, die Werkstätten der Eisenbahn können unmöglich die Werk
·bll.nke für die Munition fertigstellen. Die Arbeiter aber halten auch die Er
zeugung der Bänke für möglich. Hieraus entstand ein ziemlich bedeutender 
Konflikt ... ", worauf (N. G. Nr. 10, 17. XI. 1915) die Vertreter der Arbeiter 
und der Handelsangestellten vorläufig aus dem Komitee austraten. 

In einem der südrussischen Berg- und Metallindustriezentren, in Ch arj
·koff lehnte es Ende Januar 1916 die Wahlmännerversammlung ab, die Abord
nung in das K. I. K. zu wählen. Eine der größten süd.russischen Schiffsbau
werften in' Nikolajeff (Gouvernement Cherson), .Naval", sollte drei Ver
tret.er ins K. I. K. entsenden. Statt ab.er die Wahlen zu veranstalten, ver
fügte der Direktor: zwei seien von den .Senioren" 1) und der dritte von der 
Krankenkasse zu delegieren. Die Krankenkasse lehnte dies, als . über ihre 
Befugnisse hinausgehend, ab, während die „Senioren" den _Willen des Herrn 
erfüllten. Unter dem Drucke der Arbeiterschaft traten aber auch diese zu
rück. So wurden die Wahlen unvermeidlich und, nach langen Beratungen 
beschlossen die meisten Abteilungen des Werkes sie vorzunehmen, nicht aber 
etwa zum Zwecke dauernder Mitarbeit im K. I. K., sondern riur, damit die 
Arbeitervertreter eine· Erklärung verlesen und sich dann entfernen. Dieser 
Beschluß wurde auch von der Wahlmännerversammlung· mit 22 gegen 2 
Stimmen bei einer Enthaltung bestätigt. - Auch im weiten Blag o wes ch
t e n s k verweigerte die Arbeiterschaft unter den herrschenden Verhältnissen 
den Eintritt ins K. K. (N. G. Nr. 15, 15. I. 1916.) 

In den letzten drei Fällen, Charjkoff, Nikolajeff, Blagowesch
tensk, wirken wohl, wenigstens bei einem Teil der Arbeiter, auch mehr 
oder weniger llewußt prinzipielle Erwägungen mit, 2

) hauptsächlich jedoch 
zweifellos taktische und praktische. Sie allein sind auch ausdrücklich in den 
erwähnten Erklärungen hervorgehoben Anders in der W olgastadt Sa r a
t o ff. Hier ersllbien das einzige legale Blatt,· das während des Krieges von 
Anhltngern der Bolschewiki geleitet wurde, hier auch jüngst das internationa
listische Sammelbuch der Schriftsteller derselben Richtung (,,Unter der alten 
Fahne"). Hier siegten auch die .Boykottisten" über die Anhänger der Wahl
beteiligung. In der Nr. 8 des .N. G," beklagt sich einer der letzteren über 
die .Passivität" und den .Indifferentismus" im Gefolge der .boykottistiscben" 
Stimmung. Die nächstfolgende Nummer des·Blattes \Nr. 9, 8. XI. 1915) wußte 
aber schon von Arbeiterversammlungen zu berichten, die diesen Vorwurf an
ders beleuchten. .Kürzlich - erzählt der Berichterstatter - fanden zwei 
Beratungen statt ii.ber die Stellung zum Aufruf von PLECHANOFF und Ge
nossen wie zu den K. I. K. An diesen Beratungen (wie es scheint, einer Art von 

1) Ein veralteter und wenig beliebter Ersatz für die Arbeiterorganisationen, 
der völlig von der Fabrikverwaltung abhängig ist. Die Arbeiter nominieren 
mit deren Einverständnis Kandidaten, von denen ein Teil, falls die Fabrik
verwaltung sie bestlttigt, zu "Senioren" wird. 

2) Aus Charjkoff liegt ein Beschluß der städtischen Konferenz der Partei
funktionäre (bolschewistische Richtung) vor, welche die W: ahlbeteiligung '" vom 
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. Konferenze.n der Arbeiterorganisationen (G. T.) nahmen an 4:2 Personen teil, in 
• der Mehrheit Internationalisten. Der erwähnte Aufruf fand hier selbstver• 
stä.ndlich keinen Anklang. Selbst die Anhänger PLECHANOFFS in der Frage 
der Vaterlandsverteidigung sprachen eich •.. schroff gegen die Vertuschung 
der Klassenstellung wie gegen den zeitweiligen Verzicht auf den Schutz 
eigener Interessen aus. Die Beteiligung an der Verteidigung setzt zu aller
erst die Organisationsfreiheit voraus, meinten sie. PLECHANOl<'F solle begreifen, 
daß man die des Lichts und der Luft beraubte Arbeiterschaft nicht in einem 
Augenblicke zum Schweigen mahnen darf, wo rings die Organisation ihrer 
Klassengegner im Wachsen begriffen ist." Was die Stellungnahme zu den 
K. I. K. betrifft, so war die Mehrheit ents'Chieden gegen die Beteiligung, aber 
auch die Minderheit von 16 Mitgliedern wollte nur die Wahlmänner er• 
nennen, damit sie die politischen Forderungen der Arbeiterschaft proklamieren 
und bis zu deren Verwirklichung den K. I. K. fernbleiben. ,,Auch hier -
bemerkt melancholisch der Berichterstatter - hatte der freilich etwas modi
fizierte Boykottismus die Oberhand." 

ZweilelJos wurde diese Haltung der Saratower Arbeiter von internationa
listischen Erwägungen diktiert. Der endgültige Sieg fiel aber den entschie
denen Internationalisten ohne Kampf zu. Die sehr rührige Minderheit" ent· 
faltete eine heftige Agitation und beschloß eine Reibe Resolutionen zugunsten 
der Wahldurchführung und des Eintritts in die K. I. K. Eine Gruppe von 
Marxisten der Stadt Saratoff begrüßte die Arbeitergruppen der K. I. K. in 
·den Hauptstädten und gab der Hoffnung Ausdruck, diese würden auch ihre 
Bestrebungen gegen die Boykottisten unterstützen (Nr. 14, 25. XII. 1916). Die 
Begründung unterscheidet sich in nichts von ähnlichen :Kundgebungen. Die 
Urheber der Kampagne kümmern sich nicht viel um die akuten Fragen der 
Arbeiterbewegung. Nur die der Opportunität sollen erörtert, die grundsätz• 
Iicben ,der Vaterlandsverteidigung und der Internationalität dagegen den 
Arbeiterkongressen überlassen werden 1). Aber alle Bemühungen waren um• 

Standpunkt der internationalen Grundsätze aus" perhorresziert und für eine 
Fälschung des Willens des klassenbewußten Proletariats und einen Verrat 
am internationalen Banne~ erklärt (Mater. d. Z. K. d. S. D. A. P. R.). 

1) Im Absatze 9 rügen sie die Moskauer Gruppe wegen der Hervorhebung 
ihres entschiedenen Verteidigungsstandpunktes in der Erklärung (s. oben S. 395). 
Diese Rechnung sei ein taktischer Fehler. "Es ist für die Moskauer Vertreter 
kein Geheimnis, doß dieser Standpunkt auf starken Protest auch bei 
den Anhängern der Beteiligung stößt. Daher sollten die Moskauer 
Arbeitervertreter, die keine Möglichkeit hatten, die Meinung ihrer Wähler 
über Krieg und Frieden zu erfragen, ihren Eintritt in das K. I. K. 
im Interesse der Massensammlung durch die Organisationsaufgaben 
des Proletariats und politische und ökonomische Erwägungen begründen, die bei 
den Militanten der Arbeiterbewegung beinahe keinen Einwendungen begt>gnen." 
Als .Muster empfehlen die "Saratower Marxisten" die Petrograder Abordnung, 
welche angeblich aus ihrer Erklärung alle Streitpunkte beseitigteund jene vor
schob, die um die Abordnung das gesamte russische Proletariat sammeln.können. 
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sonst. Die Versammlung der Vertreter einiger Arbeiterorgani!lationen, die in 
der Sache zu entscheiden hatte, gab wieder den "Boykottit<ten" recht. Einer 
von den Anhängern der „Gruppe von Marxisten", die die Ent8cheidung in 
der wichtigsten taktischen Frage• ohne jede Rücksicht auf die prinzipielle 
Stellungnahme, ja gar durch deren direkte und absichtliche Ausschaltung her
beiführen'. wollte, gibt folgende nicht uninterE'ssante Schilderung der Vorgänge 
in .dieser Versammlung: »Wie oft wegen der Jugendlichkeit unserer Bewegung 
gewann die Demagogie Oberhand über die konsequente Klassenpolitik der 
Arbeiterschaft . . • Es wurden ein Referat von einem Anhänger, ein zweites 
von einem Gegner der Beteiligung gehalten. In den Debatten sprachen nur 
zwei Anhänger und mehrere Gegner. Die Argumente der letzteren - be
merkt der höchst ,objektive' Verfasser - waren völlig unannehmbar für jeden 
der das Abc der Arbeiterbewegung und die Frage wenigstens von der tak
tischen Seite aus kennt" 1). 

A. MARTYNOFF faßt folgendermaßen verschiedene Gründe zusammen, die 
im Gange der Kampagne für die Beteiligung bei verschiedenen Gruppen mit
gesprochen haben: ,,Der äußerste rechte Flügel ••. verteidigte d,ie Beteiligung 
nicht so sehr aus nationalistischen als aus opportunistischen Gründen. 
Da sie die revolutionäre Kraft des Proletariats überaus skeptisch einschätzen 
und sich von seinen Mißerfolgen - der politischen Niederlage des russischen 
Proletariats i. J. 1905 und von der moralischen des deutschen während des 
K1ieges - bedrückt fühlen, so sind sie geneigt, um so größere Hoffnungen 
auf jeden bürgerlichen Feldzug gegen die Reaktion zu setzen, mag es der 
angebliche Feldzug der englisch-französischen Bourgeoisie gegen das deutsche 
Junkertum oder rassischer bürgerlicher Patrioten gegen die Bureaukratie 
sein • . . Eine weit radikalere Stellung . . • nimmt die große Mehrheit der 
Anhänger der Beteiligung ein. Haben sie o.uch mit dem historisch veralteten 
Verteidigungsstandpunkt noch nicht abgert>chnet, so hegen sie doch keine 
Illusionen in bezug auf die Rolle der westeuropäischen und der russischen -
Bourgeoisie im gegenwärtigen Kriege. Sie empfehlen den Arbeitern, in die 
Kriegskomitees einzutreten, die in der Organisierung begriffene Macht des 
Proletariats der organisierten Kraft der Bourgeoisie entgegenzustellen, den 
Krieg gegen den Absolutismus bis zum Ende durchzusetzen und den reinen 
Verteidigungscharakter des Krieges gegen Deutschland zu bewahren. Von 
links her schließen sich endlich den Anhängern der Beteiligung die entschie
denen Internationalisten an, die jedes Bekenntnis zur Verteidigung in gegen~ 
wärtigen Verhältnissen grundsätzlich ablehnen. Sie schlagen es vor,_ in den 
K. I. K. der Parole der militärischen Verteidigung .die des internationalen 

1) Nach dem Bericht des Z. K. I. K. gab es am 25. IV. 1916 239 I. K. K. 
Für etwa 70 waren Arbeiterwahlen unternommen, aber nur für 36 wirklich 
durchgeführt. Für die übrigen kamen die Wahlen entweder wegen Weigerung 
der Arbeiter oder wegen formeller Schwierigkeiten nicht zustande (Djelo 
Soz. pol. Rundschau S. 67). 
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Kampfes für den Frieden entgegenzustellen" (Patriotische Epopöe, Iswestija 
Nr. 3, 6. II. 1916) 1). · 

Zur letzten Ki.tegorie gehört auch einer der einflußreichsten Führer der 
Menschewiki, der seine Zuschrift im .N. G." mit durchsichtigem Pseudonym 
NAD fertigte. NAD begrüßte die ablehnende Entsrheidung der Petrograder 
Arbeiter, insofern sie eine bestimmte Stellungnahme bedeutete. .Diese Ent
scheidung ist heute, da man in die Arbeiterschaft nicht wenig Kontrabaude 
einschmuggelt und heimlich hochwertige Ladung ins Wasser wirft, die mit 
größter Mühe von ganzen proletarischen Generationen aller Länder angehäuft 
wurden, deutlich und kennzeichnend genug . • • Handelte es sich nur darum, 
seinen Ansichten Ausdruck zu geben, so könnte man gegen dieee 
Entscheidung nichts einwenden." Aber die Zeit ist dazu wenig geeignet, 
sich mit Proklamierung seiner Ansichten zu begnügen. ,,Es handelt sich nicht 
nur, ja gar nicht so sehr darum, diese Ansichten bekanntzugeben, sondern 
darum, ihnen konform zu handeln • . . Von diesem Standpunkt aus ist die 
Entscheidung offensichtlich unzulli.nglich, da sie passiv und auf die Erklärung, 
nicht aber auf das Randehi berec·hnet ist . • . Es ist wohl möglich, daß die 
Arbeiter in den K. I. K. außerstande sein werden, selbständige Politik zu 
treiben. Sollte das aber auch der Fall sein, so ist es nie zu spät, auszu
treten." (N. G. Nr. 10-17. XI. 1915). Das Moment der Organisation war es, 
das alle „Antibuykottisten", wie sie sich auch sonst zur Hauptfrage, zum 
Kriege, verhalten mligen, zusammenhielt. - .(Diese) Taktik des l!'ernhaltens 
vom Leben trug wieder einen Sieg über die Taktik des aktiven Sichein• 
mischens in das soziale Leben und dessen Beeinflussung davon, schreibt einer 
der .Nationalen", W. LEWITZKY, Diese Taktik ist die des Selbstmordes ... 
Man mag verschiedentlich zu der Vaterland~verteid1gung stehen, sich zu ihr 
bekennen oder sie vorbehaltlos ablehnen, sie unter gewissen Bedingungen 
anerkennen oder unter anderen verwerfen: jedem sollte aber klar sein, daß 
in den K. I. K. Fragen behandelt und entschieden werden sollen, die sowohl 
unmittelbar die Arbeiterschaft angehen, wie auch große öffentliche Bedeutung 
besitzen. . . Während die Vertreter anderer Klassen und Gruppen sich 
über alle diese Probleme aussprechen und :ihre Entscheidung beeinflussen 
werden, geben die Vertreter der Arbeiterschaft freiwillig ihre Stimme und 
ihren Einfluß auf. Nicht genug daran, noch lassen die Petrograder Arbeiter, 
indem sie auf die Wa~len verzichten, sich einer Organisation berauben, die 

1) In einem Leitartikel des N. SI (Nr. 270), 19. XII. 1915) heißt es anläß• 
lich der Petrograder Wahlen: "Nicht alle 81 Wahlmänner bekennen sich zur 
nationalen Einigung und znr allseitigen und bedingungslosen Beteiligung an 
der Landesverteidigung (Einstellung des Klassenkampfes, Bewilligung der 
Kriegskredite usw.) . . . In diesem Blocke befanden sich zweifellos alle 
Schattierungen von der PLEOHANOFFS bis zur eklektisch-internationalistischen. 
Da sie aber dem andern internationalistischen Lager gegenüberstanden und 
dies nicht aus Zufall, so stellten sie sich alle der öffentlichen Meinung des 
Proletariats und der herrschenden Klassen als Anhänger sowohl der Beteiligung 
wie auch der Verteidigung des Vaterlandes vor." 
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ihr im Falle der Beteiligung in die H!inde fiele ..• " (Triumph des Boy
kottismus: N. G. Nr. 8, 27. X. 1915), Und ein anderer 011portunist und aus
gesprochener Sozialpatriot, Th. BULKIN, betont: "Ein neues Gebiet politischer 
und organisatorischer Arbeit liegt der Arbeiterklasse in den K. I. K offen, 
dem diese kein Recht hat, den Rücken zu drehen." Darin stimmen mit 
beiden Nationalen auch andere Anhänger der Beteiligung überein. Interessant 
ist das Urteil des hervorragendsten menschewistischen Schriftstellers L. MAR· 
TOFF über diese Fragestellung: "Versuche, die Frage unter dem Gesichts
winkel der organisatorischen Ausnützung neuer Stellungen zu beantworten, 
wobei die prinzipielle Stellungnahme der .Arbeiterschaft im Schatten bleibt 
oder ausgeschaltet wird, muß, statt den Orgauisationsprozeß zu fördern, die 
Desorganisierung der Arbeiterschaft zeitigen . • . Es ist undenkbar, sich er
folgreich um die Organisierung des Proletariats als selbständige politische Macht 
zu bemühen, wenn man die Parole des Organisierens von den. Aufgaben des rev<r 
lutionären Kampfes losreißt, der dem Proletariate bevorsteht - des Kampfes für 
den Frieden und für die Demokratie . . . Auf der Schwelle der revolutionären Pe
riode der Geschichte· Rußlands muß sich die Arbeiterklasse möglichst klar 
·sein, um was für Ziele und mit welchen Methoden sie im Revolutionsprozesse ringen 
wird. Sie soll wissen, wofür und in wessen Namen sie ihre Kräfte sammelt" 
(Die Internationale u. d. Krieg, S. 123, vgl. Archiv VII, 82 f.). Hier leuchtet 
der Unterschied zwischen jenen ein, für die die Bewegung alles und das 
Ziel nichts ist, und jenen, für die die Bewegung erst im Liebte des Zieles 
mächtig und unbeirrt vor sich gehen kann. Jene, die nach den Zielen fragtl!n 
und jede Beteiligung an den mit der Kriegsführung verbundenen und den 
Krieg fördernden Einrichtungen zurückwiesen, erklärten die Anhänger der Be
teiligung für unverbesserliche Boykottisten, die sich nur von Passivität und Träg
heit bewegen ließen. - Selbst NAD, der sich im Unterschied von anderen nicht 
scheute, die Prinzipientreue der Gegner der Beteiligung zu preisen, sprach 
ihrer Taktik jede Tatenlust ab. - Treffend bemerkt dazu A. MARTYNOFF in 
dem zit. Artikel, vom freilich rechtesten Flügel (LEWITZKY und TscHERE· 
w ANIN): "Dieser Opportunismus scheint ihnen logischerweise aus den anti
boykottistischen Überlieferungen des Menschewismus zu folgen, als ob die 
Festhaltung völliger geistiger und politischer Selbstä,ndigkeit deR Proletariats 
für den Menschewismus· nicht eine Conditio sine qua non Jeder Ausnützung 
der bürgerlichen Bewegung bildete" (lsw. Nr. 3). - Unter diesem Gesichts
winkel der Klassenselbständigkeit des Proletariats unterzieht einer der besten 
menschewistischen Publizisten (er signiert nELMAR") in den beiden letzten 
Nummern des »N. G." die ganze Unternehmung einer abschließenden Kritik. 

Es wurde von der Arbeiterabordnung in den K. L K. einigermaßen Bilanz 
auf der zweiten Tagung des Kriegskomitees (Ende Februar 1916 in Petro• 
grad) gezogen. "Dieser Kongreß" der unter zahlreicher und eifriger Teilnahme 
der Arbeitergruppe stattfand, stellt eine Erscheinung dar, die bereits der 
ganzen Welt erlaubt, die Bedeutung der Arbeiterbeteiligung nicht mehr nach 
den Motiven, sondern nach den Resultaten zu beurteilen", schreibt ELMAR 
(Nr. 14-28, 1. V. 1916). Bezeichnenderweise fehlt im nN. G." ein Bericht über 



Russische Sozialisten über den Krieg. 405 

die Tätigkeit der Arbeitervertreter auf diesem Kongresse. Daher entnehmen 
wir einiges darüber dem Moskauer liberalen Blatt »Rußkija Wjedomosti" und 
dem offiziellen Organ „Nachrichten des Z. K. I. K." (Petrograd, erscheint 
S mal wöchentlich.) 

Den liberalen „Rußkija Wjedomostji" Nr. 47, 27. II. 1916) zufolge be
kannte sich K. GwosDJOFF in seiner, mit lange andauerndem Beifall auf
genommen Erklärung zunächst „zu den durch die internationalen Kongresse 
festgelegten Grundsätzen der internationalen Arbeiterbewegung und schilderte 
sodann die „allgemeine Stellung der Arbeiterklasse in den kriegführenden 
Ländern zum Kriege. Indem die Arbeiter den Frieden anstrebten, der die 
freie Entwicklung der Demokratie sichern soll, handeln sie in voller Überein
stimmung mit dem Gedanken der Angriffsabwehr und eifriger Beteiligung 
des Proletariats an der Verteidigung jener Länder, die durch den Krieg der 
Gefahr des Zusammenbruches ausgesetzt weiden. ,,Steht aber unseren bel
gischen und französischen Genossen der Weg zu unbehinderter Verteidigung 
ihres Vaterlandes frei, so läßt die undurchdringliche .Mauer des Feudalismus 
die russische Arbeiterschaft zur gemeinsamen Selbstverteidigung nicht zu." 
Nach diesem Bekennttiis zum ausgesprochenen Ententesozialismus, das durch
aus der Erwartung des N'asch Goloss (Nr. 8, 23. II. 1916), daß die Stellung 
der Arbeitervertreter auf der Tagung der K. I. K. keine andere sein werde 
wie in der Duma, widersprach, und nach der Schilderung der politischen 
Lage proklamierte G-wosnJOFF das Recht und den Willen der Arbeiter zu 
„aktiver Beteiligung an der Lösung komplizierter und schwieriger Aufgaben 
der Errettung des Landes". ,,Die Arbeiterklasse soll den anderen sozialen 
Schichten ähnlich zur selbständigen Kraft werden. (Ihre) politische sowohl 
wie gewerkschaftliche Organisation ist die erste Tagesforderung, die Ein
berufung des Reichsarbeiterkongresses soll den nächsten Schritt bilden ... 
Die Arbeitermassen haben schon längst eingesehen, auf welchem Wege das 
Land aus seiner niederdrückenden Lage zu retten ist, und hoffen, daß (er) 
auch von anderen Schichten erkannt und anerkannt werden wird". , 

Das offizielle Organ des Z. K. 1. K. (Nr. 64,65 28. II. und 8. III. 1916) 
reproduziert zwar diese Rede GwosDJ0FFS nicht, bespricht sie aber sehr 
lobend und findet in dem ihr von der Kongreßmehrheit - trotz abweichender 
Auffassung über die allgemeine.Politik und die K. I. K. - gespendeten Beifall 
"einen erfreulichen Beweis dafür, wie heute Leute verschiedener ökonomischer 
Interessen eine gemeinsame Sprache finden und sich zu gegenseitigem Ver
ständnis erheben können." 

Ganz so idyllisch verlief aber der Kongreß doch nicht. Vielmehr 
„endete er mit einem stürmischen Konflikt zwischen den Kapitalisten- und 
den Arbeitervertretern anläßlich der Frage der schwierigen ökonomischen 
Lage der Arbeiterklasse", und dies zeigte „ besser als alle Phrasen, wie es in 
Wirklichkeit mit dem ,verschwundenen' Klassenkampf und der eingetretenen 
Einigung bestellt ist" (Nasch Goloss Nr. 10). 

Auch in der -Frage der politischen Umgestaltung wollte der Kongreß 
nicht der Arbeitergruppe folgen. · ,,Di~ politische Resolution wurde der Einig-
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keit halber mehrmals umgearbeitet, erzählt Nasch Goloss (ebenda). Aber 
auch dieser Kongreß wagte es nicht, den Kampf um die Macht klar und 
entschieden als Tagesaufgabe hinzustellen 1). Die Arbeiter brachten daher 
eine eigene ResolutMJn ein, die aber nicht zur Abstimmung zugelassen wurde. 
Sie enthielten sich daher der Stimme und die Mehrheitsresolution wurde 
durch Akklamation angenommen. . Aber auch in dieser unvollkommenen 
Resolution sowohl wie in den anderen ging der Kongreß viel -weitt1r als der 
progressive Block, meint Nasch Goloss. 

„Daß die Kongreßmehrheit - schreibt ELMAR -- auch innerpolitisch 
radikaler war als die kapitalistische Bourgeoisie, ist klar • . . Die imperia
listisch-kapitalis<•hen Elemente gaben dieser linksoppositionellen Strömung 
offensicht.ich nach. Aber auf welcher Basis äußerte sfoh dieser Druck des 
kleinbürgerlichen und des intellektuellen Radikalismus auf das Großbürgertum 
und umgekehrt dessen Entgegenkommen der kleinbürgerlichen Demokratie 
gegenüber'?" Die Basis bildete die Tatsache, daß diese Demokratie die außen• 
politischen Aufgaben, die in Wirklichkeit die der kapitalistischen Bourgeoisie 
sind, für ihre eigenen und für die nationalen erklärte. ,, Welche Stellung 
nahm nun die Arbeitergruppe diesen Kräften gegenüber ein? Sie schob die 
kleinbürgerliche Demokratie und mit ihr auch den Gesamtkongreß vorwärts 
zu modernster entschiedener Opposition, indem sie den bürgerlichen Zensiten
liberalismus zu• gewissen demokratischen Zugeständnissen zwang. Sie nützte 
diese ihre Rolle auch dazu aus, um vom Kongresse maximale Zugestll_ndnisse 
in der Fassung der Probleme zu erzwingen, rlie die Arbeiterklasse unmittelbar 
berühren. Sie erreichte aber all das, indem sie auf dem mit dem Kongresse 
gemeinsamen, von vornherein gegebenen Boden der Übereinstimmung in der 
Auffassung der außenpolitischen Aufgaben verblieb .•• " Ihre Erklärung 
steUte sich vollständig auf den Boden der "kleinbürgerlichen nationalistischen 
Auffassung des imperialistischen Krieges". ·,,Ihre Vorbehalte sind ohne prin• 
zipielle Bedeutung; sie bezeichnen bloß jene Verhältnisse, die für die Russen 
die Politik der Scheidemänner legitimieren sollen. Die Beteiligung an dem 
K. I. K. wird zum Mittel geistiger Annäherung an die nationalistische und 
imperialistische Bourgeoisie, zum Mittel geistiger Absonderung von der pro• 
letarischen Avantgarde anderer Länder . . • Dieser. Schritt ist ein Schritt 
rückwärts von der marxistischen, konsequenten Klassenpolitik zur Politik der 
Halbheit und des Opportunismus" (Nasch Goloss, Nr, 15-29, 8. V. 1916) 1). 

1) Gleichzeitig tagten auch der Städte- und der Semstwoverband. Die 
Arbeiter sind in keinem der Ve1bände vertreten, da die Abordnung in sie auf 
'Grund eines undemokratischen Zl'nsuswahlrechts erfolgt. D~ Verbands
beschlüsse sind denn auch viel schüchterner. 

2J In „Ljetopisj" (Nr. 4, 1916, S. 320-21) zieht A. JERMANSKY folgende 
Bilanz der Mobilmachung de~ Arbeitervertreter auf dem zweiten Kongreß der 
K. I. K. : "Die Arbeitergruppe beabsichtigte, die Arbeiterschaft um sich zu 
vereinigen - sie spaltete sie nur. Sie wich von der Linie der Duma• 
fraktion · ab, - die sich allen Anzeichen nach wirklich der Sympathie der 
Arbeiteravantgarde erfreut. Schließlich wollte sie die proletarischen Bemühungen 
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Und ELMAR ruft zur Revision der folgenschweren Entscheidung, zum Aus
tritt aus den K. I. K. auf. 

Die Stimmen gegen die Beteiligung an den Komitees haben sich wahr
sc!Jeinlich vermehrt, da wir in "Goloss Truda" (Nr. I!, 8. VII. 1916} 1) eine 
Vert~digungsrede unter dem charakteristischen Titel '" Unter Beschießung" 
finden. Sie klingt viel pessimistischer als die früheren, der Wert der Betei
ligung wird viel bescheidener eingeschätzt. Ohne auf die Bewertung der 
Tätigkeit verschiedener Gruppen einzugehen, sei anzuerkennen, daß die Ar
~itergruppen nebst der eingeengten und entstellten Dumavertretung den
uoch die Arbeiter Ganzrußlands vereinigen, lediglich durch die Tatsache 
ihrer Existenz, nicht gestatten, daß die Arbeiterfrage von der Tageijordnung 
verschwinde, das Recht der Arbeiterschaft auf aktive Beteiligung aw sozialen 
L.eben festigen usw. 

Dieselbe Nummer enthält aber auch eine Erklärung, die dahin lautet, 
daß es unte1· den nächsten Mitarbeitern des Blattes eine Minderheit gibt, die 
"in der kardinalen Frage der Beteiligung an den K. I. K. der Auffassung 
ist, diese Beteiligung sei unzulässig, weil im Widerspruch mit der inter
nationalen Klassensolidarität". Eine Minderheit gegen die Beteiligung gab 
es übrigens auch früher. Diese Ablehnung war aber niehts weniger als 
prinzipieller Natur, sondern fußte vollständig auf dem Boden der Verteidi
gungsideologie. Sie war daher auch nicht besonders fest und wurde schon 
während der Wahlen von ihrem Hauptvertreter aufgegeben, der selbst ein 
Mandat annahm. Der intern a t i o n a li s t i s c h e n Ablehnung der Beteili
gung begegnen wir also in den Reihen der RP.daktion zum ersten Male'). -

mit denen der fortschrittlichen bürgerlichen Schicht koordinieren, die prak
tisch-politische Koordinierung gelang ihr aber nicht, und es wurde nur eine 
Illusion der Einigkeit geschaffen. Es ergab sich also nicht die K o o r d i
n i e ru n g des Handelns, sondern die Desorganisierung des Be
wußtseins jener Elemente, auf welche die Abordnung sich stützte ••. " 

1) An Stelle des Nasche Goloss, deren letzte Nummer (15-29) am 8. V. 
1916 erschienen ist und zahlreiche Haussuchungen und Verhaftungen veran
laßte. Die neue Zeitung er,chien erstmals am 2. VI. 

2) Ich möchte hier noch eine von den "legalen Blättern in Rußland ver
öffentlichte Charakteristik der Arbeiterpolitik in den K. I. K. anführen. Sie 
bildet einen Teil des umfangreichen - in Nr. 1H8 (5i9 der) Nasch Slow. 
vom 8. VI. 1916 reproduzierten - Berichtes über die sozialistische Bewegung 
in Rußland und im Auslande, der VO!Jl Polizeidepartement im März 1916 dem 
l\linisterprä.sidenten S-rüRMER vorgelegt wurde. Die Spitzeln teilen darin mit, 
daß sowohl in Rußland wie auch im Auslande die sozialistische Bewegung 
zu Beginn des zweiten Kriegsjahres bedeutend erstarkte und dabei einen 
~rell antimilitaristischen Charakter annahm. Die Richtung, deren Vertreter 
für B,ußland PLECHAN0FF ist - wird weiter berichtet - erwecke in den 
Arbeiterkreiseµ, keine besondere Sympathie. Immer größeren Erfolges hin
gegen erfreue sich eine andere Richtung, die zwar formell zwischen sich und. 
den Anhängern des Niederlagestandpunktes ("Porazentschestwo") eine Grenze 
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Nach der Schilderung des Kampfs um die K. I. K., der vielleicht wich
tigsten Erscheinung der russischen Arbeiterbewegung in den verflossenen 
Monaten, möchte ich hier auch auf die höchst interessante allgemeine Stellung 
des Samarer Blattes und dessen kaum glaubliche Schwankungen eingehen. 

Der red aktio ne II e Einleitungsartikel (,,Unsere Aufgabe~", Nr. 1) 
enthält eigentlich nichts, was überhaupt von · einer Stellungnahme zu sprechen 
erlaubte. Er hält den Zusammenschluß der Arbeiterklasse zur s e 1 b s tä n
d i gen politischen Macht für das Gebot der Stunde und für die .all
tägliche A nfgabe des aktiven Marxismus". Dies kennzeichnet aber keines~ 
wegg eine Richtung und selbst die schlimmsten Opportunisten werden An
spruch auf diese Aufgabe erheben. Etwas mehr möchte vielleicht die 
Behauptung bedeuten, daß die wichstigste Voraussetzung einer Wiederher
stellung der Internationale die nun wachsende Erkenntnis des Proletariats 
ist, 'daß es „eine selbständige politische Macht, mit ganz besonderen 
Z i e 1 e n und Aufgabe n" sei. Wie aber ist es andererseits, angesichts 
der tragischen Tatsache massenhaften „Umlernens" zu verstehen,• daß .• die 
Masse der Führer und Teilnehmer . . . der Bewrgung, derengleichen die 
Geschichte nicht kennt", - d. h. der gleichen internationalen sozialistischen 
Bewegung - ,,der alten Fahne die Treue bewahrten?"; oder daß „die Ringe 

zieht, sich aber entschieden für den baldigsten Friedensschluß aussprach, weil 
der Krieg die Arbeiter von ihren direkten Aufgaben ablenke und die Erstar
kung des kapitalistischen Druckes fördere. Diesen Standpunkt machten sich 
die Zimmerwalder und andere sozialistische ausländische Konferenzen zu eigen, 
an denen auch russische Sozialisten teilnahmen. Eben diese ausländischen 
Konferenzen hätten den russischen .unterirdischen" Sozialisten den Gedanken 
suggeriert, die K. I. K. auszunützen, um die revolutionäre und sozialistische 
Bewegung in Rußland zu beleben. Danach waren es also die Zimmerwalder, 
die den Sozialpatrioten GwosoJ0FF mit Genossen in die K. I. K. entsandten 
und sie dort zur „Koordinierung" mit der imperialistischen Bourgeoisie auf• 
forderten! 

Der Bericht schildert eingehend die Wahlkampagne und behauptet, in 
die ArLeiterversammlungen seien unter der Marke von Arbeitern die „Partei
sozialisten" (sie!) eingedrungen. Daher hätten sich angeblich beinahe sll.mt
Iiche Gewählte als versteckte Anhänger des „Porazentschestwo" erwiesen 
(womit also die Polizei die Spitze, der Denunziation GwosDJ0FFs gegen 
diesen selbst und seine Anhänger kehrte!) Die Aufgaben der Arbeiterver
treter in K. I. K. lägen der Verteidigung sehr fern. Eine sorgfältige Über
wachung habe erwiesen, daß die speziellen Rll.ume der Arbeiterabordnung im 
Z. K. I. K. zu Parteizwecken benutzt würden. Die Mitglieder der A.rbeiter
gruppe erhielten mehrere Hunderte Rubel monatlich, um die industriellen 
Bezirke Rußlands zu bereisen, trieben aber dabei Propaganda und förderten 
den Zusammenschluß der revolutionären und sozialistischen Elemente. Die 
Arbeitervertreter hätten endlich die Streiks geleitet. .Die K. I. K. dienen 
also als Grundlage für die revolutionäre und sozialistische Bewegung der 
Arbeiterschaft .•• " 
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der Kette" (d. h. die nationalen Abteilungen der Internationale) die anein
anderstießen, dabei "der Kraft der Notwendigkeit gehorchten"? Sollen damit 
jene, die - wir verfolgen hier einen politit!chen, nicht einen theoretffllhen 
Gedankengang ~ am Zusammenbruch der Internationale mit ihrer selbstän
digen Politik una ihren besonderen Aufgaben Schuld tragen, gerechtfertigt 
werden? Jedenfalls ist dies alles allzu vag. 

In Nr. 3 reproduzie;t·,,Nasch Goloss" den bekannten Brief PLECHANOFFs, 
in dem dieser den Abgeordneten BURJANOJ<'J<' mit .Erfolg zur Bewilligung der 
Kriegskredite zu überreden sucht. Bezeichnend ist nun, daß die Redaktion 
es für nötig hielt, dem Brief einen polemischen Artikel vorauszuschicken 
("Einige Tatsachen und einige Gedanken G. W. PLECHANOI•'Fs" von S. KRA
MALEWSKY), · der ihren Standpunkt feststellte und „eine allgemeine 
Kritik der Stellung PLECHANOFFS, ALEXINSKYs, JoRDANSKYS etc. 
bringen sollte" (Nr.4). Leider ist von ihm nur der erste Teil erschienen. 
Er läßt aber, wie es scheint, den Schluß zu, daß Verf. und Redaktion „die 
Bedenken P. AXHlLRODs, MAH.TOFFs, W. TROTZKYs, des ehemaligen Duma
abgeordneten I. ZERETELLI" gegen die Auffassung PLECHANOFFs und an
derer unterstützen wollten. 

So blaß sind die ersten 7 Nummern - zweifellos zum Teil wegen der 
Zensur. Inzwischen entbrannte aber die Kr. I. K.-Kampagne und nun beginnt 
die ungeheuere Verwirrung. Wir kennen bereits ihren Verlauf in Samara 
und haben gesehen, daß die Zeitung sich vorbehaltslos an die Seite der „An
tiboykottisten" stellte, und das, abgesehen von den bereits dargelegten 
Erwägungen, aus unverhüllt sozial-nationalen Gründen. 

:Nr. 8 (27. X. 1915) brachte eine ganze Reihe von Artikeln über die 
Frage. Alle - auch jener, der im Namen der Redaktionsminderheit 
gegen die Beteiligung plädierte - erklären sich bereit, ,,zum Vaterland zu 
stehen". In einem, mit dem sich die Redaktions mehr h e i t ausdrücklich 
einig erklärte, finden wir die uns wohlbekannten Sätze: ,, Der Krieg wurde 
in seinem Verlauf auf unserer Seite zum Verteidigungskrieg. Noch mehr, unser 
Vaterland ... ist in tödlicher Gefahr, vom preußischen Junkertum ... zer
trümmert zu. werden. - In einem solchen. Auge11.blick ist es unverantwortlich, 
sich mit dem schablonenhaften ,Wir sind dagegen abzufinden'. Das ist auch 
glücklicherweise nicht geschehen. Das klassenbewußte Proletariat aller Länder, 
das die internationale Einigkeit anstrebt, anerkennt zugleich das Re eh t 
jeder Nation auf Selbstbestimmung. Daher bekennt es sich zur 
Landesverteidigung, wenn diesem die Gefahr einer Zerst<>rung seiner kultu
rellen und nationalen Schätze und eine Verlangsamung der Entwickelung 
seiner Produktionskräfte droht". Es bleibt „den Geboten der internationalen 
sozialistischen Kongresse treu" usw. Kaum 3 Wochen später aber (Nr. 10, 
17. ~I. 1915) lesen wir, daß die Redaktion den absolut identischen 
Erwägungen in einem Artikel TH. BULKINS nicht zustimmt, in welchem es 
heißt: "Die Vat-erlandsverteidigung widerspricht nicht nur den Geboten der 
Internationale nicht, sie wird vielmehr von ihnen diktiert usw." Ja, norh mehr. 
Iri. derseiben redaktionellen'Notiz wird einer Reihe von Artikeln· aus der Feder 
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hervorragender menschewistischer Führer gedacht, die im großen und ganzen 
init der redaktionellen Beurteilung der Frage zusammenfallen, darunter eines 
- von uns bereits wiedergegebenen - mit NAD signierten Aufsatzes, dem 
die Redaktion augenscheinlich besondere Bedeutung beimaß, da sie ihn als 
ersten und, im Gegensatz zu dem übrigen, beinahe im vollen Umfange 
brachte. Er weicht, wie gezeigt, von allem, was im Goloss über die K. I. K.
frage geschrieben wurde, so weit ab, daß er sogar die "boykottistische" Ent
scheidung ·der ersten Petrograder Wahlversammlung als A.usdruck von Prin
zipientrene und internationalistischer Unentwegtheit teilweise 
billigt. 

NA1i macht kein Hell! daraus - und das war sicherlich der Redaktion 
auch sonst wohl bekannt -, daß er sich keineswegs zum "Verteidigungs
standpunkt" bekennt - der im obzitierten Artikel verfochten ward und mit 
dem sich die Redaktion solidarisiert hatte. Etwas war jedoch dem Inter
nationalisten NAD und dem Verf. des sozial-nationalen A.rtikels gemdn: beide 
verwarfen den „Boykottismus" mid forderten die Arbeiter auf, sich an den 
K. I. K. zu beteiligen. Hier liegt auch die Erklärung der sonst ganz unver
ständlichen Widei·sprüche. Entscheidend war für die Redaktion nur· die 
Antwort auf die Frage: für ode1· gegen die Beteiligung. Dem, dem Siege 
über die „ Boykottisten, den sie - ob selbst internationalistisch oder nicht - , 
bloß im Bunde mit ausgesprochenen Sozial-Nationalen gegen die unversöhn
lichen Internationalisten davontragen konnten, haben die Leiter des Nasch 
Goloss die klare Stellung zum Kriege, der „ wichtigsten Zeitfrage" geopfert, 
und auf diesem Boden verharrte die Zeitung· bis zu ihrem Ende. 

Immerhin ist eine unverkennbare Klärung i:n bezug auf die prinzipielle 
Stellungnahme seit der Ausfechtung des Kampfes um die K. I. K. unver
kennbar. Die Erstarkung der internationa!istischen Gesinnung der Redaktion 
war so gewaltig, daß sie selbst schließlich glaubte: ~ie habe nie anders gedacht 
und gehandelt. 

In dem, mit einem gewissen Stolz "Unter der alten Fahne" überschrie
benen redaktionellen Artikel - in der 25. Nummer (30. III. 1916}, der einen 
Rückblick auf den nicht allzulangen Lebenslauf des Blattes enthielt - heißt 
es: "Vom internationalen Gtisichtspunkt in der Klassenbewegung aus haben 
wir auch die A.ufgaben der Arbeiterklasse in der Innenpolitik behandelt und 
ihm haben wir unsere taktischen -Linien untergeordnet . . . Unseren Dienst 
haben wir uns vorgestellt und können wir uns nur vorstellen in den im kom
munistischen Manifeste vorgezeiclmeten Formen ... Wir s t e 11 •rn uns nicht 
der Arbeiterbewegung entgegen, sondern wir heben jenes Gemeinsame 
und Grundlegende hervor, was in ihren sämtlichen Formen vorhanden 
ist. Dies war unser Standpunkt von der ersten Nummer des ,Nasch Goloss' 
an". Hier wird also die Richtung der Dumafraktion mit der -des Blattes 
identifiziert. 

"Nasch Goloss" bringt dann immer entschiedenere internationalistische 
Beiträge, deren einige von beinahe der gesamten' deutschen Minderheitspresse 
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wied'ergegeben wurden, z. R.: die ArtikelJA. PILE'l'SKYs ("Nach dem Kriege") 1) in 
~r.11-12 (25-26), der Artikel "Haag und Zimmerw~ld" von G ÜSSIP01''P u. a. 
Die Redaktion bekennt sich ausdrücklich zu Zimmerwald, schüttelt den Sozial
patrioten W. LEWI'l'ZKY anläßlich seiner Polemik gegen den Internationalisten 
ELMAR ab, verhöhnt den französischen Unterstaatssekretär Genossen A. THOMAH 
anläßlich seiner Reise nach Rußland - soweit es überhaupt möglich ist, gegen 
ein Mitglied der „befreundeten Regierung" zu polemisieren, ohne von der 
eigenen getroffen zu werden. Vorbehaltslos bringt Nr. 15 (29) die konse
•quente und entschiedene Zurückweisung der Anmaßungen PLEC!HAN01''1"s und 
seiner Freunde im Artikel (,,G. W. PLEUHAN01''1" und die Dumafraktion" 
in Nr. 15-29) von B. ER. (Pseudonym), der PLECHANm·~· den von ihm so 
.gehaßten ScHEIDEMANNs und SüDEKUMs gleichstellt, ,,die, indem sie ihre 
Regierung im Kriege angeblich zum Zwecke der Selbstverteidigung unter
.stützen, in Wirklichkeit dem Imperialismus ihres Landes dienen". 

Am 8. V. 1916 erschien die letzte (15-29) Nummer des „Nasch Goloss. 
Den am folgenden 21. VI. zum ersten Male erschienenen „Goloss Truda" darf 
man wohl als seine. unmittelbare Fortsetzung betrachten. In dem aber tritt 
-0.er Klärungsprozeß besonders drastisch in Erscheinung. 

Seine beiden ersten Nummern bringen die Kienthaler Beschlüsse über 
-<lie Friedensfrage und , das Internationale Bureau zu Haag. Das Manifest 
.,An die Völker usw." konnte natürlich nicht wiedergegeben werden. Ein 
Artikel von B. Eu.: ,,Zwei Dokumente·' (Nr. 2, 3. VII. 1916), kritisiert ohne 
redaktionellen Vorliehalt scharf das bekannte Rundschreiben der Haager Exe
kutive vom 1. V. 1916 an die ausgeschlossenen Parteien und bekennt sicl1 
-entschieden und konsequent zu Kienthal. "Die Mehrheiten - heißt es darin 
- können, solange sie alles der Erreichung eines bestimmten militärischen 
Ergebnisses unterordnen und sieb an die Regierungen binden, auf eine Ver
;;tändigung erst eingehen, wenn das vom militärischen Standpunkte aus an
gemessen erscheint. Obwaltet auch heute eiu Unterschied zwischen der 
französischen und der deutschen Mehrheit in bezug auf die internationale 
Verständigung, so ist er nicht durch größere Internationalität ScnEIDEMANNs 
im Vergleich mit RENAUDEL, sondern durch die Unterschiede in der Kriegs
iage und die verschiedene Haltung der entsprechenden Regierungen gegen
über der Friedensfrage zu erklären. Kommt also der Augenblick, in dem 
,lie iSCHEIDEMANN und RENAUDEL auf die Verständigung eingehen, dabei 
.aber auf ihrem bisherigen Standpunkte beharren, so wird diese Verständigung 
lediglich die sich anbahnende Verständigung der herrschenden Klassen 
widerspiegeln und statt als Wafl"e des internationalen Klassenkampfes zu 
-0.feneil, einzig die Rolle eines Hilfsmittels der Regierungen und der Diplo
matie spielen." Daher verwirft B. ER. den offiziösen Optimismus des Haager 
:Manifests, das "den Ernst der Krise verkennt" und "die Lage beinahe für 
normal hält", ebendamit aber "alle Bestrebungen, auf die einzelnen Parteien 
im Geiste der internationalen Solidarität und des Klassenkampfes einzuwirken, 

1) Unter dem Titel: ,,Die natwnale und die internationale Idee in der 
_-\rbeiterbewegung", teilweise im "Braunschweiger Volksfreund" vom 18. V. 1916. 

27"' 
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entschieden zurückweist" und: "den Zusammenbruch der Internationale sowie 
die Stellung aer deutschen und der französischen Mehrheit und ihrer An-_ 
hänger in anderen Ländern mit seiner Autorität sanktioniert". - Nicht 
minder bezeichnend ist, daß tlie Redaktion mit keinem Worte ihre Nicht
übereinstimmung mit dem Verf. des Artikels "Die Dialektik unserer Zeit" 
verrät, der im „Bekenntnis" zur Landesverteidigung und in der daraus ent
springenden Umwandlung des Krieges in einen „Volkskrieg" nichts als „Selbst
verleugnung des Proletariats und eine höchst wertvolle Unterstützung· der 
imperialistischen Sippschaften" erblickt - eine Auffassung, die vom Ruf nach 
Errettung des Landes ungeheuer abweicht. Die erste Nummer des Goloss 
Tr. brachte denn auch schon eine - diesmal unzweideutig internationalistische 
- Erklärung der Redaktion, in der es u. a. heißt: "Mehr als je bildet der 
Verzicht auf den Burgfrieden, und die Wiederkehr zur Intematiönalität nicht 
bloß die Aufgabe des Augenblicks, sondern . . . die unentbehrliche Voraus
setzung für die Wiedergeburt der Arbeiterbewegung~ Diese Wiedergeburt 
wird aber erst dann am schnellsten und schmerzlosesten eintreten, wenn 
wenigstens die marxistischen Elemente der Arbeiterbewegung auf die bren
nenden Fragen und insbesondere auf die Hauptfrage der ,Gegenwart (die 
Stellung zum Krieg) überall eine selbständige Antwort geben, die prinzipiell 
gemeinsam ist für die Marxisten aller Länder und prinzipiell verschieden von 
der Antwort der übrigen sozialen Kräfte". Was aber darunter gemeint ist, 
wird durch den bekannten Satz aus dem kommunistischen Manifest erläutert, 
wonach sich „die Kommunisten von den übrigen proletarischen Parteien nur 
dadurch unterscheiden, daß sie einerseits in den verschiedenen nationalen 
Kämpfen der Proletarier die gemeinsamen, von der Nationalität unabhängigen 

-Interessen des gesamten Proletariats hervorheben und zur Geltung bringen, 
anderseits dadurch, daß sie in den v~rschiedenen Entwicklungsstufen, welche 
d4l,l' Kampf zwischen Proletariat und Bourgeoisie durchläuft, stets das Inter
esse der Gesamtbewegung vertreten". 

Die Stuttgarter und Basler Resolutionen haben diesen Satz für den Kriegs
fall ausgedeutet. Ihre praktische Anwendung und Entwickelung fanden nun 
diese· Beschlüsse in Zimmer_wald und Kienthal. Sie sind dadurch nach 
der Meinung der Redaktion zu "wichtigsten Etappen auf dem breiten Wege 
des internationalen Klassenkampfes geworden". ,,Unter der alten Fahne , .. 
des orthodoxe)( Marxismus, welche die großen Schlußworte des Marxischen 
Manifests von 1848 trägt und, nachdem -sie den Händen vieler alter und 
scheinbar· erprobter Kämpfer entfallen war, von den internationalen Kon
gressen in der Schweiz wieder gehißt wurde und mit solcher Würde von 
der soz.-dem. Dumafraktion hochgehalten wird, ..• wird die Arbeiterbewegung
der ganzen Welt die heutige Krise überstehen und zu neuem Leben wieder
erwachen; unter dieser Fahne-wird auch das russische Proletariat am sichersten 
und am raschesten zur mächtigen organisierten und bewußten Kraft werden". 

Auf die Beteiligung an den K. I. K. will jedoch auch Goloss Tr. nicht 
ver~ichten. Daher ist es allerdings nicht ausgeschlossen, daß wir an ihm 
noch manche Schwankungen erleben werden. 
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III. {Schluß) 1). 

1. :!l-1. C. v AN WYHE, Socialisme tegen honger en ooriog. Amsterdam, 
.J. J. Bos, Brochurehandel S. D. P. 1916, 16 S. (3 cent). - 2. W. VAN RAvE
i,;•rEYN, Wereldoorlog, met een voorwoord van HENRIE'l"l'E ROLAND HOLS'l'. 
Zutphen, W. J. THIEME & Cie, 1916, 286 S. (F. 1.90). - 3. HENJUETTE Ro
r,AND HOLST-VAN DER SCHALK, De revolutionaire massa-aktie, een studie 
Rotterdam, W. L. & J. BRUSSE, 1918. 429 S. (1.20 F., geb. 1.90 F. -
4. H. H. v AN KoL, De komende vrede en de sociaal-demokratie. Amsterdam, 
N. V. ,,Ontwikkeling". 1916, 38 S. (10 cent; auch in deutscher Sprache : 
Der kommende Frieden und die Sozialdemokratie). - 5. P. J, TROELSTRA, I 
De Stockholmsche Conferentie, haar werk en beteekenis, met als bylage 
het manifest der rfeutrale delegaties aan de socialisten der oorlogvoeren1le 
landen. Amsterdam, N. V. ,,Ontwikkeling", November 1917, 32 S. (121/2 cent). -
<5. Derselbe II, De revolutie en de S. D. A. P. Ebenda, 1919. 12r, S. 
(F. 1.10). 

Die drei erstgenannten Schriften stammen alle aus kommunistischer Feder. 
Die drei andem sind von zwei Führern der (größeren) S. D. A. P. verfaßt worden. 

Die Broschüre VAN WYHES (vgl. Archiv VJII S. 436) betont den ab
solut antimilitaristischen Standpunkt „kein Mann und kein Heller", der zu
mal in der Jetztzeit Geltung habe (S. 4), und ruft die Masse auf, erstens 
der kleinen Bande von Aushungerern, Kriegsdiplomaten und Spekulanten ihre 
Massenzahl deutlich und zwingend zu zeigen, wie solches auch in der großen 
Revolution geschah, und zweitens zur Dienstverweigerung überzugehen, überall 
dort, wo der Iiuperialismus am verwundbarsten ist: in den Munitionsfabriken, 
jm Transportwe~en, in der Kaserne, in der Metallindustrie (S. 14). 

Das Buch ßes ~r. VAN RAVESTEYN (vgl. Archiv VI S. 320, 324, 327), 
iiilie Sammlung 'von Während und jedesmal nach Anlaß der Kriegsereignisse 
.geschriebenen Aufsätzen aus der Zeitschrift De Nie u w e T y d (nebst einigen 
aus dem Wochen- - spitter Tageblatt De Tribune) prätendiert, nur Jour
nalistik zu sein (Vorwort S. X). Die Arbeit wird vielleicht am unpartei
ischsten gewürdigt, wenn aus dem „Wort zur Einführung" der Frau ROLAs11 

1) Die Veröffentlichung des II. Stücks dieses Sammelreferats ist während 
-des Krieges durch die Zensur nicht zugelassen, und so auch die Abfassung 
des vorliegenden Stücks aufgehalten worden. 
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HOLST etwas entnommen wird: Diese Aufsätze seien für jeden revolutionären 
Sozialisten, der zwar den Imperialismus in seinen allgemeinen Tendenzen durch
schaut, aber -die Einzelheiten seiner Entwicklung und Erscheinung nicht selh
stä.ndig und gründlich studiert hat, eine ·Quelle reicher Belehrung ; finde man 
doch in denselben zwei, jedes an sich schon seltene, Dinge vereinigt: deu 
weltpolitischen,, Gesichtspunkt und die weltpolitischen Ausblicke, wodurch der 
le/)zte Krieg jJäe!!m\ll mit f~üheren Kriegen der kapitalistischen Ära_, ins
besondere mit den Kriegen des 18. Jahrhunderts, verglichen wird; der 
Verf. vereinige in sich die Gaben des Historikers wie MEHRING und des Kenners. 
der kolonialen Expansionspolitik, wie RADEK; die Aufsätze seien nicht bloU 
für Sozialdemokraten, sondern für alle diejenigen geschrieben,_ die die entsetz
lichen Ereignisse unserer Zeit mit Hilfe des ökonomischen Determinismus 
zu begreifen wünschen; der revolutionäre Sozialist jedoch werde noch 
etWJllil mehr als besseres Begreifen daraus schöpfen ; die Stärkung der 
Überzeugung, .daß nur die sozialistisch gerichtete Massenaktion imstande ist, 
die Erde vom .al)ti-menschlichen ökonomisch-politischen System des Imperia
lismus .zu befreien . 

. Das Buch der Frau ROLAND-HOLST selbst (vgl. Archiv VI S. 316, 
319, 322, 32.6, 329, 332, VIII S. 432) bezweckt wohl Ähnliches. Es war 
schon fertig, als Febmar 1918 iu Rußland die Revolution schon, in Deutsch
land jedoch - noch nicht stattgefunden hatte. Als Mischung von Geschichts• 
schreibung -und Prophezeiung wäre es wohl am besten von Fachhistorikern 
zu würdigen. Einern ausführlichen historischen Überbßcke, der im späten 
Mittelalter anfängt und als letztes Ereignis die russische Revolution besprich·t, 
reihen sieb &troohtungen über.Bedingungen, Methoden und Zwecke der revo
lutionären Massenaktion an; die Aussichten derselben finden sich in einem 
Schlußkapitel. 

Es ist fraglich, ob die Verf., die selbst voller Leidenschaft iu der Mitte 
des Kampfes steht und strebt, in gebührendem Maße konsequent geblieben 
ist. S. 8 gibt sie ein Kriterium zur Unterscheidung zwischen revolutionären 
und reaktionären Massenaktionen: revolutionär seien dieselben in jedem Falle, 
wo sie die gesellschaftliche Entwicklung :fürdern, d. h. die menschliche Herr
schaft über die Natur steigern und dazu wirken, um die der sozialen und 
geistigen Einigkeit der Menschen im Wege stehenden, ·Scheidungen aufzu
heben; im umgekehrten Falle seien sie . reaktionär. Dennoch nennt sie 
die Bauernaufstände des 15. Jahrhunderts revolutionär, obwohl sie dieselben 
(S, 11 ff.) als massale Taten des Widerstands gegen die angefangene Ver
drängurig der Naturalwirtschaft durch die Geldwirtschaft' 1erklären wilt. 

Ihre Sympathie für revolutionäre "Massenaktipnen braucht kaum hervor
gehoben zu werdep. B~inerkenswert ist, daß sie auch deren Fehler sieht: 
sie spricht vom "Blitzstrahl der historischen Intuition", der den Massen ge
schenkt sei, und von der Verstärkung des emotionellen und begehrenden 
Könne11s in der Kollektivpsy-che, aber -danaben wird-Voa .ihr -anerkannt, ~aß. 
die rein -vernünftige Kritik und das Räsonnement geschwächt werden; Zweifel 
wiirde j~ eine kritische und räsonnierende Masse völlig lähmen; nur wo die 
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logische Urteilskraft in den Hintergrund des Bewußtseins zurückgedrängt 
ist, gebe es Platz für den revolutionären Elan. Jedoch glaubt sie, dieser 
Fehler sei im Abnehmen begriffen dadurch, daß je liinger, je mehr die Führung· 
der Massen festen ökonomischen oder politischen Verbindungen zufällt, 
in denen der bewußte Wille und die räsonnierende Vernunft iiberwiegen 
(S. 371 ff). 

Es seien noch einige Äußerungen dem inhaltsreichen Buche entnommen: 
Die Arbeiterklasse soll von der Einsicht durchdrungen werden, die sozia

listitsche Gesellschaftsordnung könne erst dann zustande kommen, wenn die 
ilbergroße Mehrheit der Bevölkerung dem Sozialismus gewonnen ist (S. 406). 

Die sozialistische Revolution, "die die org·anisierte Freiheit ist", könne 
den Terrorismus nicht gebrauchen,, ohne daß sie mit ihren eigenen Prin
zipien in Widerspruch ger!it tS. 406); die Ausschreitungen des mitlaufenden 
Lumpenproletariats seien jedoch oft unvermeidlich (S. 408); die Arbeiterschaft 
könne die neue Welt der Brüderschaft nicht dadurch realisieren, daß sie 
den Imperialismus in dessen eigenen Gewaltmitteln und Vernichtungsnrnthodcn 
übertrifft; die Gewalt der Waffen könne daher im Kampf der Arbeiterklasse 
nur ein akzessorisches Mittel, z. B. zm• Prüfung der beiderseitigen Rr!ifte (wie 
in der russischen MärzrP.volution von 1917) sein (S. 405, 410). 

Die Bedeutung der Führer sei in der Übereinstimmung ihres Wollen8 
und Strebens mit denen der Masse verwurzelt, deren Zwecke ihr von de11 
Führern klargemacht werden sollen; der Einfluß der Führer werde also vom 
organischen Wesen der Masse, von deren bewußten und unbewußten Gedanken, 
Gefühlen und Gewohnheiten begrenzt. Das Verhältnis zwischen Filhrer und 
Masse sei ein solches beiderseitiger Abhängigkeit und fortwährender Wechsel
wirkung. Niemals könne der Führer unbeschr!inkt die geistige Orientierung· 
der Masse beeinflussen (S. 390). 

In der Broschüre v AN KoLs wird die Uberraschende Ähnlichkeit zwischen 
dem Mindestprogramm des "Anti-Oorlogsraad·' und der sozialistischen „Zentral
organisation für einen dauernden Frieden'; (abgedruckt Archiv VI S. 336) 
hervorgehob,en. ,,Glaubt man nicht die Resolution des französischen Partei
kongresses -vom Januar 1915 zu lesen, oder die der Konferenz von Kopen
hagen (Januar 1915), der Neutralen zu Stockholm (April 1916), der sozia
listischen Parteien der Entente-Länder in London (Februar 1915) und der 
Deutschlands und Österreichs in Wien (April 1915), sowie ... der sozialistischen 
Frauen in Bern, die alle die Gewalt der Waffen internationalen Vereinbarungen 
nnd dem Völkerrecht unterordnen wollen?" (S. 9). 

Ein Teil dieser Forderungen wird dann vom Verf. kommentiert (keine 
Annexion S. 9, Freihandel S. 14, obligatorische Schiedsgerichte S. 15). Vom 
Staatenbund handelt v. K. S. 17 ff,, der nicht als Ideologie bezeichnet werden 
dürfe: habe doch ,,die Schweiz den Beweis geliefert, wie unter den ungünstigsten 
Bedingungen, trotz großer Unterschiede in Sprache, Religion, Sitten und 
wirtschaftlicher Entwicklung, also trotz allerhand zentrifngaler Einflüsse, den
noch ein Bund freier Staaten auf föderativer .Gr.undlage möglich 1st ') ... 

1) Die zentripetale Kraft der geographischen Lage und der daraus er-
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Ist man erst einmal so weit, so ist das Hauptmotiv für Rüstungen ver
schwunden". 

Als eine der ökonomischen Folgen dieses Krieges erwartet v AN KoL einen 
wilder als je auflodernden Klassenkampf, denn alle Versuche, die stets stärker 
drückenden wirtschaftlichen,.Schwierigkeiten (die Bezahlung der Ausgaben 
und der Verwüstungen des Krieges, die Wiederherstellung der unterbrochenen 
Handelsbeziehungen und der Schiffahrt) zu beseitigen, ,,werden nur Flickmittel 
bleiben, die jedoch auf die Arbeiterklasse schwer drücken werden" (S. 21); die Re
gierungen werden auf dem Gebiete der Arbeitsverhältnisse mit aller Kraft ein
greifen und von den Unternehmern Opfer fordern müssen . . . Der Staatssozia
lismus sei im Anzug, _eine Reihe von Unternehmungen werden, auch angesichts 
der fiskalen Nöte, von Staatswegen betrieben werden müssen (S. 22); es sei die 
Aufgabe · der internationalen Sozialdemokratie, beim Zustandekommen des 
Friedens ihren Einfluß mit aller .Macht geltend zu machen. zur Verb.ütung, 
daß dem Krieg mit den Waffen noch ein ökonomischer folgt, dem -wieder 
einer mit den Waffen folgen würde (S. 81). 

In einem Schlußwort heißt es, die soziaUstische Kritik der heutigen 
gesellschaftlichen Ordnung habe sich als richtig erwiesen, ,,denn in letzter 
Instanz - sieht man von allen Nebendingen ab - liegt die Ursache dieses 
Weltkriegs in den wirtschaftlichen Klassengegensätzen der kapitalistischen 
Länder" (S. 32); in der prinzipiellen Haltung der Sozialdemokratie brauche 
also nichts verändert zu werden (S. 33); einige noch wenig behandelte Fragen 
solle sie jedoch untersuchen: u. a. die Kolonialpolitik, einen der am tiefsten 
eingreifenden Faktoren in der Weltgeschichte der nächsten Zukunft (S. 35), 
und die internationale Regelung der Arbeiterschutzgesetzgebung (S. 36). 

TROELS'l'RA (vgl. Archiv VI S. 315, 319, 320, 326, · 330, 332, 334-336) 
hielt am 26. Oktober 1917 in einer Versammlung· der Amsterdamer Föderation 
der, S. D. A. P. eine Rede über das Werk von Stockholm, obwohl der Augen
blick noch nicht gekommen sei, um eine erschöpfende Geschichte dieser Kon
ferenz zu schreiben, wovon jedoch die Daten alle bestehen (I S. 7). Er teilt mit, 
daß in Bälde die Memoranden erscheinen werden und diiß ein objektiver 
Zentralrapport aus den Rapporten der Parteien verschiedener . Länder zu
sammengestellt ist; außerdem habe. das führende Komitee nach eigener· An
sicht aus diesen verschiedenen Memoranden eine Art Programm für einen 
Verständigungsfrieden destilliert, nicht als eine Reihe feststehender Formeln, 
sondern als geeiguete Grundlage _zur Verständigung zwischen den Sozialisten; 
,,Abänderung· dieser Formeln ist also sehr möglich" (1 S. 9 und 14). 

Bei der Beantwortung der Frage, welche nun die Resultate von Stockholm 
gewesen seien, behauptet der Redner erstens, der sogenannte Tod der Inter
nationale sei zu einem Märchen erklärt worden (l S. 10); weiter habe Stock
holm für den Frieden Großes geleistet; zwar seien (sehr natürlich!) noch 
nicht alle Parteien wieder zum brüderlichen Zusammenarbeitea gebracht 

sprießenden Interessengemeinschaft dem feindlichen Ausland gegenüber wird 
hier rn. E. voni Verf. beträchtlich unterschätzt. Für die Entstehung der 
schweizerischen Einheit scheint mir dieser Faktor wirhtig. Y. B. 
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worden, aber e;. haue sich doch schon etwas geändert, die Befreiung der 
Geister habe 8chon ·angefangen, die Politik in den voranstehenden krieg
führenden Ländern sei beeinflußt und neue Kr!Lfte gegen Imperialismus und 
Annexionismus seien überall mobilisiert worden (1 S. 12); für Rußland habe 
Stockholm die Hoffnung des Friedens gebracht, dessen die russische Revo
lution an allererster Stelle bedürfe (I S. 13). Stockholm sei nicht mißlungen, 
aber gelungen ist es in Betreff des zustandezubringenden Friedens ebensowenig 
und ob es gelingen wird, dafür habe die nächste Zukunft den Beweis zu 
erbringen (1 S. !a). Das Prinzip der Sicherstellung des Lebens und der Au
tonomie jeder Nationalität im Staate wird ausclrücklich betont (I S. 18), Der 
Hauptpunkt eines dauerhaften Friedens sei jedoch ökonomischer Natur (S. 19) 
nnd mit den Interessengegensätzen zwischen den Völkem (Beschaffung von 
Rohmaterialien, Absatzmärkte) solle durch die internafionafo Sicherstellung 
der ökonomischen Expansionsmöglichkeit jedweder Nation aufgeräumt werden 
(I S. 20). Der absolute Antimilitarismus wird, angesichts der geographischen 
Lage Hollands, zwischen schwer bewaffneten Großmächten, abgelehnt (I S. 21). 

Im allgemeinen seien die Fordemngen Stockholms derart gefallt, daß 
auch die Mehrheitsparteien für dieselben zu gewinnen sind ; daher werde 
z. B. nicht die Revolution vor dem Frieden gefordert; Revolution sei auch 
etwas ancleres als Aufstand, sie sei ein politischer Begriff, die allmählicht> 
Gewinnung der ·Macht über Staat und Gesellschaft durch das die Stelle der 
herrschenden, besitzenclen Klasse übernehmende Proletariat (I S. 23). Bisher 
sei diese Grundlage Stockholms reell; es sei aber im voraus nicht zu sagen, 
wie lange dies dauern kann; ,,Stockholm ist nicht ein Ding, das auf der 
Ewigkeit gebaut ist; wenn es möglich sein wird, soll es bald geschehen"; 
sonst drohen Revolution, Anarchie, Konterrevolution (1 S. 27, 28). 

Die Broschüre enthält als Beilage das Manifest der Delegationen der 
neutralen Länder in Stockholm · an die der Internationale angeschlossenen 
Parteien. 

Die zweite Arbeit TROELSTHAS besteht aus einer Reihe von Aufsätzen, 
die in der Socialistische Gids von März bis August 1919 erschienen 
sind und die der Verf. Dezember 1918 zu schreiben anfing; mit der Ver
öffentlichung wurde erst ein Beginn gemacht, nachdem Dr. T. der internationalen 
sozialistischen Konferenz in Bern (Februar 1919) beigewohnt. hatte. Die Auf
sätze haben · den Zweck, die moclerne Arbeiterbewegung in Holland geistig 
vorzubereiten auf die Konsequenzen, die von der europäischen Revolution 
auch für dieses Land zu erwarten seien. Inzwischen hat der Ostemkongreß 
1919 der S. D. A. P. demgegenüber schon Stellung genommen in einer, mit 
der gleichzeitig von der französischen sozialistischen Partei genehmigten 
Resolution sachlich übereinstimmenden, Einheitsresolutiou ("eenheidsmotie"). 
Man könne daher diese Aufslitze als einen (zwar persönlichen) Kommentar dieser 
Resolution betrachten (II· Vorwort S. 1). 
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PoN1'US FAHLBECK, Klasserna och Samhället. Stockhohn, P. A. Norstedt & 
Söners; Förlag 1920. 8°. XI-419 S. (18 Kronen). 

Der Altmeister der schwedischen Staatswissenschaften, der Gründer und 
vieljährige Leiter der „Statsvetenskaplig Tidskrift", Professor PoNTUS FAHL
BECK in Lund, hat ein groß angelegtes Werk über Natur und Ursprung der 
Klassen und ihre gesellschaftlichen Funktionen angefangen. Der jetzt er
schienene erste Teil behandelt den Ursprung der Klassen und ihre Entwicke
lung in einem erstep Zyklus, der mit der Antike 'sein Ende findet; in einem 
weiteren zweiten Bande sollen die parallelen Vorgänge des Mittelalters und 
der neueren Zeit dargestellt werden und endlich in einem dritten Schluß
bande die heutige Klassengesellschaft und die Zukunftsaussichten der Klassen 
aualysiert werden. 

Schon vor mehr als einem Vierteljahrhundert hat F. in dem kleinen 
Buche „Stände und Klassen" {,,Ständ och klasser", Lund, 1892) eine erste Orien
tierung auf dem schwierigen und wenig behandelten llebiete versucht; jetzt 
will er mehr als nur einen Versuch, er will eine wirkliche Theorie nnd Ge
schichte der Klassen geben. 

Unter „Klasse" versteht F. dabei ein Zwiefaches. Er,tens ist ihm die 
Klasse ein Genusbegriff für alle festen, sozialen Schichtungen; zweitens aber 
auch ein Speziesbegriff, der eine bestimmte Art der sozial_en Schichtung dar
stellt, etwas was sich von „Stand" und "Kaste" deutlich unterscheidet. Dieser 
zwiefache Gebrauch des Wortes hat aber schwere Übelstände herbeigeführt. 
Der Verf. ist zu einer klaren, einheitlichen Definition des Begriffes nicht 
gekommen. Man fragt sich immerfort: was bedeutet jetzt. eigentlich "Klasse?", 
und aus dieser Verschwommenheit erwachsen nicht nur Schwierigkeiten für 
den Leser; auch der Verf. selbst und die ganze Anlage des Buches leidet 
unter dieser Unklarheit. 

So findet F. im Priesterstande der primitiven Gesellschaft die erste 
"Klasse", die weit' älter als der Adel sein soll. Die ersten Ansätze zu Klassen
bildung entspringen demnach nicht etwa ökonomischen- oder politischen Ver
hältnissen, sondern religiösen. Dies mag- natüdich insoweit richtig sein, als 
Schamanen oder Angakoks innerhalb ihrer Stämn10 tatsächlich „eine beson
dere soziale Stellung einnehmen; eine besondere „Priesterklasse" dagegen 
findet sich nur bei ganz wenigen Völkerschaften. Im allgemeinen entwickelt 
sich der primitive Priesters t an «!, nicht zn einer "Klasse" im prägnanten Sinne 
des Wortl!s. 

Die rein historische Darstellung, die auf eine genaue begriffliche Analyse 
verzichtet, ergibt demnach meines Erachtens, daß man aus dem Buche Fs., 
keine theoretische Förderung bekommt. Eine Fülle feinsinniger Einzelbeob
achtungen dagegen macht die Lektüre des Werkes zu einer ungemein ge-
nußreichen und lohnenden. Env. BULL (Kristiania). 



Literaturbericht. 419 

L. D. AARFLO't' und N. W .. RoosTAn, Industrilandet Norge. Kristiania. 
H. Aschehoug & Co,. 1919. 151 S. (9 Kronen). 

Norwegen war von altersher ein ausgesprochenes Bauernland und erst 
spät hat die industrielle Entwickelung hier ernstlich eingesetzt, dann aber 
mit um so größerer Schnelligkeit. Erst die Ausnutzung der mächtigen 
Wasserkräfte des Landes - hauptsächlich seit dem Jahre 190ö - hat eine 
wirkliche Industrialisierung der norwegischen Gesellschaft herbeigeführt; in 
diesem letzten halben Menschenalter aber ist eine ökonomische Re_volution 
von gewaltigem Umfang über das Volk tatsächlich h~reingebrochen. 

Die Verf. der vorliegenden Schrift sind heide hohe Beamte der g-rößten 
Arbeitgeberorganisationen des Landes nnd von festem Glauben an dit\ 
große industrielle Zukunft Norwegens beseelt. Was sie in ihrem Buche 
geben wollen, ist eine Darstellung der ungeheuer schnellen industriellen 
Entwickelung des Landes, der jetzigen industriellen Situation und der 
Zukunftsmöglichkeiten - alles hauptsächlich zahlenmäßig erfaßt. Dal~ 
das Bild in · etwas zu hellen Farben gehalten ist, kann nicht wunder
nehmen; das ließe sich aus den Voraussetzungen der Verf. schon im vorau,i 
schließen; in der- Hauptsache ist aber, was hier über die Stellung der Industrie 
gegenüber der Landwirtschaft, der }'orstwirtschaft und den Fischereien, über 
Einfuhr und Ausfuhr usw. gesagt wird, zweifellos richtig und die Bearbei
tung des statistischen Materials sachlich und wertvoll. Es wird hier tatsäch
fich die erste wirkliche Beschreibung des „Industrielandes Norwegen" geg-eben; 
reiche Belehrung kann aus diesen Teilen des Buches geschöpft werden. 

~'Ur denjenigen aber, der sich über die Arbeiterverhältnisse in der nor
wegischen Industrie unterrichten· will, ist das Buch so ziemlich wertlos. Die 
Verf. zeigen eine fast unglaubliche Unkenntnis der Arbeiterbewegung; die 
ganze sozialistische Ideologie ist ihnen völlig fremd. So wird eine sozia
listische BroschUre, die eine kurze Zusammenfassung der MARxschen Preis
lehre enthält, als eine· gänzlich neue und einleuchtend falsche Lehre abge
fertigt - und die Darstellung der tatsächlichen LebensverhältnisRe der 
Arbeiter tendenziös gefärbt;· beispielsweise wird es versucht, zu beweisen, 
daß die Industriearbeiter im letzten Menschenalter eine stetige Besserung 
ihrer Stellung erlangt haben, indem die Verf. anführen, daß der durchschnitt
liche Jahreslohn in den Jahren 1897-1915 um 66.4% gestiegen ist; dabei 
wird aber vergessen, daß nach den Indes:zahle~ des „Economist" - die im 
allgemeinen auch für Norwegen Gültigkeit haben - das allgemeine Preis
niveau genau dieselbe Steigerung erfahren hat, daß also der Reallohn in 
diesem Zeitraum tatsächlich nicht gewachsen ist, 

Die Verf. bauen ganz naiv ~Cden gewöhnlichen, privatkapitalistischen 
Voraussetzungen; ihre Begriffe von Nationalvennögen und Nationaleinkommen 
sind nicht sozi!Wl-ökonomisch durchgedacht; alles wird einseitig. vom Unter
nehmerstandpunkt aus betrachtet. Das Buch darf daher nur mit Vorsicht 
gebraucht werden, kann aber unter dieser Voraussetzung in gewissen 
Beziehungen gute Dienste leisten. Eov. BULL (Kristiania). 
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ÜSWALI> SPENGLER, Preußentum und Sozialismus. Müuchen (C. H. Becksche 
Verlagsbuchhandlung, 1920. 8°. 99 S. (~,20 Mk.) 

SP. kennt das Proußentum. Er hat dessen.Wesen durchdacht und durch-
•' ' . 

fühlt und liebt es nun in den Tagen des Unglücks, mit. he,ißeren Instinkten, 
als selbst HEINRICH VON TRErrscHKE und Gus-rAv VON SCHMOLLER in den 
Tagen des Glücks es liebten. Für SP. bedeutet .das Preußentum den Inbe
griff aller deutschen Tugenden: unbeugsamen Pflichtgefühls, selbstlosester 
Einordnung, klarsten Tatsachensinns, kraftvollster Enei:gie, mannhaftester Selbst
zucht, hingebungsvollsten Gemeinsamkeitsgefühls. Es sind dies - wie man 
sieht - sämtlich Tugenden und Vorzüge, die ein Volk ganz besonders zur 
Schaffung und Erhaltung eines idealen Staates befähigen und tatsäc!Jlich hat 
ja schon P0EHLMANN im preußischen Staate die Erfüllung des PI a tonis eh en 
Staatsideales gesehen. SP. aber erblickt. in diesem "Meisterstück von Staat" 
·- mit Recht - die eigenste Schöpfung des deutschen Volkes, ihm ist sein 
Preußen ein wirklicher Staat in der anspruchvollsten Bedeutung des Wortes, 
ein Staat, in dem es, strenge genommen, keinen Privatmann gibt, da jeder, 
der innerhalb des mit der Exaktheit einer gut-en Maschine arbeitenden Systems 
lebt, ihm irgendwie als Glied angehört. So nähert sich dies Preußen oder 
so näherte sich wenigstens da11 alte Preußen jedenfalls am meisten von allen 
Staaten dem SP.schen Staatsideal: der sozilJ,listischen Monarchie, "in der jeder 
nach seinem sozialistischen Rang, seinem Talente zur freiwilligen Disziplin 
aus innerer Überlegenheit, seinem organisatorischen Können, seiner Arbeits
kraft, Gewissenhaftigkeit und Energie, seinem intelligenten Gemeingefühl den 
ihm zukommenden Platz erhält", der „die allgemeine Arbeitspflicht und dar
aufhin eine berufsständische Gliederimg, die zugleich Verwaltung ist und 
einen obersten Verwaltungsrat statt des Parlamentes besitzt; wo alle arbeiten, 
Offiziere, Beamte, Bauern, Bergleute" (S. 66). 

Nun erkennt man freilich nicht ohne weiteres, was an dieser sozialistischen 
l\!onarchie sozialistisch ist. Denn bisher galten -· wie man weiß - als 
sozialistisch nm jene Theo1ien und Massenbewegungen, die in bewußtem 
Gegensatze .tmm Sondereigentum als der überlieferten Grundlage unserer 
herrschenden Gesellschafts-, Wirtsrbafts- und Rechtsordnung den Neuaufbau 
tler letzteren auf Basis des Gemeineigentums fordern und anstreben (GRÜN
BERG), zum mindesten aber die Aufhebung des Privateigentunis an den Pro
duktionsmitteln und den Ersatz durch ein irgendwie gemeinschaftlich oder 
genossenschaftlich organisiertes Eigentum verlangen. (PHU,IPP0VICH,) Es 
könnte !}aber als sozialistisch doch auch nur jener Staat gelten, in dem 
wenigstens diese Umwandlung von Privat- ins Gemeineigentum durchge
führt ist. 

Für SP. aber liegt die Sache ganz anders. Ihm ist das Werk von KARL 
MARX nur tote Literatur, die Internationale eine Internationale der Schlag
worte. Als Soziali1mus aber bezeichnet er - zunächst ganz im allgemeh:ien 
- · einen nach außen gewandten, pQlitiscben, sozialen, wirtschaftlichen In- · 
stinkt realistisch angelegter Völker, in dem der alte faustische. Wille zur 
Macht, zum Unendlichen· in dem furchtbaren Willen zur unbedingten Welt
herrschaft und in der Entschlossenheit weiterlebt, durch die Mittel faustischer 
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Technik und Erfindung das Gewimmel der Menschheit zu einem Ganzen zu 
schweißen (S. 23 f.). 

Als Träger dieses furchtbaren Machtwillens aber erscheint Sl'. eine über
persönliche streng disziplinierte Gemeinschaft, die aufgebaut ist auf dem ge
staltenden Gegensatz: Bef$len und Gehorchen, die getragen wird durch das 
sittHche Gebot: ,,Tue deine Pflicht, indem du arbeitest~, und die sich als Ziel 
nicht das Gliick der einz~lnen, sondern das des Ganzen setzt. Und wie die 
Roziale, so ist auch die Wirtschaftsordnung nach diesen Grundslitzen gestaltet. 
Auch hier, auch bei der Gtitererzeugung uhd Verteilung sind Rechte und 
Pßichten der einzelnen genau umgrenzt, erhält jeder Arbeiter wie jeder 
Unternehmer den Charakter eines Heamten; auch hier ist die Arbeit eine 
Pflicht der Gesamtheit gegenüber, wobei der Lohn für jede Art von Arbeit 
nach Maßgabe der wirtschaftlichen Gesamtlage ebenmäßig abgestuft und von 
einem Wirtschaftsrate nach den Interessen des Gesamtstaates bemessen 
wird; auch hier ist das Ziel nicht die Bereicherung des einzelnen, sondern 
des Ganzen. 

Der Weg zu diesem Ziel scheint Si'. nicht allzu beschwerlich zu sein. 
Es gilt für ihn nur, unter sorgfältiger Schonung des Eigentums und Erb
rechts die gesamte Produktivkraft in ihrer Form der Gesetzgebung zu unter
stellen, die persönliche Unternehmungslust, das Talent, die Energie aber wie 
den Geist eines geübten Schachspielers unter Regeln und mit der Willens
freiheit, die gerade die Beherrschung der Regeln gewährt, arbeiten zu lassen 
(S. 89). Auf diesem Wege würde sich dann die langsam in Jahrzehnten sich 
vollendende Verwandlung des Arbeiters in einen Wirtschaftsbeamten, des 
Unternehmers in einen verantwortlichen Verw a I tun g s beamteu mit seht
weitgehender Vollmacht, des Eigentums in. eine Art erblichen Lehens im 
Sinne der alten Zeit vollziehen, womit die Sozialisierung im Sinne SP.s durch
geführt wlire, 

Der grundlegende Unterschied zwischem diesem SP.schen Sozialismus und 
dem, was mail bisher unter Sozialismus verstand, liegt klar zutage. Der 
Sozialismus alten Stils beruht auf dem im Christentum für alle Zeiten fest 
verankerten Gedanken der Gleichheit aller Menschen. SP. aber legt seinem 
Sozialismus den Gedanken der durch die Verschiedenheit der Anlagen und 
der Ausbildung begründeten Ungleichheit der Menschen zugrunde. Man kann 
daher gewiß seine Ideale in dem einen oder dem andern Sozialismus erfüllt 
sehen, aber man kann nicht den einen dem andern gleichsetzen. Es muß 
vielmehr zu argen Begriffsverwechslungen führen, wenn man sie mit dem 
gleichen Namen benennt. SP. freilich hilft sich mit der Behauptung-, daß 
der Sozialismus in jedem Lande etwas anderes, sein preußischer, sein "autori
tativer" Sozialismus aber der einzig wirkliche, der einzige vom Blute des 
Volkes, das ihn erlebt, genährte sei. Den Beweis für diese Behauptung kann 
jedoch weder · SP. noch sonst jemand erbringen. Die Zukunft erst kann 
lehren, ob in Sr.s autoritativem Sozialismus oder in dem, was man bisher 
Sozialismus nannte, die treibenden Kräfte der weiteren geschichtlichen Ent
wicklung rnhen. Nicht Preußentum und Sozialismus, Preußentum oder 
Sozialismus wird dann die Losung sein. JuLius BUNZEL (Graz). 
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FrtITZ GERLICH, Der Kommunismus als Lehre vom Tausendjährigen Reicl1.' 
München, Hugo Bruckmann, 1920. 8°. 275 S. 
In dieser Schrift wird der Versuch unternommen, 'den Kommunismus, so 

wi; er von MARX und EN<:ELs begründet wurde und neuestens von den 
bolschewistischen Theoretikern vertreten wird, als den letzten Ausläufer jenes 
philosophischen Chiliasmus zu erklären, der nacl1 G. die Lebensidee des 
deutschen Volkes bildet nnd der in den großen Männern der deutschen 
Klassik: LESSING, KANT, FICHTE, HF.GEL, seine bedeutendsten Vertreter 
findet. Die Geschichtsphilosophie des Marxismus erscheint so als eine bloß 
„materialisierende Umdeutnng der Geschichtsphilosophie, wie sie mit unserer 
klassischen Zeit einsetzte". Indem G. deu Kommunismus als eine Spielart 
der Lehre vom Tausendjährigen Reich deutet, faßt er ihn als religiöse Be
wegung auf, die unmittelbar aus der Seelennot unserer Zeit geboren wurde . 
. Er nennt den Kommunismus geradezu einen „Versuch zu einer neuen 
Religion". 

Der Chiliasmus stammt aus der jiirlischeu Messiasidee. 1<:r ist der Glaube 
an P.ine sichtbare Wiederkunft Christi, der dann ein tausend Jahre dauerndes, 
irdisches Reieh der Guten und Gläubigen, - das „Paradies auf Erden" -
aufrichten werde, nachdem er die Herrschaft des Bösen vernichtet bat. Alle 
Cbiliastcn, wie die Wiedertäufer, Rind Kommunisten und sehen - im Wider
spruch zu der christlichen Auffassung von der Immanenz des Bösen, das 
innerlich zu überwinden sei - in den äußeren Umständen das Werk des 
Teufels. Sie sind daher prinzipiell RHolutionäre und für den Umsturz der 
bestehenden äußeren Ordnung. Im Zeitalter d,•.s Rationalismus verliert ·der 
Chiliasmus sein spezifisch christliches Gewand und wird zu einer philo
sophischen Entwicklungslehre. ,,Auf den Schultern dieses philosophischen 
Chiliasmus des 18. Jahrhunderts, der ihm durch FICHTE, HECEL, SAINT
SmoN, WEITUNG u. a. vermittelt wird, stehen ~IAnx und sein Genosse 
ENHELS". 

G. versucht nnn im einzelnen den marxistischen Kommunismus als eine 
Erlösungsreli1?:ion und zwar als eine Erlösungsreligion der Diesseitigkeit, der 
irdischen Glückseligkeit nachzuweisen. Wie die christliche Lehre an den 
Anfang der Menschheitsentwicklung das „Paradies" stellt, das am Euqe -
im Tausendjährigen Reiche - wiederkehrt, so nimmt der Marxismus eine 
~urwiichsige kommunistische Gesellschaft'· an, in der das böse Prinzip, der 
Klassenkampf noch nicht bestand, um die Menschheitsentwicklung in diesem 
paradiesischen Zustand der kommunistischen, klassenlosen Gesellschaft wieder 
enden zu lassen. Wie die christlichen Chiliasten, so nimmt auch der Marxismu~ 
an, daß der Mensch an sich und ursprüngiich gut sei, daß nur die äußeren 
Umstände, der Kapit.alismus, ihn schlecht machen; und daß er daher mit · 
Wegfall der kapitalistischen Prod.nktionsweise wieder in ·den Stand der natür
lichen Giite zurückkehren werde .. · Ohne diese Annahme wäre die Verheißung 
des Marxismus unmöglich, daß nach Überwindung des Kapitalismus und 
des auch durch ihn bedingten Staates ein staatsloser Zustand völliger Frei
heit, eine von jedem äußeren Zwange befreite Gemeinschaft eintreten 
werde, deren produktive Kräfte trotz 1fcs mangelnden Zwanges ein'e 
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ungeheuere Steigerung erfahren werden. Auf diese utopische Gründung 
der materialistischen neschichtsauffassung weist G. besonders hin. Gerade 
an diesem Punkte ist die Parallele zwischen Marxismus und Chiliasmus, der 
Hinweis auf den ,.sündenlosen Jl[enRchen" ~nd das „Paradies auf Erden", von 
großem Interesse. Diese Parallele führt G. auch sonst zu wertvollen Ein
sichten. Er zeigt als die Person des vom Marxismus verheißenen ErHisen; 
das Proletariat auf. Und man muß tatsächlich zugeben, daß in der marxi-
8tischen Iueologie - sehr im Widerspruch freilich zu den „wiHsenschaftlichen" 
Tendenzen MARxens - die Personifikation und Hypostasierung dieser öko
nomischen Kategorie des Proletariates bis zu einem Grade gediehen ist und 
vor allem mit einer solchen ethischen Wertbetonung auftritt, daß der Ver
gleich mit dem Messias nicht abzuweisen ist. Zumal in den populä.ren 
Darstellungen, die sich an die breite Masse wenden. Auch was G. über den 
Ursprung der Erlöserkraft dieses Messias und seiner Fähigk!)it für das 
Erlöserwerk sagt, enthält manches Zutreffende für die Psychologie des Mar
xismus. Speziell, wenn au( die eigenartige Gefühlsbetonung aufmerksam 
gemacht wird, in der die Worte „Revolution" und „revolutionär" auftreten. 
„Sie sind geradezu an Stelle des Begriffs der religiösen Erleuchtung und der 
religiös Erleuchteten getreten, nach Analogie der ,Heiligen' der großen 
englischen Revolution. Die ,Revolution' ist eine mystische Kraft, ein Zustand 
der ekstatischen, d. h. erhobenen Seele ... , d. h. <lie lfästase ist der Seelen
zustand, aus dem heraus die neue Zeit gestaltet werden soll, deshalb haben 
das revolutionäre Proletariat und überhaupt alle revolutionär Denkenden ein 
Vorrecht vor den anderen Menschen. Was revolutionilres Denken inhaltlich 
ist, wissen weder diejenigen, die es tun, noch ist es sonstwie ergrlindlich. 
Es ist eben die Ekstase, in der die Erleuchtung zuströmt. Wer ihrer teil
haftig ist, hat auch teil an der aus der naturgesetzlichen Entwicklung stam
menden Erlöserkraft des Heilands Proletariat. Es ist deshalb auch berechtigt 
zur Diktatur" (a. a. 0. S. 34). 

Deutlicher als in den klug zurückhaltenden Werken von l\IAnx selbst 
tritt der chiliastische Charakter des Kommunismus in den mehr auf den 
temperamentvolleren ENGELS gestützten Schriften der Bolschewiki zum Aus
druck. G. führt hier zusammenfassend aus: "LENIN stellt uns also vor die 
folgende Sachlage. Er glaubt, d. h. er weiß nach der MARXschen ,VorauH
sehung', nämlich Offenbarung über den Gang der Menschheitsentwicklung, 
daß der Heiland Proletariat eines Tages aufstehen und das Paradies auf 
Erden - ,die höhere Phase der kommunistischen Gesellschaft' - aufrichten 
werde. Den Zeitpunkt dieser Errichtung des Paradieses auf Erden weiß er 
allerdmgs nicht. Nur kennt er den, der es herbeiführen wird, nämlich den 
Diktator Proletariat. Daß aber das Paradies auf Erden kommen wird, das 
weiß er ganz gewiß. - Der christliche Chiliasmus weiß, daß der Heiland 
Christns eines Tages wiederkommen nnd das Paradies auf Erden, das Tausend
jährige Reich, aufrichten wird. Wann dieser Zeitpunkt eintreten wird, weiß 
er nicht; Dagegen weiß er, daß der Heiland Christus als Herrscher ein 
irdisches Reich der Seligkeit aufrichten wild. Daß aber das Paradies auf 
Erden kommen w'ird, das weiß auch er ganz gewiß". 
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Sehr interessant ist anch der Vergleich, den G. zwischen dem individua
listisch-anarchistisch orientierten Kommunismus LANDAUERS, dem "schwärme-· 
rischCD" Sozialismus,. und der .Ideenwelt der christlichen Schwärm.erkirchen 
speziell mit Bezug auf die Lehre vom erneuerten Pfingstwunder dnrchftthrt. 
Der Appell an das innere Erlebni~, an den "Geist", der den 'einzelnen mit 
Sozialismus erfüllen soll, die Ablehnung des Staates und jeglicher Zwangs
ordnung, das steht in vollkommener Parallele zu der Aus~eßung des gött
lichen Geistes, zur Ablehnung .jeglicher Zwangskirche bei den christlichen 
Schwärmern. 

Daß eine politische Theorie wie der kommunistische Sozialismus in ihren 
psychologischen Voraussetzungen ~ahlreiche Berührungspunkte mit religiösen, 
insbesondere mit so z i a 1- religiösen Bewegungen, wie · der Chiliasmus, haben 
'muß, ist schließlich nicht verwunderlich. Der Vergleich würde viel von 
seiner paradoxen Wirkung verlieren, wenn man, umgekehrt, den Chiliasmus 
als einen sozialistischen Kommunismus aufzuzeigen· versuchte. Immerhin ist 
die Parallele in der Ideologie, in der Begriffsbildung beider Systeme auf
fallend genug. Der tiefere Grund dafür - und in dieser Richtung wllre die 
wertvolle Arbeit G.s zu ergänzen - liegt darin, daß zwischen politischem 
und religiös-theologischem Denken überhaupt, und · zwar speziell nach der 
logisch erkenntnistheoretischen Seite hin, . weitgehende Verwandtschaft 
besteht. Das zeigt sich vor allem bei den Zentralbegriffen beider Systeme: 
Staat und Gott. Personifikationen von Ordnungen, der Gesellschaft die eine, 
der Natur überhaupt die andere, drängen beide - in der naiven Anschauung 
der breiten Massen - zur Hypostasierung, werden beide zu rätselhaften, 
geheimnisvollen Wesenheiten, mit denen Staats-(Rechts)-lehre oder Theologie 
ihr Begriffsspiel treiben. Dafür, daß die Probleme der Theologie, wie sich 
leicht zeigen läßt, nur in einer geänderten Terminologie in der Staats
(Rechts-)lehre wiederkehren, liefern G.s Untersuchungen eine witlkommene 
Bestätigung, wenn sie auffallende Übereinstimmung zwischen einer speziellen 
politischen und einer religiös-theologischen Doktrin aufzeigen. Indem sich 
aber die Parallele G.s nur als ein besonderer F.all einer ganz allgemeinen 
Analogie von Politik und Religion, Staatslehre und Theologie herausstellt, 
verliert sie auch die polemische Spitze, die der Verf. gegen die MARX-
LENINsche Lehre richten wollte. HAN>! KELl'lEN (Wien). 

Mitteilung. 
An der Preußischen Staatsbibliothek in Berlin ist auf 

Anordnung des Ministeriums für Volksbildung eine Auskunfts
stelle für Sozialistische und Revolutions-Literatur einge
richtet worden. Die Auskünfte werden daselbst (Unter den Linden, 
2 Treppen, in der Kriegssammlung) erteilt von Ernst Drahn Dienstags und / 
Freitags 12-2 Uhr. oder auch schriftlich nach, auswärts bei Einsendung des 
Portos für die Antwort. 
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